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Mit dem vorliegenden Heft hat es 
PROKLA in den vergangenen 25 Jah- 
ren auf die stattliche Zahl von 100 
Ausgaben mit weit über 600 Artikeln 
gebracht. Gegründet wurde PROKLA 
unter politischen und wissenschaftli- 
chen Bedingungen, die sich von den 
heutigen erheblich unterscheiden. Stu- 
dentenbewegung und außerparlamen- 
tarische Opposition hatten mit ihren 
Forderungen nach einer Demokratisie- 
rung der Gesellschaft, den Protesten 
gegen den Vietnamkrieg und die Not- 
standsgesetze das Ende des »CDU- 
Staats« eingeläutet. Ende der 60er 
Jahre hatten große Teile der Protest- 
bewegung auch Marx, die Arbeiter- 
klasse und den Klassenkampf ent- 
deckt. In dieser Aufbruchphase wurde 
PROKLA gegründet - nachdem in der 
Redaktion der »Sozialistischen Poli- 
tik« eine SEW/DKP-nahe Minderheit 
die undogmatische Mehrheit mit ju- 
ristischen Tricks hinausgeworfen hat- 
te. Das Pathos der damaligen Auf- 
bruchstimmung drückte sich auch im 
Namen der neuen Zeitschrift aus: 
Probleme des Klassenkampfs. Zeit- 
schrift für politische Ökonomie und 
sozialistische Politik. Bereits in den 
70er Jahren wurde daraus das 
Akronym PROKLA und seit 1992 
lautet der Name PROKLA. Zeitschrift 
für kritische Sozialwissenschaft. Daß 
es sich bei diesem Namenswechsel 
nicht um die heute modisch geworde- 
ne Liquidation der eigenen Geschichte 
handelte, sondern um die adäquatere 


Bezeichnung eines Publikationspro- 
gramms, das sich nicht allein auf die 
früheren Eckpfeiler Klassenkampf, 
politische Ökonomie und sozialisti- 
sche Politik reduzieren ließ, ohne aber 
deren Bedeutung abzuleugnen (vgl. 
Editorial von PROKLA 86, März 
1992), dafür stehen die in der 
PROKLA veröffentlichten Beiträge . 

Wie sich PROKLA in den letzten 25 
Jahren inhaltlich entwickelt hat, zeich- 
net der Beitrag von Volker Lorek 
nach. Dabei wird nicht nur deutlich, 
welche Debatten in der PROKLA ge- 
führt worden sind, sondern auch wel- 
che verschwunden sind und welche es 
sich vielleicht lohnen würde, wieder 
aufzunehmen. Mit einem Rückblick 
auf die klassentheoretischen Diskus- 
sionen der PROKLA, vor allem des 
früheren »Redaktionskollektiv Ge- 
werkschaften« beginnt auch der Auf- 
satz von Bodo Zeuner. Er zeigt auf, 
wie der ursprünglich angenommene 
enge Zusammenhang von Klassenlage 
und Klassenhandeln in den theoreti- 
schen Konzeptionen immer weiter 
gelockert werden mußte. In der 
PROKLA brach diese Diskussion 
dann Mitte der 80er Jahre ab. Daß sie 
aber keineswegs am Ende war, macht 
die zweite Hälfte des Aufsatzes deut- 
lich: die Untersuchung kapitalistischer 
Verhältnisse kann auf eine Analyse 
von Klassenbeziehungen nicht ver- 
zichten, allerdings ist eine solche 
Analyse wissenschaftlich nur möglich 
- so die These -, wenn sie in das um- 
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fassende Programm einer Politikana- 
lyse eingebettet ist. 

Nimmt man den Anspruch »Kritischer 
Sozialwissenschaft« ernst, so muß sie 
sich sowohl kritisch gegenüber den 
von ihr verwendeten ‚Kategorien ver- 
halten, als auch gegenüber ihrem Ge- 
genstand - gesellschaftlichen Verhält- 
nissen, die nach wie vor auf Ausbeu- 
tung und Unterdrückung beruhen. 
Ausgehend von diesem Anspruch 
wurde mit dem vorliegenden Heft eine 
doppelte »Örtsbestimmung« versucht, 
sowohl eine Ortsbestimmung der Ge- 
genwart, als auch eine Ortsbestim- 
mung der Linken in dieser Gegenwart. 
Eine solche Ortsbestimmung könnte 
oberflächlich betrachtet als konserva- 
tives Unterfangen erscheinen, stammt 
der Begriff doch von dem neoliberalen 
Wilhelm Röpke aus den Jahren unmit- 
telbar nach dem Ende des zweiten 
Weltkriegs. Doch in unserer Gegen- 
wart, die meistens nur noch als Post- 
Irgendetwas ( -modern, -industriell, 
-kapitalistisch, -kommunistisch etc.) 
charakterisiert wird, d.h. als eine Ge- 
genwart, die zwar alte Gewißheiten 
und Selbstverständlichkeiten verloren, 
aber noch längst keine neuen gefun- 
den hat, gibt es genug Anlaß für eine 
solche Ortsbestimmung, insbesondere 
für eine Linke, die noch an einer Ver- 
änderung herrschender Verhältnisse 
interessiert ist und im Gegenwärtigen 
nicht schon das »Ende der Geschich- 
te« sicht. 

James O'Connor setzt sich mit Auf- 
stieg und Niedergang des bürokrati- 
sierten Wohlfahrtsstaates in diesem 
Jahrhundert auseinander, den er in 
verschiedenen Spielarten nicht nur im 
»Westen«, sondern auch im »Osten« 
und im »Süden« identifiziert. Die Si- 
tuation nach dem weltweiten Sieg des 


Kapitalismus bildet den Ausgangs- 
punkt des Beitrags von Pietro Ingrao 
und Rossana Rossanda. Sie werfen die 
Frage auf, in welchem Verhältnis an- 
gesichts der »neuen Widersprüche« 
gesellschaftliche Emanzipation zum 
traditionellen linken Projekt einer 
»Befreiung der Arbeit« steht. Ein 
ebenfalls in diesem Kontext stehender 
Artikel von Gilbert Ziebura, der sich 
mit der Zukunft der Linken angesichts 
des globalisierten Kapitalismus be- 
faßt, wird voraussichtlich im nächsten 
Heft erscheinen. 

Daß eine »bescheidene« Einrichtung 
in den gegenwärtigen Verhältnissen 
nicht möglich ist, versuchen Wolf- 
Dieter Narr und Roland Roth in ihrem 
Beitrag aufzuzeigen: wer Menschen- 
rechte und Demokratie verteidigen 
will, wird sich mit dem Kapitalismus 
kaum abfinden können. Interessant ist 
in diesem Zusammenhang ein Blick 
nach Brasilien, wo einer der führen- 
den Soziologen zum Staatspräsidenten 
gewählt wurde und versucht, gerade 
innerhalb des Kapitalismus ein Re- 
formprogramm umzusetzen. Urs 
Müller-Plantenberg zeichnet diesen 
ungewöhnlichen Werdegang in sei- 
nem Artikel nach. 

Christoph Scherrer liefert in seinem 
Beitrag schließlich eine von der Dis- 
kursanalyse inspirierte, provozierende 
Kritik nicht nur an der Regulations- 
theorie, sondern auch an einigen von 
ihr geteilten marxistischen Grundka- 
tegorieu. 


Volker Lorek 


Rückblick auf 25 Jahre PROKLA 


Im folgenden werden einige Schlaglichter auf die in den letzten 25 Jahren 
in der PROKLA geführten Debatten geworfen. Da solche Themenkonjunk- 
turen gerade bei einer Zeitschrift mit politischem Anspruch nicht im luft- 
leeren Raum hängen, wird auch versucht, die zeitgeschichtlichen und aka- 
demischen Zusammenhänge, die hinter den Diskussionen stehen, zu skiz- 
zieren. Dies geschieht aus der Perspektive eines studentischen Lesers der 
PROKLA, für den manche der früheren Debatten recht fremd sind und der 
sich zuweilen nur wundern konnte. 


Von der Renaissance des Marxismus zur Krise des Marxismus 


Erst im Zuge der Proteste der Studentenbewegung wurde auch in West- 
deutschland wieder jenes breite Interesse am Marxismus geweckt, das vom 
Faschismus unterdrückt worden war und das auch im antikommunistischen 
Klima der Nachkriegsjahre keinen Platz hatte. War es in den frühen 60er 
Jahren zunächst die Wiederentdeckung des jungen Marx, vermittelt über 
philosophisch inspirierte Hegelmarxisten wie Korsch, Lukäcs oder Vertre- 
ter der kritischen Theorie, so folgte die Studentenbewegung nach 1968 
dem Schlachtruf »Lire le Capital« (Althusser). Mit der systematischen 
Lektüre des Kapitals, der Rekonstruktion der »Kritik der politischen Öko- 
nomie«, wollte man auch politischen Zielen näherkommen: Wissenschaft- 
liche Erkenntnis sollte für die Kämpfe der Arbeiterbewegung fruchtbar 
gemacht werden. Dieses Motiv stand auch hinter der Gründung der Zeit- 
schrift Probleme des Klassenkampfs. Zeitschrift für politische Ökonomie 
und sozialistische Politik. 

Die PROKLA (so die bald gebräuchliche Abkürzung) war im doppelten Sinn 
ein Kind der Studentenbewegung: Anti-autoritär gegen formalisierte Partei- 
gründungen ausgerichtet und trotzdem emphatisch auf das revolutionäre 
Subjekt - die Arbeiterklasse - bezogen. In den kolonialen Befreiungsbewe- 
gungen und den spontanen Streiks in den Metropolen meinte man dieses 
Subjekt, außerhalb der Universität, ausfindig gemacht zu haben. An den Uni- 
versitäten selbst bedurfte es damals keiner großen Bemühungen Wissen- 
schaft und Politik zusammenzubringen, denn ein politisiertes Klima war in 
den späten 60er und frühen 70er Jahren die von vielen Konservativen be- 
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dauerte akademische Realität. Allerdings war diese Zeit auch von zer- 
fleischenden linken Grabenkämpfen geprägt, wovon auch die Entstehungs- 
geschichte der PROKLA zeugt. Bis 1970 hatten verschiedene Fraktionen 
der »Neuen Linken« in Berlin noch in der Zeitschrift »Sozialistische Poli- 
tik« (SoPo) zusammengearbeitet. Nach internen Differenzen um die Partei- 
orientierung der Zeitschrift sicherte sich eine SEW/DKP-nahe Minderheit 
durch einen juristischen Schachzug die Rechte an der SoPo. Der Redak- 
tionsmehrheit blieb nichts anderes als die Gründung einer neuen Zeitschrift 
- der PROKLA, deren erste Nummer im November 1971 erschien. 

Von heute aus betrachtet erscheinen die 70er Jahre als die Blütezeit des 
»wissenschaftlichen Marxismus«. In der PROKLA jener Tage ist der 
Marxismus das sichere theoretische Fundament, von dem aus argumentiert 
und sich gegen die »bürgerliche Wissenschaft« abgesetzt wird. Eine in- 
tensive Marx-Rezeption bildet die Grundlage und den Ausgangspunkt der 
meisten Analysen. Die Aktualisierung der Marxschen Theorie ist das vor- 
rangige Ziel der vielfältigen theoretischen Anstrengungen. Dabei standen 
vor allem drei Fragenkomplexe im Mittelpunkt des Interesses. Zum einen 
ging es darum, im Anschluß an das Marxsche Kapital die Instrumentarien 
für eine »Realanalyse« des gegenwärtigen Kapitalismus zu entwickeln und 
eine solche Analyse wenigstens ansatzweise durchzuführen. Zum anderen 
sollte durch die Entwicklung einer »Theorie des bürgerlichen Staats« das 
staats- institutionentheoretische Defizit des »westlichen« Marxismus beho- 
ben werden. Und schließlich kam es vor allem in Zusammenhang mit Fra- 
gen der Gewerkschaftspolitik zu klassentheoretischen Debatten (vgl. dazu 
den Beitrag von Bodo Zeuner in diesem Heft). 


Realanalyse und Krisentheorie 


Der Kapitalismus, den Marx, Lenin und Luxemburg vor Augen hatten, war 
ein anderer als das durch fordistische Massenproduktion und politische 
Klassenkompromisse geprägte Regulationsmodell der 60er Jahre. Um eine 
»Realanalyse« dieses Kapitalismus leisten zu Können, sollten die allgemei- 
nen Kategorien der Kritik der politischen Ökonomie so erweitert und kon- 
kretisiert werden, daß es möglich wurde, die Wirkungen und Durchset- 
zungsformen des Wertgesetzes in einer historisch bestimmten Gesellschaft 
zu untersuchen. 

Vor dem Hintergrund der Konjunkturkrise von 1967 in der BRD und der 
ausbrechenden Weltwährungskrise, versuchten die Analysen in der frühen 
PROKLA nachzuweisen, daß die ökonomischen Krisenerscheinungen po- 
litisch nur bedingt steuerbar sind. So zeichnen z.B. Christel Neusüß, Bern- 
hard Blanke und Elmar Altvater in ihrem Aufsatz »Kapitalistischer Welt- 
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markt und Weltwährungskrise« (PROKLA 1, 1971) die »Leidensge- 
schichte des Dollars als Weltgeld« nach. Die These, daß »die Funktionen 
des Weltgeldes nicht einfach politisch zu manipulieren sind, sondern stren- 
gen, ökonomischen Gesetzen unterliegen« (ebd., 80), richtete sich dabei 
sowohl gegen »bürgerliche« Analysen als auch gegen die Stamokap- 
Theorie, da beide davon ausgingen, daß die Bedeutung des Weltmarktes 
für die Entwicklung nationaler Volkswirtschaften zweitrangig sei. Im Ge- 
gensatz dazu wurde gerade die Bedeutung von Weltmarktprozessen für die 
nationalen Konjunkturzyklen der verschiedenen OECD- Länder unterstri- 
chen. Bereits in diesem frühen Artikel wird eine Analyseperspektive deut- 
lich, die sich auch noch heute in vielen PROKLA-Artikeln wiederfindet. 
Ein weiterer wichtiger Schritt hin zur Realanalyse stellte die in PROKLA 
13 und 16 (1974) erschienene programmatische Untersuchung »Entwick- 
lungsphasen und -tendenzen des Kapitalismus in Westdeutschland« von 
Altvater, Hoffmann, Schöller und Semmiler dar. Dort wurden aber auch 
schon die Probleme eines solchen Unternehmens deutlich, wie sich in der 
Diskussion des dabei verwendeten »Rückschlußverfahrens« zeigte, das es 
ermöglichen sollte, aus den Daten der »bürgerlichen« Statistik auf die Ver- 
änderungen der Wertverhältnisse zu schließen (vgl. die Debatte in 
PROKLA 24, 1976). Aus heutiger Sicht, vor allem auch in Anbetracht der 
in den 70er und 80er Jahren geführten Debatten über die Konsistenz und 
das Abstraktionsniveau der Marxschen Wert- und Kapitaltheorie erscheint 
der umfasssende Anspruch der »Realanalyse« schlicht als »überambi- 
tioniert«. Implizit wurde dies wohl auch in der PROKLA akzeptiert, denn 
derart geradlinige Versuche, ausgehend von den Kategorien des Marx- 
schen Kapital auf kürzestem Wege zu einer empirischen Analyse des ge- 
genwärtigen Kapitalismus durchzustoßen, wurden in den 80er Jahren nicht 
mehr unternommen. Darüber sollte allerdings nicht vergessen werden, daß 
diese »Realanalysen« zu inhaltlichen Ergebnissen führten, die sich auch 
heute noch sehen lassen können. Zum Beispiel stellen Altvater et al. schon 
1974 fest: »Nach dem »Verschleiß« der keynesianischen Wirtschaftspolitik 
zeichnet sich somit unter den Bedingungen sinkender Kapitalrentabilität 
eine »Rückorientierung« zu neo-klassischen Instrumenten der Wirtschafts- 
pelitik ab, nämlich der Lohnbegrenzung, des Drucks auf die Gewerkschaf- 
ten... Gleichzeitig wird eine gewisse Rate der Unterbeschäftigung hinge- 
nommen« (PROKLA 16, 149). 

In Zusammenhang mit den Diskussionen über die »Realanalyse« gab es in 
der PROKLA Mitte der 70er Jahre auch heftige Debatten um das theoreti- 
sche Fundament der Marxschen Krisentheorie. Dabei ging es zunächst um 
eine konsistente Berechnung der wirklichen Profitrate und deren Relevanz 
für die Dynamik kapitalistischer Akkumulations- und Krisenprozesse (vgl. 
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PROKLA 13; 14/15; 17). Bald darauf setzte auch eine Debatte um die all- 
gemeine Fundierung marxistischer Krisentheorie ein (vgl. PROKLA 22; 
30; 32: 35; 36), in der sich die Vertreter von Überakkumulations- und Un- 
terkonsumtionstheorie gegenüber standen. Dabei ging es häufig um De- 
tailfragen bzw. den Nachweis logischer Inkonsistenten in der Argumenta- 
tion der Gegenspieler. Von heute aus betrachtet scheint es kaum vorstellbar 
zu sein, daß solche spezialisierten Debatten einem breiteren Publikum ge- 
nügend Unterhaltung geboten haben. Schließlich brach die Debatte um die 
Marxsche Krisentheorie in der PROKLA Ende der 70er Jahre ab - ironi- 
scherweise vielleicht auch weil die Krise der kapitalistischen Weltwirt- 
schaft zur Normalität geworden war - um erst Mitte der 80er Jahre noch 
einmal kurz aufzuflammen (vgl. PROKLA 57 und 59, 1984/85). 


Die Staatsableitungsdebatte 


Eine weitere zentrale Debatte der 70er Jahre drehte sich um die Fundierung 
einer marxistischen Staatstheorie. Da der westliche Marxismus keine aus- 
gereifte Staats- und Institutionstheorie vorweisen konnte, die Vorstellun- 
gen vom Staat aber wesentlich für die Formulierung politischer Strategien 
war, kam es hier zu den heftigsten Auseinandersetzungen im innermarxi- 
stischen Theoriediskurs. 

Der Mangel an einer solchen Theorie des »bürgerlichen Staates« wurde von 
der »Neuen Linken« deshalb als entscheidendes, strategisches und theoreti- 
sches Defizit erkannt, weil die Erfahrungen der zerfallenden Studentenbewe- 
gung erneut gezeigt hatten, daß die demokratisch organisierte Herrschaft in 
den westlich-Kapitalistischen Ländern, gerade aufgrund ihrer Kompromißfä- 
higkeit sich als flexibel genug erwiesen hatte, um gefährliche Konflikte zu 
integrieren, bzw. Randgruppen auszugrenzen. Vor diesem Hintergrund ging 
die »Staatsableitungsdebatte« von dem Widerspruch aus, daß der bürgerliche 
Staat zwar »Klassenstaat« sei, der die Interessen der herrschenden Klassen 
vertritt, gleichzeitig aber eine auf die Allgemeinheit bedachte Wohlfahrtspo- 
litik betreibe, die auch in Teilen der Arbeiterklasse Illusionen über den Klas- 
sencharakter staatlicher Politik erzeugt (vgl. zur Kritik der »Sozialstaatsillu- 
sion« den im Sonderheft 1, (Juni 1971) der PROKLA wieder abgedruckten 
Aufsatz von Christel Neusüß und Wolfgang Müller). Im Kern ging es also 
um den Zusammenhang von kapitalistischer Akkumulation und Staatsin- 
terventionismus. Über die grundsätzliche Bestimmung der Staatsfunktio- 
nen sollten die strukturellen Grenzen der Staatseingriffe des staatlich regu- 
lierten Kapitalismus deutlich werden (vgl. PROKLA 2 und 3, 1972). 

In oft leider recht abstrakter Sprache untersuchte man die besondere Form 
des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft, wobei die Staatsapparate als 
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relativ automome »Verfestigung der gesellschaftlichen Verhältnisse« ange- 
sehen wurden. Daß der politischen Elite eine gewisse Autonomie von den 
herrschenden Klassen eingeräumt wurde, stellt einen entscheidenden Fort- 
schritt gegenüber verschwörungstheoretischen oder rein instrumentalisti- 
schen Ansätzen dar, wie etwa der Stamokap-Theorie, die den Staat als blo- 
Bes Instrument der Monopolbourgeoisie begriff (vgl. die Kritik hieran in 
PROKLA 1; 7; 8/9; 11/12). In der PROKLA selbst standen sich ein von 
der »Oberfläche des Kapitals« ausgehender Ansatz zur logisch-kategoria- 
len Ableitung des bürgerlichen Staates und seiner Funktionen von Sybille 
von Flatow und Freerk Huisken (PROKLA 7, 1973) und ein die histori- 
schen Prozesse und Besonderheiten unterstreichender Ansatz von Heide 
Gerstenberger (PROKLA, 8/9, 1973) gegenüber. Schließlich entwickelten 
Bernhard Blanke, Ulrich Jürgens und Hans Kastendiek (PROKLA, 14/15, 
1974) ein erweitertes Konzept, das sowohl die funktionalen System- und 
Tätigkeitsgrenzen von Staatsaktivitäten bestimmte, als auch historische 
Stufen zu integrieren versuchte. Zwar kommen die Diskussionen in der 
PROKLA über eine rein funktionalistische Staatsbestimmung hinaus, 
trotzdem hat man den Eindruck, daß die Möglichkeiten und Spielräume 
politischen Handelns unterschätzt werden: Politische Herrschaft wird nicht 
als Praxis konkreter Akteure verstanden, sondern in Prozessen, die in der 
Kapitallogik gründen, anonymisiert. Da aber auch heute »Staatsillusionen« 
gerade bei »progressiven« Reformpolitikern nichts an Anziehungskraft 
verloren haben, könnte es nicht schaden, wenn einmal erreichte Diskussi- 
onsergebnisse (trotz ihrer Einseitigkeiten) wieder zur Kenntnis genommen 
würden. 


Von den neuen sozialen Bewegungen 
zu einem neuen Zeitschriftenprofil 


Nachdem der Marxismus in den 70er Jahren in fast allen westeuropäischen 
Ländern an wissenschaftlicher Anerkennung gewonnnen hatte, kam es ge- 
gen Ende des Jahrzehnts zu einer gesellschaftlichen und akademischen 
Trendwende. Der Aufstieg der neuen sozialen Bewegungen (Frauen-, 
Ökologie-, Anti-AKW- und Friedensbewegung) bewirkte, daß »neue« ge- 
sellschaftliche Konfliktlinien, die nicht unmittelbar auf den Widerspruch 
zwischen Lohnarbeit und Kapital zurückführbar sind, an Bedeutung ge- 
wannen. Zur gleichen Zeit wurde deutlich, daß auch eine einschneidende 
Wirtschaftskrise mit anhaltend hoher Arbeitslosigkeit wie seit 1974/75 
nicht zu einer Zunahme und Radikalisierung der Klassenkämpfe führte. 
Die 80er Jahre wurden dann zum Jahrzehnt einer konservativen Politik- 
wende, die weltweit die Kräfte des Marktes stärkte. Das sozialdemokrati- 
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sche Leitbild der 70er Jahre, der »regulierte Kapitalismus«, wurde in den 
80er Jahren zum Auslaufmodell. 

Diese Prozesse ließen auch die Sozialwissenschaften nicht unbeeinflußt. 
Der Marxisms, der gerade in alle möglichen Subdisziplinen eingedrungen 
war, wird nun auf verschiedenen Ebenen attackiert und durch andere Kon- 
zepte ersetzt: verschiedene »Diskurstheorien« weisen den »Arbeitsbegriff« 
in die Schranken, mit der »Spieltheorie« gewinnt das Individuum als ratio- 
naler Akteur (statt als vergesellschaftetes Wesen) an Bedeutung, etc. 

Auch in der PROKLA setzte ein Prozeß der Neuorientierung ein. Die ge- 
sellschaftliche Resonanz, die man in den 70er Jahren hatte, nahm nun 
empfindlich ab, so daß das eigene Selbstverständnis zwangsläufig hinter- 
fragt und die Reichweite des marxistischen Forschungsprogramms neu 
bestimmt werden mußte. 


Die »Krise des Marxismus« 


Auf dem Feld der marxistischen Theorie begann Ende der 70er Jahre die 
Suche nach neuen Anknüpfungspunkten. Da sich die Arbeiterklasse auch 
in der Krise nicht radikalisierte, war der angenommene Zusammenhange 
von Krise und Intensivierung der Klassenkämpfe praktisch blamiert. Dies 
ließ dann auch die praktische Relevanz einer genaueren Analyse der Krise 
oder allgemeiner der Akkumulationsbewegung des Kapitals fragwürdig 
werden. Eine Phase der Reflexion über die Reichweite der Marxschen 
Theorie setzte ein (vgl. die Editorials in PROKLA 36, 1979 und 43, 1981), 
die schließlich in eine Debatte über die handlungstheoretischen Defizite 
der Marxschen Klassentheorie mündete (PROKLA 58, 1985). 

Zunächst versuchte man jedoch, die »Krise des Marxismus« (PROKLA 36) 
im Rahmen von sozialhistorischen und theoriegeschichtlichen Analysen erst 
einmal genauer zu bestimmen. Im Editorial des Heftes »Probleme mit dem 
Klassenkampf« (PROKLA 43, 1981) wird vor dem Hintergrund des Span- 
nungsverhältnisses von Marxscher Theorie und aufsteigenden neuen sozialen 
Bewegungen gefragt, »inwieweit die in der Formulierung 'Probleme des 
Klassenkampfes' enthaltene politisch-wissenschaftliche Konzeption, im 
Hinblick auf den Aufiösungsprozeß der bürgerlichen Gesellschaft voranzu- 
treiben, noch trägt«. Nachdem bereits in PROKLA 49 die Perspektiven 
von Frauen beim Umbau des Sozialstaats untersucht wurde, wird mit dem 
Jubiläumsheft »Marx und der Marxismus« (PROKLA 50, 1983) dann zum 
ersten Mal in der Geschichte der PROKLA über das Verhältnis von Femi- 
nismus und Marxismus diskutiert, wobei die feministische Kritik der 
Marxschen Wert- und Mehrwerttheorie im Mittelpunkt stand. Doch bricht 
diese Diskussion über feministische Themen zunächst wieder ab. 
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Wieder aufgenommen wird die Debatte über die Marxsche Krisentheorie. 
Im Editorial von »Krise der Ökonomie - Versagen der Krisentheorie?« 
(PROKLA 57, 1984) geht es um die Relativierung des in den 70er Jahren 
in der Zeitschrift propagierten krisentheoretischen Forschungsansatzes: 
Welche Relevanz hat dieser noch, wenn der Zusammenhang zwischen Kri- 
se und politischer Praxis nur noch als »Unbestimmtheitsrelation« zu fassen 
ist? Die Krisentheorie hat sich aber nicht nur an ihrem eigenem Anspruch 
»einen integralen Zusammenhang« von »sich überlagernden und ungleich- 
zeitigen, ökonomischen, politischen, sozialen und ideologischen Krisen- 
prozessen konzeptionell erfassen zu können« (Editorial PROKLA 57) 
überhoben, auch ihre kategorialen Grundlagen wurden insbesondere durch 
die »neoricardianisch« inspirierte Kritik in Frage gestellt. Diese Kritik er- 
wies sich deshalb als folgenreich, weil sie den Marxismus nicht einfach 
pauschal kritisierte, sondern weil sie im Detail die innere Konsistenz des 
Marxschen Kategoriengebäudes in Frage stellte: die Arbeitswerttheorie 
sollte nicht einfach falsch, sondern »redundant«, also überflüssig sein. Eine 
Auseinandersetzung mit solchen Kritiken findet sich in der PROKLA 72 
(1988, vgl. die Beiträge von Müller und Heinrich) wobei schon der Titel 
»Marxismus ohne Marx« deutlich macht, daß die Aufrechterhaltung eines 
»wissenschaftlichen Marxismus« nur zu haben ist, wenn man auf manche 
tradierten, scheinbar »gesicherten« Bestandteile der Marxschen Theorie 
verzichtet. 


Neue ökonomietheoretische Ansätze in der PROKLA: 
Regulationstheorie und Monetärkeynesianismus 


Eine Konsequenz der »Krise des Marxismus« war die Suche nach neuen 
theoretischen Bezugspunkten. In der PROKLA wurde man, was den polit- 
ökonomischen Kernbereich anging, vor allem bei der aus Frankreich im- 
portierten Regulationstheorie fündig. Damit traten Fragen nach der Bedeu- 
tung institutioneller Arrangements ins Zentrum der Debatten. 

Dem deutschen Publikum vorgestellt wurde der regulationstheoretische 
Ansatz durch den Beitrag von Alain Lipietz (PROKLA 58, 1985). In den 
folgenden Jahren wurde in einer Reihe von Analysen versucht, die Regu- 
lationstheorie für Untersuchungen verschiedener Regionen, Länder und 
Branchen fruchtbar zu machen (vgl. die Beiträge von Hurtienne in PROKLA 
59, 1985; Jessop in PROKLA 65, 1986; Altvater/Hübner in PROKLA 73, 
1988; Scherrer in PROKLA 74, 1988; Wellhöner in PROKLA 80, 1990). Ein 
der Regulationstheorie vergleichbares Konzept, der aus den USA stammen- 
de »Social Structure of Accumulation«-Ansatz wurde ebenfalls diskutiert 
(vgl. Scherrers kritische Darstellung in PROKLA 73, 1988 sowie Bowles/ 
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Gintis in PROKLA 82, 1990). Allerdings verschloß man auch nicht die 
Augen vor den Schwächen der regulationstheoretischen Ansätze, wie dem 
Beitrag von Jean Cartelier und Michel deVroey in PROKLA 72 sowie dem 
1988 von Birgit Mahnkopf herausgegebenen »PROKLA-Buch« Der ge- 
wendete Kapitalismus. Kritische Beiträge zur Theorie der Regulation (ein 
»PROKLA-Buch« wohl deshalb, weil sämtliche Autoren der PROKLA 
eng verbunden sind) zu entnehmen ist. 

Ausgangspunkt der Regulationstheorie war die (nationalstaatliche) Regu- 
lation des Lohnarbeitsverhältnisses gewesen. Mit der Internationalisierung 
der Finanzmärkte in den 70er und 80er Jahren wurde aber deutlich, daß die 
Regulation der Geldverhältnisse, vor allem des Zinses und der Wechsel- 
kurse (bzw. die beschränkten Möglichkeiten einer solchen Regulation) ein 
für die ökonomische Entwicklung mindestens ebenso großes Problem dar- 
stellte. Dem Schwerpunkt »Geld« war daher auch PROKLA 63 (1986) 
gewidmet. Es wurde jetzt sowohl nach einer erneuerten marxistischen 
Fundierung der Geldtheorie gesucht (vgl. die Beiträge von Backhaus und 
Ganßmann in PROKLA 63), als auch nach einer adäquaten Erfassung der 
Bedeutung der monetären Sektoren für die Kapitalakkumulation (vgl. die 
Beiträge in PROKLA 71, 1988). In diesem Zusammenhang erfolgte auch 
eine Rezeption monetärkeynesianischer Ansätze, die sich nicht einfach auf 
Kritik beschränkte, sondern auch deren Vertreter mehrfach zu Wort kom- 
men ließ (Herr in Heft 63; Betz in H. 72, 1988; Herr/ Westphal in H. 75, 
1989; Riese in H. 78, 1990), was in den 70er Jahren vielleicht nicht mit 
derselben Selbstverständlichkeit erfolgt wäre. Allerdings fehlt bis heute ei- 
ne grundlegende kritische Auseinandersetzung mit diesem Ansatz, die das 
Niveau der Diskussion über die Regulationstheorie erreicht hätte. 


Ökologie und Ökonomie 


Die Thematisierung des Verhältnisses von Ökonomie und Ökologie wurde 
im Laufe der 80er Jahre zu einem wichtigen, neuen Schwerpunktthema in 
der PROKLA. Bereits Ende der 70er Jahre war das Thema Ökologie vor 
dem Hintergrund der Umweltverschmutzung in den Industrieländern und 
ihrer Thematisierung durch die aufsteigende Ökologiebewegung behandelt 
worden (PROKLA 34, »Ökologie und Marxismus«, 1979). Dabei wurde 
versucht, einer ungesellschaftlichen Betrachtungsweise des Verhältnisses 
Mensch-Natur entgegenzutreten und die Ökologieproblematik von vorn- 
herein gesellschafts- und herrschaftstheoretisch zu verorten als »Herrschaft 
des Menschen über die Natur in einer Gesellschaft, die auf Herrschaft des 
Kapitals über den unmittelbaren Produzenten aufgebaut ist und in der die 
Kapitalverwertung (und nicht der gesellschaftliche Bedarf) Zweck der Pro- 
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duktion ist« (Editorial von PROKLA 34). Allerdings geht das, was in ei- 
nem theoretischen Zusammenhang steht, keineswegs ohne Probleme auch 
praktisch- politsch zusammen, wie das spannungsgeladene Verhältnis von 
Arbeiterbewegung und Ökologiebewegung zeigt, einer Problematik mit 
der sich PROKLA 39 (1980) unter dem Titel »Ökologie, Technologie und 
Arbeiterbewegung« auseinandersetzte. 

Mit PROKLA 67 (1987) »Ökologie und Ökonomie« wurde die Diskussion 
mit neuen Konzepten fortgeführt: die ressourcenverschwendende Dynamik 
kapitalistischer Wachstums- und Akkumulationsprozesse wird jetzt mit 
Hilfe thermodynamischer Kategorien zu fassen versucht (vgl. die Beiträge 
von Altvater und Beckenbach in PROKLA 67). Dahinter steht die Einsicht, 
daß nur interdisziplinär konzipierte Forschungsansätze in der Lage sind, 
die sowohl ökonomisch wie ökologisch relevanten Stoff- und Energie- 
transformation zu erfassen. Explizit wird die von Raum und Zeit abstrahie- 
rende neoklassische Ökonomie kritisiert, zu fragen wäre allerdings auch, 
inwiefern der Marxsismus oder zumindest seine lange Zeit vorherrschen- 
den Lesarten nicht ähnlich »naturvergessen« waren wie die »bürgerliche« 
Ökonomie. 


Auf der Suche nach einer Theorie des Handelns 


Die Neufundierung einer marxistischen Handlungstheorie bildete den Kern 
einer weiteren in der PROKLA geführten Debatte. Die Beiträge von Elster 
und Wright in »Klassen und Herrschaft« (PROKLA 58, 1985) stellten jene 
spieltheoretische Reformulierung des Ausbeutungsbegriffs vor, die das 
theoretische Fundament des »Analytischen Marxismus« darstetlit, der auf 
die tradionelle Marxsche Werttheorie verzichtet. Wright versuchte diesen 
Ausbeutungsbegriff für eine Klassenanalyse »widersprüchlicher Klassen- 
lagen« (z.B. von Managern) fruchtbar zu machen. Elster unterzog die 
marxistische Klassentheorie einer generellen Kritik. Dabei betont er drei 
von der Marxschen Klassentheorie unterbelichtete Aspekte (Stand, Macht, 
kulturelle Identität), und spezifiziert ihre Bedeutung für gesellschaftliche 
Konflikte. Eine selbstkritische Diskussion der theoretischen Grundlagen 
des »Analytischen Marxismus« lieferte Adam Przeworski in PROKLA 62 
(1986) (vgl. dort auch den Kommentar von Stanger und Hübner). Eine um- 
fassende Bilanzierung und Kritik dieser Arbeiten unternahm dann Klaus 
Müller in PROKLA 72 (1988). 

Einer der wichtigsten Beiträge auf dem Feld der Klassentheorie war Göran 
Therborns »Auf der Suche nach Handeln« (FROKLA 66, 1987). Ausge- 
hend von einem wissenssoziologischen Überblick über die verschiedenen 
Theoriestränge in der Ungleichheitsforschung, nimmt Therborn eine Ver- 
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teidigung der Klassentheorie vor, die aber die Reichweite von Klassenana- 
lysen eingrenzt. Zwar seien diese für das Verständnis von Klassengesell- 
schaften nicht ausreichend, aber immer bedeutungsvolle, sollen Klassen- 
konflikte in ihren spezifischen Formen verstanden werden. Da es sowohl 
rationale Interessen gibt, die nicht auf klassenmäßiger Differenzierung be- 
ruhen (sondern auf Geschlecht, Alter, etc.), als auch Interessen, die auf 
»Leidenschaften« (Hirschman) zurückgehen, muß die Klassentheorie ihre 
Ansprüche zurückschrauben. Daß ihr aber analytisch trotzdem noch ein 
hoher Stellenwert zukommt, begründet Therborn nicht nur mit der fakti- 
schen Bedeutung von Klassenkonflikten in ihren unterschiedlichen For- 
men, sondern vor allem mit dem methodischen Argument, »daß die Form 
und die Ausrichtung von 'Leidenschaften' und von nicht-positionalen, auf 
Identität basierendem Handeln weniger als durch Klassenpositionen moti- 
viertes Handeln voraussehbar ist« (ebd., 156). 

Therborns Verteidigung der Klassentheorie zeigt, daß eine theoretisch re- 
flektierte und empirisch informierte Klassenanalyse, entgegen der für sie 
schon häufig aufgegebenen Todesanzeigen, keineswegs am Ende ist. Al- 
lerdings zeigte die PROKLA in den folgenden Jahren dann keinerlei Inter- 
esse, diese Diskussionen fortzusetzen. Wenn auch vielleicht nicht inten- 
diert aber zumindest faktisch war Klassentheorie in der PROKLA »out«. 


Bewegungen, Parteien und die »Kritik der Politik« 


Zunächst wurde in der PROKLA in den frühen 80er Jahren eine Neo- 
Korporatismus-Debatte geführt, die die Bedeutung von Verhandlungssy- 
stemen betont, in welche die organisierten Interessen von Arbeit und Kapi- 
tal eingebunden sind (PROKLA 38, 1980). Die Konturen des von Gewerk- 
schaften und SPD propagierten »Modell Deutschland« (PROKLA 40 und 
41, 1980) liefern hierfür kritisches Anschauungsmaterial. Auch Gewerk- 
schaftsfragen werden weiter regelmäßig thematisiert (vgl. PROKLA 37, 
39, 54, 64), obwohl Titel wie »Gewerkschaften am Ende?« (PROKLA 54, 
1984) oder »Wie beweglich ist der Tanker?« (PROKLA 64, 1986) schon 
darauf hinweisen, daß die Gewerkschaften nun wesentlich skeptischer ein- 
geschätzt werden als in den frühen 70er Jahren; und in der Folge verliert 
das Thema für die PROKLA offensichtlich erheblich an Stellenwert. 

Dafür beschäftigte sich die PROKLA nun verstärkt mit den »neuen sozia- 
len Bewegungen«. Als diese Ende der 70er Jahre auf die politische Bühne 
traten, stand der westliche Marxismus diesem Phänomen theoretisch un- 
vorbereitet gegenüber. Der Prototyp von Bewegung, den man in Europa 
vor Augen hatte, war die korporatistisch wie parteipolitisch integrierte Ar- 
beiterbewegung. Es galt also zunächst einmal eine grundlegende Analyse 
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der neuen Bewegungen vorzunehmen. Diese erfolgte in der PROKLA 
durch den Beitrag »Modell Deutschland und neue soziale Bewegungen« 
von Joachim Hirsch und Roland Roth (PROKLA 40, 1980) und »Öffent- 
lichkeit und soziale Bewegung« von Rainer Paris (PROKLA 43, 1981). 
Paris präzisierte den Bewegungsbegriff, indem er als konstitutives Merk- 
mal sozialer Bewegungen ihre basisdemokratische Öffentlichkeitsstruktur 
herausarbeitete. Stärker als Parteien und Verbänden seien Bewegungen »in 
der demokratischen Konsensusbildung ihrer Mitglieder verankert«. Hirsch/ 
Roth erklärten den Aufstieg der neuen sozialen Bewegungen mit einer 
vielschichtigen, neue ideologische wie materielle Widersprüche produzie- 
renden »Krise des Fordismus«. Die Bewegungen selbst werden als sozial 
wie thematisch heterogene Phänomene beschrieben, die weder einen neuen 
gesellschaftlichen Antagonismus zum Ausdruck bringen, noch zum »Ab- 
schied vom Proletariat« (Gorz) Anlaß geben. 

Nach diesem Auftakt verengte sich die Diskussion der neuen sozialen Be- 
wegungen in der PROKLA in der Folgezeit allerdings auf die Parteient- 
wicklung der Grünen. Nachdem schon früh deren Parteiprogramm kom- 
mentiert wurde (vgl. Editorial zu PROKLA 39, 1980), fand bis Mitte der 
80er Jahre eine kritische Bestandsaufnahme der Entwicklung der Grünen 
statt (vgl. Bolaffi/Kallscheuer und Zeuner in PROKLA 51, 1983 sowie in 
H. 61, 1985). Rückblickend ist vor allem interessant, wie Bodo Zeuner das 
damalige »Basisdemokratie«-Konzept der Grünen vor dem Hintergrund 
rätedemokratischer und dezentral-autonomistischer Konzepte diskutierte 
und zu dem Ergebnis kam, daß das Modell nur eine Zukunft haben könnte, 
wenn sich die Grünen in Richtung einer aktiven Mitgliederpartei entwik- 
keln würden (PROKLA 51). Da dies aber nicht geschah, kam es zur Par- 
lamentarisierung der Grünen, die von der Bewegungsbasis abgekoppelt vor 
allem auf Wählerstimmen schielen. 

Diese Entwicklung in einen größeren Rahmen zu stellen, unternahm Jo- 
hannes Agnolis Beitrag »20 Jahre danach« (PROKLA 62, 1986). Agnoli 
überprüfte hier die von ihm 1967 in dem gemeinsam mit Peter Brückner 
herausgebrachten Band Transformation der Demokratie aufgestellte These 
einer »Involution« des Verfassungsstaates. Dabei findet er sich in seiner 
Prognose einer grundlegenden »Involutionstendenz« des Verfassungsstaats 
durch die auf mehr Überwachung und Kontrolle abzielenden Tendenzen 
der 80er Jahre sowie die konservative Politikwende zu mehr »Markt« be- 
stätigt. Auch der Einzug der Grünen ins Parlament ändert hieran wenig, 
zeigt er doch wie neue Protestpotentiale integriert werden können. Die 
»Kritik der Politik« (und nicht nur der besonderen politischen Programme, 
der Politiker oder der Institutionen) bleibt für Agnoli daher nach wie vor 
zeitgemäß. Die Fortführung eines solchen politikkritischen Diskurses wäre 
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wünschenswert gewesen. Aber wie so manch anderes interessantes Thema 
taucht es in der PROKLA leider nicht mehr auf. In den späten 80er Jahren 
setzte sich in ihr eher ein Trend zu länder- und themenspezifischen Analy- 
sen durch, die anscheinend ohne klassentheoretische Fundierung oder eine 
»Kritik der Politik« auszukommen meinen. 


Postkommunismus, Sozialismus 
und ein linkes Zeitschriftenprojekt heute 


Als 1989-90 der Staatssozialismus in Osteuropa zusammenbricht wird die- 
ses epochale Ereignis auch in der PROKLA thematisiert. Allerdings hat die 
parteiunabhängige Linke, die sich in ihr artikuliert, keinen Anlaß sich wis- 
senschaftlich oder politisch durch diesen Zusammenbruch in Frage gestellt 
zu sehen. Schon ein flüchtiger Blick auf die früheren Osteuropa-Hefte (vgl. 
PROKLA 27; 48; 67) zeigt, daß Etatismus und Demokratiedefizite, ebenso 
wie ökonomische Ineffizienz illusionslos konstatiert wurden. In dem Heft 
»Auf der Suche nach dem verlorenen Sozialismus« (PROKLA 78, 1990) 
werden daher auch nicht neue Anknüpfungspunkte gesucht. Vielmehr wird 
das Scheitern des Realsozialismus zum Anlaß genommen, noch einmal 
dessen grundsätzlichen Defizite zu diskutieren und die Frage nach tragfä- 
higen sozialistischen Alternativmodellen zu stellen. 

Diane Elson versucht in ihrem Beitrag, die klassische Kritik der kapitalisti- 
schen Ausbeutungsbeziehungen mit der feministischen Kritik an den Be- 
ziehungen in den Haushalten zu verbinden. Der Schlüssel zu einer sozia- 
listischen Ökonomie liegt für sie in einer effizienten Koordination der Pro- 
duktion und Reproduktion der Arbeitskraft. Dazu skizziert sie ein marktso- 
zialistisches Modell, das allerdings auch die Kauf- und Verkaufakte verge- 
sellschaften soll, wofür der freie Zugang zu Information und ein nicht auf 
Preissignale beschränkter Informationsaustausch der Marktteilnehmer die 
Voraussetzung darstellt. 

In der Folge wird der Diskussion sozialistischer Alternativkonzeptionen 
allerdings nicht mehr nachgegangen. Stattdessen werden die Transformati- 
onsprozesse in Osteuropa (PROKLA 89, 1992) sowie die mit der Auflö- 
sung der alten Bipolarität einhergehende Entwicklung der Konturen einer 
»Neuen Weltordnung« mit besonderer Aufmerksamkeit verfolgt. Die 
»Neuaufteilung der Welt« (so der Titel von PROKLA 84, 1991) betrifft 
ökonomische, ökologische, politische und soziale Fragen. In mehreren 
Heften wird aus unterschiedlichsten Perspektiven die dynamische Entwick- 
lung Weltwirtschaft und Weltgesellschaft nachgezeichnet (vgl. PROKLA 
84, 90, 95), wobei einer Entwicklungstendenz, dem Nationalismus, ein ei- 
genes Heft gewidmet wird (PROKLA 37, 1992). 
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Die einschneidenden politischen und ökonomischen Veränderungen haben 
auch Auswirkungen auf die Entwicklungsperspektiven der »3. Welt«. In 
PROKLA 82 (1991) lieferten Leopoldo Märmora und Dirk Messner bereits 
eine »Kritik eindimensionaler Entwicklungskonzepte« und setzten damit 
auf einer anderen Ebene die bereits in den 80er Jahren begonnene Kritik 
traditionell-marxistischer Ansätze zur Entwicklunggspolitik fort (vgl. dazu 
den Beitrag von David Booth in PROKLA 71, 1988). Mit PROKLA 86 
(1992) »Ökologie und Entwicklung« wird dann der Tatsache Rechnung 
getragen, daß sich diese beiden Themen nur noch um den Preis der Bornie- 
rung getrennt diskutieren läßt. 

In den letzten Jahren scheint sich das Themenspektrum für das sich 
PROKLA zuständig fühlt, anscheinend noch einmal beträchtlich erweitert 
zu haben, was anhand von Heften ablesbar ist, wie »Wir Intellektuelle« (H. 
71, 1988), »Kriminalisierung und Zivilisationsverlust« (H. 85, 1991), »Chaos 
und Selbstorganisation« (H. 88, 1992) oder »Fundamentalismus und neue 
Religiosität« (H. 96, 1994). Dabei wurden mit »Frauen in der Ökonomie« (H. 
93, 1993) auch endlich wieder einmal (nach 10 Jahren) »Frauen« als Schwer- 
punktthema entdeckt. Im Editorial nutzt die Redaktion die Chance, den 
»Betroffenheitsblick«, der auch bis dahin typisch für das in der Zeitschrift 
präsentierte Frauenbild war, kritisch zu hinterfragen. Im Heft selbst wird 
sowohl die »soziale Konstruktion« scheinbar geschlechtsspezifischer 
Kompetenz (vgl. die Beiträge von Dorothea Schmidt und Jutta Schwarz- 
kopf), als auch die Geschlechtsblindheit der Wirtschaftswissenschaften (in 
den Beiträgen von Diane Elson und Friderike Meier) zum Thema gemacht. 
Einige Beiträge in den folgenden Heften (Young in H. 94; Lang in H. 97; 
Wahl in H. 99), lassen hoffen, daß sich PROKLA nun auch stärker für ei- 
nen Diskurs öffnet, der sich an der Kategorie »Geschlecht« orientiert. 

Das Profil der PROKLA zeichnet sich heute durch eine Internationalisierung 
der Debatten, Pluralität der Anknüpfungspunkte und Diversifizierung von 
Themenfeldern aus. Nachdem der Marxismus als Leitwissenschaft abgedankt 
hat, hat auch in der PROKLA, die für die »Normalwissenschaft« typische 
Partikularisierung der Forschungsfelder und Differenzierung der Erkennt- 
nisinteressen Einzug gehalten. Die wissenschafliche Anschlußfähigkeit im 
(inter)nationalen Wissenschaftsbetrieb scheint somit gesichert. Allerdings 
sind dabei die Konturen eines linken Zeitschriftenprofils unscharf gewor- 
den. Daher stellt sich die Frage, ob das Spektrum der PROKLA nicht viel- 
leicht schon zu »offen« und zu »durchlässig« geworden ist. 

Die PROKLA sollte in jedem Fall ihr »linkes« Profil wieder schärfer akzen- 
tuieren. Dem wissenschaftsinternen Trend zur trügerischen Entideologisie- 
rung, zur Entpolitisierung und zur Selbstreferenz der Debatten kann ein lin- 
kes Zeitschriftenprojekt nur dadurch entgegensteuern, daß wieder intensiver 
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um eine »Orientierung« gerungen wird - nicht eine, die an irgendwelchen 
Dogmen festhält, sondern eine, die durch Themen und Forschungsfragen be- 
stimmt wird, die für (im weitesten Sinn) emanzipatorische Bewegungen sinn- 
voll und relevant sind. Insofern sollte sich PROKLA vielleicht auch wieder 
stärker einigen von ihr in den letzten Jahren vergessenen Themen wie der 
Analyse von Klassenstrukturen und Klassenkonflikten zuwenden - ohne da- 
bei die kritischen Einsichten der 80er Jahre über den Haufen zu werfen. Auch 
sollten wichtige Diskurse stärker und systematischer der Kritik unterzogen 
werden als dies bisher der Fall war, ob es sich nun um Ansätze aus der neue- 
ren Bewegungsforschung handelt, die ohne klassentheoretische Fundierung 
auszukommen meinen, oder um den Monetärkeynesianismus - dies sind Fel- 
der (nicht die einzigen), auf denen PROKLA gefordert ist. Ihre Existenzbe- 
rechtigung als linkes wissenschaftliches Zeitschriftenprojekt kann PROKLA 
heute wie vor 25 Jahren nur aus einer theoretisch angeleiteten und empirisch 
informierten »Kritik der bürgerlichen Gesellschaft« (Editorial von PROKLA 
1; 1971) beziehen. 


Bodo Zeuner 


»Probleme des Klassenkampfs« im Betrieb 


1. Einleitung und jubiläumsbedingte Vorbemerkung 


Diese Zeitschrift hieß bei ihrer Gründung 1971 Probleme des Klassen- 
kampfs. Ab 1976 (Nr.22) wurde das Akronym PROKLA zum Titel, die 
»Probleme des Klassenkampfs« wanderten in den Untertitel. Seit 1992 (Nr. 
86) ist PROKLA nur noch ein aus marktstrategischen Gründen beibehalte- 
ner Eigenname jenseits seiner ursprünglichen Bedeutung, und die »Proble- 
me des Klassenkampfs« verschwanden aus dem Untertitel, der im übrigen 
auch von »Zeitschrift für politische Ökonomie und sozialistische Politik« 
in »Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft« geändert wurde. 

Es war schon zu Beginn nicht ganz klar, was der Genitiv im Titel ausdrük- 
ken sollte: Es handelte sich wohl nicht um einen reinen Genitivus subjecti- 
vus bzw. auctoris, bei dem also der Klassenkampf als Produzent von Pro- 
blemen gedacht gewesen wäre, noch weniger aber um einen Genitivus ob- 
jectivus, bei dem der Klassenkampf als Gegenstand wissenschaftlicher 
Problematisierung erscheinen sollte. 

Aus der ersten Selbstbeschreibung (Editorial in PROKLA Nr. 1, Nov. 
1971) läßt sich entnehmen, daß »der Klassenkampf« als unbestrittene und 
zentrale soziale Tatsache angesehen wurde. »Klassenkampf« erscheint als - 
wenn auch nicht unbewegter - Beweger der Geschichte, die Arbeiterklasse 
als »historisches Subjekt« - daß dies so ist, stellt für die PROKLA-Gründer 
kein »Problem« dar; vielmehr ergeben sich »Probleme« erst bei den Folge- 
rungen aus dieser Gewißheit für die Analyse der gegenwärtigen Gesell- 
schaften. 

Immerhin war das Konzept der PROKLA von Beginn an so angelegt, daß 
auch der Klassenkampf und seine Zentralität selber zum Problem werden 
konnte und mußte. In Absetzung von dogmatischen Zirkeln der frühen 
70er ‘Jahre wehrten sich die Erst-Editoren gegen eine umstandslose 
Selbsteinordnung der Intellektuellen in imaginierte Klassenfronten und erst 
recht gegen Avantgardeansprüche in leninistischer Tradition: Der Beitrag 
der marxistischen Wissenschaftler zum »Befreiungskampf der Arbeiter- 
klasse« bestehe vielmehr in der Erfüllung ihrer nächstliegenden Aufgabe, 
nämlich »der wissenschaftlichen Analyse und Kritik der bürgerlichen Ge- 
sellschaft« (Editorial PROKLA 1, 1971, 4) als theoretischer Durchdringung 
und historisch-empirischer Untzrsuchung. Diese Uhntersuchungsarbeit 
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durfte vor ihren Ausgangsaxiomen nicht haltmachen, und sie tat es dann 
auch nicht. Die endgültige Abkehr vom alten Titel wird 1992 mit der schon 
lange gängigen Praxis der PROKLA begründet, gesellschaftliche Konflikt- 
linien nicht mehr auf das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital zu redu- 
zieren und neue Emanzipationshindernisse zur Kenntnis zu nehmen. Es 
waren Probleme mit dem Klassenkampf entstanden angesichts »der plura- 
len Verfaßtheit und den vielschichtigen Dimensionen von Konflikten in 
modernen Gesellschaften« (Editorial PROKLA 86, 1992, 4). 

Diese recht vage und liberale Formulierung ist aber wenig hilfreich, wenn 
es gilt, den relativen Stellenwert der Begriffe »Klasse«x und »Klassen- 
kampf« zu bestimmen: Sollen denn nunmehr Klassendifferenzen und Klas- 
senauseinandersetzungen nur noch als eine von vielen Konfliktlinien in 
»modernen« Gesellschaften gelten? (Was ist übrigens mit den »unmoder- 
nen« Gesellschaften?) Oder sollten wir uns überhaupt vom Begriff der 
Klasse und des Klassengegensatzes als analytischer Kategorie verabschie- 
den, wie es mittlerweile nicht nur von liberalen Soziologen, sondern auch 
von gewerkschaftsnahen Wissenschaftlern implizit oder explizit vorge- 
schlagen wird? Diese Fragen lassen sich ausdifferenzieren, und sie wurden 
in der PROKLA mindestens bis 1989 immer wieder aufgeworfen. Ich wer- 
de in Teil 3 auf die explizit zum Klassenbegriff in der PROKLA geführte 
Diskussion eingehen. 

Ein sporadischer Durchgang durch die PROKLA-Hefte der 90er Jahre zeigt 
aber, daß, welches große Thema auch immer angegangen wird, ob Migra- 
tion oder »Marxismus ohne Marx«, ob Nationalismus oder »Die Linke in 
Europa«, ja selbst beim Thema »Verteilung«, die AutorInnen fast voll- 
ständig ohne den Begriff »Klasse« (oder gar »Klassenkampf«) auszukom- 
men vermögen. Therborns trotzige »Verteidigung der Klassenanalyse« in 
PROKLA 66 (März 1987) erscheint im Rückblick als »letztes Wort« im 
negativen Sinne, als Abgesang. Der Klassenbegriff versickert fast unbe- 
merkt aus dem linken sozialwissenschaftlichen Diskurs. 

Ich möchte hier Argumente gegen dieses Versickern vortragen, die darauf 
hinauslaufen, daß die Analyse der Gesellschaft der Bundesrepublik und 
vergleichbarer kapitalistischer Länder nicht ohne einen - durchaus im 
Marx'schen Sinne als Gegensatz-Beziehung gemeinten, also nicht durch 
ein hierarchisches »Schicht«-Konzept ersetzbaren - Klassenbegriff aus- 
kommt. Dabei kommt es darauf an, keinerlei Determinismus und Evolu- 
tionismus entlang der Ableitungslinie »Klassenlage - Klassenbewußtsein - 
Klassenkampf«, also auch keinerlei »objektives Klasseninteresse«, mehr 
anzunehmen, sondern die Definition von Interessen und das Werben für 
deren Definition, Verteidigung und Durchsetzung konsequent als genuin 
politischen Prozeß anzusehen. 
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Dabei will ich mich auf den Bereich konzentrieren, in dem Klassenauseinan- 
dersetzungen im Sinne des Marx'schen Begriffs 1971 wie 1995 am ehesten 
zu erwarten wären: den kapitalistischen Betrieb, selbstverständlich ein- 
schließlich der überbetrieblichen Koordination der »Klassengenossen« durch 
Gewerkschaften. Dies war auch das Untersuchungsfeld des mit Gründung 
der PROKLA eingerichteten »Redaktionskollektivs Gewerkschaften«, dem 
ich ab 1972 angehörte. Ich will zunächst (Teil 2) darstellen, zu welchen Er- 
kenntnissen und Modifikationen des Klassenbegriffs dieses nach eigenem 
Anspruch ebenso theoriegeleitete wie historisch-empirische Projekt der Klas- 
senkampfananlyse in den 70er Jahren führte. In Teil 3 werden dann einige 
theoretisch-konzeptionelle Klärungen, Revisionen und Problematisierungen 
zum Klassenbegriff in der PROKLA bis 1989 erörtert. Anschließend soll ein 
neues, dezidiert nicht mehr funktionalistisches, deterministisches oder 
evolutionistisches »mikropolitisches« Klassenkonzept vorgestellt werden 
(Teil 4). In Teil 5 geht es um die Probleme der Analyse betrieblicher Poli- 
tik, einschließlich der Aporien von gewerkschaftsbezogenen Strategien, die 
ohne einen Begriff der Klassenbeziehung meinen auskommen zu können. 


2. Theoriegeleitete politische Klassenanalyse: 
Das Redaktionskollektiv Gewerkschaften (RKG) der PROKLA 


Das Programm dieses Redaktionskollektivs wurde schon in PROKLA 2 in 
den »Thesen zur Gewerkschaftsanalyse« (RKG 1972) formuliert. Wis- 
senschaftlich war es ein Programm, das aus der Marx'schen Analyse des 
Kapitals nur eine sehr allgemeine Formbestimmung der Gewerkschaften - 
als »die Organisatoren des Gegensatzes der Lohnarbeit gegen das Kapital« 
(ebd., 90) - ableitete, für die aktuelle Gewerkschaftsanalyse und -kritik 
aber auf einer konkret-historischen Perspektive bestand. Diese historische 
Sichtweise war freilich von einem evolutionistischen Denken bestimmt: 


»Es ist ... der jeweilige historische Entwicklungsgrad der Konflikte im gesellschaftlichen Re- 
produktionsprozeß und des Verhältnisses der Klassen zueinander, der die Gewerkschaften zu 
Organen des Klassenkampfes selbst werden läßt.« (ebd., 89) 

Das Redaktionskollektiv nahm eine differenzierte Position zwischen »Öko- 
nomismus« und »Politizismus« ein. Es wandte sich sowohl gegen den ten- 
denziell unpolitisch-unhistorischen Ableitungsmonismus des damaligen 
»Projekts Klassenanalyse«' als auch gegen einen reinen Politizismus in re- 
volutionärem Gewande, der sich auf Bürokratiekritik, Verselbständigungs- 


l Dessen Ansatz war auch sonst in den frühen 70er Jahren Gegenstand von Kritik und in- 
ternen Kontroversen der PROKLA, vgl. den Aufsatz von Scharrer/Schütte (1973) und das 
Protokoll der Redaktionskonferenz dazu in PROKLA 10, den Aufsatz eines nur kurz exi- 
stierenden »Redaktionskollektivs Klassenanalyse« in PROKLA 17/18 und die fundamen- 
tale Kritik bei Christel und Wulf Hopf in PROKLA 22. 
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und Verratsvorwürfe beschränkte. Stattdessen wurde z.B. in den Tarifbe- 
wegungen der Metallindustrie nach Ursachen von Niederlagen und nach 
»vorwärtsweisenden Momenten« gesucht (RKG 1973, 35). In einem 
zweiteiligen differenzierten Aufsatz wurde die Intensivierung der Arbeit 
als zunehmend wichtigere Form der Ausbeutung und als neues Feld der 
betrieblichen Klassenauseinandersetzungen und der Gewerkschaftspolitik 
ausgelotet (RKG 1972a). 

Politisch grenzte sich das Redaktionskollektiv Gewerkschaften damit von 
anderen marxistischen und linken Strömungen jener Zeit ab: Von einer re- 
formistischen oder systemintegrativen gewerkschaftlichen SPD-Politik, 
wie sie in der Mitwirkung an Karl Schillers »Konzertierter Aktion« zum 
Ausdruck kam, ohnehin, aber ebenso vom organisiationsfixierten Schema- 
tismus der DKP und ihrer Stamokap-Theorie sowie vom voluntaristischen 
Revolutionarismus der aus der Studentenbewegung hervorgegangenen »K- 
Gruppen«. Am nächsten stand das Redaktionskollektiv dem sich als 
undogmatisch verstehenden »Sozialistischen Büro« in Offenbach und sei- 
ner gewerkschaftsbezogenen Zeitschrift express’, aber auch mit dem gab 
es, s. u., grundlegende Kontroversen. 

Bei einer Einordnung des damaligen Ansatzes aus heutiger Sicht verbietet 
sich mir die billige Besserwisserei des von »der Gnade des längeren Le- 
bens« Begünstigten ebenso wie jedes Renegatentum. Vielmehr geht es mir 
um die Beschreibung von - ausdrücklich auch eigenen - Lernprozessen. 
Das RKG verfolgte eine Analysestrategie und eine Strategie des politi- 
schen Eingriffs von Intellektuellen, die »einerseits von der Marxschen 
Analyse der bürgerlichen Gesellschaft ausgeht und andererseits an den 
konkreten Problemen der Arbeiter und der Gewerkschaftsbewegung an- 
knüpft«. (RGK 1974, 52). Mit diesem Programm hatte das Redaktionskol- 
lektiv durchaus einen Vorsprung gegenüber damaligen vergleichbaren auf 
Klassenanalyse und Gewerkschaftskritik konzentrierten Projekten der 
westdeutschen Linken. Es bewahrte sich ein entwicklungsfähiges Span- 
nungsverhältnis zwischen Theorie und Empirie/Praxis, in dem beide Seiten 
ernstgenommen und vor vorschnellem Reduktionismus bewahrt werden 
konnten: Weder wurde akzeptiert, daß die scheinbar krisenvermeidende 
keynesianische Steuerung den Klassengegensatz außer Kraft zu setzen 
vermöge, auch wenn dies im sozialdemokratischen Bewußtsein vieler 
Klassenmitglieder so erschien, noch schloß man sich dem Attentismus ei- 
ner theoretisch mit Marx ja schon bewiesenen Automatik der »Verschär- 
fung der Klassengegensätze« an. Stattdessen bestand das RKG auf der 


2 Die PROKLA insgesamt wurde ab Nr. 7 (März 1973), wie das Impressum ausweist, in Zu- 
sarmmenarbeit mit dem Sozialistischen Büro gestaltet. 
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konkreten ökonomischen, (industrie-)soziologischen und politologischen 
Analyse der laufenden Veränderungen und Bewegungen in der Bundesre- 
publik Deutschland. 

Bei dieser Analyse mußten einige der von Marx übernommenen theoreti- 
schen Prämissen selber in Zweifel geraten und einer Modifizierung oder 
Revision unterzogen werden. Am Ausgangspunkt (RKG 1972) standen 
vier solcher Prämissen: 


Verelendungsthese: 


»Denn es ist im allgemeinen mit der kapitalistischen Form der Produktion gesetzt, daß im Ma- 
ße, wie die Produktivkraft der Arbeit und die Arbeit als gesellschaftliche entwickelt ... wird, 
der Gegensatz zum Kapital sich herausbildet als Abhängigkeit, Erniedrigung und Deformation 
und wachsende Exploitation der Lohnarbeit auf der einen Seite, wie andererseits der Reichtum 
bei den Nicht-Arbeitern anwächst ...« (ebd., 90). 

Es wird angemerkt, daß diese objektive, mindestens relative, Verelendung 
zum einen durch den Lohnfetisch, nach dem alle Arbeit als bezahlte er- 
scheint, verschleiert wird, zum anderen in Prosperitätsphasen zum vorläu- 
figen Stillstand kommen kann, zum dritten durch politische Gegenwirkun- 
gen (Gewerkschaften) zeitweise kompensiert werden kann - aber das alles 
ändert an der Gesamttendenz der Akkumulationsbewegung, »womit die 
Lage der Lohnarbeiter immer prekärer wird« (ebd., 91), prinzipiell nichts. - 
Diese Verelendungstendenz gilt auch als Hauptmotiv für Abwehrkämpfe 
der Arbeiter, aus denen sich dann eine allgemeine Klassenorganisation er- 
gibt. Dies wird als möglich angesehen auf Grund der 


Vereinheitlichungsthese: 


»Die Möglichkeit, daß die Gewerkschaften Organisatoren des Widerstands der Arbeiter gegen 
das kapitalistische System werden, ist mit dem von der kapitalistischen Produktion gesetzten 
Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital und der vom Kapital selbst erzeugten Vereinheitli- 
chung der Arbeiterklasse auf dem Wege ihrer gemeinsamen Unterwerfung unter das Kapital 
gegeben.« (ebd., 90, Herv. B.Z.) 


Zwar werden Differenzierungen innerhalb der Arbeiterklasse gesehen, aber 
letztlich gelten sie nur als Zwischenformen, als temporäre »Spaltungen« 
der Klasse oder als politisch gewollte »Zersplitterung« ihres Kampfes. 
Daran, daß sich langfristig die kapitalistische Akkumulation als Verein- 
heitlichung der Klasse auswirkt - die also objektiv gegeben ist, nicht etwa 
durch Diskurs und Überzeugung erst hergestellt werden müßte - gibt es 
keinen Zweifel. Das hängt zusammen mit einer nicht so explizit formulier- 
ten, sondern eher in der Wortwahl sich zeigenden 


Evolutionsthese: 
Geschichte wird ım Sinne der Marxschen und marxistischen Traditionen 
als aufsteigende Stufenfolge hin zu einer Überwindung des Kapitalismus 
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durch Klassenkampf gedacht. Das gilt insbesondere für das aus Klassen- 
kämpfen geschöpfte »Bewußtsein« mit seinen »Entwicklungsgraden«. 
Daraus folgt auch ein historischer Auftrag an die Gewerkschaften, der 
formuliert wird in der 


These vom Aufstieg vom ökonomischen zum politischen Kampf: 


»Ein Erfolg im ökonomischen Kampf liegt ... dann vor, wenn er auch die Perspektive des po- 
litischen Kampfes, die keimförmig immer in ihm enthalten ist, eröffnet, wenn also nicht nur 
versucht wird, möglichst große Lohnsteigerungen herauszuschlagen, sondern wenn zugleich 
der Kampf gegen die vom Kapital gesetzten Grenzen, d.h. gegen das Lohnsystem selbst, auf- 
genommen wird.« (ebd., 106) 

Dabei ist wichtig, daß diese These nicht als normativ-politisches Postulat 
an die Gewerkschaften (so lassen sich Marx’ Schlußbemerkungen in Lohn, 
Preis und Profit durchaus auch lesen), sondern als objektives, aus einer 
Analyse realer Verhältnisse und der in ihnen enthaltenen »Keime« hervor- 
gehendes, »Erfolgs«-Kriterium für gewerkschaftliches Handeln formuliert 
wird. Antidogmatisch bleibt das Redaktionskollektiv aber darin, daß es 
diesen Aufstieg vom ökonomischen zum politischen Kampf nicht gleich- 
setzen möchte mit dem sozialdemokratischen und leninistischen Arbeitstei- 
lungsprinzip, nach dem die Gewerkschaft fürs Ökonomische, die Partei 
fürs Umfassend-Politische zuständig sei. Im Gegenteil dienen hier eher 
Rosa Luxemburgs Ideen von der Spontaneität der Klassenkampfentwick- 
lung als Vorbild. 


1974 formulierte das RKG erneut eine programmatische Aussage, die unter 
dem Titel »Bedingungen sozialistischer Gewerkschaftsarbeit« veröffent- 
licht wurde (RKG 1974) und für den ich mitverantwortlich bin.” 

Wir hatten damals eine Kontroverse mit der express-Redaktion bzw. dem 
Sozialistischen Büro.’ Es ging um die Angemessenheit der als »Ver- 
trauensleutestrategie« und »betriebsnahe Tarifpolitik« bezeichneten Kon- 
zepte, die nach der Welle der spontanen Streiks von 1973 in einer SB- 
Broschüre weiterhin, wie Ende der 60er Jahre, vertreten wurden. Kern der 
Kritik war die Beschränkung des SB auf eine kapitalvergessene, rein poli- 
tische und daher »illusorische« Demokratisierungsstrategie: 

»Wird der Kampf um Demokratisierung der Gewerkschaften ernsthaft geführt, so muß sich 
früher oder später die Erkenntnis entwickeln, daß das Kapitalverhältnis die entscheidende 
Schranke gegen eine Sicherung der Lebensbedingungen der Arbeiter darstellt, und nicht die 


mehr oder weniger demokratische Organisationsform, die bessere oder schlechtere sozialde- 
mokratische Politik.« (RGK 1974, 97) 


10%) 


Als AutorInnen firmierten Hajo Funke, Siegfried Heimann, Jürgen Hoffmann, Dieter 
Läpple, Thomas Mitscherlich, Christel Neusüß und Bodo Zeuner. 

4 Offenbar war es ein Ergebnis dieser Kontroverse, daß der Verweis auf die Zusammenar- 
beit mit dem Sozialistischen Büro ab PROKLA 14/15 nicht mehr im Impressum erschien. 
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Diese Kritik war einerseits wenig konstruktiv, weil sie den SB-Konzepten 
nichts eigenes entgegensetzte; andererseits drückte sie nicht nur trotziges 
Festhalten an der Akkumulationsanalyse als Grundlage linker Gewerk- 
schaftsstrategie aus, sondern auch eine beginnende Verunsicherung gegen- 
über fast schon dogmatisierten politischen Konzepten des sich als »undog- 
matisch« begreifenden politischen Lagers. Das bedeutete, daß die Ebene 
der Politik sich als zugleich wichtiger und sperriger erwies als in den Aus- 
gangsthesen von 1972 angenommen wurde. Zwei der vier oben beschrie- 
benen Prämissen gerieten, wenn auch nicht ins Wanken, so doch in den 
Wirkungsbereich eines empirisch begründeten Zweifels: 

1. Die Vereinheitlichungsthese: Die Erfahrungen der 73er Streiks, die von 
MassenarbeiterInnen, AusländerInnen, darunter auch vielen Frauen, getra- 
gen wurden und auf Ablehnung bei vielen deutschen Facharbeitern und 
Gewerkschaftsführern stießen, hatten gezeigt, daß »Spaltungen« und »Zer- 
splitterungen« gerade bei der Entfaltung betrieblicher Kämpfe eher zu- 
nehmen können. In dem Aufsatz versuchten wir deshalb, auf der allgemei- 
nen Ebene der Marxschen Analyse der bürgerlichen Gesellschaft einen 
bisher vernachlässigten Begriff in den Mittelpunkt zu stellen: den der den 
Arbeitern untereinander aufgezwungenen Konkurrenz, deren Aufhebung 
oder Milderung die notwendige Aufgabe der Gewerkschaften sei. 

2. Die These vom Aufstieg vom ökonomischen zum politischen Kampf: 
Deutlicher als 1972 trennten wir uns von einem Automatismus und beton- 
ten, daß es sich hierbei um eine politische, eben auch zwischen unter- 
schiedlichen politischen Richtungen umkämpfte Sache handle: 


»Gewerkschaftsorganisation impliziert die Einsicht der Arbeiter, daß sie nicht als einzelne mit 
dem Kapital konkurrieren können, bedeutet aber nicht notwendig Vereinigung der Arbeiter 
zur Klasse, welche die bewußte Einheit aller Arbeiter, auch die der Unbeschäftigten ein- 
schließt. Solche Formen gewerkschaftlicher Organisation sind selbst vielmehr schon Resultat 
eines politischen Bewußtwerdungsprozesses ... (Vgl. die Entstehung sozialdemokratischer und 
kommunistischer Gewerkschaften.)« (ebd., 59) 

Weniger betroffen von den Erfahrungen bis 1973 waren die Evolutions- 
und die Verelendungsthese. Objektiv wurde eine neue Akkumulationspha- 
se des westdeutschen Kapitals diagnostiziert, die relativ leichte Vertei- 
lungserfolge der Gewerkschaften und entsprechende Wohlstandssteigerun- 
gen der westdeutschen Arbeiterschaft nicht mehr zulasse. In der damit ver- 
bundenen Verschärfung der Klassengegensätze samt den Angriffen des 
Kapitals auf die Lebenslage der Arbeiterklasse wurde weiterhin, vor allem 
durch den Verfall der materiellen Grundlagen des sozialdemokratischen 
Reformismus, ein den »Entwicklungsgrad« des Klassenbewußtseins stei- 
gerndes Moment gesehen. 

Anderthalb Jahre später, im Oktober 1975, nachdem in der zweiten großen 
Rezession der BRD-Geschichte die Arbeitslosenziffer auf über eine Mil- 
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lion gestiegen war, ohne daß es zu einem Aufschwung der Klassenkämpfe 
oder zu einer politischen Mobilisierung durch die Gewerkschaften kam, 
dominierte beim Redaktionskollektiv Gewerkschaften fast vollständig die 
konkrete ökonomische, soziale und politische Analyse. Am Anfang eines 
aus fünf Aufsätzen bestehenden Beitrags des RKG über »Kapitalistische 
Krise, Arbeitslosigkeit und Krise der Gewerkschaftspolitik in der Bundes- 
republik« in PROKLA 19/20/21 steht der Satz: 

»Liefert die gegenwärtige Entwicklung einer allgemeinen Weltmarktkrise den empirischen Be- 
weis für die Richtigkeit der Marxschen Akkumulations- und Krisenanalyse, so scheint anderer- 
seits die politische Entwicklung der Arbeiterklasse in Westdeutschland den von Marx postulierten 
Zusammenhang vom ökonomischer und Klassenbewegung zu widerlegen.« (RKG 1975, 3) 

Der gesamte 224 Seiten lange Beitrag ist ein Versuch, Enttäuschung auf- 
zuarbeiten. Die Ausgangsprämisse eines, wie komplex auch immer vermit- 
telten, Zusammenhangs zwischen ökonomischer und politischer »Bewe- 
gung« scheint fast vollständig zerstört. Die westdeutschen Arbeiter flüch- 
ten sich angesichts des Angriffs auf ihre Lebenslage in Resignation, priva- 
ten Rückzug und individuelle Konkurrenz, bis hin zu wachsendem Aus- 
länderhaß, die Gewerkschaften sind hilf- und ratlos, und nicht einmal der 
sozialdemokratische Regierungs-»Reformismus« verliert seine Legitimati- 
on, obwohl seine ökonomische Basis weggefallen ist. Verelendung findet 
objektiv statt, subjektiv führt sie zur Ohnmacht, wenn nicht nach rechts. 
Illusion war anscheinend nicht so sehr der »Reformismus«, sondern die 
Hoffnung auf einen Aufschwung von Klassenkämpfen in der Krise. 

Zwar hatten wir schon 1974 hervorgehoben und wiederholten es auch 
1975: »Das naturwüchsige Verhältnis, in welches die kapitalistische Pro- 
duktionsweise die Produzenten versetzt, ist ... die Konkurrenz.« (ebd., 3). 
Aber daß die meisten Betroffenen sich entsprechend »naturwüchsig« ver- 
halten, statt daß nunmehr »den Arbeitern die Einsicht aufgezwungen wur- 
de, daß sie als Klasse dem Kapital gegenüberstehen mit historisch unver- 
söhnlichen Widersprüchen« (RKG 1974, 59), war ein unerwarteter, de- 
primierender und selbstverständlich erklärungsbedürftiger Befund. Die 
Erklärungen suchten wir nunmehr fast ausschließlich auf der politischen 
Ebene, vor allem im Fehlen von »Klassenerfahrung und Kampftradition« 
(RKG 1975, 3) in Deutschland, auf dem Hintergrund einer langen Pro- 
speritätsphase und einer Integration der Gewerkschaften in die staatliche 
Wirtschaftspolitik (ebd., 174ff). Ein genauer Blick auf Widerstandsregun- 
gen der Klasse in der Krise ergab dann auch Hoffnungspunkte, z.B. Erfol- 
ge von Linken bei Betriebsratswahlen und erfolgreiche Gegenwehr gegen 
Entlassungen und Verschlechterungen in einigen Großbetrieben (ebd., 
194ff). Bemerkenswert ist aber, daß die bewertende Begrifflichkeit sich 
sehr weit von jedem Evolutionismus entfernte: »Entwicklungsgrade« des 
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Bewußtseins kommen nicht mehr vor, und es ist nicht mehr die Rede von 
»vorwärtstreibenden« Momenten bei der Überwindung des kapitalistischen 
Lohnsystems, sondern es werden lediglich »den Widerstand vorantreiben- 
de Momente« (ebd., 195), zu denen auch »aktiv reformerische Teile« (der 
Gewerkschaften, ebd., 184) gehören, ausgemacht. 

1975 sind also für das Redaktionskollektiv Gewerkschaften der PROKLA, 
auch wenn es das so nicht ausdrückt, sämtliche vier genannten Ausgangs- 
prämissen empirisch aufgeweicht oder mindestens historisch-politisch 
vertagt, wenn man von einer gewissen objektiven Verelendungserwartung, 
der aber kein subjektives Pendant mehr entspricht, absieht. Was bleibt, ist 
eine Hinwendung zu den politischen als nicht determiniert verstandenen 
Prozessen der Klassenformation, des Klassenhandelns, der Klassenorgani- 
sation und der Klassenauseinandersetzung. 

Das bedeutet auch: Der Klassenbegriff bleibt nicht nur relevant, sondern 
zentral für die sozio-ökonomische Analyse der bundesdeutschen Gesell- 
schaft, und für die politische Analyse liefert er mindestens einen unhinter- 
gehbaren Handlungsrahmen, wenn nicht sogar auch weiterhin die zentrale, 
der Politik vorgegebene gesellschaftliche Spaltungslinie. Diese Prämisse, 
die das RKG mit der gesamten PROKLA-Redaktion teilte, wurde bis 1975 
und auch darüber hinaus nicht in Frage gestellt. 

Das zeigen einige Aufsätze, die 1976 und 1977 aus dem Diskussionszu- 
sammenhang des RKG entstanden, darunter vor allem die Analyse des 
Berliner GEW-Konflikts (Isensee/Neusüß 1977). Thomas Isensee und 
Christel Neusüß beschreiben hier den Spaltungsprozeß der West-Berliner 
Lehrergewerkschaft in einen autonomen und einen dem DGB angehören- 
den Verband, einen Prozeß, in den sie selber involviert waren, und kom- 
men in ihrem Resümee zu einem klaren Plädoyer für den im DGB verblei- 
benden Verband. Sie sehen die außerhalb des DGB weiteroperierende 
»GEW Berlin«, der nach der Spaltung die meisten Mitglieder treu geblie- 
ben waren, als potentiell links-elitären Standesverband an, der bestimmte 
gegen die Einheit der Arbeiterbewegung gerichtete und »von Seiten der 
bürgerlichen Klasse« (ebd., 147) geförderte Tendenzen der Studentenbe- 
wegung verbalradikal weiterzuführen trachte (ebd., 144ff). - Dies war, wie 
sich im Rückblick zeigt, eine klassentheoretisch recht verengte Sichtweise. 
Die GEW Berlin erwies sich auch außerhalb des DGB zunächst als lebens- 
fähig; vor allem war sie, neben ihrer Funktion als Gewerkschaft, eine 
durchaus wirksame politische Organisation, die Impulse neuer sozialer 
Bewegungen aufzunehmen und auszudrücken verstand und damit dem 


5 Das »Redaktionskollektiv Gewerkschaften« trat als Kollektivautor nach 1975 nicht mehr 
in der PROKLA in Erscheinung, blieb aber als Arbeitszusammenhang noch einige Jahre 
bestehen. 
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Welt- und Gesellschaftsverständnis jüngerer Lehrer entsprach. Keineswegs 
verlor sie sich in ständischer Politik der Privilegiensicherung. Nachdem sie 
ihre Stärke bewiesen hatte, kam es 1979 zu einer relativ konfliktlosen 
»Wiedervereinigung« unter dem DGB-Dach. 

Es war, wenn ich richtig sehe, die Annahme von der absoluten Zentralität 
des Klassenkonflikts, die Neusüß und Isensee zu ihrem Verdikt gegen die 
Gewerkschaft außerhalb der Arbeiterbewegung motivierte.° Im Zuge der 
neuen sozialen Bewegungen und der internationalen »Krise des Marxis- 
mus« verfiel diese Annahme einer vernichtenden Kritik. Den seine Exi- 
stenz bedrohenden Zweifel konnte das Redaktionskollektiv Gewerkschaf- 
ten der PROKLA nicht mehr selber bearbeiten. Die PROKLA aber tat es, 
indem sie sich in den 80er Jahren der internationalen Diskussion, darunter 
auch der zum Stellenwert des Klassenbegriffs für eine Analyse gegen wär- 
tiger Gesellschaften, öffnete. 


3. Probleme mit dem Klassenbegriff in der PROKLA der 80er Jahre 


Die Diskussion des Klassenbegriffs bildete in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre noch einmal einen Schwerpunkt in der PROKLA. Dabei wurde vor 
allem die angelsächsische Debatte aufgenommen. Das Ergebnis war die 
Herausarbeitung der Aporien traditioneller marxistischer Herangehenswei- 
sen sowie eine Vielzahl oft nur angedeuteter Problemlösungen, von denen 
viele auf eine Anerkennung und Neuformulierung politischer Prozesse und 
Instanzen bei der Vermittlung von Lage und Handeln hinausliefen. 
Analytisch lassen sich drei Problemebenen dieser Diskussion trennen: 

1. Wie brauchbar ist der Klassenbegriff der Marxschen Tradition noch zur 
Beschreibung der sozio-ökonomischen Struktur kapitalistischer Gesell- 
schaften? - Hier stellte sich das »klassische« Problem der Einordnung der 
»Mittelklassen«, aber auch das der zunehmenden Differenzierung und/oder 
individualisierung der Arbeiterklasse. 

2. Wie kann jenseits eines als Sackgasse erwiesenen Ableitungsdetermi- 
nismus das Klassenhandeln zur Klassenlage in Beziehung gesetzt werden? 
Läßt sich das handlungstheoretische Defizit des Marxismus beheben? 

3. Was bleibt von der bei Marx behaupteten Zentralität des Klassengegen- 
satzes und des Klassenkonflikts für entwickelte kapitalıstische Gesellschaf- 
ten angesichts der zunehmenden sozialen und politischen Relevanz nicht 
darauf reduzierbarer Spaltungslinien? 

Daß diese im folgenden nacheinander behandelten Fragen der Sache nach 
ineinander verwoben sind, sei hier nicht nur im Sinne einer salvatorischen 


6 Christel Neusüß hat diese Annahme anschließend einer sehr grundlegenden Revision un- 
terzogen (Neusüß 1985). 
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Klausel betont - vielmehr ist es ja gerade der Zusammenhang zwischen 
Lage, Handeln und Zentralität, der den Reiz und die Provokation der 
Marxschen Klassentheorie ausmacht: 


»Dabei besteht die heute so schwer einzulösende Ambition des Klassenbegriffs vor allem 
darin, daß mit ihm zugleich die sozioökonomische Struktur einer Gesellschaft und das typi- 
sche, 'rationelle' soziale Handeln der Mitglieder dieser Gesellschaft erfaßt werden sollte; und 
andererseits darin, daß simultan die 'Starik' (d.h. die identische Reproduktion) einer Sozial- 
struktur und ihre 'Dynamik' (d.h. die in sozialen Konflikten durchgesetzte Umformung der 
Sozialstruktur) erklärlich gemacht werden sollte.« (Offe 1985, 83). 


Ökonomische Klassenlagen 


Marxistische Klassentheorie behauptet, bezogen auf den Kapitalismus, 
Tendenzen der Polarisierung zwischen den zwei Hauptklassen Bourgeoisie 
und Proletariat; das Kriterium ist der Besitz an Produktionsmitteln und die 
doppelt freie Lohnarbeit, die auf Seiten der Arbeiterklasse den Verkauf der 
Arbeitskraft ermöglicht und erfordert. »Klasse« in diesem Sinne ist nicht 
nur etwas anderes als »Stand«, dessen Kennzeichen rechtliche und sozio- 
kulturell definierte Privilegierungen und Abgrenzungen sind, sondern auch 
als »Schicht«, verstanden als hierarchisch-pyramidale Verteilung von Le- 
benschancen auf eine Vielzahl statistisch differenzierbarer Gruppen von 
Gesellschaftsmitgliedern. Nicht Herrschaft, sondern Ausbeutung konstitu- 
iert Klassen. »Mittelklassen«, »alte« und »neue«, sperren sich nicht nur 
subjektiv, sondern auch objektiv gegen diese polare Zuordnung, z.B. weil 
sie die Produkte ihrer Arbeit und nicht ihre Arbeitskraft auf den Markt tra- 
gen, weil sie trotz formaler Unselbständigkeit Anteile am Mehrwert als 
Einkommen beziehen, weil sie nicht vom Kapital ausgebeutet, sondern, 
etwa als Staatsdiener, aus Steuern bezahlt werden. Marxistische Wissen- 
schaftler haben, sofern »Mittelklassen« nicht als »Oberflächenphänomen« 
wegdefiniert wurden, diese entweder als Segmente der beiden Großklassen 
oder als »neue Klasse« verstanden oder aber als durch widersprüchliche 
Elemente von Klassenlagen bestimmte Position von Individuen in der Sozial- 
struktur. Letztere Sichtweise würde den Klassenbegriff retten, dafür aber die 
eindeutige Zuordnung von Individuen zu Klassen verunmöglichen. 

Es ist diese letzgenannte These, die Erik Olin Wright in PROKLA 58 favo- 
risiert (Wright 1985). Seine Modifikation des »Klassenlagen«-Konzepts, 
auch seines eigenen früheren, besteht darin, daß er das Kriterium »Aus- 
beutung« gegenüber dem auch in marxistische Analysen eingeflossenen 
Kriterium »Herrschaft« wieder stark zu machen versucht, allerdings um 
den Preis einer spielthreoretischen Generalisierung in Anlehnung an John 
Roemer. Danach soll von Ausbeutung - und von Klassenbeziehungen - 
immer dann die Rede sein, »wenn die Wohlfahrt einer Person auf Kosten 
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anderer realisiert wird« (ebd., 38). Folglich besteht Ausbeutung nicht nur 
in der Aneignung des von der Arbeiterklasse produzierten Mehrwerts 
durch die Produktionsmittelbesitzer, sondern auch in der Nutzung anderer 
von bestimmten Gruppen auf Kosten anderer Gruppen kontrollierter Res- 
sourcen wie Organisation und Qualifikation. Mithin sind Ausbeutungs- 
und Klassenverhältnisse auch im Sozialismus denkbar, etwa zwischen Bü- 
rokraten und Nicht-Bürokraten oder zwischen Experten und Arbeitern 
(ebd., 44). Schon im Kapitalismus, bei dessen Mittelklassen, können diese 
neuen Ausbeutungsformen relevant werden. 

Wrights Generalisierung des Ausbeutungsbegriffs wird damit erkauft, daß 
er die Polarisierung des Klassengegensatzes Lohnarbeit und Kapital zu- 
gunsten eines Pluralismus von Ausbeutungsbeziehungen aufgibt. Damit 
gerät auch, wie Offe (1985, 85ff) ihm vorgehalten hat, die in bürgerlichen 
Gesellschaften immerhin rechtlich-institutionell hervorgehobene Zentrali- 
tät der Ausbeutungsbeziehung Lohnarbeit-Kapital aus dem Blick der Ana- 
lyse und Kritik. Hinzukommt, daß das Konzept »widersprüchlicher Klas- 
senlagen«, mit dem Wright im Kapitalismus vor allem die Position der 
»Manager/Bürokraten« zu fassen versucht, das aber auch z.B. für Selb- 
ständige und Ingenieure gelten müßte, prinzipiell keine Zuordnung dieser 
Individuen zu »Klassen« zuläßt. Wright möchte aber gerade ein - wohl als 
»objektiv« verstandenes - »Interessex aus dem »Ausbeutungs«-Begriff 
herausholen: Ausgebeutete wehren sich gegen die Ausbeuter, Beherrschte 
aber nicht unbedingt gegen die Herrschenden (Wright 1985, 37). Die Per- 
sonen in »widersprüchlichen Klassenlagen« werden entweder Interessen- 
kämpfe mit sich selber auszufechten haben, oder sich auf die Seite einer 
der »Hauptklassen« schlagen und dabei die andere Seite verdrängen oder 
aber, wenn sie dies vermeiden möchten, neue Interessendefinitionen jen- 
seits der Hauptklassen suchen. In jedem Falle versagt, entgegen Wrights 
Anspruch, die Klassen- und Ausbeutungsanalyse bei der Definition von 
handlungswirksamen Interessen. 

Neben der »Mittelklassen«-Problematik’ gerät die Relevanz der sozioöko- 
nomischen Klassenanalyse in den 80er Jahren auch dadurch in Zweifel, 
daß sich innerhalb der - in ihrer »objektiven« Existenz gar nicht bestritte- 
nen - Arbeiterklasse gesellschaftlich und ökonomisch hervorgerufene Ten- 
denzen der Differenzierung und Individualisierung auftun. Klassenlagen 
würden durch Individualisierung von Lebenslagen überwölbt, in ihrer Wir- 
kung abgeschwächt oder außer Kraft gesetzt, das ist eine der Botschaften 
der soziologischen Zeitdiagnosen Ulrich Becks. Zugleich zeigten industrie- 


7 Sie wird übrigens von Sozialhistorikern von vornherein als Zusammenhang von - genau 
zu untersuchender - objektiver Lage und politischer Selbstdefinition verstanden, vgl. z.B. 
Haupt (1985). 
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soziologische Analysen neuer Kapitalstategien, daß mit der bourgeoisen 
Gratisleistung der Vereinheitlichung der Arbeiter in der großen Fabrik auf 
absehbare Zeit nicht mehr zu rechnen war: Im Gegenteil erwies es sich 
aufgrund der Grenzen des Taylorismus für wichtige Kapitale als ökono- 
misch profitabel und nicht nur als politisch-strategisch vorteilhaft, »Zer- 
splitterung« und Konkurrenz zwischen Arbeitern und Arbeiterguppen 
durch »neue Produktionskonzepte« bis hin zur lean production herzustellen 
und zu fördern. 

Es zeigte sich also eine Tendenz zur (Selbst-)Auflösung der Arbeiterklasse, 
die partiell durchaus sozio-ökonomisch »ableitbar« war, aber auf das Ge- 
genteil der marxistischen Hoffnung hinauslief. Sighard Neckel hat das 
Problem in PROKLA 76 anhand der marxistischen Rezeption von Becks 
Individualisierungsthese auf den Punkt gebracht: Sofern Marxisten darauf 
bestehen, daß die gegenwärtigen entwickelten kapitalistischen Gesellschaf- 
ten insoweit Klassengesellschaften seien, als sie den Reichtum entlang von 
Klassenlinien verteilen und die arbeitsmarktabhängige Lohnarbeiterexi- 
stenz verbreitern, rennen sie offene Türen bei den Individualisierungstheo- 
retikern ein (Neckel 1989, 55f). Dieser orthodoxen Kritik entgehe aber, 
daß damit noch nichts über die Möglichkeiten gesagt sei, wie sich »Klas- 
senposition in Klassenhandeln transformiert«, weshalb Lage, Lebensform 
und Bewußtsein derzeit besonders stark auseinander treten. »Die Indivi- 
dualisierungstheorie hat dabei gegenüber früheren Versuchen der Erklä- 
rung dieses Risses den Vorteil, eine 'dritte' Ebene zwischen Ökonomie und 
Bewußtsein in den Blick zu bekommen«, und dies wäre die der 
»alltäglichen Vergesellschaftung« (ebd., 56). - Und Vergesellschaftung 
findet nicht nur außerhalb der Fabrik statt, in der Auflösung proletarischer 
Milieus und der durch Arbeitsmarkt und Sozialstaat hervorgerufenen 
Atomisierung der Gesellschaftsmitglieder, wie Beck sie betont, sondern 
ebenso in den »Produktionsregimes« (Burawoy) innerhalb der Fabrik, bei 
der die Arbeitenden zueinander in Konkurrenz gesetzt werden und die 
Herstellung von »Solidarität« und »Klassenbewußtsein« zu einer »poli- 
tischen Aufgabe«, statt zu einer automatischen Folge der ökonomischen 
Strukturen und Verhältnisse wird. 


Klassenposition und Klassenhandeln 


Ohne daß dieser Zusammenhang bestimmt wird, ist die marxistische Klas- 
sentheorie witzlos. Das gilt nach beiden Seiten. Gäbe es Klassen nur noch 
»objektiv«, in Statistiken und ökonomischen Modellen, was im übrigen für 
das Proletariat ebenso gelten könnte wie für die Bourgeoisie, dann wären 
diese Größen bestenfalls Gegenstand von Bemühungen technokratisch-po- 
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litischer Steuerung, etwa der Sozial- und Bildungspolitik (z.B. Ausschöp- 
fung von Begabungsreserven der Arbeiterschaft oder -klasse, sofern dies 
für den Qualifikationsbedarf des Beschäftiugungssystems erforderlich er- 
scheint); schon für die Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik käme es nicht 
mehr auf das Großaggregat Klasse, sondern auf seine Unteraggregate an, 
die dann eben nach ihren Marktchancen zu gliedern wären - von Sozialhil- 
feempfängern bis zu Stammbelegschaften. - Dies alles geschieht ja: Staatli- 
che Steuerungspolitiken sind durchaus nicht klassenvergessen, aber klein- 
arbeitend; und eine subjektiv nicht relevante, sich nicht in Handeln und 
»Bewußtsein« zeigende »Klasse« wird eben zum Objekt dieses politisch- 
administrativen Kleinarbeitungsprozesses. 

Umgekehrt ist auch eine »rein subjektive« Sichtweise, bei der die Selbst- 
zuordnung der Gesellschaftsmitglieder zu Klassen oder zu anderen Grup- 
pen und »Identitäten« zu einer Frage der vollständig offenen »persönlich- 
politischen Entscheidung« wird, nicht nur für marxistische Traditionali- 
sten, sondern auch für jede seriöse Gesellschaftsanalyse äußerst unbefrie- 
digend. Zuvor müßte ja die Offenheit und Gleichrangigkeit solcher Selbst- 
zuordnungen sozialtheoretisch gezeigt worden sein, soll sich diese 
»politizistische« Idee nicht an der Realität blamieren. 

Wie sich Klassenposition in Klassenhandeln »transformiert«, war, wie ge- 
zeigt, schon beim Redaktionskollektiv Gewerkschaften das Problem: Des- 
sen methodische Lösung war eine faktisch strikte Hinwendung zur Empirie 
der Klassenkämpfe in der Bundesrepublik, aus der Hoffnungen für den 
Fortschritt geschöpft und deren Verlauf und Ergebnisse im Sinne Marx- 
scher Theoreme zu interpretieren versucht wurden. 

Die in der PROKLA später rezipierte angelsächsiche Diskussion von Mar- 
xisten war zugleich grundsätzlicher und pragmatisch offener. Umstandslos 
und von den Herausgebern unwidersprochen beschrieb David Lockwood 
in PROKLA 58 die vollständige Misere der marxistischen Handlungstheo- 
rie: Entweder verdient sie den Namen einer Handlungstheorie überhaupt 
nicht, oder sie ist utilitaristisch (Lockwood 1985), setzt also auf einen 
durch Markt-Vergesellschaftung vorgebenenen Rationalitätsbegriff, der die 
dem Proletariat von Marx und Engels zugeschriebenen revolutionären 
Aufgaben der vernunftgemäßen Transformation der kapitalistischen Ge- 
sellschaft zu einer sozialistischen eben gerade nicht begründen kann. 
Lockwood besteht in Anknüpfung an Parsons auf dem Unterschied zwi- 
schen irrationalem und »nicht-rationalem« Handeln; ersteres kann nur auf 
Irrtum oder Ignoranz (z.B. gegenüber objektiv gegebenen und erkennbaren 
»Interessen«) beruhen, letzteres beruht auf Werten und Normen, die letzt- 
lich nicht wissenschaftlich begründbar sind, aber einen Beitrag zur sozialen 
Integration leisten und das Handeln von Menschen tatsächlich beeinflussen 
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(ebd., 8f). Solange die Marxisten diese Lektion nicht begriffen hätten, son- 
dern Normen und Werte nur in das Schubfach »Ideologie« einordneten, 
würden sie niemals zu sinnvollen Aussagen über den Zusammenhang von 
Klassenlage und Klassenhandeln fähig sein. Lockwoods Schlußsatz lautet: 


»Auf diese Weise sind die Erklärungen der Beziehung zwischen der Klassenstruktur und dem 
Klassenkampf nicht nur zwangsläufig schwankend und widersprüchlich: Die Beziehung selbst 
ist vollkommen unbestimmt.« (ebd., 31) 

Lockwood zeigt in seinem eindrucksvollen Rundumschlag, was alles nicht 
mehr geht: deterministische Ableitung eines »objektiven Interesses« der 
Arbeiterklasse, utilitaristischer Handlungs- und Interessenbegriff (dies ist 
ja nicht nur gegen den Marxismus, sondern auch gegen die Rational- 
Choice-Schule gerichtet), Mißachtung nicht-ökonomischer Handlungsori- 
entierungen von Gesellschaftsmitgliedern. Aber was geht? Hilft ein Blick 
auf die Sozialgeschichte, sofern sie Klassenhandeln theoriegeleitet zu be- 
schreiben versucht? 

Historiker, die von der Marxschen Tradition inspiriert sind, haben vor al- 
lem den Prozeß der Klassenbildung der Arbeiterklasse jenseits von De- 
terminismus und Evolutionismus beschrieben. Spohn (1985) diskutiert die 
beiden prominenten Ansätze von E.P. Thompson und Jürgen Kocka. Nach 
Thompson sind die Klassenerfahrungen zwar durch die Produktionsver- 
hältnisse determiniert; »class-consciousness« als Umgang mit diesen Er- 
fahrungen aber hängt ab von kulturellen Gegebenheiten wie Traditionen, 
Wertsystemen, Ideen und institutionellen Formen, die im Prozeß der Klas- 
senbildung, in der alltäglichen Lebenspraxis und den Beziehungen inner- 
halb der Arbeiterklasse und zwischen den Klassen, verändert werden 
(Thompson 1968, 9f, Spohn 1985, 132). - Kocka erweitert den Klassenbe- 
griff von Marx mit Max Weber um den Begriff der »sozialen Klasse« und 
kommt zu einer Unterscheidung von mehreren Ebenen: der ökonomischen 
Ebene, auf der die Stellung im Produktionsprozeß und die Klassenlage 
bestimmend ist; der sozialen Ebene, auf der sich aus gemeinsamer Lage ei- 
ne Gruppenbildung und -kohäsion ergibt, und der politischen Ebene, auf 
der Klassenkonflikte in Form von kollektivem Protest und Gegenorganisa- 
ton ausgetragen werden (Kocka 1933; Spohn 1985, 132) Spohn sieht 
Möglichkeiten, die »strukturtheeretischen« (Thompson) und »kulturtheore- 
üschen« (Kocka) Schwächen der beiden Klassenbegriffe zu korrigieren 
(ebd., 136). 
Mir scheint Spohns Erörterung darüber hinaus wichtige Hinweise auf un- 
gelöste theoretische und methodische Probleme zu enthalten: 

(1) Kockas Mehr-Ebenen-Modell könnte durchaus als unzureichender 
Bruch mit Determinismus und Evolutionismus gelesen werden: Stellt es 


nicht immerhin einen »Idealtyp« von Klassenbildung, ein Stufenmodell, 
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dar, nach dem aus der ökonomischen Lage die soziale Kohärenz, aus dieser 
wiederum die politische Aktion und Organisation hervorgehen müsse? 
Und wenn die Empirie diesem Modell nicht folgt, wären deren »Abwei- 
chungen« dann der erklärungsbedürftige Befund? Wird bei diesem Heran- 
gehen nicht der Blick für andere Zusammenhänge von »Lage« und »Han- 
deln« eher verstellt? Kann jede dieser Ebenen vielleicht direkt mit jeder 
anderen in eine Beziehung der Wechselwirkung treten?” 

(2) Es bleibt ganz offen, wie sich die Art der Beziehungen und Wirkungen 
zwischen den Ebenen - oder bei Thompson zwischen der »determinieren- 
den« Ebene der ökonomischen Lage und der »offenen« Sphäre des kultu- 
rellen Klassenbildungsprozesses - begrifflich fassen und wissenschaftlich 
untersuchen läßt. Alle klassischen Kandidaten für solche Transformations- 
»Mechanismen« von Struktur zu Handeln - (objektives) Interesse, Bewußt- 
sein, Werte/Normen/Kultur, (Alltags-)Erfahrung - gehen aus einer genaue- 
ren Prüfung mindestens lädiert hervor. Oder sie erweisen sich als für die 
Klassenbildungsprozesse des 19. Jahrhunderts sehr viel geeigneter als für 
die Gegenwart. In Teil 4. werde ich auf einen neueren Versuch zur Lösung 
dieses Dilemmas zurückkommen. 


Die Zentralität des Klassenkonflikts in der Gegenwart 


Selbst wenn klar wäre, welche Klassenlagen unter welchen Bedingungen 
auf welche Weise ein bestimmtes soziales und politisches Klassenhandeln 
hervorbringen, fördern, ermöglichen oder behindern, bliebe immer noch 
ganz offen, ob es nicht neben den Klassenlagen auch andere Positionen 
gibt, in die Gesellschaftsmitglieder regelmäßig gebracht werden und die zu 
ähnlichen Wirkungen und Handlungen führen. »Klasse« meint ein Ver- 
hältnis des Gegensatzes, die Möglichkeit einer politischen Polarisierung. In 
gleichem Sinne läßt sich der Geschlechtergegensatz modellieren: »Klasse 
Geschlecht« heißt der provozierende Titel eines Sammelbands zur femi- 
nistischen Gesellschaftsanalyse und Wissenschaftskritik (Beer 1987). Hier 
wird vom Marxschen Klassenbegriff nicht die ökonomische Ableitung 
übernommen, wohl aber die Idee, daß es sich beim Geschlechtergegensatz 
um eine in der Gesellschaftsstruktur angelegte Polarität handle. Wären in 
diesem Sinne auch Analysen mit dem Titel »Klasse Ethnie« oder »Klas- 
senkampf gegen Ausgrenzung« überzeugend? Haben wir es mit einer Plu- 
ralisierung von Polarisierungen zu tun, die den Klassengegensatz und den 
Klassenkampf nicht aufhebt, aber ihm seine ökonomische, soziale, kultu- 
relle und politische Zentralität nimmt? Was können marxistische Klas- 


&  Spohn (1985, 132) deutet eine solche Kritik an; expliziter noch die Kritik an Stufenmodel- 
len der Klassenbildung bei Welskopp (1994), dazu Näheres in Teil 4. 
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sentheorien, abgesehen von einer defensiven Anerkennung dieser Plurali- 
tät, zur Analyse des Verhältnisses dieser Polaritäten beitragen? In der 
PROKLA finden sich in den 80er Jahren drei zu dieser Frage besonders 
relevante Aufsätze (Elster 1985, Krätke 1985, Therborn 1987). 

Für Jon Elster geht es beim Klassenbegriff wiederum um das Problem der 
»Erklärung kollektiven Handelns« (Elster 1985, 63). Daß Klassen nicht 
immer dann, wenn es von ihnen zu erwarten wäre, als kollektive Akteure 
auftreten (etwa die Plebejer in der Antike keine Klasseneinheit mit den 
Sklaven zustandebrachten) ist für Elster zwar interessant; spannender aber 
ist die Frage, ob das kollektive Nicht-Handeln von Klassen und das kol- 
lektive Handeln von Nicht-Klassen (etwa Ständen, Nationen) sich nicht 
dennoch mit dem in der ökonomischen Grundstruktur der Gesellschaften 
angelegten Klassenkonflikt erklären lasse. Letzteres wurde von Marx und 
den Marxisten vielfach behauptet. Elster zeigt, daß diesen Behauptungen 
fast immer ein funktionalistischer Fehlschluß zugrundeliegt: Aus der Wir- 
kung wird eine Erklärung abgeleitet. Ethnische und ständische »Spaltun- 
gen« der Unterklasse z.B. mögen für den Erhalt der Klassenherrschaft 
nützlich sein und von der herrschenden Klasse auch gefördert werden - 
erklären kann dieser Nutzen aber weder das Vorhandensein noch die kol- 
lektive Handlungsfähigkeit von Ständen, Statusgruppen oder Ethnien. 
Ähnliches gilt für das Problem des bürgerlichen Staates, in dem die Bour- 
geoisie als »herrschende Klasse« im allgemeinen die Regierungsmacht 
nicht selber ausübt. Nach marxistischer Denktradition dient gerade diese 
relative Autonomie des Staates der Stabilisierung von Klassenherrschaft; 
die Regierung erhält »ihre Macht als Leihgabe von den Kapitalisten« (ebd., 
77). Auch hier ein funktionalistischer Kurzschluß, den Elster mit dem 
spieltheoretisch begründeten Argument zu widerlegen versucht, daß »der 
politische Bereich seine eigenen Quellen der Macht erzeugt« (ebd.), daß 
Macht also nicht nur aus ökonomischen Ressourcen, sondern auch aus 
Positionen in strategischen Beziehungen entstehen kann. Insgesamt, so EI- 
sters Schlußfolgerung, läßt sich die These nicht halten, »daß die Klassen- 
struktur in allen Gesellschaften die Haupterklärung der sozialen Konflikte 
zwischen organisierten Gruppen darstelle« (ebd., 30). Das ändere nichts an 
der Existenz und Bedeutung des Klassenkonflikts, wohl aber etwas an sei- 
ner Zentralität. Klassengegensätze bleiben eine Konfliktquelle, Klassen- 
gemeinsamkeiten ein »Terrain, in dem Bündnisse geschlossen werden« 
(ebd., 80) - aber eben jeweils eine Quelle und ein Terrain unter anderen. 
Michael Krätke (1985) greift die Zentralität des Klassenkonzepts insofern 
noch grundlegender an, als er die Frage stellt, ob der Sozialstaat mögli- 
cherweise die Klassenstruktur selber verändert hat und weiterhin laufend 
verändert. Seine Antwort ist auf der Ebene der gesellschaftlichen Grund- 
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strukturen nicht eindeutig: Einerseits wird eine Pluralität von prinzipiell 
gleichrangigen Ausbeutungsbeziehungen - neben der Ausbeutung der 
Lohnarbeit durch das Kapital auch die »Marktausbeutung«, die »Steuer- 
ausbeutung durch den Staat«, die Ausbeutung von Familien- und Hausar- 
beit, sowie koloniale und »rassische« Ausbeutung - behauptet (ebd., 98); 
andererseits scheint der Sozialstaat, der es mit all diesen Ausbeutungen 
und Ungleichheiten zu tun hat, doch vor allem, durchaus funktionalistisch, 
an der Erhaltung einer Lohnarbeiterschaft interessiert zu sein, die bereit ist, 
sich ausbeuten zu lassen, statt »aus der Lohnarbeit zu fliehen« (ebd., 100). 
- Eindeutiger ist Krätkes Befund auf der sozialen Ebene: Dem Wohlfahrts- 
staat sei es gelungen, »Proletarität im ursprünglichen Sinne, als Armut, 
Besitz-, Bindungs- und Heimatlosigkeit, gepaart mit weitgehender Recht- 
losigkeit und politischer Ohnmacht« institutionell von der Lohnarbeit abzu- 
trennen und zum Kennzeichen einer neuen »Unterklassenlage« zu machen 
(ebd.). Die Lohnarbeiterklasse sei in einen institutionalisierten, relativ ge- 
sicherten, »politisch bestimmten Arbeitsmarkt- und Beschäftigtenstatus« 
(ebd.) eingebunden, und dieser Status unterscheide nun die Lohnarbeiter 
von anderen in umfassenderem Sinne Besitzlosen. Die klassische Arbei- 
terklasse ist somit zu einer »Besitzklasse« im Sinne Max Webers gewor- 
den, während die Havenots der neu-proletarischen »Unterklasse« vom Ar- 
beitsmarkt ausgeschlossen sind - »Es lohnt sich nicht, sie auszubeuten« 
(ebd., 104) - und durch »tagtägliche Unterdrückung in der institutionali- 
sierten Sozialfürsorge« (ebd., 105) zuverlässig formal individualisiert und 
beherrscht werden. - Weniger eindeutig sind wiederum die Konsequenzen 
auf der Ebene des politischen Klassenhandelns: Sind gerneinsame kollekti- 
ve Aktionen der Lohnarbeiter und des neuen Proletariats überhaupt noch 
denkbar? - Krätke ist da tendenziell skeptisch (ebd., 104ff), er liefert aber 
ein Argument, das diese Skepsis relativiert: Die politisch-institutionelle Si- 
cherung der Lohnarbeiterklasse im Wohlfahrtsstaat finde ihre Grenze im 
Imperativ der Aufrechterhaltung des »Verkaufszwangs für Arbeitskraft- 
besitzer« (ebd., 103). Die Statussicherung der Lohnarbeiter könne nicht 
soweit gehen, diesen Verkaufszwang durch Bereitstellung anderer Subsi- 
stenzmittel aufzuheben; insofern gehöre die Drohung mit dem Abstieg in 
den Pauperismus zur Lohnarbeiterexistenz. 

Konkret und aktualisiert: Die in Deutschland gerade wieder staatlich ange- 
strebte Senkung von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe dient auch der Ab- 
senkung von Niedriglöhnen. Der Mechanismus der »Reservearmee« soll 
hier durch staatliche Regulierung wieder in Kraft gesetzt werden, nachdem 
er von selbst auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr die klassischen Wirkungen 
hervorbringt. Dieser Mechanismus begleitet aber die Herausbildung einer 
Arbeiterklasse von Anfang an und enthält immer die politische Alternative 
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Konkurrenz oder Solidarität. Es ist also denkbar, daß Gewerkschaften als 
Vertreter einer »Besitzklasse« sich zu Anwälten gegen Pauperisierung ma- 
chen, weil ihre eigenen Lohnsicherungschancen berührt sind. 

Gleichwohl hat Krätke mit seinem Hinweis auf das Auseinanderfallen von 
Lohnarbeiterschaft und »Proletarität« in der Klassendiskussion der 
PROKLA schon frühzeitig darauf aufmerksam gemacht, daß neben der 
ökonomischen Kategorie »Ausbeutung« die ökonomisch und institutionell 
bestimmte Kategorie »Ausgrenzung« gleich zentral für die Analyse sozio- 
politischer Konfliktlinien werden kann. 

Die Zentralität der Klassenanalyse wird von Therborn (1987), dem damit 
eine Art Schlußwort in der theoretischen PROKLA-Diskussion der 80er 
Jahre zufällt, verteidigt, jedenfalls für entwickelte kapitalistische Gesell- 
schaften. Zum »Kern der Marxschen Errungenschaft« (ebd., 139) gehört 
für Therborn die Bestimmung der Klassenverhältnisse als dauerhafte Aus- 
beutungsbeziehungen und die Bedeutung dieser Klassenverhältnisse für die 
»Integration« der Gesellschaft »durch die Produktion gemeinsamer (mate- 
rieller, B.Z.) Werte« (ebd., 141). Eine Gesellschaft, die auf diese Weise 
integriert ist, vor allem die kapitalistische, wird von einer »Klassendy- 
namik« vorangetrieben, während andere denkbare oder reale gesellschaftli- 
che Gegensätze und Differenzierungen keine ähnliche, jedenfalls keine in 
gleicher Weise wissenschaftliche Voraussagen ermöglichende, Dynamik 
entfaltet hätten. Der Klassengegensatz könne zwar keinen »ontologischen« 
Vorrang gegenüber anderen Differenzierungen, etwa nach Geschlecht, Al- 
ter, und anderen Gruppenzugehörigkeiten beanspruchen, aber er habe ge- 
wissermaßen eine besondere Fundierung in seiner 

»Verortung in einer gesellschafisübergreifenden oder systemischen Dynamik, der der Produk- 
tionsweise(n). Im Fall des immer durch Konkurrenz auf Märkten für Waren und Kapital ange- 
triebenen Kapitalismus sticht dies besonders hervor. Klassenmacht und Klassenkonflikt sind 
dieser Dynamik, aus der die Orientierung und Kraft des Klassenhandelns vorhergesagt werden 
könnte, inhärent.« (ebd., 145) 

Therborn versucht, diese starke These in vier empirisch offenen Frage- 
Schritten zu belegen (ebd., 145ff). Die ersten beiden Fragen - Sind die 
westlichen Gesellschaften durch kapitalistische Wertproduktion integriert 
und beruht diese Produktionsweise auf (Klassen-)Ausbeutung? - beantwortet 
er sehr rasch mit einem Hinweis auf die Abhängigkeit des Wohlfahrtsstaats 
und auch der zwischenstaatlichen Beziehungen von der Kapitalakkumulati- 
on. - Dieser Antwort läßt sich heute, gerade auch nach dem Zusammenbruch 
des staatssozialistischen Alternativmodells und dem Trend zum Abbau 
oder zur Abschaffung des Wohlfahrtsstaats, kaum widersprechen. 

Mit seinen beiden nächsten Fragen macht es sich Therborn vernünftiger- 
weise viel schwerer. Zunächst: Inwieweit ist soziales Handeln im Kapita- 


360 Bodo Zeuner 


lismus Klassenhandeln? - Hier führt Therborn eine Unterscheidung zwi- 
schen »Klasse (nur) als Handlungsmatrix« und »Klasse als Akteur« ein. Im 
Falle der Handlungsmatrix liefern die objektiven Klassenlagen Wissen- 
schaftlern und politischen Akteuren Kriterien zur Einschätzung von Kräf- 
teverhältnissen und Handlungspotentialen. Im zweiten Falle, der »Klasse 
als Akteur«, geht es um unmittelbares soziales Handeln der Klassenmit- 
glieder zur Verteidigung, Förderung oder Abschaffung ihrer Klassenposi- 
tion in elementarer Form am Arbeitsplatz oder in verallgemeinerter, ar- 
beitsplatz- und betriebsübergreifender Form. Therborn legt Wert darauf, 
daß »Klassen eine besondere Art von Akteuren sind«, die insbesondere 
keine Entscheidungen treffen, sondern Entscheidungen von Individuen, 
Organisationen und Staaten nur, allerdings sozial sehr wirksam, probabi- 
listisch strukturieren (ebd., 144), etwa durch Erzeugung von Angst vor 
Solidaritätsverletzungen bei den Klassenmitgliedern. Klassenhandeln in 
diesem potentiellen Sinn beeinflußt, selbst wenn es real ausbleibt, »die 
Kalkulationen von Organisationsführern und staatlichen Managern« (ebd., 
147). - Das ist jedenfalls keine besonders überzeugende Beweisführung für 
die Handlungrelevanz der Klassenposition. 

Therborns vierte Frage ist die nach der Relevanz des Klassenhandelns »im 
Verhältnis zu nicht auf Klassen basierenden Handlungsformen« (ebd., 
147). WählerInnen z.B. wählen nicht klassenorientiert; Gewerkschaften 
sind gespalten oder verlieren Mitglieder. Hier differenziert Therborn sei- 
nen Begriff des Klassenhandelns weiter: Handeln aus der Situation des 
Ausgebeutetseins könne sowohl individuell (z.B. Auf-/Ausstieg) wie Kol- 
lektiv stattfinden, und das kollektive Klassenhandeln könne ebenso auf 
Kooperation mit dem Klassengegner (die der dauerhafte Charakter der 
Klassenbeziehung im Kapitalismus ja ohnehin erfordere) wie auf Konflikt 
hinauslaufen, und was überwiege, sei eine empirische Frage (ebd., 147). - 
Hier ist nun kaum noch zu sehen, worin die Verteidigung des »Kerns der 
Marxschen Errungenschaft« bestehen soll und weshalb die Klassenanalyse 
wegen ihrer stärkeren Affinität zu gesellschaftlichen Grundstrukturen in ih- 
rer Vorhersagekraft anderen Konzepten gesellschaftlicher Spaltung und 
Differenzierung überlegen sein soll. 

Therborns »Verteidigung der Klassenanalyse« enthält viele gute theoreti- 
sche und empirische Argumente dafür, daß auf den Klassenbegriff bei der 
Analyse von Struktur und Handeln jedenfalls in kapitalistischen Gesell- 
schaften nicht verzichtet werden sollte. Die Zentralität der Kiassenanalyse 
aber vermag sie weder inhaltlich noch methodisch zu begründen. 
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Zwischenresiümee 


Was lehrt dieser Durchgang durch klassentheoretische Diskussionen in der 
PROKLA der 80er Jahre? Von den drei anfangs formulierten Fragen schei- 
nen die erste und die dritte klar beantwortet zu sein: 

(1) Die ökonomische Grundstruktur der kapitalistischen Gesellschaft im- 
pliziert nach wie vor die Existenz von - durch Ausbeutung definierten - 
Klassen samt ihrem Gegensatz. Die beiden Klassen Lohnarbeiter und 
Bourgeoisie kommen als potentielle Handlungsträger auch dann in Be- 
tracht und werden von politischen Akteuren und Unternehmern in Betracht 
gezogen, wenn sie aktuell nicht aktiv handeln. 

(2) Hinsichtlich des Zusammenhangs von Klassenlage und Klassenhandeln 
und der Vermittlungs- und Transformationsformen und -mechanismen zwi- 
schen beiden bleibt fast alles - begrifflich, theoretisch, empirisch - unklar. 

(3) Eine Zentralität des Klassenbegriffs für die Analyse der Struktur, der 
sozialen Formierung und der politischen Handlungsweisen einer entwickel- 
ten kapitalistischen Gesellschaft läßt sich nicht, oder nur schwach, begrün- 
den: Immer kommen andere, die Lage und das Handeln der Gesell- 
schaftsmitlieder erklärende Linien der Differenzierung und des Konflikts 
hinzu, die sich theoretisch und empirisch als gleich relevant und gleich 
wirksam begründen lassen. 

Im folgenden will ich einigen Aspekten der zweiten, am wenigsten befrie- 
digend beantworteten Frage, also der nach dem Zusammenhang zwischen 
Klassenlage und Klassenhandeln, nachgehen. Nach Aussage vieler der ge- 
nannten Autoren geht es dabei um Politik als nicht-determinierten, aber 
gleichwohl nicht völlig kontingenten, sondern von »Macht« ebenso wie 
vom Diskurs über die Geltung von Normen und Werten, also von Legiti- 
mierung der »Macht«, abhängigen Prozeß. Wir wären also so weit wie 
schon Mitte der 70er Jahre beim Redaktionskollektiv Gewerkschaften der 
PROKLA, freilich diesmal ohne Determinismus und Evolutionismus und 
ohne utopistische Gewißheiten: Wovon hängt es ab, ob die Klasse der 
Lohnabhängigen eine politische Kraft sein und bleiben kann? 

Mit Sicherheit hängt es nicht von einem - »politisch« dann nur noch durch 
»Agitation« in das »Bewußtsein« zu »hebenden« - »objektiven Klassenin- 
teresse« ab. »Objektive« Interessen lassen sich nur innerhalb von Modellen 
konstruieren, die die Lage der in diesem Modell Handelnden vollständig 
definieren: Wer sich z.B. in die Lage des Schachspielers begibt, muß das 
vorgegebene objektive Interesse, gewinnen zu wollen, für sich überneh- 
men, sonst wird nichts aus dem Schachspiel. Aber die objektive Lage als 
(Arbeiter-)Klassenmitglied definiert nicht alle sozialen Beziehungen und 
Konflikte, in denen sich die Person befindet (s.o. zur Zentralität), und au- 
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Berdem läßt sie auch für sich genommen, wie z.B. Therborn zeigt, ganz 
unterschiedliche - individuelle und kollektive, konfliktorische und koope- 
rative - Handlungsoptionen als gleich »rational« zu. Und selbst diese utili- 
taristische Definition von »rationalem Handeln« entspricht, wie Lockwood 
zeigt, nicht der Realität: Klassenangehörige handeln auch entsprechend 
nach Normen und Werten. 

Das Konzept des »objektiven Klasseninteresses«, das auch in vielen Marx 
gegenüber kritischen PROKLA-Aufsätzen noch mitgeschleppt wurde, ist 
also nicht zu halten. Es läßt sich allenfalls sagen, daß Gesellschaftsmitglie- 
der einer Vielzahl »objektiver Interessen« ausgesetzt sind, daß es aber an 
einem »objektiven«, gar »wissenschaftlichen«, Kriterium dafür fehlt, wel- 
chem dieser »objektiven Interessen« das Handeln folgt (oder folgen sollte). 
Sinnvoller ist ein Begriff des »Interesses«, der dessen politische Definition 
und den politischen Streit um diese Definition schon enthält. In diesem 
politischen Streit stehen verschiedene Interpretationen der sich aus der 
Klassenlage ergebenden Interessen sowie verschiedene Wertorientierum- 
gen gegeneinander. Sie sind auf das Medium einer politischen Öffentlich- 
keit angewiesen. 

Zur Präzisierung: Mit politisch meine ich hier nicht nur, wie es einer 
durchaus Marxschen Tradition entspräche, das Handeln des Staates und 
dessen Beeinflussung, etwa durch Klassen, auch nicht nur das Umgekehr- 
te, die Prägung sozialer Formationen durch den Staat (Sozialpolitik, Ge- 
sellschaftspolitik etc.). Unter Politik verstehe ich die Herstellung verbindli- 
cher Entscheidungen für eine nach Interessen und Werten inhomogene so- 
ziale Einheit, und diese Einheit mag der Staat, ein Unternehmen, eine 
Kommune, eine Organisation, ein sonstiger Verband oder eine Gewerk- 
schaft sein. Es gibt also eine Klassenpolitik, die auch außerhalb des Staa- 
tes, etwa in der »Tarifpolitik« der Gewerkschaften und Arbeitgeber, ausge- 
tragen werden kann. Es gibt Staatspolitik und ebenso Politik gesellschaftli- 
cher Akteure, die sich auf den Staat beziehen kann oder auch nicht. 

Im folgenden wende ich mich von der Klassendiskusion in der PROKLA 
der 80er Jahre ab und einigen für das Klassenhandeln relevanten Diskus- 
sionen über Politik in den 90er Jahren zu. 


4. Mikropelitik und Rlassenhandein 


Politik - in leider nur sehr eingeschränktem Sinne - wurde Ende der 80er 
Jahre auch in der Organisationssoziologie und der Betriebswirtschaft ent- 
deckt. Es wurde herausgefunden, daß »Mikropolitik« in - offenbar beliebi- 
gen - »Organisationen« stattfindet und deren - funktional und zweckratio- 
nal verstandene - »Rationalität« zu beeinträchtigen und zu modifizieren 
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vermag. Leider fallen die Entdecker dieser »Mikropolitik« vollständig 
hinter Lockwoods Unterscheidung zwischen »irrationalem« und »nichtra- 
tionalem« Verhalten zurück: Sie kommen nicht auf die Idee, daß sich Or- 
ganisationsmitglieder in ihrem mikropolitischen Handeln von Normen und 
Werten leiten lassen könnten, sondern sie kennen nur ein einziges Ziel der 
Mikropolitik in Organisationen: Macht - Machterwerb, Machterhalt, 
Machtverteidigung etc. (vgl. Küpper/Ortmann 1992). Der Machiavellismus 
dient als hauptsächlicher Erklärungsstrang für das von Modellen der 
Zweckrationalität abweichende »politische« Verhalten von Organisati- 
onsmitgliedern, z.B. bei Bosetzky (1992). Diese »Mikropolitik« in Organi- 
sationen ist eine Politik ohne Öffentlichkeit, in doppeltem Sinne: Sie muß 
sich nicht (oder nicht regelmäßig) an einem »öffentlichen Wohl« (z.B. dem 
Organisationsziel) legitimieren, und sie ist nicht (oder fast nie) von einem 
(organısations-)öffentlichen Diskurs abhängig. 

Dennoch räumt der Ansatz der »Mikropolitik« Erkenntnisblockaden weg 
und ist erweiterungsfähig. Immerhin bedeutet das Ganze eine, vor allem, 
aber nicht nur, für die betriebswirtschaftliche Kunstlehre wichtige, hand- 
lungstheoretische Öffnung: Wer Organisationsziele erreichen will, muß die 
hausinternen Machtkämpfe nicht administrativ zu unterbinden suchen, 
sondern irgendwie anerkennen und produktiv machen. Für die Sozialwis- 
senschaft läßt sich diese Wende nutzen: Sozial- und Betriebshistoriker ha- 
ben den »Mikropolitik«-Ansatz auf das Handeln der Betriebsmitglieder 
angewandt und dabei die Frage nach der Bedeutung des Klassenbegriffs 
für dieses Handeln aufgeworfen. Wichtige Ergebnisse sind in dem Band 
»Mikropolitik im Unternehmen« (Lauschke/Welskopp 1994) festgehalten. 
Dabei erscheint mir insbesondere Thomas Welskopps Versuch, ein »mo- 
dernes Klassenkonzept«, u.a. zur Analyse der betrieblichen Mikropolitik, 
zu entwickeln, weiterführend zu sein (Welskopp 1994). Welskopp stellt 
sich sehr umfassenden Ansprüchen”, deren Einlösung hier nicht diskutiert 
werden kann. Ich konzentriere mich auf seinen Beitrag zur Aufhebung des 
Handlungsdilemmas der marxistischen Klassentheorie und zur Rolle von 
Politik in den Klassenbeziehungen. 

Weiskopps allgemeinster sozialtheoretischer Ausgangspunkt ist Anthony 
Giddens’ »Theorie der Strukturierung«, die die Trennung von Struktur- und 


9 Er möchte Sozialtheorie und (auf den Industriekapitalismus bezogene) Gesellschaftstheo- 
rie verknüpfen, zugleich Makro-, Meso- und Mikro-Ebenen der Gesellschaftsanalyse und 
des sozialen und politischen Handelns in Beziehung setzen, zugleich ein Konzept entwik- 
keln, das historisch nicht nur für die Entstehungsphase, sondern auch für die Gegenwart 
kapitalistischer Gesellschaften erklärungskräftig ist - und schließlich möchte er den (mit 
Weber angereicherten Marxschen) Klassenbegriff als Strukturbegriff verteidigen, und 
zwar wie bei Giddens (1984), ohne jeden Rekurs auf Determinismus, funktionalisüsche 
Erklärungen und Geschichtsteleologie. 
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Handlungstheorie in einer »perspektivischen« Sichtweise (»zwei Seiten 
derselben Münze«) aufzuheben versucht (Giddens 1984). Danach ist 


»jede Handlung ... strukturiert, da sie sich auf Regeln und Ressourcen stützt, die sie in den 
Strom wiederkehrender Handlungen ... einbinden. Umgekehrt trägt jede Handlung zur Pro- 
duktion und Reproduktion von Struktur bei.« (Weiskopp 1994, 65) 

An die Stelle der Determinationen des Handelns durch die Struktur (oder 
umgekehrt, etwa als reiner Voluntarismus) tritt ein Modell von Handlungs- 
feldern und Interaktionskreisläufen, mit dem die Vorstellung, die »Lage«, 
etwa der Arbeiterschaft, setze lediglich »Vorbedingungen« für das »Ver- 
halten«, überwunden werden kann: »Der Modalitätencharakter von Struktur 
und der Beziehungscharakter von Interaktion« (ebd., 66) öffnet den Blick da- 
für, daß Strukturen sich nur im - bewußten oder routinisierten - Handeln re- 
produzieren und entwickeln und daß umgekehrt Handeln von Strukturen er- 
möglicht und eingegrenzt wird, ohne je mechanistisch determiniert zu sein. 
Die Anwendung von Giddens' sehr allgemeinem Modell erfordert dann für 
die historische Gesellschaftsformation Kapitalismus die Konkretisierung 
(a) der Bedeutung von »Klasse« in kapitalismustypischen /nteraktions- 
kreisläufen und Beziehungsmustern, (b) der Bestimmung kapitalismustypi- 
scher Handlungsfelder und ihrer Verknüpfung. 

Zu (a): Welskopp hat kein Problem mit der Marxschen Klassendefinition 
(»Klassenposition im Produktionsprozeß«, ebd., 73) und ihrer Erweiterung 
durch Webers »Erwerbsklasse«; wichtiger zur Kennzeichnung des Kapita- 
lismus ist für ihn der Begriff »Klassenbeziehung«. Diese sei 

»das zentrale Strukturprinzip sozialer Produktionsbeziehungen in industriekapitalistischen Ge- 
sellschaften, das Produktionsmitteleigentümer und -kontrolleure ... von tendenziell eigentums- 
losen Arbeitskraft- und Qualifikationsanbietern in antagonistischer Spannung trennt und sie 
gleichzeitig in der wechselseitigen produktiven Abhängigkeit und Aufeinanderbezogenheit des 
... Kapitalverwertungsprozesses aneinander bindet« (ebd., 74). 

Auf einer grundlegenderen analytischen Ebene ist der von Giddens aufge- 
nommene Begriff der »Klassensirukturierung« angesiedelt: Darunter wird 
der, ebenfalls kapitalismustypische, »Prozeß der Entstehung und Repro- 
duktion von Klassenbeziehungen« (ebd., 75), etwa im Betrieb und auf dem 
Arbeitsmarkt, zugleich aber auch ein die gesamte Gesellschaft umfassen- 
des »soziales Strukturprinzip« (ebd., 74) verstanden. Derart strukturierte 
Klassenbeziehungen haben jedenfalls »Konsequenzen« auch außerhalb ih- 
res betrieblichen Entstehungsbereichs. Sie prägen die Lebenswelt der Klas- 
sen in Milieus, und sie schlagen auch (relativ) unmittelbar in die politisch- 
organisatorische Sphäre durch, weil eben das kapitalismusspezifische 
Prinzip der Klassenstrukturierung der Gesellschaft, andere, etwa ständi- 
sche, Abschottungen nicht mehr zuläßt (ebd., 73). 

Um die beiden hier relevanten Botschaften Welskopps vorläufig zusam- 
menzufassen: 
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(1) Wer an »Klasse« als wichtiger Kategorie der Gesellschaftsanalyse fest- 
halten möchte, kommt an der Einsicht nicht vorbei, daß es zwar »Schich- 
ten« und »Stände« und alle möglichen statistischen oder vergemeinschafte- 
ten Gruppierungen in dieser Gesellschaft gibt, die irgendwie »für sich« 
stehen mögen (oder das auch nur glauben) - daß demgegenüber aber 
»Klassen« von vorherein nur in einer Beziehung (zum Klassen»gegner«) 
existieren, einer Beziehung, von der die Reichtumsproduktion der Gesell- 
schaft abhängt, die sowohl konfliktiven wie kooperativen Charakter hat 
und aus der sowohl reproduktive wie Gesellschaftswandel hervorbringende 
Wirkungen resultieren. 

(2) »Klassenstrukturierung« bedeutet, daß »Klasse(nbeziehung)« nur ein 
Strukturprinzip neben anderen - Welskopp nennt z.B. »Urbanisierung, Na- 
tionalstaat, Entwicklung zur Staatsbürgergesellschaft, ethnische, konfes- 
sionelle und Geschlechterdifferenzierung« (ebd., 74) - sein kann. Inwie- 
weit die Klassenbeziehung einen Vorrang vor diesen anderen Struktur- 
prinzipien hat, zu diesen also in Konkurrenz tritt, ist eine eher unnütze, je- 
denfalls verengende Fragestellung, denn die Konkurrenz der Strukturprin- 
zipien ist nur ein Spezialfall. In der historischen Wirklichkeit haben die 
Akteure ebenso die Möglichkeit, verschiedene Strukturprinzipien oder 
Gruppenzugehörigkeiten in ihrem Handeln zu kombinieren, so daß diese 
einander verstärken können. Ob Konkurrenz oder Verstärkung - etwa zwi- 
schen Feminismus und Klassenorientierung - stattfindet, hängt von den 
durch Interaktionskreisläufe mitgeprägten Konstellationen auf den Hand- 
lungsfeldern ab. Daher ist es für ein politisch aktives Klassenhandeln kei- 
neswegs erforderlich, daß Unterschiede der Handelnden hinsichtlich ande- 
rer Strukturprinzipien zuvor eingeebnet sind, die Klasse sich also homo- 
genisiert haben muß. 

Zu (b): Welskopps konkrete Bestimmung der sozialen Handlungsfelder, 
für die Klassenbeziehungen/Klassenstruktierung relevant sind, nämlich »1. 
den Betrieb und den Arbeitsmarkt, 2. die außerbetriebliche (private) Le- 
benswelt z.B. der Familie und des Wohnviertels und 3. die Sphäre der for- 
mellen Organisation mit potentiell politischer Bedeutung« (ebd., 68) hat 
zwar einige Plausibilität für sich, aber mehr auch nicht. Aus der »Klassen- 
strukturierung« der Gesellschaft läßt sich genau diese Einteilung der 
»Handlungsfelder« nicht herleiten. 

Dennoch scheint mir im Konzept der Handlungsfelder und ihrer Verknüp- 
fung, wie Welskopp es auch exemplarisch (ebd., 80ff) ausbreitet, ein Er- 
kenntnisfortschritt zu liegen, vor allem weil hier nicht mehr an einem 
idealtypischen Verlaufsmodell von »Klassenbildung« festgehalten wird, in 
dem die ökonomische, die soziale und die »politisch-organisatorische« 
Sphäre als aufeinander aufbauend verstanden werden. Stattdessen wäre die 
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Erkenntnis ernstzunehmen, daß Klassenbeziehung in verschiedenenen 
Handlungsfeldern wirkt: Im betrieblichen Feld unmittelbar, in der außerbe- 
trieblichen Lebenswelt mittelbar und Konsequenzen erzeugend, auf der 
Ebene der Gewerkschaften und Parteien, die noch einmal als besonderes 
Handlungsfeld untersucht werden müssen, auf wieder andere, komplexe 
und differenzierte Weise. Aus jedem dieser Handlungsfelder sind, z.T. 
auch strukturierende, Rückwirkungen auf jedes andere Handlungsfeld 
denkbar. »Fortschritts«-Annahmen, nach denen z.B. Berufsgewerkschaften 
einen »höheren« Entwicklungsstand der »Arbeiterklasse« bedeuten als 
Branchengewerkschaften, oder nach denen die Vollendung der Arbeiter- 
bewegung in der Einheit von »Partei« und »Gewerkschaft« besteht, sind 
unbegründet, weil sie die Eigenheiten der unterschiedlichen Handlungsfel- 
der (und die unterschiedlichen Strukturprinzipien einer entwickelten kapi- 
talistischen Gesellschaft) nicht zur Kenntnis nehmen (ebd., 101). 


Dieser Ansatz stellt der Sozialgeschichte und der Sozialwissenschaft die 
Aufgabe, jeweils historisch-empirisch genau zu untersuchen, inwieweit die 
sozialen und politischen Sachverhalte durch Klassenbeziehungen oder 
durch die Klassenstrukturierung der Gesellschaft erklärbar sind. An die 
Stelle des zur Norm gerinnenden »Idealtyps« von »Klassenbildung«, der 
die Realität nur als Abweichung von der Norm erkennbar macht, tritt ein 
auf Typenbildung zielendes Forschungskonzept, das räumlich und zeitlich 
konkrete Konfigurationen zu erfassen vermag (ebd., 106). 

Für die Analyse von Politik, vor allem von Mikropolitik im Betrieb, dort 
also wo Klassenbeziehung unmittelbar entsteht und reproduziert wird, be- 
deutet dieses Konzept zunächst eine Befreiung von Scheuklappen und Be- 
wertungszwängen. Es wird möglich, betriebliche Machtkonstellationen, 
Arbeitsgruppenzusammenhänge, Solidaritätsnormen, Vertretungsformen, 
Strategien der Verteidigung von Autonomie und deren Veränderungen 
durch neue Organisationskonzepte des Managements typisierend zu be- 
schreiben, ohne sie entsprechend einem Stufenkonzept von »Klassenbil- 
dung« oder »Bewußtseinsbildung« - etwa: Selbstvertretung der »Basis« 
steht »höher« als »Stellvertreterpolitik«; oder: Arbeitsniederlegungen zei- 
gen eine »höhere Stufe« des Bewußtseins als Verhandlungen - wertend 
einordnen zu müssen. 

Karl Lauschke führt dies am Beispiel der Eisen- und Stahlindustrie und 
insbesondere der Dortmunder Westfalenhütte sehr anschaulich vor. Er be- 
nennt einige scheinbare Widersprüche im Arbeiterhandeln, die sich sowohl 
gegen marxistisch inspirierte Stufenmodelle des Klassenbewußtseins wie 
gegen das entgegengesetzte Modell der hierarchischen Schichtung sperren: 
Z.B. sind Arbeiter gegen den Arbeitgeber listig solidarisch und zugleich 
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bereit, die Hierarchie zu akzeptieren; sie wenden sich bei Beschwerden 
meist an die Vorgesetzten, statt an den Betriebsrat, haben aber trotzdem 
großes Vertrauen zu diesem; und auch ein Nachlassen der Bindung an Be- 
triebsrat und Gewerkschaft beeinträchtigt ihre kollektive Kampffähigkeit 
keineswegs, ohne daß durch dieses Kampferlebnis nun wiederum diese 
Bindungen aufgelöst worden wären (Lauschke 1994). Diese scheinbaren 
Widersprüche werden von Lauschke vor allem mit dem Hinweis auf die - 
relative - Eigenständigkeit des »betrieblichen Sozialsystems« (ebd., 189; 
Welskopp 1994, 79ff) erklärt. In diesem als Handlungsfeld ist die Klassen- 
beziehung zentral und unmittelbar strukturierend, aber diese Strukturierung 
enthält viele kontingente Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten für 
alle Akteure, die auch von der politisch-organisatorischen Ebene (Gewerk- 
schaften, staatliche Politik) und deren materiellen und institutionellen Vor- 
gaben und Leistungen beeinflußt, aber nicht durch sie determiniert sind. 
Denn es gibt im betrieblichen Sozialsystem auch endogene Machtressour- 
cen für die Akteure. Anders gesagt: Das betriebliche Sozialsystem enthält 
auch ein (mikro-)politisches System (und es ist auf das »makro«-politische 
System angewiesen und mit ihm verkoppelt). 

Insgesamt ergibt sich aus dem Ansatz von Welskopp und Lauschke also 
eine Rehabilitierung des Klassenbegriffs und eine Aufwertung eines - noch 
etwas engen und zugleich vagen - Politikbegriffs. Die Beziehung zwischen 
Klassenposition und Klassenhandeln wird komplexer formuliert, aber zu- 
gleich »entschlackt«: »Klasse« ist nur auf der Ebene der Strukturanalyse 
der kapitalistischen Gesellschaften ein brauchbares analytisches Konzept; 
es läßt sich nicht als »Gruppenformationsperspektive« mit tranzendentalen 
Hoffnungen auf eine politisch agierende »Arbeiterklasse« verbinden 
(Welskopp 1994, 56). Da Struktur nach Giddens ohne Handeln aber rein 
»virtuell« bleibt, wird das klassenstrukturierte Handeln in und außerhalb 
von Klassenbeziehungen zum Untersuchungsproblem. 

Es sollte klar sein, wovon damit Abschied genommen wird: Nicht nur von 
der » Arbeiterklasse als historischem Subjekt«, sondern auch von der Vor- 
stellung, daß Klassenbeziehungen sich vor allem in ihrer Konfliktualität 
manifestieren. Es ist für die Mitglieder der Arbeiterklasse (und ihre Vertre- 
ter) je nach Handlungsfeld und Handlungskonstellation »rational«, sich 
gegenüber dem Klassengegner kooperativ oder kämpferisch zu verhalten. 
Zur alltäglichen Arbeiterexistenz gehört es, das hat Lauschke exemplarisch 
beschrieben, gleichzeitig beides zu tun. 

Es sollte auch festgehalten werden, wovon mit diesem Konzept von Klas- 
senstrukturierung und Klassenbeziehung nicht Abschied genommen wird: 
‘Weder die Gesamtgesellschaft noch deren Politik, noch gar die sozialen und 
politischen Beziehungssysteme im Produktionsbereich lassen sich ohne Be- 
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rücksichtigung von Klassen angemessen analysieren. Erwerbsarbeit, aus der 
die meisten Gesellschaftsmitglieder ihre materiellen Reproduktionschancen 
beziehen oder ableiten, findet überwiegend in kapitalistischen Produktions- 
prozessen statt, die systemnotwendig Klassenbeziehungen hervorbringen 
und reproduzieren. Wer Gesellschafts- und Politikanalyse ohne Rekurs auf 
die Klassenstruktur betreibt, wird zu beschränkten Ergebnissen kommen. 
Daß Klassenbeziehungen nicht ohne Politik und betriebliche Mikropolitik 
nicht ohne Klassen sinnvoll analysiert werden können, soll im letzten Ab- 
schnitt anhand einiger Untersuchungen gezeigt werden. 


5. Klassenbeziehung, Macht und Werte 
im betrieblichen Handlungsfeld 


Welskopp verortet im Betrieb vier typische Formen von Machtbeziehun- 
gen, die sich aus der Klassenbeziehung, die die Akteure asymmetrisch mit 
unterschiedlichen Machtressoucen ausstattet, ergeben: 

(1) »Entscheidungs- und Definitionsmacht über Kapitaleinsatz und Pro- 
duktionsziele« (Welskopp 1994, 87). Sie ist extrem asymmetrisch auf die 
Klassen verteilt, und sie ist, wie sich z.B. an Standort- und anderen Inve- 
stitionsentscheidungen zeigt, eine besonders schlagkräftige Waffe der Un- 
ternehmensleitungen im Klassenkonflikt. 

(2) »Entscheidungs- und Definitionsmacht über die technische und soziale 
Organisation des Betriebs« (ebd., 87ff): Hier ist die Asymmetrie der Macht 
geringer, weil z.B. dezentrale Delegation auch dem Unternehmenziel nüt- 
zen kann und sich Autonomiechancen, freilich nie für alle Klassenmitglie- 
der, sondern für bestimmte Arbeiter- und Angestelltengruppen ergeben. 
Hier liegen Machtgrundlagen für »arbeitsplatzbezogene Solidarnetzwerke« 
(ebd., 88) und für den industriellen Konflikt um Partizipation und Mitbe- 
stimmung. 

(3) »Innerbetriebliche Herrschaft als Befehls- und Gehorsamsverhältnis« 
(ebd., 90ff). Hier liegt das Problem, weberianisch gesprochen, in der Not- 
wendigkeit eines die Herrschaft sichernden und ausführenden »Verwal- 
tungsstabs«, einer intermediären Funktionsträgergruppe mit eigenständi- 
gen, in der Mikropolitik ausspielbaren Machtressourcen. 

(4) »Entscheidungs- und Definitionsmacht über Arbeitsbedingungen und 
Entlohnung« (ebd., 92). Hier wirken am stärksten überbetriebliche Organ- 
sationsmacht und staatliche Regulierung auf die betrieblichen Machtver- 
hältnisse und deren Ergebnisse ein. 

Auf allen vier Ebenen bewirkt die Klassenstruktur nicht nur je unter- 
schiedliche Formen von Asymmetrie der Macht, sondern auch je unter- 
schiedliche Möglichkeiten für Gruppenformationen und Solidarität der ab- 
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hängig Arbeitenden. Die Investitionsmacht des Kapitals (1) begünstigt 
möglicherweise eine »betriebssyndikalistische« Solidarität aller Beschäf- 
tigten, aber auch ein starkes Streben ihrer Interessenvertretung nach Co- 
Management. Der Konflikt um die Organisationsmacht (2) könnte Hand- 
lungspotentiale von Gruppen der Produktionsarbeiter stärken; die Herr- 
schaftssicherung (3) führt paradoxerweise zur Stärkung einer betrieblichen 
»Mittelklasse«, die sich allerdings individualisiert und individualisieren 
läßt; der Streit um Lohn und Arbeitsbedingungen (4) kann die Einsicht in 
die Notwendigkeit überbetrieblicher, gewerkschaftlich organisierter Soli- 
darität fördern. Da alle diese Ebenen der Klassenbeziehung im Betrieb stets 
gleichzeitig - wenn auch nicht zu jedem Zeitpunkt gleichrangig - wirksam 
sind, entsteht ein komplexes politisches Handlungsfeld, auf dem interne 
Bündnisse, Koalitionen, Machtspiele, Kämpfe, Vereinbarungen etc. zum 
Alltag gehören. Daß dabei »die Arbeiterklasse« als ganze handelt, ist eben- 
so unwahrscheinlich wie daß die Zugehörigkeit der Beschäftigten zu einer 
gemeinsamen Klasse für ihr Handeln völlig irrelevant wird. 
Unbefriedigend bei diesem anregenden Analysevorschlag für das soziale 
und politische System »Betrieb« erscheint mir, daß Welskopp dem oben 
schon kritisierten, machiavellistisch auf »Macht« verkürzten, Begriff von 
»Mikropolitik in Organisationen« verhaftet bleibt. Politikanalyse hat es 
nicht nur mit Machtressourcen und -kämpfen um Interessen und deren 
Durchsetzung (»politics«) zu tun, sondern auch mit über Macht als Selbst- 
zweck hinausgehenden Zielen politischen Handelns (»policies«) sowie mit 
Regeln und Institutionen der Herstellung verbindlicher Entscheidungen 
samt deren Legitimation (»polity«), und mindestens für die beiden letztge- 
nannten Dimensionen von Politik sind die Werte und Normen der Akteure 
äußerst relevant. 

Was die Einbeziehung dieser Dimensionen in die Untersuchung betrieblicher 
Macht- und Klassenbeziehungen und ihrer Veränderung bedeuten kann, hat 
Hermann Kotthoff sehr eindrucksvoll gezeigt (Kotthoff 1994). Er hat Be- 
triebsräte in 55 südbadischen Industriebetrieben nach 15 Jahren zum zweiten 
Mal untersucht, dabei seine alte Typologie der Betriebsräte (Kotthoff 1981) 
verwendet und revidiert sowie Typen der Veränderung entwickelt. Dabei 
stach vor allem eine Veränderung ins Auge: die von einem defizienten (z.B. 
ignorierten, isolierten, als Organ der Geschäftsleitung fungierenden) zu ei- 
nem wirksamen und standfesten Betriebsrat. Dieser Wandel vollzog sich fast 
immer durch Kampf. Hier soll aber weniger dieser - für die Stabilität und die 
Anpassungsfähigkeit des deutschen Mitbestimmungsmodells sprechende - 
Befund interessieren als die Erklärung, die Kotthoff liefert. 

In deren Mittelpunkt steht der Begriff »betriebliche Sozialordnung«. Er be- 
zeichnet die »Beziehungen zwischen den Beschäftigten und dem Betrieb 
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als Gesamtheit«, »den Bezug der Akteure auf den Betrieb als einer erleb- 
ten, gedachten und gedeuteten Einheit« (Kotthoff 1994, 27). Dazu gehören 
symbolische und affektive Momente, vor allem die gegenseitige Anerken- 
nung der Akteure als Personen. 


»In diesem Praxisfeld werden die grundlegenden Gestaltungsprinzipien der Beziehung zwi- 
schen den Beschäftigten und dem Management ausgehandelt und Antworten auf die Frage ge- 
geben, als 'wer' die Person im Betrieb angesehen wird, was man ihr zutrauen, und was man ihr 
abfordern kann.« (ebd., 27) 

Die betrieblichen Sozialordnungen werden von Kotthoff nach diesen Be- 
ziehungsprinzipien typisiert, wobei sich eine Skalierung zwischen extremer 
»Vergemeinschaftung« (totale Identifikation der Person mit der Organisa- 
tion) und extremer »Vergesellschaftung« (Reduktion der Beschäftigten auf 
die gekaufte Arbeitskraft) ergibt. Von dieser Ebene der Sozialintegration 
unterscheidet Kotthoff die dadurch geprägte im engeren Sinne interessen- 
politische Ebene der »politische(n) Kultur im Betrieb, die die Beziehungs- 
regeln offen thematisiert« (ebd., 28) und bei der es dann um das strategisch 
kalkulierte Interessenhandeln von Belegschaft, Betriebsrat und Manage- 
ment, um Konflikte, Vereinbarungen, Vertrauensbildung, um Institutiona- 
lisierung von Verfahren und um Einschränkung von Herrschaft geht. 
Kotthoff liefert einen bemerkenswerten empirischen Beleg für die Tragfä- 
higkeit dieser Typisierung: Überall dort, wo sich die Stellung des Betriebs- 
rats von einer defizienten zu einer anerkannten und wirksamen gewandelt 
hatte, lag eine »integrativ-gemeinschaftliche Sozialordnung - eine moral 
community«, die Vorstellung eines »Gemeinwesens Betrieb« (ebd., 317) 
zugrunde, die Management, Belegschaft und Beiriebsrat auch bewahren 
woliten. »Ihr Ziel war es, anerkannte Bürger dieses Gemeinwesens zu wer- 
den.« (ebd.). - Koithoff generalisiert diesen Befund für die deutsche Ge- 
schichte der Arbeitsbeziehungen und der Mitbestimmung: Danach waren 
es gerade das vordemokralische patriarchal-paternalistische Selbstver- 
ständnis der verspätet antretenden deuischen Kapitalisten und später die 
von den Arbeitsrorganisationen erzwungenen konstitutionalistischen Kom- 
promisse (z.B. Anerkennung von Beiriebvertretungen 1916/1920), die ein 
solches Modell eines »gemeinschaftlichen«, von Werten (und nicht nur 
von reiner Marktrationalität) mitgeprägien betrieblichen Sozialsystems 
hervorgebracht und bis heute gefördert haben, anders als etwa in England 
oder USA (ebd., 322. 

Kotthoff sieht auch, daß dieses Modell der Bedrohung durch den Wandel 
zu einem reis »instrumentalistischen« betrieblichen Sozialsystem unter- 
liegt - ein soicher Fall, bei dem ein Unternehmen brutal die Chancen der 
Reservearmee durch ausländische Arbeiterinnen nutzt und den Betriebsrat 
zu einem hilflosen und resignierten Mit-Akteur macht, kommt auch in sei- 
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nem südbadischen Sample vor - , und im letzten Satz seines Buchs räumt 
er ein, daß eine Auflösung des Betriebs durch Aufsplitterung, Subkontrakt- 
und Werkvertragsarbeitsverhältnisse dem deutschen Modell den Boden 
entziehen müßte (ebd., 338). Die Repräsentativität seines Befundes und 
dessen Verlängerbarkeit in die Zukunft läßt sich also durchaus bestreiten. 
Das ändert aber nichts an der Fruchtbarkeit seines »betriebspolitologi- 
schen« Ansatzes. Anders als die »Mikropolitiker« entwirft und praktiziert 
er das »volle Programm« einer Politikanalyse: Es geht nicht nur um 
Machtspiele von mit Ressourcen ausgestatteten Gruppen, sondern ebenso 
um normative Grundorientierungen des Handeln, aus denen die Bildung 
und der Wandel von politischen Institutionen im Betrieb erklärbar wird. 
Kotthoffs Analyse steht m.E. allerdings an der Schwelle zu einem klassen- 
vergessenen Umkippen der Perspektive in Richtung auf eine Überbetonung 
von »moralischen« Werten. Zwar betont er die Klassenstrukturiertheit der 
von ihm untersuchten Beziehung zwischen Belegschaften/Betriebsrat und 
Unternehmer/Management, aber aus der Akteursperspektive unterstellt er 
einen Gegensatz zwischen einem politisch und einem durch die Klassenla- 
ge bestimmten Handlungsmotiv. Für die - kämpferischen und erfolgreichen 
- Betriebsräte stellt Kotthoff fest: 

»Es war nicht ihr Ziel, den Klassenkonflikt in den Betrieb zu tragen und zu einem alltäglichen 
Dauerkonflikt vor Ort zu machen. Sobald das Management ihren vollwertigen Bürgerstatus 
anerkannte, hatten sie ihr Kampfziel erreicht. Der Inhalt und die Substanz ihres Zieles war 
Kooperation, und nicht Feindschaft, auf der Basis einer neuen Identität als Vollbürger.« (ebd., 
317). Und: »Das entstehende 'Produkt der gemeinschaftlichen Sozialordnung ist, daß sie den 
sozialen Prozeß im Betrieb so zu gestalten vermag, daß er weitgehend unberührt bleibt vom 
Klassenkonflikt ‘draußen vor der Tür'.« (ebd., 320). 

Der Klassenkonflikt also tobt draußen; im Betrieb geht es um etwas ganz 
anderes, nämlich um Gleichstellung und Anerkennung von - dem gesamt- 
staatlichen Demokratiemodeli entnommenen - Bürgerrechten. Auch wenn 
Kotthoff seine Befragten gut verstanden hat, kann dieses Interpretations- 
schema falsch sein. Nach seiner eigenen Beschreibung ging es für die teil- 
weise ja kämpferischen Akteurinnen immer zugleich um Anerkennung und 
auch um die Durchsetzung von klassenspezifischen Besserstellungsinteres- 
sen gegen den Unternehmer. Und - ebenfalls nach Kotthoffs eigenen 
Schilderungen der Konfliktverläufe - konnten viele AkteurInnen die Erfah- 
rung machen, daß der Betriebsbürgerstatus im Vergleich zum Staatsbür- 
gerstatus durchaus prekär ıst, daß er viel leichter, z.B. durch Kündigung, 
entzogen werden kann und daß die dauerhafte Anerkennung eines 
»betriebsbürgerlichen« Rechtstatus eine dauerhafte Kampfbereitschaft ge- 
genüber der Unternehmensleitung erfordern kann.'” Ich sche keine Gründe, 


10 Für Beispiele dazu vgl. z.B. Zeuner (1991). 
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den Klassenkonflikt und den Kampf um Status und Rechte in dieser Weise 
gegeneinander zu stellen. 

Ebensowenig ist es begründet, einzelne oder sämtliche Elemente des poli- 
tikwissenschaftlichen Modells des westlich-demokratischen Rechtsstaats 
analog auf den kapitalistischen Betrieb zu übertragen. Die ökonomische 
Zielsetzung und die Klassenstrukturiertheit der sozialen Beziehungen, die 
Machtasymmetrie und das Institut des Arbeitsvertrages machen es sinnlos, 
normativ oder analytisch zu erwarten, daß die Verfassungsgrundsätze und 
Organisationsprinzipien des demokratischen Rechtsstaates im Betrieb in 
gleicher Weise Geltung entfalten würden wie im staatlichen politischen 
System. Das gilt nicht nur für den »Bürger«-Status, sondern erst recht für 
andere Elemente wie Demokratie, Öffentlichkeit, Herrschaftskontrolle, 
Freiheit, Gewaltenteilung und Garantie der Geltung von Recht und 
(Betriebs-)Verfassung. Zwar entfalten diese Prinzipien des staatlichen Ge- 
meinwesens eine Ausstrahlung auf das »Gemeinwesen Betrieb«, sie beför- 
dern Ansprüche der Beschäftigten, etwa den, daß »Demokratie nicht am 
Werkstor aufhören« dürfe, und setzen die Unternehmensleitungen unter ei- 
nen Legitimationsdruck, dem sie nicht allein mit dem Verweis auf das Or- 
ganisationsziel »Gewinn« begegnen können. Aber diese Prinzipien kom- 
binieren sich in der Sozial- und Politik-Verfassung der Betriebe und Un- 
ternehmen jeweils »klassenbeziehungsspezifisch« neu. Betriebspolitologie 
kann nicht einfach mit den Blaupausen der Staatspolitologie arbeiten. 
Diese Kritik trifft Kotthoffs Studie viel weniger als einige neuere Veröf- 
fentlichungen der gewerkschaftlichen Hans-Böckler-Stiftung, an denen ich 
zeigen will, daß eine auf den Betrieb bezogene Politikanayse ohne ein 
Klassenkonzept nicht auskommt. 

In der Studie Arbeit 2000 der Hans-Böckler-Stiftung, die » Anforderungen 
an eine Neugestaltung der Arbeitswelt« (Untertitel) formuliert (Matthies 
u.a. 1994), kommt ein Klassenbegriff nicht vor. Das ist zunächst einmal 
deshalb verständlich, weil die AutorInnen sich auf die Individuen im Ar- 
beitsprozeß und auf das Individualarbeitsrecht konzentrieren. Es soll dem 
Individualisierungsprozeß Rechnung getragen werden. Aber wie verhalten 
sich die individuellen zu den kollektiven Interessen der Beschäftigten? 
Nach Ansicht der AutorInnen läßt sich die kollektiv(-rechtliche) Dimensi- 
on nur »auf der Grundlage einer Neubestimmung einer Rolle der Individu- 
en beiderlei Geschlechts in den Arbeitsbeziehungen« neu konzipieren 
(ebd., 14). Der Begründungsaufwand für die These der Neukonstituierung 
des Kollektivs vom Individuum her ist enttäuschend gering. Die alte kol- 
lektive Interessenwahrnehmung 


»basiert auf einem bipolaren Interessengegensatz Arbeit und Kapital«, aber: »Heute ist diese 
Vorstellung eines alles überwölbenden Interessengegensatzes obsolet geworden«; von einer 
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»Interessenhomogenisierung« könne »inzwischen weder auf Beschäftigten- noch auf Arbeit- 
geberseite mehr die Rede sein«; vielmehr bestehe eine »Vervielfältigung von Konfliktlinien«, 
auf Arbeitnehmerseite z.B. führten »in den Betrieb hineinragende sozialstrukturelle Kategori- 
en wie Alter, Geschlecht, Nationalität, Qualifikation, Familienstatus, Gesundheitsstatus, po- 
litische Interessen und Orientierungen zu weiterer Differenzierung« (ebd., 419). 

Als hätte es diese Differenzierungen, bei denen Religion/Konfession noch 
vergessen wurde, nicht auch in den Hochphasen der von den Historikern 
untersuchten »Klassenbildung«, sagen wir, im Ruhrgebiet um 1890 (aber 
auch, wie Lauschke, 1994, beschreibt, um 1950), gegeben, ohne daß die 
Akteure und die Wissenschaftler auf die Idee gekommen wären, deshalb 
die strukturierende Wirkung des Klassengegensatzes zu bestreiten. Klas- 
senbeziehung war und ist in ihrer Wirksamkeit nicht daran gebunden, daß 
andere Differenzen »homogenisierend« eingeebnet werden. Wer, wie die 
AutorInnen es zu Recht tun, dem Geschlechtergegensatz stärkere Beach- 
tung und den Frauen in der Arbeitswelt wirksameren Schutz verschaffen 
will, muß deshalb nicht den Klassengegensatz wegdefinieren. Noch 1985 
hatte Studien-Mitautor Offe in der PROKLA-Diskussion, wie oben er- 
wähnt, darauf hingewiesen, daß das Verhältnis von Kapital und Arbeit ge- 
genüber anderen Ausbeutungsbeziehungen in den bürgerlichen Gesell- 
schaften durch eine besondere »Rechtsstruktur gesichert und institutiona- 
lisiert« (Offe 1985, 86) sei. Soll heute diese rechtliche Hervorhebung des 
Klassenverhältnisses, die sich in Deutschland z.B. darin ausdrückt, daß 
Betriebsräte alle Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber vertreten und 
daß Gewerkschaften als Tarifparteien gegnerfrei sein müssen und daß der 
Staat den Tarifparteien, und nur ihnen, eine besondere Normierungskom- 
petenz einräumt, obsolet geworden sein? Soll sie ersetzt werden durch ein 
neues, der »Vervielfältigung der Konfliktlinien« und der individuellen 
»Optionalität« entsprechendes Vertretungssystem? 

Die AutorInnen sind keine Systemveränderer. Sie erkennen die Notwen- 
digkeit kollektiver Interessenvertretungen, auch jener der alten Art, zur Si- 
cherung individueller Wahlfreiheit der Beschäftigten an und konzipieren 
daneben neue rechtliche Institutionen, wie z.B. Klagerechte von Gleichstel- 
lungsbeauftragten, Begründungspflichten für den Arbeitgeber und indivi- 
duelle Beschwerde- und Verweigerungsrechte für Arbeitnehmer, ein be- 
sonderes gewähltes Entscheidungsgremium zur Koordinierung der Be- 
schäftigtenwünsche bei der Arbeitszeitgestaltung. Diese rechtspolitischen 
Vorschläge bieten zweifellos Anregungen für die betriebs- und tarifpoliti- 
sche Diskussion der DGB-Gewerkschaften, zumal dort bestimmte Ansätze, 
etwa das Konzept »Tarifreform 2000« der IG Metall, sich in eine ähnliche 
Richtung bewegen, wenn auch weniger weit gehen. 

Abwegig und fehlleitend scheint mir indessen die rhetorische Überwöl- 
bung dieses Reformkatalogs mit simplen, normativen Übertragungen des 
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staatlichen Demokratiemodells auf den kapitalistischen Produktionsbetrieb. 
Etwa: »Eine moderne Sozialgestaltung muß den Menschen im Arbeitsle- 
ben einen voll entwickelten Bürgerstatus einräumen und gewährleisten, 
wie sie ihn im politischen Bereich genießen.« (Matthies u.a., 391) Die 
»Demokratie-im-Betrieb«-Rhetorik (ebd., 36ff., 49ff) folgt dem Muster ei- 
ner einfachen Übertragung, deren Möglichkeit mit einem gewandelten 
Selbstverständnis der »Unternehmen« begründet wird: 


»Unternehmen nehmen die Fähigkeit der Beschäftigten zur Selbstbestimmung ihres betriebli- 
chen Umfelds und ihres Arbeitsvollzuges nicht mehr nur als Bedingung zur Motivationsstei- 
gerung und zur Bindung der Arbeitnehmer an den Betrieb hin. Sie erkennen darin zunehmend 
die Voraussetzung von Produktivität und Kreativität und einer Optimierung der betrieblichen 
Sozialbeziehungen. Beide Befunde ermutigen Vorhaben einer demokratischen Neugestaltung 
des betrieblichen Alltages.« (ebd., 49). 

Wird hier den »Unternehmen« ein - von der Profitsteigerung durch Pro- 
duktivitätserhöhung aufgrund von Motivationssteigerung durch mehr Ei- 
genständigkeit, wie wir es aus den »neuen Produktionskonzepten« und der 
»lean production« kennen - unabhängiges, besonderes Interesse an Förde- 
rung von »Kreativität« und »Sozialbeziehungen« unterstellt? - Dergleichen 
mag es in bestimmten historischen Konstellationen, wie Kotthoff gezeigt 
hat, bei Unternehmern (als Personen) durchaus geben, allerdings ist es 
dann häufig mit vordemokratischen, paternalistischen Sozialgedanken ver- 
bunden; seine »Demokratisierung« erfordert risikoreichen Kampf von In- 
dividuen für kollektive Interessen. Bei Matthies u.a. dagegen scheint ein 
solches, auch noch entpersonalisiertes, Kreativitätsförderungsinteresse der 
Unternehmen einfach Ausdruck eines Modernisierungszwangs zu sein, der 
dann einen »demokratischen« Neuanfang ermöglichen soll. 

Nun beruht aber »Demokratie« im staatsbezogenen Bereich auf der kon- 
trafaktischen Setzung von Machtressourcen-Gleichheit (Wahlstimme) der 
Staatsbürger und, noch in den elitärsten Demokratietheorien (etwa Schum- 
peter), auf dem nicht kontrafaktischen Letztentscheidungsrecht der Stimm- 
bürger darüber, wer sie - auf Zeit - regieren soll, auf Volkssouveränität al- 
so. Von alledem Kann auch im »demokratisiertesten« kapitalistischen Be- 
trieb, es sei denn er wird in eine Genossenschaft aller Beschäftigten um- 
gewandelt, nicht die Rede sein: Wer »regiert«, entscheidet sich nach Eigen- 
tumsrecht, und daraus leitet sich als klassenherrschaftliches Moment das 
Direktionsrecht des Arbeitgebers ab. Natürlich wissen das auch die Auto- 
rInnen von Arbeit 2000, und bei genauerem Hinsehen erweist sich die 
Rhetorik von »Demokratie im Betrieb« auch nur als Aufzählung von Vor- 
schlägen zur Individualrechte stärkenden Eingrenzung von Herrschaft und 
Direktionsrecht. 

Ein politischer Systembegriff, der zu diesem Programm besser passen 
würde als »Demokratie«, wäre »konstitutionelle Fabrik«, analog zur »kon- 
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stitutionellen Monarchie«, etwa des Wilhelminisches Reichs (vgl. Kotthoff 
1994, 323). In diesem »Konstitutionalismus« sind die Legitimitätsquellen 
von politischer Herrschaft und Macht heterogen (»Volk« vs. Gottesgna- 
den- bzw. Eigentum), die Herrschaft ist einigermaßen rechtsstaatlich ein- 
gehegt, aber es tobt auch immer wieder ein Kampf um die »Prärogative« 
der Regierung. Indessen ist auch dies nur eine Analogie mit begrenztem 
Erkenntniswert, u.a. deshalb, weil das monarchische Prinzip nicht in glei- 
cher Weise wie das kapitalistische Eigentum an den Produktionsmitteln 
ökonomisch zentral und gesellschaftsstrukturierend war. Wer zeigen will, 
daß »Demokratie im Betrieb« ebenso möglich ist wie »Demokratie im 
Staat«, müßte darlegen können, daß das Kapitaleigentum aufgehört hat, im 
Betrieb herrschaftskonstituierend und klassenstrukturierend zu sein. Die 
Autoren von Arbeit 2000 sind nicht nur weit entfernt von einem solchen 
Nachweis; sie halten auch eine wirkliche Demokratisierung des Betriebs 
oder Unternehmens - analog etwa der staatspolitischen Revolution in 
Deutschland 1918/19 - für ganz ausgeschlossen: 


»Eine über Kommunikationsansprüche wesentlich hinausgehende Eimflußmöglichkeit Be- 
schäftigter auf Unternehmensentscheidungen (ist) ohne eine Neuverteilung des mit Kapital- 
einsatz verbundenen Risikos nicht möglich« (Matthies u.a. 1994, 285). 

Wie verträgt sich diese resignative Erkenntnis mit der »Demokratie«- 
Rhetorik? Jedenfalls läßt sich zeigen, daß eine klassenvergessene Übertra- 
gung des Demokratiemodells auf den Betrieb an wichtigen Momenten der 
Realität vorbeigeht und auf entsprechend illusionäre Ratschläge an die 
Akteure hinausläuft. 

Ein Beispiel dafür gibt ein anderes Projekt der Hans-Böckler-Stiftung (vgl. 
zum folgenden Sterkel 1994''). Hier wurde eine Vielzahl von partizipatori- 
schen Elementen des IG-Metall-Konzepts »Tarifreform 2000« im Konsens 
mit einem »modernen« Chefmanager in einen Firmentarifvertrag (Teldec- 
Press, ca. 300 Beschäftigte) aufgenommen. Das Ergebnis ist insgesamt 
enttäuschend: Die Beschäftigten nahmen vor allem die individuellen Mit- 
wirkungs- und die kollektiven Mitbestimmungsmöglichkeiten'” kaum an, 
sondern mißtrauten dem Ganzen, weil sie in ihrem Arbeitsalltag weiterhin 
extremer Unsicherheit ausgesetzt waren und die Erfahrung machten, hin- 
und hergeschoben zu werden; das betriebsinterne Management fand 
»Beteiligung« vor allem dann gut, wenn sie der flexiblen Leistungserfül- 


11 Bei diesem Projekt, das von Gabriele Sterkel bearbeitet wurde, fungierte ich als Leiter. G. 
Sterkel wird ausführlichere Ergebnisse demnächst publizieren. 

12 Individuelle Informations-, Vorschlags- und Reklamationsrechte bei allen Fragen von Ar- 
beitsbedingungen, Arbeitspensum, Arbeitsorganisation und Personalbesetzung; im Streit- 
fall paritätische Kommissionen und notfalls Einigungsstellen dazu, also eine weit über das 
Betriebsverfassungsgesetz hinausgehende Mitbestimmung. 
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lung diente; und der Betriebsrat, dem Co-Management angeboten wurde, 
fand kein Konzept, die neuen rechtlich abgesicherten Machtchancen stra- 
tegisch zu nutzen. Ein Grund dafür liegt darin, daß die »demo- 
kratisierenden« Tarifverträge nicht von der Belegschaft erkämpft, sondern 
»von oben« gewährt worden waren. 

Die Klassenstrukturiertheit der sozialen Beziehungen und die Klassener- 
fahrungen der Beschäftigten waren bei der Einführung der »modernen« 
Tarifverträge einfach vernachlässigt worden. Zu den Klassenerfahrungen 
gehörte, daß bei der Übernahme ihres unrentabel gewordenen traditionsrei- 
chen Betriebs durch einen Weltkonzern einige Jahre zuvor die Belegschaft 
auf die Hälfte reduziert und der Produktionsprozeß grundlegend umstruk- 
turiert wurde und auch bis heute ständig verändert wird, wobei die Paral- 
lelproduktion in einem anderen Konzernbetrieb als permanentes Druckmit- 
tel des Managements eingesetzt wird. Diesem Management plötzlich einen 
Goodwill zu einer völligen Veränderung des betrieblichen Sozial- und 
Politiksystem zuzutrauen oder diesen Goodwill auch nur ernsthaft testen zu 
wollen, überstieg die Vorstellungskraft der Beschäftigten und auch der 
meisten Betriebsratsmitglieder, zumal das betriebliche Management kaum 
Verhaltensänderungen zeigte. Die Klassenstrukturiertheit der Sozialbezie- 
hungen erwies sich als stärker denn die vom Teldec-Präsidenten verkünde- 
te (von ihm übrigens ehrlich gemeinte) Ökonomie und Demokratie har- 
monisierende Formel »Mitbestimmung ist Gewinnmaximierung«. 

Teldec ist nur ein Einzelfall. Entwicklungen neuer »betrieblicher Sozialsy- 
steme« brauchen ihre Zeit, wie Kotthoff hervorhebt. Unser Forschungspro- 
jekt kam also vielleicht zu früh. Es ist sehr wahrscheinlich, daß bei Teldec 
die rechtliche Absicherung von Partizipationschancen in the long run zu 
deren besserer Nutzung durch Belegschaft und Betriebsrat ermuntert. 
Teldec wurde hier aber als Beispiel dafür angeführt, daß Partizipations- 
und »Demokratie«-Modelle dann auf große Schwierigkeiten stoßen, wenn 
sie von Klassenstrukturen, Klassenbeziehungen und Klassenerfahrungen 
absehen. Insofern scheint Teldec kein Einzelfall zu sein. Überblickt man 
die Veröffentlichungen des von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten 
Projekts zur Neuorientierung gewerkschaftlicher Betriebspolitik von Joke 
Frerichs und Jörg Bundesmann-Jansen (eine Zusammenfassung findet sich 
z.B. in Bundesmann-Jansen/Frerichs 1994), so stellt sich der Eindruck ein, 
daß die betriebliche Beteiligungsoffensive moderner Unternehmer Ge- 
werkschaften und Betriebsräte zwar vor große und grundlegende Probleme 
stellt, daß aber die betrieblichen Beispiele für einen erfolgreichen Wandel 
zu partizipatorischen Sozial- und Politiksystemen noch relativ dünn gesät 
sind. Auch dies könnte daran liegen, daß in den untersuchten Betrieben 
und in den Interpretationen der begleitenden Wissenschaftler die Klassen- 
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strukturierung und die Klassenbeziehung systematisch ausgeblendet (oder 
mit einem obligatorischen Verweis auf die Asymmetrie der Verteilung von 
Machtressourcen als erledigt angesehen) werden. 

Nur der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß die Hans-Böckler-Stiftung 
sich in einem ihrer Projekte auch auf eine gewissermaßen brachiale Lösung 
dieses Problems eingelassen hat, nämlich der schlichten Wegdefinition von 
jederlei Klassengegensatz in einem Hochglanzkonzept des schönen neuen 
Unternehmens. In der von ihr gemeinsam mit der Bertelsmann Stiftung 
herausgegebenen, aus einem gemeinsamen Forschungsprojekt hervorge- 
gangenen Broschüre Vorteil Unternehmenskultur. Partnerschaftlich han- 
deln - den Erfolg mitbestimmen (Beyer u.a. 1994), in der es von Plastik- 
wörtern wie »innovativ«, »kKreativ«, »Partnerschaft«, »Kommunikation«, 
»Integration«, »Konstruktiv« etc., nur so wimmelt - nach Pörksen sind 
Plastikwörter nicht durch ihre jeweilige Bedeutungslosigkeit, sondern 
durch ihre beliebige Kombinierbarkeit zu manipulativen Zwecken, ähnlich 
wie Lego-Steine, definiert (vgl. Pörksen 1988) - in dieser Broschüre also, 
die als Lego-Kunstwerk durchaus Anerkennung verdient, findet sich in ei- 
nem graphischen Kasten neben den Imperativen »Gestaltung statt Anord- 
nung« und »Beteiligung statt Ausführung« auch die Formel »Kooperation 
statt Gegenmacht« (Beyer 1994, 21). Da eine argumentative Begründung 
bei der Konstruktion dieses werblichen Kunstwerks offenbar nicht ange- 
strebt war, muß auch jede argumentierende Kritik diesen Gegenstand ver- 
fehlen. Ich kann daher nur feststellen, daß bei diesem Konzept von 
»Unternehmenskultur« und seiner Propagierung als »Vorteil« (für wen?) 
der Rahmen von Klassen- und von Politikanalyse gleichzeitig gesprengt 
worden ist. Die Formel »Kooperation und Konflikt auf der Basis von 
(auch) klassenbedingter Gegenmacht« sei der Formel aus der Broschüre al- 
so einfach werbend entgegengestellt. Damit will ich auch die Hoffnung 
ausdrücken, daß mit der Idee des Aufgehens jeder Klassenkultur in der 
»vorteilhaften« Unternehmenskultur nicht zugleich der Fluchtpunkt 
»modernen« gewerkschaftlichen Denkens definiert ist. 


6. Kurzes Resümee 


Probleme des Klassenkampfs? - Der Klassenkampf ist keine ontologische 
Kategorie, auch kein primärer Beweger der modernen, vom Kapitalverhältnis 
geprägten Geschichte. Die Klassenstruktur der kapitalistischen Gesellschaft 
und die Elementarität der Klassenbeziehung für den kapitalistischen Produk- 
tionsprozeß, gerade auch im Produktionsbetrieb, sollten wir aber nicht leug- 
nen, und Konflikt und Kampf gehören zu dieser Beziehung. Das Klassen- 
handeln und der Klassenkampf kann nicht ohne ein umfassendes Programm 
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von Politikanalyse wissenschaftlich beschrieben werden, und umgekehrt 
kann eine Politikanalyse, die klassenvergessen das Modell des staatlichen, 
insbesondere des westlich-demokratischen, politischen Systems auf den 
kapitalistischen Betrieb überträgt, nur in Erkenntnisdefizite münden. Es 
bleibt ein Gegensatz zwischen Demokratie und Kapitalismus bestehen, 
auch und gerade bei den unmittelbaren Klassenbeziehungen im Betrieb. 
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James O’Connor 


20. Jahrhundert mit beschränkter Haftung: 
Kapital, Arbeit und Bürokratie im Zeitalter 
des Nationalismus‘ 


»Die Geschichte ist ein Prozeß; Verallgemeinerungen können, und sei es nur, 
indem sie provozieren oder verärgern, diesem Prozeß auf die Sprünge hel- 
fen«, so Frederick Pike. Auf die Gefahr hin, eher zu verärgern als zu provo- 
zieren, werden im folgenden gewisse Verallgemeinerungen über Staat und 
Bürokratie im 20. Jahrhundert vorgetragen: Wie haben sie sich entwickelt, 
wie stehen sie zum Wandel von Kapital und Arbeit, zu Klassenkämpfen und 
nationalistischen Konflikten? Verallgemeinerungen über ein ganzes Jahrhun- 
dert, besonders das eigene, werden selbst an dessen Ende einer genauen Prü- 
fung nicht standhalten, sobald man bestimmte Länder ins Auge faßt. Von 
den Leserinnen und Lesern wird daher eine gewisse Toleranz gegenüber 
Abstraktionen verlangt: nicht für die apriorischen Kategorien der bürgerli- 
chen Ökonomie und Sozialwissenschaft, sondern für jene Begriffe und 
Konzepte, mit denen aus der Konfusion des 20. Jahrhunderts diejenigen 
gesellschaftlichen Verhältnisse herausdestilliert werden, welche die Ge- 
schichte mehr oder weniger in die eine oder die andere Richtung treiben. 
Drei Kategorien kommen im folgenden zur Anwendung: der »Westen« 
oder Westeuropa und Nordamerika sowie die anderen kapitalistischen wei- 
ßen Siedlerländer (Argentinien und Südafrika ausgeschlossen); der 
»Osten«, nämlich Osteuropa und die alten russischen und sowjetischen 
Reichsgebiete; schließlich der »Süden«, vormals »Dritte Welt« genannt, 
die alten rohstoffliefernden Kolonien und Neokolonien des Nordens, von 
denen manche gegenwärtig selbst zu eigenständigen Industriemächten 
werden. Asien ist hier ausgeschlossen, weil ein anderer Ansatz zur Ge- 
schichte des Kapitalismus nötig ist, um die dortige »Great Transformation« 
zu erklären, insbesondere die Verlagerung ökonomischer Macht im ausge- 
henden 20. Jahrhundert von der liberal-demokratischen Nordatlantikregion 
hin zu den autoritär-kapitalistischen Ländern des Westpazifikbeckens. 
Wenn die Leser diese Kategorien, die sowohl sozio-Ökonomisch und poli- 
tisch als auch geographisch gemeint sind, akzeptieren, auch wenn es ihnen 


l Ursprünglich erschienen in: Capital, Nature, Society vol. 5, no. 3, September 1994. 
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an theoretischer Präzision mangelt, dann können wir einige der wichtigsten 
Veränderungen, die im 20. Jahrhundert stattgefunden haben, folgenderma- 
Ben skizzieren. 

Im Jahr 1900 war das nationale Kapital - auf einheimische Investitionen 
und Märkte ausgerichtet - im Westen im Aufstieg begriffen, während es im 
abhängigen Osten und im kolonialisierten Süden noch um seine Geburt 
kämpfte. In den führenden Ländern des Westens konkurrierte das Kapital 
auf den Märkten der jeweiligen Stammländer und in jenen Teilen des Sü- 
dens, die von den nördlichen Ländern nicht zu exklusiven Handels- und 
Währungszonen verbunden waren. Im Osten hatte das westliche Kapital 
die Oberhand; im Süden organisierten sich die im Aufstieg begriffenen na- 
tionalen Bourgeoisien in den späteren subimperialistischen Ländern (z.B. 
Indien, Mexiko, Brasilien) gegen die wirtschaftliche und politische Vor- 
herrschaft des imperialistischen Westens. Zu Beginn des Jahrhunderts wa- 
ren in weiten Teilen des Westens und des Ostens schon längst nationale 
Bürokratien etabliert, und koloniale Bürokratien im Verein mit Groß- 
grundbesitzern, Kaufleuten und beutekapitalistischen Elementen beherrsch- 
ten den Süden. All diese Bürokratien im Westen und Süden gewannen 
während der ersten drei Viertel des 20. Jahrhunderts beträchtlich an Kraft, 
wenn auch je nach Land und Geschwindigkeit der Entkolonialisierung 
nach dem 2. Weltkrieg in höchst unterschiedlichem Maße. Im Osten wurde 
die größte aller Bürokratien, der sowjetische Parteistaat, in den zwanziger 
Jahren errichtet, in den dreißiger und vierziger Jahren gefestigt. 
Allenthalben trugen nationale Kapitalblöcke, nationale politische Parteien 
und Bürokratien sowie nationale Arbeiterklassen gegenseitig zu ihrer Heraus- 
bildung und Profilierung bei, während sie international oft gegeneinander 
standen, zuweilen gewaltförmig wie in den beiden Weltkriegen, oder fried- 
lich wie in der Nachkriegsperiode, als die Vereinigten Staaten die einzige Su- 
permacht des Weltkapitalismus war. Es gab Ausnahmen: In Rußland entwik- 
kelten sich ausländisches Kapital und Nationalstaat mehr oder weniger unab- 
hängig voneinander, bis die bolschewistische Revolution, als der Staat politi- 
sche Reformen blockierte und das Auslandskapital wirtschaftliche Reformen 
hinauszögerte, beide zu Fall brachte. Im Süden neigten die aufsteigenden na- 
tionalen Kapitalisten- und Arbeiterklassen dazu, sich eher in Abgrenzung 
denn in Anlehnung an die Kolonialbürokratien zu definieren. Doch fast über- 
all im Westen, Osten und selbst in großen Teilen des Südens identifizierten 
sich Kapitalisten wie Arbeiter, oft von einem ins Chauvinistische überschie- 
ßenden nationalistischen Stolz gepackt, mit der Nation und ihren Bürokratien 
und deren imperialistischen, später neokolonialistischen Ambitionen. 

Im Westen spannte das nationale Kapital den Nationalstaat für seine 
Zwecke ein: um zu expandieren und Märkte, Energiequellen und Rohstoffe 
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im anderen Ländern auszubeuten. Umgekehrt nutzte der Staat das nationale 
Kapital, um seinen Einfluß und seine Macht auf dem Globus auszudehnen. 
Der Handel folgte der Flagge und umgekehrt. Im Jahr 1900 bereiteten sich 
die führenden kapitalistischen Länder auf imperialistische Kriege vor, die 
auf dem wachsenden Bedarf an Energie und Rohstoffen sowie Märkten für 
überschüssiges Kapital und Waren beruhten, und ebenso auf den selbstde- 
finierten Interessen des Industrie- und Finanzkapitals, dessen Bewegungs- 
freiheit durch Imperien behindert wurde, die eine andere Epoche zurückge- 
lassen hatte. Unterdessen entfachten die unterworfenen Völker des Südens 
antikolonialistische Aufstände, manchmal zum Vorteil ihrer eigenen, vom 
westlichen Imperialismus vor den Kopf gestoßenen Bourgeoisien, manch- 
mal zur Verteidigung moralischer Ökonomien (wie Eric Wolf gezeigt hat). 
Nach dem Zweiten Weltkrieg gab der Westen das kolonialistische Projekt 
mehr oder weniger freiwillig auf und entwickelte den ausgeklügelten Me- 
chanismus des wirtschaftlichen Neokolonialismus, angeführt von den USA 
und den ökonomischen Institutionen, die von den USA dominiert wurden. 
Die alte Hegemonie des nationalen Kapitals mit seinen Einflußsphären, 
Währungsblöcken und Vorzugszöllen wurde zunehmend durch das global 
orientierte Kapital ersetzt. Schrittmacher waren in den fünfziger Jahren die 
US-amerikanischen multinationalen Unternehmen der USA. Die USA 
erbten die zerfallenen und geschlagenen Reiche der Alliierten und der 
Achsenmächte, sonderten die alten Kolonien aus, die wirtschaftlich nicht 
vielversprechend schienen (etwa den größten Teil des ehemaligen Franzö- 
sisch-West- und Äquatorialafrika, allerdings nicht das alte Belgisch- 
Kongo), und setzten sich an die Spitze der Globalisierung des Geld- und 
Warenverkehrs und schließlich des gesamten produktiven Kapitalkreis- 
laufs. In zunehmendem Maße beherrschten transnationale Finanzinstitutio- 
nen und Unternehmen die Weltwirtschaft. Während Geld-, Waren- und 
produktive Kreisläufe des Kapitals globalisiert wurden, geriet jedes große 
westliche Einzelkapital im Hinblick auf Zulieferungen und Märkte immer 
stärker in Abhängigkeit von Kapital in anderen Ländern. Gleichzeitig 
zwangen in den frühen neunziger Jahren ein wachsender globaler Arbeits- 
markt und die Internationalisierung des Arbeitskräftereservoirs nicht nur 
die USA und andere weiße kapitalistische Siedlerländer die schon früher 
zu »Schmelztiegeln« geworden waren, sondern auch Deutschland, Frank- 
reich und andere traditionell chauvinistische Nationen in den sogenannten 
»multikulturellen Diskurs«, einschließlich dessen Schattenseite, den 
Neorassismus. 
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Soziale Kriege 


Wie und warum sich die Welt national ausgerichteter Kapitale, Arbeiter- 
bewegungen, sozialstaatlicher und regulatorischer Bürokratien und ma- 
kroökonomischer Steuerung in eine Welt des globalen Kapitals mit Rudi- 
menten eines globalen Staats verwandelte, ist eine komplexe Geschichte. 
Wir können mit den Einsichten von Karl Marx und Karl Polanyi in die wi- 
dersprüchliche Natur von Arbeit und Land beginnen. Für Marx bedeutete 
»Arbeit« sowohl Arbeiterbewegung als auch »Produktionsfaktor«; für Po- 
lanyi bedeutete »Land« sowohl Gemeinwesen als auch »Grundstück«. 
Moderne Ökologen fügen hinzu, daß »Ökologie« sowohl ökologische Be- 
wegungen wie »natürliche Systeme« bedeutet und »Umwelt« sowohl Le- 
bensumfeld als auch »Ressource«. Diese unterschiedlichen Begriffsver- 
wendungen entsprechen der Auffassung der Geographen und Anthropolo- 
gen vom »Raum« als physischem Ort, mentaler Karte, Landstrich und auch 
dem verbalen Glitzer von Einkaufszentren und Boulevards. Für kritische 
Politikwissenschaftler bedeuten »Demokratie« und »Bürger« sowohl die 
Macht des Volkes wie auch »Repräsentation«, »Wählerschaft« und 
»Steuerzahler«. Prozedurale und substantielle Demokratie und Rechtsver- 
hältnisse bilden ebenfalls einen Widerspruch, trotz der größten Anstren- 
gungen der konservativen Rechtstheoretiker, sie auseinanderzuhalten bzw. 
letztere davon abzuhalten, erstere zu unterwerfen. Historiker würden ein- 
werfen, daß der Kapitalismus des 19. und 20. Jahrhunderts eine Geschichte 
nationaler Rivalitäten und Eroberungen, Aufteilungen, Annexionen, Ko- 
lonisierungen, Massenmorden und Kriegen ist - und ebenso von kolonia- 
listischen und neokolonialistischen Kämpfen, Forderungen nach Heimat, 
bürgerlichen Rechten und Freiheiten. Kurz, auf verschiedenen Ebenen der 
Abstraktion und der theoretischen und politischen Praxis sind Gebrauchs- 
und Tauschwert zuinnerst wenn auch widersprüchlich miteinander ver- 
knüpft, mögen Kapital und Staat noch so heftig versuchen, sie auseinan- 
derzudividieren und den Gebrauchswert dem Tauschwert zu unterwerfen. 

Im Durcheinander des 20. Jahrhunderts können zwei allgemeine Typen von 
Kämpfen unterschieden werden: erstens der Klassenkampf zwischen Kapital 
und Arbeit um die Verfügungsgewalt über die Arbeitskraft, theoretisch ge- 
faßt von Marx, Engels und Generationen sozialistischer Denker; zweitens der 
politische Kampf zwischen Staat und »Gemeinwesen« über die Kontrolle des 
Landes, auf den Begriff gebracht von Kropotkin und den Anarchisten, einer 
heterogenen Gruppe von Führern aufständischer und antikolonialistischer 
Bewegungen, sowie gegen Ende des Jahrhunderts von Theoretikern der 
Umweltbewegung und des »Urbanen«. Der Kampf um Land und »Raum« 
hat viele Formen, zu ihm gehören die politische Mobilisierung von und 
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Spannungen zwischen tribal, ethnisch und sprachlich definierten Gruppen 
sowie antikolonialistische, Umwelt- und städtische Bewegungen. 

Der moderne Sozialismus gewann seine Gestalt, als das Kapital den unmit- 
telbaren Produzenten die Kontrolle über die Arbeit entriß; der Anarchis- 
mus entfaltete sich, als Staat und Kapital den autonomen lokalen Gemein- 
wesen das Land abnahmen (und verband sich in den romanischen Ländern, 
besonders in Spanien, mit dem Syndikalismus); Nationalismus, Populis- 
mus und die Kämpfe der einheimischen Völker im Süden entbrannten, als 
imperialistische Mächte die Gebiete tribal, ethnisch und sprachlich defi- 
nierter Gruppen eroberten. Sowohl der Sozialismus als auch die Spielarten 
des Anarchismus wurden im 19. Jahrhundert im Westen geboren, verbrei- 
teten sich in den folgenden anderthalb Jahrhunderten um die Welt und 
starben in ihrer traditionellen Form im späten 20. Jahrhundert. Mit der Ent- 
faltung der neuen sozialen Bewegungen in den sechziger Jahren - zum Teil 
veranlaßt durch die sich verschlechternden Lebensbedingungen - bildeten 
sich zwei typische Formen von Politik heraus: die Identitätspolitik und die 
Politik des Lokalen. Darauf folgten, zum Teil inspiriert durch diese Bewe- 
gungen und mit ihnen auf komplexe Weise verwoben, verschiedene Ver- 
suche, Sozialismus und Anarchismus in neuen Ansätzen radikaler Politik 
aufzuheben, die vom Arbeitsplatz und von der Arbeit, vom Land und von 
den »Gemeinwesen« ausgingen: eine Politik, die Elemente der sozialisti- 
schen wie der anarchistischen Tradition enthielt, doch keines von beiden 
war und schließlich als rot-grüne Politik bezeichnet wurde. Unterdessen 
wurde der Nationalismus zunehmend reaktionär, die nationalistischen Füh- 
rer wiesen seltener einen Weg in die Zukunft als daß sie versuchten, eine 
imaginäre Vergangenheit zu simulieren und sich dabei auf neue und alte 
kulturelle und sprachliche Identitäten zu stützen. 

Ein dritter Kampf zementierte oder verknüpfte vielmehr in komplizierten 
politischen Formen die ersten beiden Konflikte: der Kampf zwischen 
Rechtspersonen auf der einen und Kapital und Staat auf der anderen Seite - 
wobei es um politische, soziale und Menschenrechte (z.B. Bürgerrechte, 
Rechte der Frauen, soziale Gerechtigkeit usw.) ging. 

Im 20. Jahrhundert verwoben sich diese drei Kämpfe auf verschiedene 
Weise miteinander, standen gelegentlich auch gegeneinander, je nach Zeit, 
Ort und historischem Kontext, wodurch auch obskure Ideen plausibel wur- 
den. So gab es faschistische Spielarten, etwa in Nazideutschland, wo das 
Land »heiliger Boden« und die Arbeitskräfte »arische Übermenschen« wa- 
ren und der Nationalsozialismus die politischen Rechte abschaffte. Im Sü- 
den gab es linke und reaktionär-nationalistische Varianten, im Westen so- 
zialdemokratische. Die gesellschaftlichen Konflikte artikulierten sich gele- 
gentlich in transparenter Form, etwa in der amerikanischen Bürgerrechts- 
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bewegung der fünfziger und sechziger Jahre, ein Kampf, bei dem es um 
politische und bürgerliche Rechte in einer rassistischen Gesellschaft ging. 
Manchmal entzogen sich dies Konflikte einem einfachen Verständnis: In 
den kapitalistischen weißen Siedlerländern wie Israel und Südafrika dreh- 
ten sich die Kämpfe der Palästinenser und der schwarzen Afrikaner glei- 
chermaßen um »Rassenfragen« wie um Arbeitsbedingungen, um politische 
Rechte ebensosehr wie um das Land: extreme Beispiele für die ungleiche 
Entwicklung gesellschaftlicher Konflikte und deren wechselseitiger Ver- 
flechtung. In Lateinamerika war Fidel Castro Nationalist und Kommunist 
zugleich; Juan Per6ön und Getulio Vargas waren Nationalisten und Ka- 
pitalisten; Läzaro Cärdenas war ein Nationalist und Populist; Jose Carlos 
Mariategue gründete die Kommunistische Partei Perus mit dem Ziel, Land, 
Arbeit und Kultur der indigenen Völker zu verteidigen. 

Überall bewegten die Themen Arbeit und Land die großen Reformer und 
Revolutionäre des 20. Jahrhunderts und verknüpften sich auf komplexe 
und widersprüchliche Weise mit den mächtigen Strömungen von kapitali- 
stischer Akkumulation und Krise, der Entwicklungslogik bürokratischer 
Staaten und einem Subtext feindseliger und oft gewalttätiger Beziehungen 
zwischen Staaten: die wichtigsten Beispiele sind die Weltwirtschaftskrise 
und die faschistische Epoche, die Weltkriege, die Nord-Süd-Kluft der 
Nachkriegsperiode und der Kalte Krieg. 

Um was es sich bei diesen Verknüpfungen genau handelte, ist theoretisch 
nicht zufriedenstellend geklärt worden. Marxisten und Sozialisten unter- 
suchten Kapital und Arbeit, Polanyianer Kapital und Gemeinwesen. Femi- 
nistinnen problematisierten die Geschlechterverhältnisse; Linksweberianer 
konzentrierten sich auf Staat und Zivilgesellschaft; Dritte-Welt-Nationa- 
listen und Marxisten schrieben über Nationalismus und nationale Befrei- 
ungskämpfe und Populisten über Populismus. Nicht nur die Komplexität 
der Fragen und der opake Charakter der Geschichte, sondern auch die Spe- 
zialisierung von Gesellschaftstheorie und Geschichtswissenschaft scheinen 
totalisierende Ansichten des 20. Jahrhundert nicht mehr zuzulassen, beson- 
ders seit der großen Wasserscheide des Ersten Weltkriegs. Aufgrund dieser 
Spezialisierung bleibt die Art und Weise, wie sich die verschiedenen ge- 
sellschaftlichen Konflikte miteinander sowie mit dem Kapital und dem 
System der Nationalstaaten überkreuzten, schwer nachvollziehbar. Selbst 
die Arbeiten der gebildetsten Köpfe in der englischsprachigen Welt, Imma- 
nuel Wallerstein in den USA und Perry Anderson in Großbritannien etwa, 
die neue Wege aufgezeigt haben, wie über die Moderne und das 20. Jahr- 
hundert nachzudenken sei, weisen schwerwiegende Auslassungen und 
Schwachstellen auf. Es ist durchaus möglich, daß diese Überkreuzungen 
von Bewegung und Prozeß, Struktur und Funktion nie transparent werden, 
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wenn man berücksichtigt, daß sich die meisten kritischen Wissenschaftler 
von den Problemen von Arbeit, Kapital und politischen Rechten im tradi- 
tionellen Sinne abgewandt haben und sich jetzt vor allem mit Ökologie, 
mit den Geschlechterverhältnissen, mit Ethnizität und »Rasse«, mit der 
Politik des Körpers, der Sexualität und der Kultur beschäftigen und Vorbe- 
halte haben, erneut »Großtheorien« über das 20. Jahrhundert zu produzieren. 


Drei Welten, drei Bewegungen 


Im 20. Jahrhundert forderte die Arbeiterklasse eine Ausweitung der De- 
mokratie und betrachtete die soziale Wohlfahrt als öffentliche Aufgabe. 
Doch sprach sie weniger mit ihren eigenen Stimmen als vielmehr durch je- 
ne der Reformer und Revolutionäre, die sie »repräsentierten« und die zu- 
tiefst »ökonomistisch« waren. Die Führer der großen sozialdemokratischen 
Arbeiterbewegungen im Westen, der kommunistischen Bewegungen im 
Osten und der radikal-nationalistischen im Süden priesen die Massen - und 
betrachteten die Entwicklung der Produktivkräfte, die Umverteilung des 
Einkommens und die materielle Wohlfahrt als die entscheidenden Punkte. 
Im dritten Viertel des 20. Jahrhunderts erhielten die nationalen Führer der 
sozialdemokratischen, kommunistischen und nationalistischen Parteien 
Zugang zu Macht und Privilegien. Der Preis, den sie zu zahlen hatten - 
oder besser gesagt, der Preis, den sie die Arbeiterklasse zahlen ließen - war 
die Aufgabe der Klassenpolitik. Die Kämpfe zur Erreichung politischer 
Ziele wurden als mehr oder weniger abgeschlossen betrachtet (die linke 
Variante der These vom »Ende der Geschichte«), und die Politik wurde 
zum Mittel, um wirtschaftliche und soziale Forderungen durchzusetzen. 
Die politischen Parteien der Arbeiterklasse verwandelten sich in Parteien 
nationalstaatlicher Herrschaft und wurden zum linken Flügel des Estab- 
lishments oder zu diesem selbst. Als Pflicht des Staates wurde die Auswei- 
tung der Beschäftigung und der Öffentlichen Wohlfahrt definiert; als bür- 
gerliche Tugend galt die Umverteilung der Einkommen; Freiheit war Frei- 
heit von Mangel durch die Wahlmöglichkeiten im Konsum. Die Korrupü- 
on wurde demokratisiert, und ein gefügiges Massenpublikum (soll heißen 
»Proletariat«) lebte in der einen oder anderen Wohlfahrtsnische, die von 
Staat, Partei und Gewerkschaftsbürokratie verwaltet wurde. 

Der Höhepunkt der Wohitatengesellschaft, der soziale Wohlfahrtsstaat, 
war in den fünfziger und sechziger Jahren erreicht - einer Zeit relativ siar- 
ken globalen Wirtschaftswachstums, in der das Establishment »liefern« 
konnte. In den späten siebziger und in den achtziger Jahren, einer Periode 
verstärkter ökonomischer Krisentendenzen, fielen die meisten sozialdemo- 
kratischen, kommunistischen und nationalistischen Parteien sowie die Re- 
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gierungen, die sie gebildet hatten, Michels »ehernem Gesetz der Oligar- 
chie« zum Opfer. Die britische Arbeiterbewegung schoß sich in den Fuß, 
der Sowjetkommunismus in den Kopf. Der linke Nationalismus Salvador 
Allendes in Chile wurde umgebracht. Von Indien über Australien und 
Neuseeland bis hin zu den großen Staaten Lateinamerikas und den meisten 
west- und osteuropäischen Ländern und den Vereinigten Staaten formier- 
ten sich die sozialdemokratischen, kommunistischen und populistisch- 
nationalistischen Parteien neu, um den harten Anforderungen der globalen 
Ökonomie der achtziger und neunziger Jahre standzuhalten. Sie wurden 
nun selbst zu Parteien der rechten Mitte oder wurden durch jene, die dort 
schon saßen, ersetzt oder schlichtweg zerstört. 

Machtgewinn und schließlich Machtverlust der nationalen Arbeiterklassen 
und das Verhältnis dieser Vorgänge zu Aufstieg und Niedergang von na- 
tionalem Kapital und Bürokratie verdienen eine genauere Untersuchung. 
Terence K. Hopkins hat bemerkt, daß sich aus den sozialen Auseinander- 
setzungen, die im 19. Jahrhundert Gestalt annahmen, vor allem drei Bewe- 
gungen entwickelt haben: im Westen die Sozialdemokratie, im Süden anti- 
imperialistische und nationalistische Strömungen, im Osten (der UdSSR) 
der Kommunismus. Die Unterschiede zwischen diesen drei Bewegungen 
waren ebenso groß wie ihre Ähnlichkeiten (wurden allerdings viel stärker 
beachtet). Verschieden waren auch ihre Ergebnisse. Es verblüfft allerdings, 
daß fast alle Spielarten dieser drei Bewegungen zwei wesentliche Merkma- 
le miteinander gemein hatten. 

Das eine war eine nationalistische Perspektive, etwa in der britischen Ar- 
beiterbewegung, im peronistischen Nationalismus und im sowjetischen 
»Sozialismus in einem Land«. Der Grund dafür ist, wie Michael Mann und 
andere gezeigt haben, daß die Arbeiterklassen des 20. Jahrhunderts vor 
dem Hintergrund des Wachstums und der Konsolidierung nationaler Büro- 
kratien, Ideologien und nationaler ökonomischer und politischer Rivalitä- 
ten selbst als nationale Einheiten entstanden sind. Während der Welthandel 
im 19. Jahrhundert stetig an Umfang gewann und die nationalen Führer die 
Exporte als »Motoren des Wachstums« betrachteten, waren die Märkte und 
Investitionen von ihrer Dimension her vorwiegend national und von ihrer 
Zielsetzung her nationalistisch oder imperialistisch bestimmt. 

Bis in die fünfziger Jahre waren die direkten Auslandsinvestitionen und die 
Internationalisierung des produktiven Kapitalkreislaufs kaum entwickelt 
und noch geringer war die gegenseitige Abhängigkeit von Kapitalien ver- 
schiedener Länder im Hinblick auf Zulieferungen und Märkte. Obendrein 
waren die Finanzmärkte bis zur informationstechnologischen Revolution 
und der Explosion der Kreditmärkte ab Mitte der siebziger Jahre nicht 
wirklich global (und konnten dies auch nicht sein). 
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Während des 20. Jahrhunderts war die herrschende Konfiguration politi- 
scher Kräfteverhältnisse national - Kapital, Arbeit, Gewerkschaften und 
politische Parteien - sowie kolonialistisch und neokolonialistisch. Die 
Kranken und Kriegsversehrten, die Alten und Arbeitslosen, die Armen und 
Obdachlosen, sie alle setzten ihre Hoffnungen auf nationale Gewerkschaf- 
ten, Parteien und Bürokratien (oder religiöse und andere intermediäre 
Gruppierungen), nicht auf internationale soziale oder politische Bewegun- 
gen. Dies galt für den Westen. Im Süden und Osten versuchten die politi- 
schen Klassen, eigene nationale und regionale Märkte zu entwickeln indem 
sie ihre Ökonomien vom Industrie- und Finanzkapital des Westens ab- 
schotteten und auf nationalistische Entwicklungsstrategien, setzten. So gab 
es bis zum Zeitalter des globalen Kapitalismus in den letzten Jahren des 20. 
Jahrhunderts trotz ideologischer Herausforderungen durch die verschiede- 
nen sozialistischen und kommunistischen »Internationalen« keine »Arbei- 
terklasse« per se, sondern »französische Arbeiter«, »mexikanische Arbei- 
ter«, »russische Arbeiter« usw. Die Klasse, die nach Marx und Engels am 
stärksten internationalistisch sein sollte, war die nationalistischste. Die Be- 
gründer des »wissenschaftlichen Sozialismus« hatten nämlich die Proble- 
me vernachlässigt, die Anarchisten, Populisten und Nationalisten auf ganz 
unterschiedliche Weise als zentral betrachteten: die »Gemeinschaft«, die 
Bildung einer Nation bzw. nationaler Identität. 

Das zweite wesentliche Merkmal der sozialdemokratischen, kommunisti- 
schen und nationalistischen Bewegungen des 19. und 20. Jahrhunderts war, 
daß sie drei verblüffend ähnliche Forderungen aufstellten. Die erste war 
die nach Vollbeschäftigung, Sicherheit des Arbeitsplatzes, höheren Löh- 
nen, kürzeren Arbeitszeiten, anständigen Arbeitsbedingungen und Sozial- 
staatlichkeit. Dabei gingen diese Bewegungen die unterschiedlichsten 
Bündnisse ein: mit Kleinunternehmern und Farmern (wie in Roosevelts 
zweitem New Deal), mit Großgrundbesitzern der herrschenden Klassen, 
die sich weniger um die Disziplin am Arbeitsplatz sorgten als um die ge- 
sellschaftliche Ordnung im allgemeinen (Deutschland im 19. Jahrhundert; 
die »Tory-Reformen« in England); oder mit industriellen Bourgeoisien, die 
den einheimischen Markt gegen ausländisches Kapital verteidigen wollten 
(Vargas in Brasilien, Nehru in Indien); im Osten schließlich (im Machtbe- 
reich der UdSSR) wurde die Organisation der Arbeiterschaft von den Par- 
teifunktionären durchgeführt. So ging es den Arbeiterbewegungen, im Ge- 
gensatz zu ihren Vorläufern im 19. Jahrhundert, immer weniger um die 
Kontrolle von Arbeit und Produktion, sondern zunehmend um ökonomi- 
sche Fragen im engeren Sinn. In diesem begrenzten Sinn wurden die Ar- 
beiter »verbürgerlicht«, einigen Autoren der fünfziger und sechziger Jahre 
zufolge fast zu bloßen »Konsumenten«. So unterschiedliche nationale 
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Entwicklungsmodelle wie das italienische »Wirtschaftswunder« der Nach- 
kriegszeit, Stalins gewaltsame Industrialisierung nach Plan und Perons In- 
dustrialisierung qua Importsubstitution mobilisierten die Arbeiterklassen 
für mehr oder weniger dieselben ökonomischen Ziele. 

Die nächste Forderung ist schwieriger zu definieren. Sie war auch politisch 
problematischer, da sie allzu oft mit Rassismus verbunden wurde, je nach- 
dem, ob die Rolle des Staates und der kapitalistischen Ökonomie die linke 
oder die rechte Spielart förderte oder auch beide. Es ging, grob gesagt, um 
die Rechte von Gemeinwesen, um gute Wohnungen und Kündigungs- 
schutz sowie um die »Identität« von Gemeinschaften, um Sicherheit vor 
den periodischen Spekulationsbewegungen des Kapitals auf dem Grund- 
stücksmarkt und den damit einhergehenden Veränderungen des Lebensum- 
felds. Gelegentlich war diese Forderung über Gewerkschaften und Parteien 
verknüpft mit Fragen der Entlohnung und sozialen Sicherheit (Sozialwoh- 
nungen, Steuerentlastungen), doch diese »Bewegung« (wenn dies das rich- 
tige Wort ist) stellte auch einen eigenständigen Kampf um den Raum dar, 
etwa um »lebenswerte« Straßen, selbstbestimmte barrios, lokale Kunst- 
und Theaterprojekte, Rotlichtbezirke, Hippie-Viertel - alles Formen diffe- 
renzierter urbaner und suburbaner Räume, die schließlich als unregierbare 
politische Gärten in den Weltstädten des 20. Jahrhunderts erblühten. 

Die Kommune von Barcelona in den 30er Jahren war (wie ihre Vorgänge- 
rin, die Pariser Kommune) das extreme, anarchistische Beispiel für den 
Kampf um Raum und politischen und kulturellen »Sinn« ebenso wie um 
ökonomische Freiheit. In den USA drückten populistische urbane Bewe- 
gungen der sechziger und siebziger Jahre (»Rettet unseren Stadtteil/ unse- 
ren Block/ unser historisches Gebäude«) und die Umweltbewegungen der 
späten siebziger und achtziger Jahre (»Rettet unsere Landschaft/ unser 
Farmland/ unser Grundwasser«) dasselbe allgemeine Bedürfnis nach Sicher- 
heit und Stabilität des Lebensumfelds aus. Gegen Ende des Jahrhunderts sind 
die Kämpfe um »Land« und »Raum« zwar nicht universell, jedoch in vielen 
Ländern der Erde alltäglich geworden (»Rettet den Amazonas/ die alten 
Bäume/ das Dorf/ die Eingeborenen/ den öffentlichen Markt«). Zu diesen 
Themen haben Anarchisten, Populisten und Grüne mehr zu sagen als So- 
zialdemokraten, Nationalisten und Kommunisten. Auf einer anderen Sin- 
nebene verlangten im Norden, Süden und im Osten Millionen von Stim- 
men »Rettet unsere Nation und unsere nationale und kulturelle Identität«. 
Eine dritte Forderung, der Zement, der die Kämpfe um Ökonomie, Ge- 
meinwesen und Nation zusammenhielt, war die nach Bürgerrechten oder, 
umfassender, Menschenrechten. Während des ganzen Jahrhunderts gab es 
in den meisten Ländern eine kausale Beziehung zwischen dem Kampf um 
die Erweiterung der Bürgerrechte und der bürgerlichen Freiheiten, dem 
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Antikolonialismus und anderen spezifischen politischen Forderungen auf 
der einen Seite und dem Kampf um Löhne und Arbeitsplätze, soziale Si- 
cherheit, um das »Land« und die Ansprüche der »Gemeinwesen« auf der 
anderen Seite. In den politischen Kämpfen wurden Forderungen nach ma- 
teriellen Verbesserungen genauso artikuliert wie spezifisch politische Ziel- 
setzungen. Umgekehrt waren materielle Verbesserungen und die Sicherheit 
des Lebensumfeldes eigenständige Ziele und zugleich Mittel in den politi- 
schen Auseinandersetzungen. 

Die Formen dieser Bewegungen und ihre Resultate verknüpften sich in 
bestimmten Weisen, die theoretisch nie systematisch erfaßt wurden. In ver- 
schiedenen Regionen der Welt nahmen sie unterschiedliche Gestalten an: 
in den Ländern des Westens erschienen sie als Kampf um Bürgerrechte 
und -freiheiten; im Süden als Antikolonialismus, nationale Befreiungskrie- 
ge und nationale Wirtschaftsentwicklung; im Osten als »Diktatur des Pro- 
letariats« und als Aufholjagd mit dem Westen unter Aufsicht des Partei- 
staates, der sich an die Stelle der liberalen Zivilgesellschaft setzte. Alle drei 
Bewegungen waren auch in den jeweils anderen präsent, gelegentlich an 
hervorragender Stelle. Im Westen bemühten sich die Regierungen um 
Wirtschaftswachstum und die Staaten intervenierten in die Zivilgesell- 
schaft, die sie zugleich mitschufen. Im Süden war der Kampf gegen den 
Kolonialismus nicht nur geprägt von den am Staat orientierten ökonomi- 
schen Entwicklungsmodellen, sondern auch von den Kämpfen um bürger- 
liche Rechte und Freiheiten. Im Osten gab es Aufstände in den sowjeti- 
schen Satellitenstaaten und Demokratiebewegungen in der UdSSR, ebenso 
wie nationale und regionale Wirtschaftsplanung und Entwicklung. 


Entspannung und Arrangement 


In allen drei Regionen kam es in den fünfziger Jahren, auf den Trümmern 
des Krieges und der Kolonialreiche, zur »Entspannung« und zu Arrange- 
ments zwischen nationalem Kapital und Arbeitern im Westen und Süden 
und zwischen Parteistaat und Arbeitern im Osten. Diese Arrangements 
wurden möglich, weil die reformistischen und revolutionären Bewegungen 
ökonomistisch waren (eine Tatsache, zu deren Erklärung den »Ausver- 
kauf« von Arbeiterinteressen betreibende politische und gewerkschaftliche 
Führer herangezogen wurden, desgleichen der Niedergang der Abwehr- 
kämpfe fachlich qualifizierter Arbeitskräfte und Handwerker, die eine 
»moralische Ökonomie« verfochten und damit auf der Verliererseite stan- 
den, sowie die Macht des Konsumismus und andere Ursachen). Forderun- 
gen aus dem »Volk« konnten im Rahmen des politischen Diskurses kapi- 
talistischer, nationalistischer und staatssozialistischer Entwicklung verar- 
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beitet werden. Im Westen wurden die ökonomischen Konflikte in die na- 
tionalen politischen Parteien gelenkt und normalerweise von diesen auch 
gelöst; im Süden wurde diese Doppelfunktion von national orientierten 
Diktaturen (Vargas’ Brasilien) oder Einparteiensystemen erfüllt (der mexi- 
kanischen PRI oder der indischen Kongreßpartei) Im Osten versuchte der 
Parteistaat im Namen des Proletariats, beide Funktionen auszuüben. Wenn 
die politischen Systeme dort diese Leistung nicht erbrachten, wurde Ge- 
walt eingesetzt. 

Diese sozialdemokratischen, kommunistischen und nationalistischen Macht- 
systeme waren relativ stabil, solange zwei Bedingungen erfüllt waren. Er- 
stens mußten die nationalen Ökonomien wachsen, damit die Konflikte um 
die Verteilung von Reichtum und Einkommen in vernünftigen Grenzen ge- 
halten werden konnten. Im Westen gab es den Nachkriegsboom; im Osten 
kam es nach dem Krieg zu einer raschen Industrialisierung und Woh- 
nungen, medizinische Versorgung und Bildung wurden subventioniert; im 
Süden verlief die Industrialisierung über Importsubstitution, und die städti- 
schen Bourgeoisien und Arbeiter verbündeten sich auf Kosten der Groß- 
grundbesitzer und Bauern: all dies erfüllte bis in die späten siebziger Jahre 
auf je eigene Weise ganz oder teilweise jene erste Bedingung (in vielen 
Ländern des Südens allerdings nur bis in die frühen sechziger Jahre). 

Die zweite Bedingung war, daß die Zivilgesellschaft - die überall vom 
Staat geformt und umgeformt wurde, die im Westen gezähmt, im Osten 
unterdrückt und im Süden den nationalen Entwicklungsplänen unterworfen 
wurde - die spezifisch sozialen Forderungen unter Kontrolle hielt. Diese 
Forderungen sind qualitativer Natur und waren deshalb nicht ohne weiteres 
mit Mindestbedingungen zu verknüpfen. Beispiele sind die Friedensbewe- 
gung, die Frauenrechtsbewegung und der Feminismus, die Kämpfe unter- 
drückter Minderheiten, Umwelt-, Schwulen- und Gesundheitsbewegungen. 
Diese »neuen sozialen Bewegungen«, die häufig den Ökonomismus der 
traditionellen Linken und der Arbeiterbewegungen in Frage stellten; die 
schon seit dem 19. Jahrhundert embryonal entstanden waren und die sich 
um »Produktionsbedingungen« (Marx) bzw. um »Land und Arbeit« (Pola- 
nyi) organisierten, stürmten zu Beginn der langen ökonomischen Krise des 
letzten Viertels des 20. Jahrhunderts die Bühne und schwächten die eta- 
blierten politische Systeme, die sich daraufhin zum Teil selbst zerstörten. 
Die Hauptgründe dafür waren, daß diese Systeme in einer Zeit geringen 
Wirtschaftswachstums die konfligierenden ökonomischen Forderungen 
nicht mehr verarbeiten konnten und auch nicht in der Lage waren, mit den 
qualitativen Forderungen der sozialen Bewegungen umzugehen, die »Null- 
summenspiele« darstellten (Abtreibungsrecht; Gleichstellungspolitik; Kämp- 
fe um den städtischen Raum und die Umwelt). Im letzten Jahrzehnt des 
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Jahrhunderts war man immer weniger in der Lage, auch nur symbolische 
Gewinne zu erzielen, und »ineffiziente Politik«, »korrupte Politiker« sowie 
»Ausländer« und »Einwanderer« wurden für alle möglichen sozialen und 
wirtschaftlichen Übel verantwortlich gemacht. 

Wie kam es zu diesem umfassenden Verlust politischer Legitimität und zur 
»Unregierbarkeit«? Und in welcher Beziehung standen die Friedensab- 
kommen und Kompromisse zwischen Kapital und Arbeit - und Staat und 
»Gemeinwesen« - zur Verlangsamung des globalen wirtschaftlichen 
Wachstums im letzten Viertel des Jahrhunderts? Versucht man, darauf ei- 
nige vorsichtige Antworten zu geben, muß man noch einmal die Geschich- 
te des frühen 20. Jahrhunderts ins Auge fassen. 

Überall auf der Welt waren die ersten Gewerkschaften zum einen Organi- 
sationen von Facharbeitern oder Handwerkern und tauchten in der Roh- 
stoffindustrie, im Transportwesen und im Handel auf. Die ersten in der Ar- 
beiterschaft wurzelnden politischen Parteien wurden von qualifizierten Ar- 
beitern organisiert oder geführt - die britische Labour Party, die französi- 
schen Sozialisten, die deutschen Sozialdemokraten, Lenins Bolschewiki 
und die amerikanische Socialist Party. Die Industriearbeiter in der Holzin- 
dustrie, im Bergbau und im Tranportwesen waren häufig anarcho-syndi- 
kalistisch oder anarcho-kommunistisch, weil ihre Arbeit eng mit dem Land 
verbunden war oder weil die Industrie lokalen Charakter hatte. Während 
der Kriegsmobilisierungen, den Börsenkrächen und den Wirtschaftskrisen 
wurden die auf den qualifizierten Arbeitern gründenden linken Parteien 
umgangen oder von innen heraus reformiert und dann neu konstituiert - 
und zwar auf der Basis des von der italienischen Linken in den sechziger 
Jahren so genannten »Massenarbeiters«, der die fachlich qualifizierten Ar- 
beiter als dominante Produktivkraft ersetzt hatte. Diese qualifizierten Ar- 
beiter behielten um die Mitte des 20. Jahrhunderts zwar auch über ihre 
zahlenınäßige Stärke hinaus Einfluß in den Gewerkschaften und den sozi- 
aldemokratischen Arbeiterparteien, doch nun stellte der »Massenarbeiter« 
die breite Basis der Gewerkschaften und der Linksparteien im Westen und 
in vielen Ländern des Südens dar. Der Klassenkampf verwandelte sich: 
War er einst Abwehrkampf qualifizierter Arbeiter, der in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten geführt wurde, um zu verteidigen, was noch vor der 
»reellen Subsumtion« der Arbeit unter das Kapital erreicht war, so wurde 
er nun zu einem offensiven Kampf um einen Teil der Produktivitätsgewin- 
ne, um wirtschaftliche Sicherheit, um Wohlfahrt und um ein stabiles Ge- 
meinschaftsleben. Die Standardisierung der Tarifverhandlungen und die 
Universalisierung der sozialen Sicherung verlangte einen interventionisti- 
schen Staat, der französischen Regulationsschule zufolge sogar einen neu- 
en Modus sozialer, politischer und ideologischer Regulation. 
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Die sozialdemokratischen und die einem »New-Deal« verpflichteten Re- 
gierungen, die in den westlichen Ländern bis in die späten siebziger Jahre 
an der Macht waren (in Schweden bis 1989), organisierten eine Art Ent- 
spannungsabkommen zwischen nationalem Kapital und Arbeit, dessen Ein- 
zelheiten von den jeweiligen nationalen und regionalen Traditionen abhin- 
gen. Während diese Arrangements von Land zu Land verschieden waren, 
und obwohl das Kapital seine Verpflichtungen aus diesem Handel in unter- 
schiedlichem Maße erfüllte, hörte der Staat allenthalben auf, bloß der 
»geschäftsführende Ausschuß der herrschenden Klasse« zu sein. Statt des- 
sen wurde er zum Staat in der kapitalistischen Gesellschaft - und gleich- 
zeitig auch kapitalistischer Staat. Die Funktionen der staatlichen Bürokratie 
vervielfältigten sich: sie wurde nun verstärkt zur Regulierung des Verhält- 
nisses von Kapital und Arbeit herangezogen. Diese Arrangements nahmen 
verschiedene Formen an: In Großbritannien organisierte die Labour Party 
das Abkommen selbst; in Deutschland erarbeiteten korporatistisch gefaßte 
Spitzenverbände Kompromisse im Hinblick auf Löhne, Arbeitszeiten, Ar- 
beitsbedingungen und soziale Sicherheit; in Frankreich zwang der Staat das 
private Kapital, Aufgaben der sozialen Sicherung zu übernehmen; in den 
USA ratifizierten und finanzierten die Regierungen der Demokraten wie der 
Republikaner normalerweise die Abkommen, die vor allem zwischen der 
Großindustrie und den mächtigen Gewerkschaften getroffen wurden. 

In den größeren Ländern des Südens wurde eine andere Form des Kom- 
promisses gefunden: nationale Wirtschaftsentwicklung nach dem Modell 
der Industrialisierung qua Importsubstitution. Diese Spielart binnengerich- 
teter Entwicklung, die aus dem 1. Weltkrieg und der Weltwirtschaftskrise 
starmmt und im 2. Weltkrieg florierte, war in den fünfziger Jahren das öko- 
nomische Evangelium des Südens. Sie wurde möglich aufgrund politischer 
Bündnisse zwischen aufsteigenden nationalen Bourgeoisien, Arbeitern und 
nationalistischen Intellektuellenschichten - gegen das ausländische Kapital, 
lokale Beutekapitalisten, Rohstoffexporteure, Landbesitzerklassen und, in 
vielen Ländern, die Bauernschaft. In Argentinien nannte man es »Peronis- 
mo«, in Mexiko »Cardenismo« und in Indien »Nehru-Modell«. Die postko- 
lonialen Regierungen erhöhten die Zollbarrieren und beschränkten die Im- 
porte von Konsumgütern aus dem Westen, rationierten die Devisen für den 
Kauf notwendiger Kapitalgüter, mobilisierten die beschäftigungslosen Ar- 
beitskräfte auf den Land und subventionierten den Mindestbedarf der Ar- 
beiterklasse - Lebensmittel, Wohnungen, Brennstoff, Verkehrsmittel. Die 
Industrie florierte auf Kosten der Landwirtschaft, und die städtischen Ar- 
beiter profitierten auf Kosten der ländlichen Gebiete. 

Mit Beginn der sechziger Jahre begann sich das Modell der Importsubsti- 
tution selbst zu zerstören. Die Länder, die diesen Weg beschritten hatten, 
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litten zumeist unter Korruption und mußten feststellen, daß sie mehr und 
nicht weniger Devisen einsetzten, um die Kapitalgüter zu importieren, die 
sie zur Produktion der Konsumgüter brauchten. Sie stellten ebenfalls fest, 
daß ihre Binnenmärkte nur beschränkt funktionsfähig waren, weil man es 
nicht geschafft hatte, Agrarreformen durchzuführen. Eine Welle von Mili- 
tärputschen, die von den USA (d.h. dem CIA) vor dem Hintergrund des 
Kalten Krieges ermutigt oder angestiftet wurden, überschwemmte den Sü- 
den, und die vorübergehende Allianz von lokalem Kapital und Arbeit wur- 
de beiseitegefegt. In Indonesien war die Ermordung von armen Bauern und 
Kommunisten und die Entmachtung Sukarnos nach 1965 eine Art »funk- 
tionales Äquivalent« für die Zerstörung der Allianzen zwischen nationalem 
Kapital und Arbeit in Brasilien, Argentinien, Ghana und einem halben 
Dutzend anderer Länder Mitte und Ende der sechziger Jahre. Die lokalen 
Bourgeoisien wandten sich daraufhin dem ausländischen Kapital zu, be- 
sonders den multinationalen Konzernen der USA; Industrie und Landwirt- 
schaft orientierten sich stärker am Export, und der Süden wurde fester in 
die herrschenden ökonomischen Strukturen des Westens integriert. Staatli- 
cher und parastaatlicher Terror und Folter trugen dazu bei, dem Auslands- 
kapital die Türen zu Öffnen. 

Der Geltungsbereich und die Grenzen dieser Modelle kapitalistischer Ak- 
kumulation können folgendermaßen zusammengefaßt werden: 
Oligopolistische Industrien, sozialdemokratische Parteien und Industriege- 
werkschaften im Westen, nationalistische Planer im Süden und kommu- 
nistische Parteien/Staaten im Osten, jeweils mit eigenen Formen aufgebläh- 
ter Bürokratien, versuchten mit unterschiedlichem Erfolg, politische Macht 
über den Wert auszuüben, das Wertgesetz nach den selbstdefinierten Inter- 
essen der Nation, des nationalen Kapitals, nationaler Parteien und nationa- 
ler Arbeiterklassen zu regulieren. In jenen Ländern des Südens, die nach 
politischer Unabhängigkeit von den USA strebten, wurde dieses Projekt 
von der Sowjetunion unterstützt; im Osten und im Süden wurde es vom 
Westen, unter Führung der USA, hintertrieben. In dieser Phase der Ge- 
schichte des 20. Jahrhunderts brachten Imperialismus und antikolonialisti- 
sche Kämpfe in Wechselwirkung mit dem Wertgesetz die globale Teilung 
der gesellschaftlichen Arbeit im Rahmen nationalstaatlicher Interessen her- 
vor. Die Abkommen zwischen nationalen Bourgeoisien, Gewerkschaften 
und herrschenden politischen Parteien waren - im Verein mit dem techno- 
logischen Wandel, der Verbreitung des US-Konsumismus über den gesam- 
ten Globus und den Anforderungen des Weltmarkts - die wesentlichen De- 
terminanten der Strukturierung industrieller und gesellschaftlicher Arbeit. 
Wohlfahrtsstaatliche Bürokratie, makroökonomische Fiskalpolitik, ein 
wachsender und schwerfälliger Regulationsapparat im Westen, nationali- 
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stische Entwicklungsplanung im Süden und zentralistische Planung im 
Osten waren alle viel zu träge gegenüber der Lichtgeschwindigkeit des 
Werts. In allen drei Teilen der Welt veränderte sich die Zusammensetzung 
der Arbeiterklassen mit der Ausdehnung der staatlichen Planung, des öf- 
fentlichen Sektors und der sozialstaatlichen Systeme. Vor dem Hintergrund 
sinkender Wachstumsraten ab Mitte der 70er Jahre stellten diese Klassen- 
zusammensetzung und die damit einhergehenden staatlichen Bürokratien 
und Wohlfahrtssysteme Barrieren für die kapitalistische Akkumulation dar. 
Dies galt in quantitativem wie qualitativem Sinne: quantitativ, insofern die 
sozialstaatliche Politik einen Teil des Mehrwerts an die Arbeiter, die Ar- 
beitslosen, Kranken und Alten verteilte und durch oligopolistische Preis- 
festschreibung während der Rezessionen ineffiziente Unternehmen und 
Produktionssysteme über Wasser gehalten wurden; qualitativ, insofern die 
zunehmende Regulierung von Produktion, Verteilung, Handel und Kon- 
sum die Flexibilität des Kapitals beeinträchtigte. Darüber hinaus sahen sich 
die Industriearbeiter dank ihrer relativen Absicherung durch starke Ge- 
werkschaften und staatliche Beschäftigungs- und Sozialpolitik dazu ermu- 
tigt, höhere Löhne und Zusatzleistungen, kürzere Arbeitszeiten und bessere 
Arbeitsbedingungen zu fordern - was sich in manchen Fällen, etwa in Lords- 
town und Turin zu einem »Kampf gegen die Produktivität« und, in letzter 
Konsequenz, gegen die Notwendigkeit der Lohnarbeit selbst ausweitete. 

Je größer die Macht des Nationalstaates und der sozialen Klassen wurde, 
zu welcher der Staat selbst beitrug, desto langsamer wurde Wert produziert 
und zirkuliert, desto länger brauchte das Kapital für seinen Umschlag und 
die Realisierung weiteren Profits. Am zerstörerischsten für die Wertpro- 
duktion war der Staatssozialismus im Osten, wo Vollbeschäftigung, Ar- 
beitsplatzsicherheit und soziale Sicherung von der Wiege bis zum Grab als 
verfassungsmäßiges Recht galt; am wenigsten destruktiv war die Sozial- 
demokratie in all ihren Varianten im Westen, insbesondere in den korpora- 
tistischen Ökonomien Kontinentaleuropas. Die UdSSR, wo der Wohl- 
fahrtsstaat die Gesellschaft am stärksten durchdrungen hatte, und die USA, 
wo (wie Bristow Hardin gezeigt hat) das Pentagon und der militärisch- 
industrielle Komplex das funktionale Äquivalent eines Wohlfahrtsstaates 
bildeten, stellten die zwei Extreme dar - was auch ein Grund dafür ist, 
warum der Kalte Krieg so verbittert geführt und die Einsätze so hoch wa- 
ren. Der Süden war eine Art Zwischenzone: Die Planer der nationalen 
Entwicklung, die versuchten, wirtschaftliche und politische Strukturen des 
Neokolonialismus zu überwinden, erlaubten begrenzte Wertströme inner- 
halb der Nationalstaaten, viel weniger allerdings zwischen den Ländern, 

In den 70er Jahren hemmte langsameres Wirtschaftswachstum in allen drei 
Teilen der Welt die nationale und die globale Kapitalakkumulation. Die 
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Ölländer vervierfachten die Monopolrente, die sie für die Energie bezogen, 
die den Weltkapitalismus antrieb, und hielten damit vorübergehend den lang- 
fristigen Trend sinkender Ölpreise auf. Im Westen trieben starke Gewerk- 
schaften und militantere soziale Bewegungen die Löhne und Sozialausgaben 
nach oben und trafen das Kapital damit ebenfalls an der Kostenseite. Kon- 
sum-, Umwelt- und andere Regulierungen ließen das Kapital noch unflexi- 
bler werden. Gleichzeitig litten die Chemie- und die Schwerindustrie unter 
einer Überkapazitäts- und Überproduktionskrise. Die antikolonialistischen 
Kämpfe erreichten ihren Höhepunkt. Die herrschenden Klassen in den 
großen kapitalistischen Finanz- und Industriezentren und die politischen 
Klassen in den bedeutenden Hauptstädten gerieten in Panik. Eine Kraft von 
außen war nötig, um die Stagnations- und Inflationstrends der siebziger 
Jahre zu brechen, und sie kam schließlich aus Japan und Ostasien. 


Für und wider die Bürokratie 


Das späte 20. Jahrhundert erlebte nicht nur den Niedergang des nationalen 
und den Aufstieg des globalen Kapitals, sondern auch die Auflösung und 
Neugestaltung nationalstaatlicher Bürokratien und den Niedergang national- 
staatlicher Planung im Westen, Osten und Süden. Die bürokratische Regulie- 
rung und Planung befruchtete zunächst die nationale Entwicklung; am Ende 
schwächte sie jedoch das nationale Kapital oder entzog ihm Ressourcen. 

Die lange Krise, die Mitte der 70er Jahre begann, war unter anderem ein 
Ergebnis des universellen Trends in Richtung Nationalismus und Bürokra- 
tisierung. Im Gegenzug schwächte die krisengetriebene Restrukturierung 
und Globalisierung des Kapitals die nationalen Arbeiterbewegungen, die 
sozialen Sicherungssysteme und die keynesianischen Regulationsinstan- 
zen. Sie untergrub die von lokalen Gemeinwesen und eingeborenen Völ- 
kern ausgeübte Kontrolle über Land und Ressourcen und beschleunigte die 
Privatisierung staatlicher Unternehmen und die Deregulierung von Märk- 
ten. Das Finanzkapital, das national wie international Abnehmer für seine 
Kredite suchte, beschleunigte dieses Projekt noch. Schrumpfende Märkte, 
steigende Kosten sowie die japanische und ostasiatische Konkurrenz waren 
schmerzhafte Stachel, die zur »Reform des Sozialstaats« und zum »Abbau 
von Defiziten« im Westen und zu »strukturellen Anpassungen« und 
»Schocktherapien« im Osten trieben. Dadurch wurde die globale Ausbeu- 
tungsrate gesteigert, die Kosten der natürlichen Elemente des Kapitals und 
dessen Umschlagszeit verringert und der Zugriff des internationalen Kapi- 
tals auf die Gemeingüter der Welt und die globale Arbeitskraft erweitert. 

Die Entwicklung der nationalen Bürokratie hatte vielfältige Ursachen. Eine 
wichtige Determinante des Wachstums der nationalen Bürokratien im 20. 
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Jahrhundert war der Aufstieg der Demokratie, am Arbeitsplatz, im Ge- 
meinwesen und im öffentlichen Leben. Der wesentliche Grund für die 
verstärkte Forderung nach Partizipation und demokratischer Machtaus- 
übung war das Wachstum der Arbeiterklasse - jener Klasse, die am stärk- 
sten zur Demokratie neigte - und der Niedergang der alten Grundbesitzer- 
klassen, die ihr am ablehnendsten gegenüberstanden. Dies galt für die alten 
europäischen Reiche (man denke an die englischen und preußischen Ari- 
stokratien) wie auch für den Süden und Osten (die landbesitzenden Klas- 
sen in Indien, Argentinien und Rußland). Arbeiter und Bürger, die sich so- 
eben ihre Rechte verschafft hatten, später auch Frauen und unterdrückte 
Minderheiten, begannen, sozialen Status und wirtschaftlichen wie politi- 
schen Einfluß zu erringen. Verschiedene soziale Bewegungen nahmen an 
Stärke zu und vertraten ihre Forderungen: von der Ausweitung des Wahl- 
rechts oder der Tarifautonomie über die Universalisierung der sozialen Si- 
cherung bis hin zu lokaler Politik und der Zuschreibung von politischen 
»Identitäten«. Das Wort »Demokratie« verlor seine negative Konnotation 
im Öffentlichen Diskurs; liberale und radikale Demokraten, Sozialdemokra- 
ten, Kommunisten, Nationalisten und politische Demagogen aller Schattie- 
rungen beanspruchten den Begriff für sich. Und die politischen Klassen taten 
es ihnen gleich. Wie durch Zauberkraft errang der »demokratische Kapi- 
talismus«, ein Begriff, den frühere Generationen noch als Widerspruch in 
sich selbst betrachtet hätten, die vorherrschende Stellung im politischen 
Diskurs des späten 20. Jahrhunderts: »Freie Märkte« und »liberale Demo- 
kratie« paßten im herrschenden politischen Diskurs mühelos zusammen. 
Während des gesamten 20. Jahrhunderts waren sich die herrschenden 
Klassen der Gefahr bewußt, daß von seiten der »Arbeit« und der »Gemein- 
wesen« um neue politische Rechte gekämpft wurde, um der Hülle liberal- 
demokratischer Institutionen Substanz zu verleihen - Institutionen, die eng 
definiert waren als demokratische Verfahren zur Wahl von Repräsentanten 
in gesetzgebenden Körperschaften. Im Lauf der Zeit (in den liberalen De- 
mokratien vor allem während der Kriegsmobilisierung 1914-18 und 1939- 
45) kämpften Arbeiter, Kleinunternehmer und Landwirte erfolgreich um 
eine stärkere Vertretung in nationalen, regionalen und lokalen gewählten 
Körperschaften. Das gleiche galt für Frauen und unterdrückte Minderhei- 
ten, die um bürgerliche Rechte kämpften und sie häufig auch gewannen. 
Gleichzeitig erweiterten und stärkten die herrschenden Klassen die Büro- 
kratien, die eben jene repräsentativen Institutionen schwächten. 

Die staatlichen Bürokratien, die formell mit der Um- und Durchsetzung der 
von den gewählten Organen erlassenen Gesetze betraut waren, begannen 
ihrerseits zunehmend administratives Recht zu schaffen. Die Exekutive 
entwarf Haushalte, prägte die wohlfahrtsstaatliche Politik, regulierte die 


20.Jahrhundert mit beschränkter Haftung 399 


Industrie, versuchte sich an Ansätzen einer makrceökonomischen Planung 
und führte Krieg, alles im Namen des »wirtschaftlichen Wachstums«, »so- 
zialer und politischer Stabilität« und unter dem Titel »nationale Sicher- 
heit«. Diese Transformation der Bürokratie von einem die Gesetze ausfüh- 
renden Organ zu einer de facto Gesetze erlassenden Instanz ging einher mit 
der Verwandlung traditioneller Arbeiterparteien in nationale Regierungs- 
parteien. 

In der Folge tat sich ein Widerspruch auf: Bürokratie und nationale Partei- 
en schützten das Kapital vor der Macht der Arbeiter und zugleich die 
Kleinkapitalisten und Bauern vor den Verwüstungen, die Großunterneh- 
men und Wertgesetz anrichteten. Die Führer der Mitte-Links-Parteien im 
Westen und Süden, die mit ihren jeweiligen Bürokratien zusammenarbeite- 
ten, regulierten den Zugang des Kapitals zu den Produktionsbedingungen 
(Arbeit, Umwelt, Raum und Infrastruktur), die industriellen Beziehungen 
und die Lebensbedingungen der Arbeitslosen und Armen. Und sie imple- 
mentierten immer extensivere, stärker eingreifende und kulturell lähmende 
Strategien der sozialen Sicherung. 

Dies war möglich geworden, weil die Arbeiterklasse inzwischen hinreichend 
groß und gut organisiert war, um das Doppelproblem von sozialer Integration 
und legitimer staatlicher Herrschaft aufzuwerfen: die von Durkheim und 
Weber um die Jahrhunderwende aufgeworfenen klassischen Fragen. 

In den führenden liberalen Demokratien entfaltete sich dementsprechend 
eine auf »Versöhnung« und Kompromiß ausgerichtete gesellschaftliche 
Ordnungspolitik. Durkheim und L&on Bourgeois in Frankreich, fabiani- 
scher Sozialismus, John Maynard Keynes und Lord Beveridge in Großbri- 
tannien, John Dewey, fortschrittlicher Liberalismus und Roosevelt in den 
USA sowie drei oder vier weitere Generationen von Sozialingenieuren und 
Politikern des gesellschaftlichen Kompromisses arbeiteten im Grunde am 
selben ökonomischen und sozialen Projekt. In Deutschland und Italien kam 
es erst Mitte der fünfziger Jahre, unter Aufsicht der Alliierten, zu einem 
derartigen gesellschaftlichen Arrangement. Im Süden erfüllien mächtige 
antikolonialistische nationalistische Ideologien mehr oder weniger ähnliche 
Funktionen, desgleichen die kommunistischen Ideologien im Osten. Die 
Kehrseite - weniger in den Demokratien, stärker ausgeprägt im Süden und 
vor allem im Osten - bestand darin, daß ökonomisches und soziales Mana- 
gement mehr Überwachung und Kontrolle der Arbeiter und Gemeinwesen 
erforderten und den Aufstieg neuer und umgestalteter disziplinarischer 
Wissenschaften wie Kriminologie, Sozialarbeit, Psychologie und Psychia- 
trie beförderten sowie der Bürokratie und der geselischaftlichen Unter- 
drückung neue Dimensionen hinzufügten (wie Foucault so brillant gezeigt 
- und zu bekämpfen versucht hat). 
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Im Westen und im Süden wurden die nationale Bürokratie im allgemeinen 
und die neuen Schichten von Bediensteten und Klienten des Staates im be- 
sonderen zu den besten ökonomischen Freunden der Arbeiterklasse und zu 
den schlimmsten Feinden des Kapitals. Im Osten wurde der Parteistaat, der 
die wirtschaftliche und die politische Macht in denselben Händen vereinte, 
zu seinem eigenen tödlichen wirtschaftlichen und politischen Gegner. In 
allen drei Teilen der Welt bot der Staat ein mehr oder weniger großes Maß 
an wirtschaftlicher Sicherheit und Stabilität für Hunderte von Millionen 
Menschen und schützte die organisierten Arbeiterklassen vor den Böen des 
Weltmarkts und den Exzessen des Wertgesetzes. Immer zahlreichere Rege- 
lungen dehnten sich über immer mehr Bereiche des ökonomischen Lebens 
und der Verwertungsbedingungen von Arbeit und Land aus. Die makro- 
ökonomische Regulation im Norden, die nationale Entwicklungsplanung 
im Süden und die zentralistische Planung im Osten regulierten die nationa- 
len Ökonomien. Die Bürokratien unterdrückten unabhängige Initiativen 
seitens der Arbeiter und der Gemeinwesen und hinderten zugleich das 
Kapital daran, sein Potential in der nationalen und globalen Ökonomie zu 
verwirklichen. Im Westen wurde die autonome Zivilgesellschaft verwaltet, 
im (einstigen) Osten abgeschafft und im Süden im Namen der »wirt- 
schaftlichen Entwicklung« mobilisiert. Der entscheidende Punkt war, daß 
sowohl die kapitalistische Akkumulation als auch die demokratischen Im- 
pulse der Zivilgesellschaft zunehmend gehemmt wurden. 

Die nationalstaatlichen Bürokratien entwickelten auch eigenständige Inter- 
essen. In den 70er Jahren, als sich das Wirtschaftswachstum verlangsamte 
und mehr demokratische Initiativen von unten aufkeimten, konnten immer 
weniger soziale Konflikte durch die liberaldemokratischen Parteien im 
Westen und die verschiedenen Formen autoritärer Parteiregime im Süden 
und Osten gelöst werden. Was einmal politische Probleme waren, die im 
Rahmen des Parteiensystems gelöst wurden, waren nun bürokratische und 
technokratische »Probleme«. Unter allen möglichen Vorwänden wurden 
staatliche Behörden eingesetzt, die aus keinem erkennbaren Grund wucher- 
ten. Bürokraten heckten verdeckte und offene Verfahren aus, wie sie sich 
der Kontrolle gewählter Organe entziehen konnten. Eine wachsende Zahi 
staatlich Beschäftigter stellte eigene ökonomische Forderungen auf, die 
indirekt zu Lasten des Kapitals gingen. 

Die meisten Ökonomien der Welt wurden auf diese Weise stärker politi- 
siert; zu Anfang der siebziger Jahre florierten die Theorien des »Staats- 
kapitalismus«, des »politischen Kapitalismus«, des »Sozialstaates« und des 
»gemischten Wirtschaftssystems«. Der Staat schirmte die Arbeiterklasse 
und die Gemeinwesen von den sich sammelnden globalen ökonomischen 
Kräften ab, beschränkte die ökonomische »Freiheit« des Kapitals und ab- 
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sorbierte damit in unterschiedlichem Maße die Klassenkämpfe und die 
immanente Krisentendenz des Kapitalismus. 

Eine der Antinomien des 20. Jahrhunderts bestand darin, daß Arbeiterklas- 
se und lokale Gemeinwesen, indem sie ihr Vertrauen in den Staat als Ver- 
teidiger ihrer ökonomischen Interessen setzten, die Kämpfe um eine demo- 
kratische Zivilgesellschaft kurzschlossen. Die Arbeitskräfte wurden in 
ökonomisch relativ gesicherte »Produktionsfaktoren« verwandelt, Bürger 
in »Steuerzahler« und Familien in »Haushalte«. Die Bürokratie des 20. 
Jahrhunderts verdinglichte in wachsendem Maße Arbeit, Gemeinwesen 
und Staatsbürgertum - während sie das Kapital ökonomisch in die Schran- 
ken wies, enthumanisierte sie zugleich die Welt. Festgeschriebene büro- 
kratische Regeln, die Trennung der bürokratischen Rollen von den sie aus- 
füllenden Individuen, utilitaristische Ideologien, der Triumph der instru- 
mentellen Vernunft und die Reduktion des Individuums auf statistische 
Durchschnittswerte - theoretisch durchleuchtet von Lukäcs, der Frankfurter 
Schule, Herbert Marcuse sowie verschiedenen Linksweberianern, die auf 
die »symbolische Verwendung der Politik« hinwiesen - hemmten oder un- 
terdrückten die expansiven Impulse des nationalen Kapitals und ebenso die 
in der Arbeiterklasse und den Gemeinwesen wurzelnden demokratischen 
Bestrebungen, die politische Identitäten in einer bürokratisierten und 
technokratischen Gesellschaft suchten. 

Mitte der sechziger Jahre war die Bürokratie in vielen Ländern zum Sym- 
bol für mangelnde Demokratie, für Hierarchie, soziale Kälte und Ignoranz 
geworden. Die allgemein verhaßten Bürokraten wurden zunehmend als das 
Problem und nicht als die Lösung betrachtet. Die libertären Impulse, die 
von Reformern und Revolutionären, Studenten, Sozialstaatsklienten, un- 
terdrückten Minderheiten, Frauen und anderen in den sechziger und sieb- 
ziger Jahren artikuliert wurden, formierten sich zu einer antistaatlichen 
Protestbewegung mit globalen Dimensionen. 

Millionen kämpften gegen die Verdinglichung der Gesellschaft und ver- 
suchten sich bewußt zu machen, daß sie zu den Urhebern des Laufs der 
Dinge zählten. Wie Wallerstein und andere gezeigt haben, war 1968 die 
große Wasserscheide: Individuen und soziale Bewegungen wandten sich 
gegen jene verdinglichten Staats- und Parteistrukturen sowie Disziplinar- 
mechanismen, die in Jahrzehnten von Arbeitskämpfen und gesellschaftli- 
chen Konflikten, von sozialer und ökonomischer Regulierung des Kapita- 
lismus errichtet und gefestigt worden waren. Keine Institution - weder die 
Gewerkschaften, der Staat, die politischen Parteien, die Lokalregierungen 
oder auch nur die Familie - konnte sich vor der totalisierenden Kritik der 
Neuen Linken und der neuen sozialen Bewegungen sicher fühlen. Gefor- 
dert wurde die spontane und demokratische Zivilgesellschaft. 
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Die Sozialwissenschaftler der späten sechziger und siebziger Jahre stimm- 
ten darin überein, daß die Zivilgesellschaft durch öffentliche und private 
Bürokratien deformiert oder erstickt worden war. Radikale Geographen 
verwiesen auf den Niedergang des »öffentlichen Raums«. Die Poststruktu- 
ralisten machten neue Formen der Subjektivität und politischen Identität 
aus, die mit den etablierten Formen der »legitimen Herrschaft« nicht ver- 
einbar waren. Foucault zeigte die Mikrostrukturen der Macht in den Kran- 
kenhäusern, Gefängnissen und Wohlfahrtsbürokratien auf. Macht wurde 
neu bestimmt als Prozeß, nicht als Produkt oder Struktur, also entdinglicht. 
Jürgen Habermas setzte der analytischen Logik der Verwaltung seine 
Theorie der kommunikativen Kompetenz und der diskursiven Vernunft 
entgegen. Feministische Theorie, antikolonialistischer Diskurs und multi- 
kulturalistischer Anarchismus forderten die »monologische Macht« in den 
Universitäten selbst heraus. 

In derselben Periode nahmen im Osten und Süden die antibürokratischen 
Bewegungen andere Formen an: Maos »gelenkte« Kulturrevolution gegen 
die kommunistische Parteihierarchie, Allendes demokratisch gewählte so- 
zjalistische Regierung, Manleys demokratischer Sozialismus, Freiheitsbe- 
wegungen gegen den Parteistaat und der Prager Frühling, die ersten Re- 
gungen von Glasnost unter Chruschtschow; eine neue Welle nationaler Be- 
freiungsbewegungen in Mittel- und Südamerika, Südostasien und Afrika, 
die häufig von bürokratisierten Linksparteien bekämpft wurden, neue 
kommunitaristische Bewegungen in den Dörfern und Stadtvierteln des Sü- 
dens und eine Wiederbelebung des anarchistischen Denkens. 


Wider und für die Bürokratie 


Während die sozialen Bewegungen die Bürokratien herausforderten und 
die Demokratisierung der Zivilgesellschaft anstrebten, wurden Finanz-, In- 
dustrie- und Handelskapital immer internationaler. Die Globalisierung des 
Kapitals vollzog sich vor dem Hintergrund sinkender Ausbeutungs- und 
Wachstumsraten, geringerer Renditen und verschärfter Konkurrenz. Die 
Ursachen dafür lagen in einer Reihe wirtschaftlicher, sozialer und politi- 
scher Veränderungen in den sechziger und siebziger Jahren. Die wichtig- 
sten waren die Arbeiterbewegungen und die sozialen und nationalen Be- 
wegungen selbst, die neuen Wohlfahrts- und Regulationsbürokratien und 
der Einsatz der überlegenen ökonomischen Feuerkraft des autoritären 
Kapitalismus asiatischer Spielart. Diese und verwandte Prozesse waren auf 
komplexe Weise miteinander verflochten; sie waren ebenfalls verknüpft 
mit der Entwicklung der Produktivkräfte durch das expandierende Kapital 
und dessen natürlicher Tendenz, den Globus ökonomisch zu erobern. Die 
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Ausbreitung des globalen Kapitals, der Niedergang der nationalen Büro- 
kratien, Regulationssysteme und Arbeiterbewegungen, die Restrukturie- 
rung und Internationalisierung sozialer Bewegungen in einem Zeitalter 
verschärfter Austeritätspolitik und die Entwicklung neuer regionaler Wirt- 
schaftsblöcke in den achtziger und neunziger Jahren waren in hohem Maße 
»überdeterminiert«. 

Regierungen in starken wie in schwachen Ländern gerieten in kleinere oder 
größere politische Krisen. Zwischen dem Westen und Ostasien entbrannten 
ökonomische Konflikte, und die ungleiche Verteilung von Reichtum und 
Einkommen zwischen Westen und Süden sowie innerhalb der meisten 
Länder in diesen Weltteilen nahm noch drastischere Formen an. Unter dem 
Druck westlicher Kalter Krieger zerstörte sich der parteistaatliche Sozia- 
lismus im Osten selbst. Die Konflikte zwischen globalem Kapital und na- 
tionaler Politik und Bürokratie sowie Arbeiter-, Umwelt- und anderen so- 
zialen Bewegungen vervielfältigten sich. Während das globale Kapital sich 
daran machte, die engen Grenzen des Nationalstaates zu durchbrechen, trat 
plötzlich die neokonservative Gesellschaftstheorie auf die Bildfläche und 
verbreitete sich in weiten Teilen der Welt - unterstützt durch neue soziale 
Bewegungen von rechts, die in den sechziger Jahren ausgebrütet worden 
waren. In kulturell und politisch eher korporatistischen wie in stärker in- 
dividualistischen Ländern des Westens fanden sich Arbeiterklasse und 
Gemeinwesen immer stärker dem Wertgesetz im Weltmaßstab ausgeliefert, 
das von transnationalen Banken und Unternehmen durchgesetzt wurde und 
sich in der Internationalisierung der drei Kapitalkreisläufe ausdrückte. 

In den 70er Jahren fand sich das Kapital auf zwei Weisen in seiner Bewe- 
gungsfreiheit eingeschränkt. Ökonomisch, insofern Staatsunternehmen, 
Wohlfahrtsgesellschaft, bürokratische Regulierung und makroökonomi- 
sche Steuerungspolitik auf die Bedürfnisse des Nationalstaates und der ihn 
bildenden ökonomischen Klassen ausgerichtet waren und nicht auf die 
globalen Imperative des Wertgesetzes. Obwohl die Regierungen der Indu- 
strieländer ihre global orientierten Unternehmen stützten, bremsten sozial- 
demokratische Wohlfahrts- und keynesianische Haushaltspolitik eine ra- 
schere Globalisierung. Das gleiche galt für wachsende Steuerlasten, Sozi- 
alausgaben und Lohnkosten sowie die verbreiteten Regelungen des Kon- 
sums und anderer Bereiche, die Produktion und Zirkulation des Kapitals 
national wie international behinderten. 

Die zweite Barriere für das Kapital war politischer und administrativer 
Natur. Verstaatlichte Unternehmen und bürokratische staatliche Strukturen, 
die das nationale Kapital mit aufgebaut hatte in der Absicht, die einheimi- 
schen Märkte zu erweitern und die nationalen Arbeiterbewegungen poli- 
tisch abzublocken, wurden immer schwerfälliger, ökonomisch »irrational« 
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und porös. Sie verloren zunehmend an Legitimität und gerieten in die Kri- 
tik der Öffentlichkeit. Mitte der 70er Jahre hatten sich die ökonomischen 
Bedingungen verschlechtert, und die politische Macht und ideologische 
Hegemonie des Kapitals waren so stark geschrumpft, wie es seit der 
Weltwirtschaftskrise nicht mehr der Fall gewesen war. Die wirtschaftliche 
Erholung nach der durch die Ölpreissteigerungen ausgelösten Rezession 
von 1973/74 ließ zu wünschen übrig. Die High-Tech-Erneuerung des Kapi- 
tals kam nur langsam voran (etwa im Vergleich mit Japan). Eine neue öko- 
nomische Kategorie, »Stagflation«, wurde erfunden; die ökonomisch herr- 
schenden und die politischen Klassen fürchteten die Inflation und verloren 
das Vertrauen in die Einkommenspolitik. Im Westen interpretierten diese 
Klassen die siebziger Jahre als eine Krise der » Arbeit«, der sozialen Kon- 
trolle, des exzessiven staatlichen Interventionismus, dysfunktionaler 
keynesianischer Wirtschaftspolitik, als Fiskal- und Unterproduktionskrise - 
neue Phänomene in der modernen Geschichte - und gelangten zu der Über- 
zeugung, daß das herkömmliche politische Geschäft sich überlebt habe und 
eine neoliberale Wirtschafts- und Sozialpolitik notwendig sei. 

Die wichtigste Auswirkung des Wachstums der staatlichen Bürokratie war 
die Verlangsamung der Kapitalisierung von Land und Arbeit - Polanyis 
»Gesellschaft« und Marx’ »Arbeiterbewegung« hatten den Staat als Puffer 
gegen die ungezügelte globale kapitalistische Akkumulation eingesetzt. 
Der Gegenangriff des Kapitals in den späten 70er Jahren war zunächst und 
vor allem gegen die vielen Restriktionen gerichtet, denen die Verwendung 
von Arbeitskraft und Land, auch des städtischen Raums und der »Um- 
welt«, unterlag. Am restriktivsten (wie viele behaupteten) waren die staat- 
lichen Unternehmen, die vom Kapital als eine ineffiziente Form betrachtet 
wurde, Arbeit, Land und natürliche Ressourcen zu verwenden. Die »Priva- 
tisierung«, ein Begriff, der um 1960 zum ersten Mal aufgetaucht war, wur- 
de mit einer Reihe von Zielen verknüpft: Steigerung der Produktivität und 
Beschränkung der wirtschaftlichen Verantwortung der Regierungen (Groß- 
britannien in den achtziger Jahren); Reduktion staatlicher Haushaltsdefizite 
(Italien in den neunziger Jahren); Lösung der wirtschaftlichen Krise insge- 
samt (Pakistan in den neunziger Jahren); und schließlich diente die Privatisie- 
rung überall zur Diskreditierung »staatlicher« ökonomischer Aktivitäten so- 
wie zur Belebung der Aktienmärkte. Im Zuge der Globalisierung des pro- 
duktiven Kapitals wurden neue Mechanismen zur Disziplinierung der Arbei- 
ter und der Gemeinwesen benötigt. Das Kapital stellte in seinem politischen 
Gegenangriff die »Macht des Werts« heraus und war bemüht, die national- 
staatlichen Sicherheitskräfte und Law-and-Order-Bürokratien zu stärken. 
Dieser Gegenangriff war erfolgreich, weil linke und rechte soziale Bewe- 
gungen selbst schon die Bürokratisierung der Gesellschaft in Frage gestellt 
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hatten. Die Forderungen nach Demokratisierung der Zivilgesellschaft und 
des Staates wurden letztlich in eine Bewegung umgesetzt, die das Ziel 
hatte, das Wirtschaftsleben zu deregulieren und die, wie es ein Neokonser- 
vativer nannte, »übermächtigen Bürokratien des progressiven Liberalis- 
mus«, die Wohlfahrts- und Regulationsinstitutionen durch den Markt, die 
Familie, Gott und die Nation zu ersetzen. Die sozialen Bewegungen hatten 
es versäumt, die Antinomien der Ökonomie selbst unter die Lupe zu neh- 
men, darunter den Trend zur Globalierung, und hatten dem Kapital statt 
dessen neue ökonomische und unterdessen auch soziale Forderungen auf- 
gehalst. Rassistische und sexistische Interessen, besonders innerhalb der 
Arbeiterbewegung, doch auch in vielen Gruppen der neuen sozialen Be- 
wegungen, trugen ebenfalls zum Schlag gegen die Bürokratie - und gegen 
»progressive« Kräfte im allgemeinen - bei. Der Mangel oder die Ableh- 
nung eines marxistisch geprägten Diskurses über das Kapital trugen eben- 
falls dazu bei, die neuen sozialen Bewegungen zu entwaffnen. So sahen sie 
ihre Macht und ihren Einfluß schwinden und waren zum Rückzug vor den 
Kräften der Reaktion und des globalen Kapitals gezwungen, die ein mar- 
xistischer Diskurs hätte politisch wirksam deuten können. Schließlich zo- 
gen die herrschenden Klassen alte antidemokratische Theorien aus der 
Mottenkiste, um die Restauration der Macht des Kapitals zu legitimieren. 
Moscas und Paretos Theorien der »Notwendigkeit von Eliten«, Spencers 
und Sumners Sozialdarwinismus und neomalthusianische Theorien der 
»Überbevölkerung« tauchten in den Kostümen des späten 20. Jahrhunderts 
wieder auf: als »Unregierbarkeit«, »nationale Konkurrenzfähigkeit« und 
neomalthusianische Ökologie. In einem Land nach dem anderen machte 
die Schwächung des Regulierungs- und Sozialstaates die Gewerkschaften, 
die Arbeiter und die Gemeinwesen fügsamer, die Nutzung von Arbeitskräf- 
ten, Land und anderen Ressourcen flexibler. Arbeit wurde zunehmend als 
»Humankapital« betrachtet und die Umwelt als »natürliches Kapital«. Die 
polizeilichen Funktionen und Machtbefugnisse des Staates wiederum 
wuchsen in dem Maße, als die regulatorischen und die Wohlfahrtsfunktio- 
nen schrumpften. 

Diese Dialektik wirtschaftlicher, sozialer und politischer Transformationen 
in den späten siebziger und den achtziger Jahren nahm in den Heimatlän- 
dern des Individualismus und Konsumismus, in den USA und Großbritan- 
nien, am deutlichsten Gestalt an. Während die Linke Bücher zu Themen 
wie der »Grenzen der Legitimität«, der »Finanzkrise des Staates« oder der 
»Krise des liberaldemokratischen Kapitalismus« publizierte, popularisier- 
ten Ideologen des Kapitalismus wie Samuel Huntington, Murray Wieden- 
baum und George Gilder in ihren Kritiken an der Politisierung des Kapita- 
lismus und am interventionistisc ıen Wohlfahrtsstaat die Themen »Unre- 
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gierbarkeit«, »wachsende Kosten der Regulierung« und »ökonomischer 
Nutzen der family values«. Unterdessen schimpften Unternehmer über die 
Kosten des Wohlfahrtsstaates, die zu geringe Flexibilität aufgrund der 
Überregulierung, den Motivationsverlust der Beschäftigten, die Vervielfa- 
chung der arbeitsrechtlichen Regelungen und die »überzogenen« Restrik- 
tionen, die Gemeinden der Nutzung von Land und Umwelt auferlegten - 
wobei dies nur einige der historischen und politischen Errungenschaften 
waren, die das Kapital nun als zu überwindende Barrieren betrachtete. Po- 
litisch gesehen habe die Gesellschaft mehr Selbstdisziplin zu lernen, öko- 
nomisch, sich an mehr Austerität und Flexibilität zu gewöhnen, kulturell, 
mehr Respekt für »traditionelle Werte und Autorität« zu haben. Andern- 
falls seien die nationalen Kapitale nicht in der Lage, den großen Sprung in 
die Globalisierung zu vollenden, der »asiatischen Herausforderung« zu be- 
gegnen und die riesigen, noch unerschlossenen Märkte Chinas, Indiens, 
Indonesiens, Rußlands, Brasiliens und anderer Länder zu erschließen. 

Vor dem Hintergrund sozialer Polarisierung innerhalb des Westens wie 
auch zwischen dem Westen und dem Süden und in Anbetracht von Stag- 
flation und struktureller Arbeitslosigkeit sowie dem sorgfältig konstruier- 
ten Wahrnehmungsmuster, wonach Gewerkschaften und soziale Bewegun- 
gen nur »Sonderinteressen« vertreten würden, stieß die politische und öko- 
nomische Kritik von seiten des Kapitals auf ein breites und empfängliches 
Publikum. Unternehmer und den wirtschaftlichen Interessen gewogene 
Mitte-Rechts-Politiker machten sich nun selbst die Kritik an der Bürokratie 
zu eigen. Bürokratien und Staatsunternehmen wurden nicht deshalb als 
schlecht betrachtet, weil sie undemokratisch organisiert waren, sondern 
weil sie den Erfindungsreichtum des Kapitals hemmten; die keynesianische 
Lehre galt nicht deshalb als irrational, weil sie den gedankenlosen Kon- 
sumismus untermauerte und die Ressourcen der Welt verschwendete, son- 
dern weil sie die Konsumausgaben auf Kosten der Sparquote und Investi- 
tionen begünstigte; die staatlichen Wohnungsbausubventionen waren nicht 
deshalb untragbar, weil die explodierenden Immobilienpreise die Frag- 
mentierung und Spaltung der Gesellschaft verschärften, sondern weil sie 
auf unproduktive Weise Kapital banden; der Wohlfahrtsstaat wurde abge- 
lehnt, nicht weil er die Bürger zu »Vorgängen« oder »Klienten« verding- 
lichte, sondern weil er die Ideologien des Neoliberalismus und Neokonser- 
vatismus herausforderte und die Disziplinierung durch den Arbeitsmarkt 
untergrub; die kommunale Flächen- und Ressourcenplanung war mangel- 
haft, nicht weil sie die Gemeinwesen behinderte, sondern weil sie die ani- 
malischen Instinkte von Grundstücksinteressenten zügelte. Die zunehmend 
zentralistisch organisierten oder kontrollierten Massenmedien propagierten 
diese und ähnliche Denkmuster mit ihrer geballten Macht, während sie 
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gleichzeitig die ursprüngliche Kritik der Linken an Bürokratie und Ver- 
dinglichung übergingen oder zensierten. Den Politikern wurden moneta- 
ristische oder »angebotsorientierte« Lösungen ökonomischer Probleme 
aufgedrängt, und ihre Eigeninteressen veranlaßten sie, monetaristisch und 
neoklassisch geprägte Reformen der Wirtschaftspolitik zu akzeptieren. In 
den USA wehrte die amerikanische Wirtschaftslobby zwischen 1974 und 
1981 wichtige liberale und arbeitnehmerorientierte Gesetzesinitiativen ab 
und diktierte praktisch die Wirtschaftspolitik der achtziger Jahre. 

Die Gewerkschaften wurden geschwächt oder zerschlagen; die staatlich 
Beschäftigten und Wohlfahrtsempfänger wurden politisch marginalisiert - 
mit Unterstützung der wirtschaftlich gefährdeten Mittelklassen. In allen 
großen europäischen Ländern kamen Mitte-Rechts-Parteien an die Macht: 
Thatcher in England, Kohl in Deutschland und ein »reformierter« Mitte- 
rand in Frankreich; in Italien und Spanien wandten sich traditionelle kom- 
munistisch-sozialistische Parteien scharf nach rechts. Politische Trägheit 
hinderte Schweden und Österreich bis in die frühen neunziger Jahren dar- 
an, auf den Zug des Neoliberalismus und Monetarismus aufzuspringen. 
Eine neue Philosophie der politischen Ökonomie nahm Gestalt an: Regie- 
rungen sollten den Gewinnern helfen, nicht den Verlierern, die stärksten 
Industrien und Sektoren stützen, nicht die schwächsten, und den »Krieg« 
der Armen gegen die Reichen, der in den sechziger und siebziger Jahre ge- 
führt wurde, in sein Gegenteil verkehren. 

Im Süden waren in den sechziger und siebziger Jahren als Reaktion auf 
den mangelnden Erfolg der Importsubstitutionstrategie, sowie gegen die 
stärker werdenden Oppositionsbewegungen (zwischen 1974 und 1981 gab 
es über ein Dutzend erfolgreiche linke oder nationalistische Revolutionen 
im Süden) viele Einparteien-»Demokratien« und Dikaturen neu errichtet 
oder restauriert worden. Sie verschärften jetzt die Kontrolle über Arbeit, 
Land und natürliche Ressourcen, wozu auch die wachsende Auslandsver- 
schuldung beitrug. In vielen Ländern führten Rechtsregierungen heftige 
Kriege gegen ihre eigene Bevölkerung. Einige zeigten dem Westen, wie 
die Zukunft aussehen konnte, indem sie auf Drängen des IWF neoliberale 
und monetaristische Wirtschaftspolitiken schon in den späten sechziger 
Jahren durchsetzten. In Indien erlebten Millionen von Menschen mit 
Schrecken die Neubelebung der Politik des »freien Marktes« und das Ver- 
schwinden des »Nehru-Modells« der Entwicklung, die Einfriedung des 
verbliebenen Gemeineigentums und die Proletarisierung von Stammesan- 
gehörigen. (Smitu Kothari hat geschätzt, daß seit Ende der vierziger Jahre 
über 20 Millionen Inder durch den Bau von Dämmen, Bergwerken, Indu- 
striebetrieben und die Einrichtung von Parks vertrieben wurden, die Hälfte 
davon Stammesangehörige.) 
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Im Osten gab es in den siebziger und frühen achtziger Jahren einige vor- 
sichtige Versuche, die Märkte zu liberalisieren und Investitionen ins Land 
zu ziehen; in China fand die Wende hin zum »Kapitalismus im Sozialis- 
mus« von 1979 statt. Während der Breschnew-Ära bestand - angesichts des 
Mißtrauens der Bevölkerung und des wachsenden Hasses auf den Partei- 
staat - die typische Reaktion allerdings in der Verhärtung der Strukturen 
politischer Herrschaft. Am Ende - nach 1989 - zerstörte sich der Apparat 
selbst, der staatliche Wohlfahrt in Form von Vollbeschäftigung und Ar- 
beitsplatzsicherheit, von Subventionen für Gesundheit, Bildung und Wohn- 
raum organisiert hatte. Dies beendete auch die Unterstützung, die die 
UdSSR nationalistischen Entwicklungsmodellen in Afrika, Indien und an- 
derswo gewährt hatte. Am Ende wurde die UdSSR selbst zerstört. 
Damit war der politische und ideologische Boden für die Welle des Neolibe- 
ralismus aus dem Westen bereitet, ein Modell, das zunächst im Süden ex- 
perimentell umgesetzt wurde und schließlich, wenn auch stockend, in den 
neunziger Jahren im Osten. So wurden die politischen und ideologischen 
Bedingungen geschaffen für die Blüte des globalen Kapitals und die Schaf- 
fung eines neuen globalen Quasistaates - ebenso wie für die politische 
Fragmentierung, den Legitimitätsverlust von Nationalstaaten und nationa- 
len Regierungen, die gelegentliche Rückentwicklung zum Tribalismus und 
zu rassistischer und ethnischer Politik, eine weltweite Kriminalitätswelle - 
doch auch für neue Formen regionalen und lokalen Widerstands und eine 
mögliche Globalisierung der sozialen Bewegungen und Klassenkämpfe. 
Aus dem Amerikanischen übersetzt von Klaus Fritz 


Pietro Ingrao, Rossana Rossanda 


Die neuen Widersprüche’ 


1. Konflikte und Widersprüche am Ende des 20. Jahrhunderts 


Gerade zum Zeitpunkt ihres weltweiten Siegeszuges kommt der kapitalisti- 
schen Produktionsweise eine Fähigkeit abhanden, die wesentlich zu ihrem 
hegemonialen Geltungsanspruch beigetragen hatte: Der Fähigkeit nicht 
nur, Gewinne zu erzielen, sondern sich als ein allgemeingültiges Modell 
der Bereicherung und Entwicklung zu präsentieren, das keine unlösbaren 
immanenten Widersprüche hervorbringt und dem es gelungen ist, in weiten 
Teilen der Erde die Lebenserwartung der Menschen, den Massenkonsum 
und die Mobilität zu steigern und die Not und den »Idiotismus des Landle- 
bens« zurückzudrängen. 

Genau dies war es ja, was dem Kapitalismus die Kraft gab, sich gegen die 
Proteste und Revolutionsversuche der Lohnabhängigen zu halten, die eine 
Gesellschaft ohne Ausbeutung und Entfremdung wollten. Oder die zumin- 
dest ein politisches System wollten, in dem es nicht nur die Freiheit der 
Unternehmer gab, sondern auch den Lohnabhängigen politische Rechte 
zugestanden wurden, und die zumindest das Recht einforderten, an der 
Umverteilung des wirtschaftlichen Wachstums - wie begrenzt auch immer 
- teilzuhaben. Hier schien es ein Modell zu geben, das allen Mitgliedern 
der reicheren Gesellschaften zumindest eine Chance bot und das gleichzei- 
tig auch eine große Anziehungskraft auf den Rest der Welt auszuüben 
vermochte. 

Daher auch die Siegestöne führender bürgerlicher Kreise, als 1989 mit der 
UdSSR jede Alternative zum Kapitalismus zusammenzubrechen schien. 
Aber seitdem sind nur wenige Jahre vergangen, und schon zeichnen sich 
tiefgehende Widersprüche innerhalb dieses siegreichen Systems ab, dessen 
Grundfesten von außen nicht zu erschüttern waren. 


1 Dieser Text ist der nur unwesentlich gekürzte Schlußteil eines längeren Essays, den Pietro 
Ingrao und Rossana Rossanda im Juli 1995 abgeschiossen haben und der demnächst un- 
gekürzt und zusammen mit anderen Beiträgen im VSA-Verlag erscheinen soll. In den 
vorhergehenden Teilen, die hier nicht dokumentiert werden können, analysieren Ingrao 
und Rossanda zunächst das veränderte Profil des heutigen Kapitalismus (Zusammenbruch 
des »realen Sozialismus«, Globalisierung, Übergang vom »Fordismus« zum »Postfordis- 
mus«, die Folgen für die Lohnabhängigen und für den Sozialstaat) und sodann den »Fall 
Italien«. 
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Die Krise der planetarischen Ressourcen 


Über lange Zeit hinweg hat die Industrie in vielfältiger Weise Rohstoffe 
genutzt, ohne daß man jemals ernsthaft die Frage stellte, ob diese denn 
überhaupt in unbegrenztem Maße zu Verfügung stünden. Lange Zeit 
schien die räumliche Ausbreitung der industriellen Produktionsstätten die 
Umwelt nicht ernsthaft zu gefährden, auch wenn dadurch das Verhältnis 
zwischen Stadt und Land verändert, Völker und Kulturen in Bewegung ge- 
setzt, das Gleichgewicht zwischen Oberfläche und Gewässer verschoben 
und die Atmosphäre vergiftet wurde. Das Überlebensgleichgewicht schien 
zwar lädiert, aber nicht tödlich getroffen zu sein, und zwar weder im Hin- 
blick auf die Erschöpfung der Rohstoffe (Energie, Holz, Gewässer usw.), 
noch im Hinblick auf die Reproduktion des Ökosystems (die Qualität von 
Luft und Wasser, die Erhaltung des Klimas, die Reproduktion der physi- 
kalisch-chemischen Lebensgrundlagen). 

Dies ist nun seit einiger Zeit nicht mehr so. Das Ungleichgewicht ist mitt- 
lerweile so besorgniserregend, daß die Vereinten Nationen die Konferenz 
von Rio de Janeiro einberiefen, wo auf die Notwendigkeit einer grundle- 
genden Neuorientierung der Beziehung zwischen menschlicher Tätigkeit 
und Natur hingewiesen werden mußte. Das Desaster von Tschernobyl ist 
für den common sense zum Symbol dieses Problems geworden: Was noch 
in den 70er Jahren nur die Aufmerksamkeit sensibler politischer Minder- 
heiten auf sich zog, ist inzwischen zum unbestrittenen Gemeinplatz gewor- 
den, daß nämlich die Ursache für die nicht mehr tragbare Beschädigung 
unseres Ökosystems in erster Linie im Prozeß der Industrialisierung zu su- 
chen ist. Wobei bis heute unter Industrialisierung die kapitalistische Pro- 
duktionsweise auf der Grundlage privater oder staatlicher Eigentumsver- 
hältnisse zu verstehen ist. Und in der Tat: Unter der Umweltgefährdung hat 
der Osten nicht weniger als der Westen gelitten. 

Aber den von Beobachtern, Völkern und Regierungen in Rio fast ein- 
stimmig gewünschten Maßnahmen - Beschränkung des Rohstoffver- 
brauchs, Begrenzung des Ausbringens von Abfällen, Sanierung kontami- 
nierter Bereiche zu Lande, zu Wasser und in der Atmosphäre - folgen bis- 
lang keine operativen Entscheidungen zu ihrer Umsetzung. Die Regierun- 
gen, die sie eigentlich per Gesetzgebung realisieren müßten, scheinen nicht 
in der Lage zu sein, bremsend und regulierend auf die Entscheidungen der 
Industrie- und Handelsunternehmen einzuwirken (und auch nicht die Zer- 
störung z.B. der Waldbestände einzudämmen, die von den marginalisierten 
Ökonomien des Mangels angerichtet werden). Und es gelingt auch nicht, 
die verschmutzten Gewässer zu reinigen oder elementare Umweltgüter wie 
etwa die Ozeane und die Atmosphäre vor Verunreinigung wirksam zu 
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schützen. Das Produktionssystem entzieht sich der politischen Willensbil- 
dung oder fordert sie sogar heraus; die Unternehmen beschränken sich dar- 
auf, ihre umweltgefährdenden Produktionen in wirtschaftlich schwächere 
Gegenden oder Länder mit geringeren Kontrollen zu verlegen oder ihre 
giftigen Abfälle dorthin zu exportieren. Das Konsummodell scheint einen 
Zwang hervorzubringen, der sich stärker als das Wissen um die dadurch 
erzeugte Katastrophe erweist (z.B. das Automobil im Westen). 

Zur Problematik der Ressourcen gesellt sich das Problem der immer stär- 
keren Zunahme der Weltbevölkerung. Ihre Zahl nähert sich unaufhaltsam 
der Sieben-Milliarden-Grenze. Und es ist evident: Hätten alle Zugang zu 
dem Konsumstandard, der heute den Bewohnern des Westens unerläßlich 
erscheint, wäre der Planet unbewohnbar. Bis zur Konferenz von Kairo vor 
zwei Jahren standen die Weltbevölkerungskonferenzen noch ganz im Zei- 
chen des Gegensatzes zwischen einem Norden, der den Süden aufforderte, 
sich der Geburtenkontrolle zu unterwerfen, und einem Süden, der diese 
Forderung als illegitim zurückwies, da er darin ein erneutes Beispiel für 
den westlich-imperialistischen Herrschaftsanspruch auf verfügbare Res- 
sourcen, rechtlose Arbeitskräfte und zu manipulierende Politiksysteme sah. 
Inzwischen beginnen jedoch nicht nur China, das sich schon seit längerem 
diesem Problem stellt, sondern auch die Länder der sogenannten »Dritten 
Welt« die Frage nach dem Verhältnis von demographischem Wandel und 
verfügbaren Ressourcen aufzugreifen. Dabei überkreuzt sich der Nord- 
Süd-Gegensatz mit dem ins Bewußtsein tretenden Konflikt zwischen den 
Geschlechtern, der in die dringende Forderung der Frauen mündet, die Re- 
produktion des Lebens, für die sie bisher nur das Instrument waren, ihrer 
Kontrolle zu überlassen. Aber auch unter diesem Aspekt scheint die domi- 
nante Produktionsweise aus sich heraus nicht zur Selbstkorrektur und zu 
nachhaltiger Entwicklung fähig zu sein. 

Ein solcher Ausgang widerspricht einem Grundpfeiler der Kultur der Auf- 
klärung, wonach aus der technologischen Beherrschung der Natur durch 
den Menschen nur »Fortschritt« resultieren könne. So trifft die Krise einen 
wesentlichen Nerv westlichen Bewußtseins; statt in der Form der Proble- 
matisierung drückt sie sich vor allem in der Konfrontation zwischen Not- 
wendigkeit und Wissensdrang, zwischen Transformation und Konservation 
aus. 


Ungleiche Entwicklung 


Die Ungleichheit der Entwicklung wurde lange Zeit sowohl auf nationaler 
wie auf globaler Ebene als ein Rückstand betrachtet, der durch wirtschaft- 
liches Wachstum und den Zugang aller Staaten zu den eigenen Ressourcen 
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und Produktionsmitteln, den das Ende der Kolonialherrschaft ermöglichte, 
aufgeholt werden könnte. Diese Annahme hat den Unabhängigkeitsbestre- 
bungen in den Ländern der »Dritten Welt« Vorschub geleistet und schien 
sie in den 60er Jahren auf eine Entwicklungsbahn zu führen, die in ähnli- 
cher Weise auch der Westen - wenngleich in einem etwas langsameren 
Tempo - mit der Entstehung und Entwicklung der Industrie durchlaufen 
hatte. Dies galt sowohl für die Länder, die das privatkapitalistische Modell, 
wie auch für diejenigen, die das Modell einer sozialistischen oder »pro- 
gressiven« Einheitspartei übernommen hatten. 

Daß dieses Wachstumsmodell aus immanenten Gründen, und nicht nur 
aufgrund der Überlegenheit wirtschaftlich stärkerer über wirtschaftlich 
schwächere Länder, zu keiner tendenziell homogenen, sondern zu einer 
strukturell ungleichen Entwicklung führt, wurde in den 60er und 70er Jah- 
ren nur von einigen linken Wissenschaftlern thematisiert. 

Seit einigen Jahren hingegen wird dies nun auch von allen internationalen 
Beobachtern und den Vereinten Nationen festgestellt. Die sich öffnende 
Schere zwischen Ländern mit beschleunigtem Wachstum und Ländern mit 
unaufholbarem wirtschaftlichen Rückstand - die sog. »Abkoppelung« vom 
weltwirtschaftlichen Entwicklungszug - ist unübersehbar. Die nach 1989 
siegreiche Ideologie des Wirtschaftsliberalismus, die sich etwa in den 
Maßnahmen des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank wie- 
derspiegelt, führt zu Ergebnissen, die in einem immer krasseren Gegensatz 
zu den proklamierten Zielen stehen: Die Maßnahmen zum Schuldenabbau, 
zur Kontrolle der Inflation sowie ganz allgemein zur »Sanierung«, die sich 
daraus ergeben soll, daß man der »Schocktherapie« des Wettbewerbs aus- 
gesetzt wird, bringen diese Länder nicht auf die Bahn einer Entwicklung, 
sondern noch weiter in Rückstand. 

Die Daten sprechen für sich: nicht nur daß sich 80% des Reichtums der 
Erde auf 20% der Weltbevölkerung konzentrieren, sondern daß sich am 
anderen Ende der Einkommensskala 20% Prozent der Menschen im freien 
Fall unter der sogenannten » Armutsgrenze« befinden. Und die dazwischen 
liegenden 60% der Weltbevölkerung tendieren zur Verringerung ihres Ein- 
kommensanteils, da sich die Quoten vermindern, die bisher auf die Lohn- 
abhängigen mit unbefristetem Arbeitsverhältnis und auf die sog. Mittel- 
schichten entfielen. Die jährlich von den Vereinten Nationen veröffentlich- 
ten Berichte und Zahlen über die globale Einkommensverteilung belegen, 
daß auch diese Schere sich weiter öffnet. 

Die Geschwindigkeit, mit der die Ungleichheit zunimmt, wird noch deutli- 
cher, sobald nicht nur die Höhe des Bruttosozialproduktes verglichen, son- 
dern auch komplexere Indikatoren herangezogen werden, die von den 
Vereinten Nationen in den vergangenen Jahren eingeführt wurden. Danach 
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wird die wirtschaftliche Entwicklung auch nach dem jeweiligen Bildungs- 
niveau, der Krankheits- und der Sterberate bemessen. Unter diesen Ge- 
sichtspunkten erscheint die Ungleichheit noch größer. Auch die - zumin- 
dest auf mittlere Sicht vermutete - Gleichsetzung eines wachsenden Brutto- 
sozialprodukts mit einer verlängerten Lebenserwartung oder einer verbes- 
serten Lebensqualität ist nicht mehr zu halten. 

Dieses zunehmende Auseinanderdriften läßt das Weltbild zerfallen, das die 
Arbeiterbewegung auch ihren Gegnern aufgezwungen hatte. In der Nach- 
kriegszeit sprach man von einer »Ersten Welt«, den westlichen Ländern 
unter der ökonomischen und militärischen Hegemonie der USA, einer 
»Zweiten Welt«, wie sie der sozialistische Block unter der Führung der 
Sowjetunion darstellte, und einer sogenannten »Dritten Welt«, die sich au- 
ßerhalb dieser beiden direkten Einflußssphären befand. Nachdem sich die 
Hoffnungen, die sich in den 60er Jahren an die Unabhängigkeit geknüpft 
hatten, nicht erfüllten, schien den Ländern der »Dritten Welt« - aufgrund 
ihrer Unterlegenheit auf dem kapitalistischen Weltmarkt sowie der Unfä- 
higkeit des sozialistischen Lagers, gegenüber dem Kapitalismus eine reale 
Alternative anzubieten - zumindest ihre Schwäche, ihre Identität und ihr 
Wunsch nach Autonomie gemeinsam zu sein. 

Aber auch hier hat sich die Situation geändert. Vor allem durch die Ölkrise 
des Jahres 1974 sind die OPEC-Staaten auf den internationalen Kapital- 
märkten zu potenten Akteuren geworden, die sich in verschiedenen Welt- 
gegenden betätigen. Dabei haben sie in bestimmten - insbesondere asiati- 
schen - Ländern der Dritten Welt zur Entstehung neuer Produktionsstand- 
orte und Finanzzentren beigetragen. Hingegen geht von den arabischen 
Staaten, die als Teil der Dritten Welt eine »progressive« Identität ange- 
nommen hatten, nicht mehr viel Einfluß aus. Der deutlichste Beweis hier- 
für ist der Golfkrieg gewesen. Das postfordistische Kapital, das sich auf 
der Suche nach billigen und leistungswilligen Arbeitskräften aller räumli- 
chen Bindungen entledigte, hat sich auch hier durchgesetzt (siehe die Re- 
gionen der Dritten Welt, wo es sich, wie im südostasiatischen Raum, mit 
dem wachsenden japanischen Einfluß überlagert). 

Die »Erste Welt« scheint nicht mehr vom amerikanischen Imperium, son- 
dern von der sogenannten Triade (USA, Japan, Deutschland) gesteuert zu 
werden. Nordamerika, die asiatisch-pazifischen Länder sowie Westeuropa 
haben zusammengenommen ihre dominierende Position im Welthandel um 
10 v.H. auf 50% des Welthandelsanteils ausbauen können. Die »Zweite 
Welt« existiert nicht mehr, wobei China keinen eigenen Block darstellt, 
sondern zu den Entwicklungsländern zu zählen ist. Die »Dritte Welt« 
schließlich unterteilt sich in mehrere Pole unterschiedlicher wirtschaftli- 
cher Stärke: starkes wirtschaftliches Wachstum in Hongkong, Südkorea, 
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Taiwan und Singapur; verhaltenes Wachstum in der Türkei, Thailand und 
Malaysia; schließlich Marginalisierung oder Rückgang des Wachstums, 
wie in vielen afrikanischen Ländern. 

Dabei ist festzuhalten, daß die Entwicklungspole auch ihrerseits Kapitalien 
freisetzen, die sich sowohl nach Norden wie auch nach Süden bewegen. 
Sie bewegen sich dorthin, wo die Investoren einerseits auf relativ niedrige 
Lohnkosten und Sozialstandards setzen und auch noch Skalenerträge er- 
wirtschaften können, und wo sie andererseits auf eine traditionelle Ar- 
beitsdisziplin treffen, die sie in die Lage versetzt, in Konkurrenz zur Triade 
zu produzieren, wobei sie sich vom eigenen Hinterland abkoppeln. 

In diesem Bild einer disparaten Entwicklung, die ganze Kontinente wie 
etwa Lateinamerika erfaßt, scheint lediglich Afrika insgesamt an Ge- 
schwindigkeit zu verlieren und von der weltwirtschaftlichen Entwicklung 
abzudriften. Nach der Ölkrise 1974 haben die vorwiegend dem Mittleren 
Osten angehörenden OPEC-Staaten ihre erwirtschafteten Petrodollars eher 
in die weltweiten Finanzmärkte als in produzierende Unternehmen inve- 
stiert. So ist der Mittlere Osten zu einer einzigartig finanzträchtigen, poli- 
tisch jedoch konservativen Region geworden, die das israelisch-palästi- 
nensische Konfliktgebiet umgibt. 

Wenn man neben diesen weltwirtschaftlichen Veränderungen auch noch 
die Schwierigkeiten der ehemaligen Ostblock-Staaten - mit Ausnahme von 
Polen und Ungarn - beim Übergang zur Marktwirtschaft in Betracht zieht 
und zudem die sich in ihrem Innern schnell ausbreitenden spekulativen und 
kriminellen Netzwerke berücksichtigt, so liegt die Schlußfolgerung nahe: 
Das weltweite marktwirtschaftliche System hat die Fähigkeit, vielleicht so- 
gar das Ziel verloren, ein Produktionsmodell zu verbreiten, das auch Ele- 
mente politisch-sozialer Stabilität aufweist (wofür der Fordismus mit sei- 
nem Wechselspiel von Konflikt und Kompromiß ein Beispiel war). Das 
postfordistische Kapital ist weniger auf den Lohnarbeiter angewiesen, und 
wo dies doch der Fall ist, versucht es ihm die politischen und gewerk- 
schaftlichen Rechte abzuerkennen, die zur Installation eines auf Konsens 
gegründeten Systems führen könnten. 

So wird verständlich, weshalb Europa hier als Ausnahme erscheint, da es 
die unternehmerische Freiheit immer noch zu sehr beschränkt. Der Druck 
verstärkt sich, die den Lohnabhängigen noch verbliebene Verhandlungs- 
macht im Hinblick auf Einkommen und soziale Sicherheit zu zerstören, 
und zwar mit der Drohung, daß sonst die Wettbewerbsfähigkeit verloren 
gehe. 
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Die Tendenz zur »Exklusion« 


Gegenwärtig wird der Begriff »Armut« durch den Begriff »Exklusion« er- 
setzt - mit dem Armutsbegriff verband der common sense in den verschie- 
denen großen Zivilisationen immer noch die Vorstellung, daß man sie 
durch Arbeit überwinden könne. Hinter dem Begriffswechsel steht die 
These einer zur festen Struktur gewordenen Situation, die heute einen Teil 
der Weltbevölkerung aus jenem Sektor ausschließt, der vom Privatkapital, 
den Lohnabhängigen, den Mittelschichten und den qualifizierten Dienst- 
leistungen gebildet wird. Zu den Wohlhabenden, der Mittelschicht und den 
Einkommensschwachen gesellt sich die Kategorie der »Ausgeschlosse- 
nen«, deren entscheidendes Merkmal es nicht ist, daß sie über ein zu gerin- 
ges Einkommen verfügen, sondern daß sie außerhalb des Produktions- und 
Verteilungssystems bleiben. Es handelt sich bei ihnen auch nicht mehr um 
eine marginale und im Prinzip wieder integrierbare Randgruppe oder um 
das typische Produkt der Fäulnis von Metropolen, sondern um das not- 
wendige Ergebnis eines ökonomischen Wachstums, das ohne einen ent- 
sprechenden Zuwachs an Arbeit auskommt und deshalb auch breitere Be- 
völkerungsschichten aus jener bescheidenen sozialen Umverteilung aus- 
schließen kann, welche die Lohnarbeit darstellt. 

Im allgemeinen vollzieht sich diese Marginalisierung in den starken Län- 
dern für eine gewisse Phase über Formen besonders subalterner Arbeit, 
und zwar in dem Sinne, daß sie besonders verfügbar, kontingent, persona- 
lisiert und prekär ist; sie findet sich vor allem in den wenig qualifizierten, 
distributiven und reproduktiven Dienstleistungen in den Städten. Die Ob- 
jektivität der abstrakten Arbeit ist ihr verloren gegangen, und damit auch 
die tendenzielle Identifikation des Lohnabhängigen mit der Gruppe oder 
Klasse. Es ist somit eine Arbeit, die sich niemals als Subjekt konstituiert, 
weder auf vertraglicher und erst recht nicht auf politischer Ebene. 

Die Exklusion verändert auch den Blickwinkel, unter dem bisher die Tei- 
lung der Welt in Nord und Süd, Okzident und Rest der Welt interpretiert 
wurde. Wir sprechen hier von der Exklusion, die ganze Regionen erfaßt, 
die nicht mehr in der Lage sind, im weltwirtschaftlichen Wettlauf den An- 
schluß zu finden. Davon ist der Großteil der afrikanischen Staaten betrof- 
fen. Wir sprechen aber auch von der Exklusion, die gegenwärtig in entwik- 
kelte Regionen eindringt. Hier präsentiert sie sich nicht so sehr als »neue 
Armut« (d.h. als relative Armut hinsichtlich des vorherrschenden westli- 
chen Konsummodells), sondern als alte Armut in dem Sinne, daß es zur 
modernen Langzeit-Arbeitslosigkeit bzw. zur Blockierung jeden Beschäf- 
tigungszugangs in früher traditionell produktiven Bereichen kommt, so daß 
die betroffenen Menschen an den Rand der öffentlichen Fürsorge getrieben 
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werden. Es handelt sich um die städtischen Ghettos, die sich chaotisch 
entwickeln, weil das Hinterland demographisch ausblutet, und um das 
Anwachsen illegaler sozialer Gebiete, die von dem Mechanismus, der sie 
hervortreibt, nicht wieder integriert werden können und zunächst zur kon- 
fliktorischen Separation neigen, um dann isoliert und abgerissen zu wer- 
den. Die Haftanstalten, die eine bislang nicht bekannte Dimension ange- 
nommen haben, sind das Ergebnis dieser Exklsion und ihrer Institutionali- 
sierung. Auch sie stellen eine brutale Antwort auf ein Problem dar, für das 
der ökonomische Mechanismus keine Lösung mehr hat und das deshalb 
der Gemeinschaft aufgebürdet wird - der Gemeinschaft, die sich um die 
Existenz derer zu kümmern hat, welche keine Arbeit haben und auch keine 
bekommen werden, und die sich mit den Gesetzesübertretungen zu befas- 
sen hat, welche die Marginalisierten als Abwehr- oder Aggressionsreflex 
produzieren. 

Die Kopenhagener UN-Konferenz von 1995 hat von dieser Tendenz 
Kenntnis genommen. Die reichen Staaten haben aufgehört, sie als spezifi- 
sche Katastrophe der armen Ländern zu betrachten und ihnen ihr eigenes 
Integrationsmodell aufzudrängen. Sie haben gleichzeitig anerkannt - ohne 
allerdings über adäquate Gegenmaßnahmen zu verfügen -, daß die Ten- 
denz zur Exklusion letzten Endes die Folge eines diesen Ländern imma- 
nenten ökonomischen Wachstumstrends ist. 


Die Ausbreitung der Kriege 


Die wachsende Ungleichheit bringt eine Vielzahl von Konflikten mit sich. 
Sie widerspricht der Annahme von 1989, wonach der Zusammenbruch des 
bipolaren Systems den Weg zum Weltfrieden freigemacht habe, und zwar 
in einer zum »gemeinsamen Haus« gewordenen Welt. In Wirklichkeit es- 
kalieren heute die Konflikte, die sich in der Vergangenheit als Ausdruck 
der scharfen Konkurrenz zweier bedrohlicher und in das »Gleichgewicht 
des Schreckens« gezwungener Systeme interpretieren ließen. Es handelt 
sich um Konflikte, bei denen es in verschiedenen Gegenden der Welt um 
imperialistische bzw. neo-imperialistische Herrtschaftsansprüche geht, um 
Handelskriege und um Reaktionen, die sich nicht mehr in ein modernes 
politisches Schema fügen, sondern zu den archaischen Sprachen der Ethnie 
und des Stammes zurückkehren. 

Trotz des Rüstungswettlaufes war die bipolare Konstellation Garant für die 
längste Friedensphase der Nachkriegszeit, zumindest des Nicht-Krieges im 
Westen, während sie für die Peripherie ein Raster für Unterdrückung und 
Befreiung darstellte, das direkt oder indirekt auf eines der beiden Systeme 
Bezug nahm. Dieses Raster war Ausdruck des Kräfteverhältnisses zwi- 
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schen den beiden Supermächten USA und UdSSR, die sich nicht nur sym- 
bolisch oder im Sinne von alternativen sozialen Ordnungssystemen, son- 
dern staatlich und militärisch gegenseitig in Schach halten konnten. 
Nachdem die Sowjetunion zusammengebrochen war und weder das Gleich- 
gewicht des Schreckens noch das, was kurzzeitig an seine Stelle zu treten 
schien (ein von den Vereinten Nationen garantiertes diplomatisches 
Gleichgewicht), aufrecht zu erhalten war, verlagerten sich die militärischen 
Konfliktzonen in Regionen, die ihren bisherigen Bezugspunkt verloren 
hatten, d.h. an die Peripherie oder ins Innere der ehemaligen Sowjetunion 
bzw. des Ostblocks. Hier brachen Nationalitätenkonflikte auf, die zur Se- 
paration und zum Einsatz von Waffen führten. Jugoslawien ist hierfür das 
deutlichste und dramatischste Beispiel. Ebenso blutig sind die Konflikte in 
Georgien, Aserbaidschan oder Tschetschenien. Nur höchst selten kam es - 
wie in der Tschechoslowakei - zu konsensuellen Teilungen. In diesen 
Konflikten suchen die großen und mittleren Mächte, ohne dabei noch von 
dem Gleichgewicht des Schreckens gebremst zu werden, nach Formen der 
direkten oder indirekten Einflußnahme und fungieren als Anheizer zum 
Krieg. So ist es mit Deutschland im Fall Kroatien und mit Rußland im Fall 
Serbien. 

Dasselbe gilt auch für weiter abseits gelegene Konflikte, in denen sich die 
Triebkräfte der um die Macht ringenden sozialen und ethnischen Gruppen 
auch mit äußeren Interessen (die sich auf die Rohstoffe oder auf die Aus- 
beutung und Kommerzialisierung der Ressourcen beziehen) verquicken. 
Die Vereinten Nationen sind mit ihrer Philosophie nicht in der Lage, dem 
Rechnung zu tragen und als Vermittler aufzutreten. Ihre letzte erfolgreiche 
Operation bestand darin, die amerikanische Intervention im Mittleren 
Osten zu decken. Als vermittelnde Kraft in Konfliktregionen ist die UNO 
zum Scheitern verurteilt, und sie erweist sich als zahnlos gegenüber dem 
tendenziellen Totalitarismus ethnischer Kriege. 

Das Wiederaufleben von Fundamentalismen und Stammesideologien 
scheint damit einherzugehen, daß man hinter einen Modus der Konflikt- 
austragung zurückfällt, in dem die Bestimmung der eigenen Interessen und 
Ziele auch ohne die Ausrottung des Gegners auskommt. Es ist dieser kultu- 
reile Rückschritt, in dem das Konzept der Nation zum Konzept der Ethnie 
degradiert. Hinsichtlich des Nationenkonzepts - auch in seiner staatlichen 
Form - entwickelte sich nach dem Zweiten Weltkrieg auf der Basis der 
Charta der Vereinten Nationen die Vorstellung eines Systems der Koexi- 
stenz, in dem zwar auch Konflikte ausgetragen wurden, aber ohne - zu- 
mindest der Absicht nach - in Destruktion umzuschlagen. Wobei in gewis- 
ser Weise das fortgeführt wurde, was den Zweiten Weltkrieg zu einem 
Krieg gegen den »Totalitarismus« gemacht hatte. 
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Das proklamierte »Ende der Ideologien« - d.h. derjenigen Kulturen, die 
von der Vorstellung ausgingen, der Kapitalismus könne durch eine andere 
Lebens- und Produktionsweise und durch eine andere Form der Selbstre- 
gierung zwischen Menschen und Völkern überwunden werden -, hat sich 
insoweit bewahrheitet, als es die Kultur, die sich außerhalb der Zwangsme- 
chanismen des Marktes lokalisierte, nicht mehr gibt. Der zivilisierenden 
Vermittlungen beraubt, drücken sich heute die Subjekte und Interessen der 
ungleichen Entwicklung in Aggressions- und Verteidigungsimpulsen aus, 
die die Verneinung des Selbst oder des Anderen zu implizieren scheinen. 
Das Scheitern aller Vermittlungsversuche erscheint so als fast notwendiges 
Ergebnis sowohl der sich »ethnisch« präsentierenden Konflikte (Jugosla- 
wien, Somalia, Ruanda, Rußland und Tschetschenien) wie auch der erbit- 
terten Handelskriege zwischen transnational agierenden Unternehmen, die 
sich einer Konkurrenz ausgesetzt sehen, deren Form weniger ein Wettlauf 
um Wachstum, sondern die Besetzung von Territorien ist. 


2. Neue Fragen an die Linke 


Analysiert die Linke diese Widersprüche? Nimmt sie sie zur Kenntnis? 
Fragt sie sich, ob die Kategorien noch angemessen sind, derer sie sich in 
der Vergangenheit bediente, um das zu begreifen, was sich heute im Kon- 
text der Globalisierung abspielt und in dem jedes nationale Subjekt auf ei- 
nen erweiterten Gegenspieler trifft? Wir haben schon darauf hingewiesen, 
daß die Linke diesen fundamentalen Veränderungen des Produktionspro- 
zesses nicht genug Rechnung getragen hat. Hier liegen unseres Erachtens 
in erster Linie die Gründe für ihren Niedergang. 

Und welche Antworten geben diejenigen, die von Fall zu Fall von den 
neuen Entwicklungen und der Globalisierung der Kapitale betroffen wer- 
den? Von welchen Mächten und Ereignissen sehen sie sich bedroht, mit 
welchen Möglichkeiten, sich mit anderen Subjekten zu verbünden, die von 
ähnlichen Problemen bedroht und betroffen sind? Es ist schmerzlich zu se- 
hen, daß solche Antworten entweder nicht gegeben werden oder ziellos 
bleiben, auf kurzfristige, sektorale oder korporatistische Fragmente oder 
auch auf Äußerungen der Verzweiflung verkürzt werden, die wiederum zu 
inneren Konflikten auf der Seite der Betroffenen führen. 

Das Fehlen einer derartigen »oppositionellen« Interpretation führt zu ei- 
nem theoretischen Problem, das wir hier nicht weiter erörtern können. Wir 
möchten nur an die Bemerkung Gramscis erinnern, welche »objektive« 
Bedeutung es hat, ob in einem gegebenen historisch-sozialen Szenario ein 
Subjekt vorhanden oder nicht vorhanden ist, das als Träger der Kritik am 
Bestehenden und eines Veränderungsprojekts auftritt. Unabhängig davon, 
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ob es diesem Subjekt gelingt, seine Vorstellungen durchzusetzen, verändert 
schon seine Existenz das Szenario. Daß dieses kritische Auge und dieser 
Veränderungswille heute fehlen, daß sie in Fragmente zerfallen sind oder 
kommunikationslos bleiben, ist eine wichtige Ursache für die scheinbar 
auswegslose und katastrophische Entwicklung der dargelegten Widersprü- 
che. 

Es sollte nicht vergessen werden, daß die Linke im Laufe dieses Jahrhun- 
derts über eine Fähigkeit zur Analyse, Prognose und Synthese verfügte, die 
nicht nur die politische Auseinandersetzung und in gewisser Weise auch 
die Kontrahenten prägte. Sie hatte auch große universalistische Fragen 
menschlicher Freiheits- und Selbstbestimmungsrechte auf die Tagesord- 
nung gesetzt, alte und neue politische Subjekte auf der geschichtlichen 
Bühne auftreten lassen und in den Auseinandersetzungen und Revolutio- 
nen Positionen erkämpft, die die Gegenspieler zu partiellen Rückzügen, 
Zugeständnissen und Kompromissen zwangen. Wenn heute vom Scheitern 
einer Illusion gesprochen wird, so vergißt man die außerordentliche Krea- 
tivität, über die die antikapitalistische Linke verfügte. 

Für die bereits in den 60er Jahren beginnende Abnahme der von der Lin- 
ken ausgehenden Anziehungskraft gilt dasselbe wie für das fordistische 
Modell: Ihr Paradigma wurde als interpretativer Schlüssel für Realitäten 
angeboten, die jenseits des Bereichs, der Zeit und der Territorien liegen, 
deren materiellen Gehalt und reale Organisation dieses Paradigma reflek- 
tiert. Die Welt wurde auch dort als Klassenkampf interpretiert, wo sich die 
kapitalistische Formation noch nicht als vereinigendes Element der Geseil- 
schaft durchgesetzt hatte. Von dieser Grenzüberschreitung wurde das gan- 
ze Jahrhundert geprägt, wobei das Links-Rechts-Schema weitgehend eine 
»marxistische« oder zumindest klassenmäßige Färbung angenommen hat. 
Dieser schon immer fragwürdige Interpretationsansatz scheint sich mit 
dem Niedergang des Ostblocks, insbesondere der UdSSR als politisch- 
militärischer Gegenmacht zu den USA, erledigt zu haben. Wir wollen hier 
nicht untersuchen, weshalb die Selbstdefinition des Proletariats so tiefgrei- 
fend und riskant in der Existenz eines Staates verankert wurde. Sicherlich 
ist dies eine Verkürzung und auch eine theoretische und politische Schwä- 
che der kommunistischen Bewegung nach den 20er Jahren gewesen, auch 
wenn die »vorwärtstreibende Kraft« seines Symbols und das Netz der 
Dritten Internationale noch bis in die Gegenwart spürbar bleibt. Sicher ist 
jedenfalls, daß der Fall der Berliner Mauer 1989 sowie die Auflösung der 
Sowjetunion etwas zusammenbrechen ließen, was sich schon vorher ver- 
schlissen hatte. 

Das Phänomen des Niedergangs der kommunistischen Bewegung wird in 
der »Sieger«-Literatur sehr holzschnittartig dargestellt und kommt in sehr 
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fragwürdigen Thesen zum Ausdruck: die These einer durch das Ende der 
UdSSR befriedeten Welt, in der das kapitalistische Gesellschaftssystem 
endgültig gesiegt hat; die (ähnliche und noch zugespitztere) These vom 
»Ende der Geschichte« von Fukujama. Beide Thesen hatten eine Lebens- 
zeit von nur wenigen Jahren, bis sie - nicht zuletzt aufgrund ihrer journa- 
listischen Popularisierung - von den Thesen Huntingtons abgelöst wurden, 
wonach der Klassenkampf durch die Auseinandersetzung zwischen den 
Zivilisationen ersetzt wird, die - im Unterschied zum Klassenkampf - prin- 
zipiell unlösbar ist, weil sie per definitionem »fundamentalistisch« ist. 

Sicher ist, daß die westliche Arbeiterbewegung nunmehr die Zeche für die 
allzu lange und selbstverschuldete Illusion nationaler und westlicher 
Selbstgenügsamkeit bezahlen muß, die schon vor Zeiten von einigen linken 
Theoretikern wie Baran oder Sweezy beklagt wurde. Diese hatten beobach- 
tet, daß die Klassenkompromisse in den entwickelten Ländern häufig zu 
Lasten der rückständigen Länder gingen. Im Norden lösten die Protagoni- 
sten beider Seiten nicht selten ihre Umverteilungsprobleme durch kapita- 
listischen und imperialistischen Raubbau im Süden, was vom westlichen 
Proletariat weitgehend mit Schweigen übergangen wurde. Die westliche 
Linke ging davon aus, daß möglichst günstige Kräfteverhältnisse im Nor- 
den den Rest der Welt »mitziehen« würden, wie ja auch das Kapital seinen 
Siegeszug von dort aus angetreten hatte, wo es am entwickeltsten war. 

Tatsache ist, daß die in Sozialdemokraten und Kommunisten gespaltene 
Arbeiterbewegung sowie die Befreiungsbewegungen insbesondere nach 
dem Ende der Dritten Internationale und während des Zweiten Weltkrieges 
als nationale Bewegungen aufgetreten sind und sogar aufhörten, ein Sy- 
stem der gegenseitigen Unterrichtung und des Informationsaustauchs zu 
unterhalten. Der Globalisierung des Kapitals entsprach zwar die Globali- 
sierung des Proletariats, aber ganz zu schweigen von einer Organisation 
gab es hierfür keine artikulierte, weltumspannende Bewußtseinsform. Und 
dies nicht einmal in Europa, wo die Arbeiterbewegung hinsichtlich der 
Lohnentwicklung und der sozialen Sicherheit ihre größten Erfolge errun- 
gen hatte. Dem transnational operierenden Unternehmen steht kein wie 
auch immer gearteter transnationaler Widerpart der Lohnabhängigen ge- 
genüber. In die verschiedenen Länder und Systeme industrieller Beziehun- 
gen aufgespalten kennt dieser Widerpart sich selbst nicht, stellt keine inne- 
ren Verbindungen her, tendiert eher zur Selbstzerfleischung als zum Auf- 
bau einer gemeinsamen Front. Nicht einmal die Krise der »sozialistischen« 
Identität wurde gemeinsam erörtert, was schon zur Krise selbst gehört. 

Warum aber wird der reale Widerspruch nicht mehr gesehen und nicht 
mehr interpretiert? Ohne Zweifel waren die Arbeiterbewegung und ihre 
Kultur, der originäre Marxismus und auch dessen populärwissenschaftliche 
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Variante wichtige Instrumente der Analyse und der Prognose - gerade hier- 
aus schöpften sie ihre eigentliche Kraft. Mit welchen Fehlern und Schwä- 
chen sie auch sonst behaftet waren: Es gehörte zur Kultur dieser Arbeiter- 
bewegung, die Tendenzen auf der Gegenseite verstehen zu können. 

Warum dieser Abbruch? Warum hat die Arbeiterbewegung so plötzlich 
diese Fähigkeit verloren; warum ist sie nicht mehr fähig, die Veränderun- 
gen zu erkennen und zu interpretieren? 

Es ist dies keine müßige oder rein historische Frage. Die Antwort des sieg- 
reichen Kapitalismus lautet: Der Glaube sei illusorisch, daß es für die kapi- 
talistische Produktionsweise noch irgendeinen inneren oder von außen 
hineingetragenen Widerspruch geben könne, der den Keim des Umsturzes 
in sich trüge. Die kapitalistische Produktionsweise, so das Argument, sei 
»die Produktion« schlechthin; ihre zerstörerischen Begleiterscheinungen 
seien Teil eines Wachstumsmechanismus, der letzten Endes immer zum 
Positiven ausschlage. Das Unternehmen sei die eigentliche Produktions- 
form, dem sich die Arbeitskraft unterordnen und je nach Konkurrenzanfor- 
derung durch quantitative und qualitative Veränderung anpassen müsse; 
der Markt sei Motor und Regulator zugleich. Ohne Kapital, Unternehmer- 
tum und Markt könne es nur Stillstand geben; dies sei das Supersubjekt der 
Moderne. 

Wir sind der Auffassung: Sollte sich dieser Prozeß wirklich durchsetzen, 
dann würden die Grundlagen der modernen Gesellschaften und Demokra- 
tien auf den Kopf gestellt werden. Diese beruhten - man denke nur an die 
Menschenrechtserklärungen - auf substanziellen Freiheits- und Gleich- 
heitsrechten für jedes ınenschliche Wesen. Der Marxismus ist realiter der 
konsequente Erbe dieses Ansatzes, indem er die materiellen Bedingungen 
der Freiheit hervorhebt. Gegen den Kommunisinus kann eingewendet wer- 
den, daß er so lange auf den materiellen Bedingungen von Freiheit insi- 
stierte (z.B. auf der Eigentumsfrage), bis er schließlich in Totalitarismus 
und politische Ungleichheit umschlug: So die liberale und libertäre Kritik, 
und es liegt bei den Kommunisten, darauf eine Antwort zu finden. 

Aber das Problem, was denn eine planetarische Zivilisation sei, in der von 
vornherein die Ungleichheit der Lebensbedingungen und der Verfügungs- 
macht über die »Art und Weise des Lebens und Produzierens« als not- 
wendig gesetzt wird, ist enorm. Hier kommt die Frage nach dem modernen 
politischen Subjekt ins Spiel: Was unterscheidet den Bürger vom Uhtertan, 
wenn nicht die Gleichheit des Rechts, über das gemeinsame und eigene 
Schicksal mitentscheiden zu können? Es ist klar, daß mit der Forderung 
»gleiche Freiheitsrechte und freie Unternehmertätigkeit« lediglich der 
Kapitalist mit dem Status des Bürgers in seinem vollen Sinn überein- 
stimmt; während dies beim Nicht-Kapitalisten bzw. Nicht-Besitzer der 
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Mittel für Subsistenz, Ausbildung und Partizipation nicht der Fall ist. 
Neben diesen Grundwiderspruch, der die immer radikaler werdende Un- 
gleichheit der Subjekte betrifft, tritt nunmehr die Auswirkung des neuen 
Produktionsmodells auf die Nationalstaaten. Das Unternehmenssystem 
agiert grenzüberschreitend und lädt auf die Einzelstaaten die Bevölke- 
rungsteile ab, die es marginalisiert. 

Andererseits haben die Deregulierung und der freie Verkehr der Kapitalien 
den nationalen Instanzen die Möglichkeit entzogen, ihre Bewegungen mitzu- 
steuern, so daß diese Instanzen ihre Souveränität über die eigenen Ressour- 
cen verlieren. Aber der Staat bleibt der territoriale Bezugsrahmen, innerhalb 
dessen jeder Bürger sein aktives und passives Wahlrecht ausüben und zu den 
Problemen seines Landes ein Mandat erteilen kann. Die Funktion der parla- 
mentarischen Demokratie hängt also am Prinzip der politischen Souveränität 
von Regierung, repräsentativen Institutionen und Volk und wird mit ihm in 
Frage gestellt. Auch hier stößt also der Triumph der Demokratie als Macht- 
system von unten und als umfassende Verteidigung des Individuums - siehe 
die Jubelchöre, die 1989 angestimmt wurden - brutal mit dem Machtverlust 
auf der Ebene des Nationalstaats zusammen, auf der allein es demokratische 
Repräsentanz und legitimierte Gesetzgebung gibt. 

Die Unternehmen entziehen sich dem. Außerdem weisen die Unternehmer 
die Forderung zurück, wonach der Staat über eigene Interventionsrechte 
verfügen soll, und zwar sowohl im strategischen Bereich des Eigentums 
und der Wirtschaft (einst sah man die Produktion als unentbehrlich für die 
staatliche Autonomie an), als auch im Bereich der staatlichen Dienstlei- 
stungen (Sozialstaat) sowie auf dem neuen Gebiet des Kommunikations- 
wesens. Damit bricht eine tragende Säule der Demokratie weg, die sich 
nun explizit auf das reduziert, was schon Marx angriff - nur die elementa- 
ren politischen Rechte bleiben übrig -, denn der Zugriff auf die Schalthebel 
für die Entwicklung und die Ressourcen eines Landes ist tendenziell nicht 
mehr auf politischem Weg, sondern nur noch aus dem Produktions- und 
Akkumulationssystem selbst heraus möglich. 

Aber innerhalb welcher Grenzen kann denn von der Krise des National- 
staates gesprochen werden? In Wirklichkeit üben die Nationalstaaten auch 
heute noch einen nicht zu unterschätzenden Einfluß aus; man denke nur an 
den militärischen Bereich, an die Kontrolle über die Polizei und an das 
Justizsystem, wo die Konflikte zwischen Privatpersonen ausgetragen wer- 
den und der Staat das Recht der Absonderung des Individuums aus der 
Gemeinschaft exekutieren kann. Auch auf dem Gebiet der Ökonomie ver- 
bleiben in der Hand des Staates wichtige Hebel, insbesondere der Fiskus 
und - wenn auch nunmehr in sehr begrenzter Form - das Geld. Über den 
Haushalt übt der Nationaistaat immer noch die Funktion der gesellschaftli- 
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chen Umverteilung zwischen den Klassen aus, hier begünstigend, dort re- 
duzierend, wobei er sowohl die Bedingungen für den Zustrom von Kapital 
aus dem Ausland als auch für die Kapitalflucht schafft. Die immer noch 
vorhandene Rolle und Macht des Nationalstaats und seine Möglichkeiten, 
die von der Globalisierung erzeugten konkreten Interessenkonflikte im na- 
tionalen Rahmen zum Ausdruck zu bringen, sollten deshalb auch nicht 
unterschätzt werden: Der Nationalstaat bleibt bis auf weiteres ein privile- 
giertes Terrain für das multinationale Unternehmen, das über ihn versucht, 
für sich die vorteilhaftesten Standort-Bedingungen auch im Hinblick auf 
den Arbeitsmarkt herauszuschlagen. Was übrigens die Rechte genau weiß, 
die mit allen Mitteln darum kämpft, diese öffentlichen Hebel in die Hand 
zu bekommen. 

Das Medium des Staates reflektiert den weltweiten Wettbewerb sowohl in 
der Form ökonomischer und monetärer wie auch in der Form militärischer 
Macht. Das amerikanische Golf-Unternehmen führte vor, daß der Wettbe- 
werb auch vor Repression nicht haltmacht. Sie gehört in das Szenario von 
»Regional«-Mächten, die immer stärker auftrumpfen, und in neue Kon- 
fliktsituationen (die man früher »imperialistisch« genannt hätte) zwischen 
den Polen der Triade, die zu den USA nicht in einem Vasallenverhältnis 
stehen, und neu entstehenden Interessensphären. 

Von diesen sich ständig verändernden komplexen Machtverhältnissen, die 
sich einst auf den einzelnen Staat bezogen, wurde die Arbeiterbewegung 
auf dem falschen Fuß erwischt. Ein ganzes Jahrhundert lang hatte die Ar- 
beiterbewegung an der eigenen »Nationalisierung« gearbeitet, gerade weil 
ihr aufgrund ihrer ersten Hauptparole »Proletarier aller Länder, vereinigt 
euch« vorgeworfen wurde, ihr Internationalismus sei in Wahrheit anti- 
national. Während des Ersten Weltkrieges opferte sie ihren Internationa- 
lismus für das »patriotische« Interesse (was intern zu einer schweren Krise 
führte), und als später die Sowjetunion entstanden war, sah sie sich nicht 
nur dem Verdacht ausgesetzt, antipatriotisch zu sein, sondern auch den In- 
teressen des ersten proletarischen Staates, der UdSSR, den Vorrang vor 
denen des eigenen Landes zu geben. Und gegenwärtig kommt eine Kam- 
pagne in Gang, die die Kommunistische Internationale als ein Netz von 
sowjetischen Geheimagenten anzuprangern versucht, ebenso wie die 
kommunistischen Parteien, oft auch die Klassen-Gewerkschaften und 
schließlich die antifaschistische Widerstandsbewegungen als Instrumente 
der Sowjetunion hingestellt werden. 

Die Arbeiterbewegung entwickelte sich in der Schere zwischen dem Inter- 
nationalismus der Klasse und der nationalen Integrität; und betonte dabei 
vor allem ihren nationalen Charakter, was durch die Voiksfronten und den 
Zweiten Weltkrieg noch bestärkt wurde. In dem Maße, wie sie sich von re- 
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volutionären bzw. aufständischen Konzepten lossagte und sich auf die Er- 
langung institutioneller Macht konzentrierte, verstärkte sich ihr nationaler 
Charakter, und zwar zu Lasten eines stillschweigenden Internationalismus 
und teilweise auch als Hindernis dafür, daß sie innerhalb der Gesellschaft 
noch Bedürfnisse nach Autonomie entwickeln konnte. 

Der Vorwurf, die Arbeiterbewegung sei etatistisch, ist naheliegend: Der 
politisch-soziale antikapitalistische Block konkurriert nicht um das Eigen- 
tumsrecht an den Unternehmen, über das er per definitionen nicht verfügt, 
sondern darum, daß sich der Zugang aller zu sozialem Eigentum erweitert. 
Der Keynesianismus und die gemischten Ökonomien nach der Weltwirt- 
schaftskrise 1929 haben ihm dafür theoretischen und politischen Raum ge- 
geben. Diese Bezogenheit auf den Staat, die im Rahmen der verfassungs- 
mäßigen Ordnung einen alternativen Weg aufrecht zu erhalten schien, um 
den es beim »italienischen Weg zum Sozialismus« ging, ist in den 70er 
Jahren von einigen Gruppen und Bewegungen der Linken kritisiert wor- 
den. Die auf den Staat ausgerichtete Politik der Linken, so ihr Einwand, 
solle doch die breiten Volksschichten repräsentieren; mit dem »histori- 
schen Kompromiß« jedoch habe man dies aufgegeben, um auf eine angeb- 
liche Neutralität des Staates hinzusteuern. Und dies gerade zu dem Zeit- 
punkt, als die Offensive der Trilateralen und des Kapitals insgesamt die 
Präsenz der Linken in den Institutionen zurückzudrängen und dem Natio- 
nalstaat die Eingriffsmöglichkeiten in die Ökonomie zu entziehen begann. 
Vor diesem Hintergrund hat die Krise des Dreigestirns Craxi, Andreotti 
und Forlani nicht die Linke, sondern vielmehr die politische Rechte be- 
günstigt. Diese spricht ihre beiden Ziele offen aus: Einerseits will sie der 
Linken bei den Wahlen die politische Legitimation entziehen, zum anderen 
will sie dem öffentlichen Bereich, auf den die Linke noch Einfluß nehmen 
könnte, jede Interventionsmöglichkeit entziehen. Denn tatsächlich war Ita- 
lien in der zweiten Hälfte dieses Jahrhundert in doppelter Hinsicht im kapi- 
talistischen Westen ein Ausnahmefall: es gab eine starke kommunistische 
Partei und einen bedeutenden ökonomischen Einfluß der öffentlichen 
Hand. 


3. Themen für einen Arbeitsplan 


Insgesamt münden unsere Überlegungen in grundsätzliche Fragen nach 
den Kategorien der »Linken« im allgemeinen, der »Arbeiterbewegung« 
bzw. ihrer »revolutionären« oder »kommunistischen« Variante im beson- 
deren. Dabei stellt sich zunächst die Frage nach den sozialen Kräften, die 
von der Globalisierung und dem Postfordismus betroffen werden. Wir wis- 
sen, daß sie vielschichtig und gespalten sind. Aber kann man sie bestim- 
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men, kann man sie zusammenführen? Kann man sie mit der Kategorie des 
proletarischen Subjekts erfassen? 

Die Durchschlagskraft der Arbeiterbewegung marxistischen Ursprungs be- 
ruhte darauf, daß sie sich als »allgemeine Klasse« verstanden hat. Nicht in 
dem dümmlichen Sinn, sich zur Vertreterin von allen oder (noch schlim- 
mer) einer »Mehrheit« zu erklären, sondern in dem Sinne, daß von den 
Beziehungen, die bei der Organisation der existenznotwendigen Produkti- 
on zwischen den Menschen entstehen, ihre Freiheit abhängt - oder daß sich 
hier Machtverhältnisse konstituieren, aus denen sich die Gesetze, die Kul- 
turen und die sonstigen Machtverhältnisse ableiten lassen oder sich zumin- 
dest mit ihnen verbinden. Der Begriff »links« ist zum politischen Synonym 
für die Verteidigung und »Befreiung der Arbeit« geworden, um aus ihr ein 
Subjekt und nicht eine Ware zu machen. Und es war klar, daß ihre Vertei- 
digung - als Beschäftigung, Kompetenz, Entlohnung - gleichzeitig auch die 
Verteidigung des politisch-sozialen Individuums bedeutete, das ein intrin- 
sisches Interesse an einer Gesellschaft freier Bürger hatte, in der Männer 
und Frauen endlich von der Fremdbestimmung durch den Herrscher, die 
Kirche oder das Eigentum entbunden sind. 

Gilt diese Gleichung noch heute? Bedeutet auch im Jahre 2000 das Eintre- 
ten für die Arbeit und die Arbeitenden die Verteidigung des Subjekts der 
Emanzipation? Wenn ja, läßt sich dann diese Emanzipation überhaupt noch 
in den Begriffen eines Gesellschaftsprojektes ausdrücken, in dem die Ar- 
beit gemeinsam in Angriff genommen wird und frei von Profit ist? Hat al- 
so noch die marxistische Idee von einer »Produktionsweise«, die von der 
Sphäre der Politik und nicht von der Anarchie des Marktes bestimmt wird, 
Gültigkeit? 

Wenn dies der Fall ist, dann käme dem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
eine weitaus tiefgehendere Bedeutung zu, als lediglich der Schutz der Be- 
schäftigten. Während weltweit ein Rückgang der im produktiven Sektor 
Beschäftigten zu verzeichnen ist, nimmt die Produktion selbst unaufhalt- 
sam zu. Ein erster Schritt zum Gegensteuern wäre es, den Produktionszu- 
wachs dafür zu verwenden, daß alle weniger arbeiten, statt daß immer we- 
niger Beschäftigte immer mehr arbeiten. Die Parole »weniger arbeiten, Ar- 
beit für alle« bliebe auf der Tagesordnung und bekäme mehr denn je einen 
vereinheitlichenden Sinn, auch zwischen »fortschrittlichen« und »zurück- 
gebliebenen« Gesellschaften. Die »fortschrittlichen« Gesellschaften wür- 
den aufhören, Raubbau an den natürlichen Ressourcen zu betreiben und 
gleichzeitig aufgrund zu hoher Lohnkosten in das Dilemma Arbeitslosig- 
keit und Marginalisierung zu geraten. Die »zurückgebliebenen« Gesell- 
schaften hingegen könnten sich von der Last befreien, lediglich als Reser- 
voir von Arbeitskräften zu fungieren, die entweder zur Emigration oder zu 
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unregelmäßigen Frondiensten am Ort gezwungen werden. Vor diesem 
Hintergrund hat die Forderung nach einer Verringerung der Arbeitszeit, 
d.h. nach Verteilung der vorhandenen Arbeit auf möglichst viele Personen 
- eine Forderung, der sich das Kapital, die internationalen Organe und das 
Gros der »neoliberal« gewordenen politischen Klasse nach Kräften entge- 
gen stellen - eine erheblich weitreichendere Bedeutung als nur die der Be- 
schäftigungssicherung: sie hätte sogar strategische Bedeutung. . 

Dasselbe könnte für Überlegungen gelten, die auf die Errichtung eines vom 
eigentlichen Arbeitsmarkt abgekoppelten Bereichs »sozial nützlicher Ar- 
beiten« hinauslaufen und von Ökonomen wie etwa Giorgio Lunghini oder 
auch von der »Legambiente« (italienische Umweltorganisation, Anm. d. 
Übers.) vertreten werden. Ein solcher Bereich würde der Überführung der 
sozialen Reproduktion in die Warenförmigkeit entgegentreten, die heute 
durch eine künstliche Multiplikation der Konsumgüter und -formen for- 
ciert wird. Ohne auf diese Überlegungen weiter eingehen zu wollen, wer- 
fen sie doch die Frage auf: Wer kann die Logik des Wettbewerbes brem- 
sen? Wer entscheidet darüber, einen alternativen Arbeitssektor zu schaf- 
fen? Wer legt hierfür die Regeln fest und bestimmt die Ressourcen? 

Es drängt sich erneut die Frage auf, ob man eine zwischen Staat und Markt 
gemischte Wirtschaftsordnung vorschlagen sollte, um unter den Bedingun- 
gen des Postfordismus eine neue Form des sozialen Kompromisses keyne- 
sianischen Typs anzustreben. Aus Sorge um den exponentiellen Anstieg 
der Arbeitslosigkeit gibt es in Europa soziale Kräfte, insbesondere einige 
Gewerkschaftsverbände und Beamte der EG (von Jacques Delors bis zur 
Lissabon-Gruppe), die in diese Richtung drängen. 

Jedenfalls setzt ein derartiges Projekt - soll es reale Auswirkungen auf die 
Entwicklung haben - einschneidende Veränderungen im herrschenden 
Entwicklungsmodell sowie eine veränderte Werteskala voraus, d.h. es be- 
darf eines sozialen Subjekts, die dieses Projekt im Konflikt mit den heute 
dominierenden Gruppen durchhält. Solche Teilprojekte haben wenig Aus- 
sicht auf Erfolg, wenn es nicht zu einer breiten öffentlichen Kritik und zur 
Herausbildung eines sozialen Bündnisses (eines »Blocks«) kommt, das 
fähig ist, die Auseinandersetzung mit dem großen Kapital und der sie stüt- 
zenden Kultur zu führen. 

Aber gerade hier, wo es um die Rekonstruktion von Subjektivität geht, 
stellt sich am Ende dieses Jahrhunderts auch eine andere Frage. Kann die 
Arbeit noch ein Wert sein? Ist nicht im Bewußtsein vieler - zumindest in 
den komplexen Gesellschaften - ein Zweifel hinsichtlich der Prioritätskala 
und der Ziele der menschlichen Existenz entstanden? Es ist evident: Wer 
die von ihrer Warenform befreite Arbeit zum Angelpunkt macht, wirft 
nicht das Problem der Umverteilung, sondern der Struktur der Gesellschaft 
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und des Individuums auf: die Verwendung der Zeit im menschlichen Le- 
ben; das Verhältnis zwischen Produktions- und Reproduktionszeit, zwi- 
schen beidem und den Zeiten der Ruhe, zwischen kollektivem und indivi- 
duellem Leben, zwischen Arbeit und Lernen, dem Handeln und dem Be- 
trachten, dem Sein und dem Machen. 

Das tendenzielle Ende des Gleichschritts von Wirtschaftswachstum und 
wachsender Beschäftigung hat bei der Linken zu einigen grundlegenden 
Reflexionen geführt. Dies vor allem deshalb, weil die marxistische These 
von der Revolution in dem Maße chancenlos zu werden schien, wie es 
nicht zu der erwarteten Ausdehnung der aggegrierten Arbeitermassen (in 
denen Marx den Akteur der Revolution sah) kam. Aber auch weil eine hi- 
storische Forderung der Lohnabhängigen und der modernen Linken an 
Wert einbüßte oder inzwischen als ein Fallstrick des Kapitals erscheint: das 
Recht auf Arbeit sowie auf das Aushandeln der Löhne, also das Recht, das 
Wachstum und die Verteilung seiner Früchte auszuhandeln. Vor allem 
aber: Liegt nicht in der Industriearbeit selbst ein intrinsisches Moment von 
Entfremdung? Warum soll das Proletariat eine subalterne und entfremdete 
Situation beibehalten wollen? Damit wird nicht nur die Möglichkeit, son- 
dern auch der Nutzen des Anspruchs auf Arbeit als grundlegendes Moment 
des Klassenbewußtseins in Frage gestellt. 

Im Lichte solcher Überlegungen erscheint die Krise des realen Sozialismus 
auch als Krise »hyperfordistischer« Gesellschaften, die sich der »Arbeit« 
verschrieben haben und auf zwei Subjekte gründen (die Produktionsmittel, 
die sich der staatliche Arbeitgeber als »politischer« Repräsentant der sozia- 
len »Arbeiterklasse« aneignet), und wo einfach das Arbeitsprodukt »ge- 
recht« an die soziale Gemeinschaft verteilt wird. Nach dieser Lesart ver- 
blieben die realsozialistischen Gesellschaften im Schema des fordistischen 
Kapitalismus und verdichteten sich zu politisch-organisatorischen Hierar- 
chien, die keinen Raum für die Freiheit des Individuums ließen (die ganze 
Gesellschaft ist wie eine Fabrik). Die Geschehnisse im Osten wären somit 
als eine Variante der Krise der »economics of scale« zu interpretieren, oder 
mehr noch: der Osten wäre der Ort gewesen, wo der Fordismus am konse- 
quentesten angewandt wurde und wo sich die ökonomischen und politi- 
schen Grenzen dieser Ökonomie früher als anderswo gezeigt hätten 
(wirtschaftliche Stagnation, nachlassende Innovationsfähigkeit, politisch 
ein System der Einkerkerung). 

Hieraus resultiert eine radikale Kritik an jedem Gesellschaftsmodell, wel- 
ches über die Arbeit die gesellschaftlichen Beziehungen und Bürgerrechte 
reguliert. Die unterdrückte Klasse sei dann von den »Werten« der herr- 
schenden Klasse durchdrungen. Will man sich wirklich von der Entfrem- 
dung befreien - so die zugespitzte These -, dann muß man sich nicht nur 
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von der Lohnarbeit befreien, sondern die eigene Person auch von jeder 
Verdinglichung und vom Austausch menschlicher Tätigkeiten. Die Tech- 
nologie, so wird behauptet, macht dies möglich, da der Westen mittlerwei- 
le im Überfluß produziert: zuviel, zu konzentriert, zu verschwenderisch, 
ohne realen Bezug zu den Bedürfnissen sozialer Reproduktion, nur auf den 
Profit ausgerichtet - und mit dem Konsum als tendenziell einzigem Identi- 
fikationsmodell. 

Aufgrund einer solchen Analyse verändert sich das politische Ziel, das die 
Emanzipation der Lohnabhängigen charakterisierte, nämlich die Forderung 
nach einer veränderten Eigentumsordnung für die Produktion, die »Gleich- 
heit« für alle im Hinblick auf die materiellen Güter garantiert. Autoren wie 
Gorz, Latouche, Aznar usw. vertreten, daß es die gegenwärtige Produkti- 
onsmenge und die dafür immer geringer werdende notwendige Arbeits- 
menge erlauben, sich von der Arbeit als Mittel des Unterhaltes und als An- 
gelpunkt des Sozialstaates zu verabschieden. Lebensunterhalt und politi- 
sche Rechte könnten von der Arbeit getrennt werden; die Gesellschaft oder 
der Staat müßten mittels des sogenannten »Bürgerlohnes« ein festes 
Grundeinkommen für alle garantieren. Verdienst aus Arbeit gäbe es nur 
noch mit Unterbrechungen, d.h. er wäre nicht notwendig; die Fülle indivi- 
dueller Menschlichkeit wäre schon a priori realisiert. 

Aus dieser Sichtweise mündet die Krise der Arbeit in die Krise der histori- 
schen Gründe, die einmal für die Linke sprachen. Diese beendet ihren Zy- 
klus in dem Sinne, daß ihr Träger, die Arbeiterklasse, zu existieren aufhört. 
Das Gewicht des Subjekts und der Aufhebung seiner Entfremdung würde 
sich vom äußerlichen und kollektiven Machen (gemeinsames gesellschaft- 
liches Produzieren) auf die direkte Verwirklichung des Individuums in der 
Gesellschaft verlagern. 

Es wäre das Ende des klassischen politisch-revolutionären Projektes. Dabei 
ist interessant, daß sich dieses nicht nur im Innern und zusammen mit der 
postfordistischen Ära ankündigt. Die Emanzipation von den nackten Be- 
dürfnissen, die der westliche Industrialismus hervorbrachte, sowie die aus 
der kapitalistischen Produktionsweise hervorgegangene komplexe politi- 
sche Wirklichkeit haben die Grenzen einer Gemeinschaftsidee ans Licht 
gebracht, welche ihren Sinn in der Art und Weise findet, wie die Menschen 
ihre Existenz produzieren und organisieren. Eine Gemeinschaftsidee, der 
»Produzieren« sowohl als Imperativ wie auch als Grenze erscheint. 

Die neuen politischen Subjekte haben diese Kritik seit Beginn der 70er 
Jahre in vielfältiger Weise zum Ausdruck gebracht. Weiter als die ökologi- 
sche Anklage reicht der Protest von seiten des Feminismus, wonach in der 
politischen Sphäre eine männliche Sichtweise vorherrscht, die durch Kon- 
kurrenz und Bellizismus charakterisiert ist und von den körperlichen Be- 
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findlichkeiten, den Gefühlen und den Zeiten der Reproduktion abstrahiert, 
ihre Realität verleugnet und nicht in die Kultur der Polis aufzunehmen 
vermag. Körper und Geschlecht, deren Problematik eine bisher unbekannte 
Dimension angenommen hat, sperren sich gegenüber der juristischen Ab- 
straktion, der reductio ad unum, die Asymmetrie zurückweist und zu den 
Grundlagen männlicher Kultur und Macht gehört. Dabei handelt es sich 
keineswegs um den verkürzenden Blick auf die Vorrangstellung eines Ge- 
schlechts, denn dahinter steht die verarmende Reduktion des Daseins auf 
das Ökonomische, auf das Machen, eine Reduktion, die in brutaler Weise 
die Komplexität und Mannigfaltigkeit der individuellen wie der gesell- 
schaftlichen Existenz beschneidet. 

Diesen Aspekt in Angriff zu nehmen, bedeutet eine Horizontverschiebung 
der Linken, weil dadurch andere Lebensbereiche in den Blick geraten, die 
mit den Wissensbeständen und Methoden des instrumentellen Handelns 
weder reduzierbar noch meßbar sind. Sie bestimmen vielmehr ein anderes 
Verhältnis, einen anderen Typus der Beziehung, und machen deshalb auch 
eine andere Sprache erforderlich. 

Der Feminismus hinterfragt deshalb den aktuellen Horizont der Emanzipa- 
tion, der die Frage der Chancengleichheit als Übergang von der Unterord- 
nung zur Gleichstellung ins Zentrum stellt. Dabei werden Bereiche des 
Menschlichen angesprochen, in denen andere Dimensionen des Lebens 
(Körper, Eros, Affektivität) zum Zuge kommen, deren Spezifikum gerade 
in ihrer individuellen Unwiederholbarkeit liegt, die ihrerseits auch durch 
den Unterschied der Geschlechter geprägt ist. Es sind dies Fragen, die in 
der öffentlichen Diskussion an Brisanz gewinnen. Hier genügt ein Blick 
auf den Bereich der Bioethik, der wieder das Problem juristisch-staatlicher 
Macht aufwirft: Ist es möglich, mit juristischen Abstraktionen einen Le- 
bensbereich zu ordnen, aus dem die Autonomie des/der einzelnen nicht 
verbannt werden kann? 

Im Feminismus findet auch eine Sorge Widerhall, die den rigiden Charak- 
ter »aufgeklärter Vernunft« betrifft, welche den Industrialismus verinner- 
licht habe und umgekehrt. So sei die Unmenschlichkeit der Technik inhä- 
rent, was sich in Vermassung, Auslöschung des Ichs, menschlicher Ver- 
nichtung umsetze (Heidegger). 

Schließlich noch eine letzte Bemerkung. Wenn der entscheidende Bezugs- 
rahmen der Sozialverfassung nicht mehr die Arbeit ist, dann kann sie es 
auch nicht mehr für die Zivilverfassung sein. Auf den Prüfstand kommt da- 
mit auch die Idee des Staatsbürgers als aktives Gesellschaftsmitglied, eine 
Idee, die für die Repräsentation konstitutiv war. Der allgemeine und 
»abstrakte« Charakter dieser Idee wird kritisiert, und zwar zugunsten einer 
differenzierteren (Geschlecht, Tradition, Ethnie, Blutsgemeinschaft oder 


430 Pietro Ingrao, Rossana Rossanda 


Kultur) oder auch transitorischeren (Meinung, Elemente von Bewegung) 
Konzeption von Identität. 

Welches auch immer die Lösungen für diese Art von Problemen sein mö- 
gen, so muß doch die Brisanz hervorgehoben werden, welche das Thema 
des Verhältnisses von Arbeit und Leben erhält. Der alles durchdringende 
Charakter des Produktionssystems und seine Tendenz, das gesamte Dasein 
zu konditionieren und nicht nur auf die Formen, sondern auch auf den In- 
halt der politischen Macht einzuwirken, bestätigt noch einmal die sich be- 
schleunigenden Probleme, die im Schoß der neuen Phase des kapitalisti- 
schen Produktionsverhältnisses entstehen. 

Die Diskussion ist offen. Vielleicht sollte man jedoch festhalten, daß die 
von der Arbeiterklasse (um hier diesen klassischen und geschichtsträchti- 
gen Begriff zu verwenden) geprägte Linke nur dann die Herausforderung 
des Postfordismus bewältigen kann, wenn es ihr gelingt, Sprachrohr auch 
jener Lebensbereiche zu sein, die weder in Produktion noch in Geld meß- 
bar sind und sich der Konfiguration bzw. Abstraktion des Politischen ent- 
ziehen. 

Wenn man sich dieser Problematik annimmt, besteht dann nicht die Ge- 
fahr, daß man sich von der Realität entfernt? Mitnichten. Man dringt viel- 
mehr in die Tiefe der Realität ein. Es geht um die Analyse einer Phase und 
um den Rahmen einer praktikablen Strategie. Und es wird auch einfacher, 
Realist zu sein sowie politische Machtverhältnisse und mögliche Kom- 
promisse auszuloten. Die Wurzel dieser Aufzeichnungen bildet das Pro- 
blem, wie und auf welchen Wegen, Gabelungen und Etappen sich eine 
Kritik an der gegenwärtigen Entwicklung des Kapitalismus und eine anta- 
gonistische politische Subjektivität (re-)konstruieren lassen, und wie sich 
gemeinschaftliche Formen finden lassen, die einen Prozeß der Befreiung 
der Arbeit, ein neues Entwicklungsmodell und ein Modell für die Gestal- 
tung der menschlichen Beziehungen tragen können. Zumindest für diejeni- 
gen, die danach fragen, welche Bedeutung heute noch der Begriff 
»Kommunismus« haben kann, sei bemerkt, daß wir ihn in unserem Voka- 
bular immer noch fortschreiben, für wie schändlich man das auch immer 
halten mag. 

Aus dem Italienischen übersetzt von Siegfried Schieder und Hartwig Heine 
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Wider die verhängnisvolle neue Bescheidenheit: 
Kapitalismus ohne Alternative. 
Am »Ende der Utopie« gilt: Demokratie und Sozialismus 


»Nein, alles mag verkommen, untergehen, sich selber zerstören - 
die revolutionäre Bewegung bleibt bestehen. An einem Ort ist sie 
sicher, am Ort der Utopie. Utopien leben von ihr, welken und ver- 
dorren. Der Drang nach Freiheit bringt neue Utopien hervor, so- 
lange es Unterdrückung gibt.« Paul Parin (1994) 


Es bedarf der sozialistischen Vision 


Der Sozialismus, den wir meinen, hat keine Konjunktur. Er hatte sie nie. 
Bestenfalls eine vermeintliche. Die vermeintliche freilich, das Konstrukt 
wirkte so drückend, daß nun nach dem primär von innen bewirkten Zu- 
sammenbruch des »realen Sozialismus«, welch letzterer sich schon im Be- 
griff selbst verraten hat, aller Sozialismus nur noch eine Angelegenheit von 
Spinnern, bestenfalls Spintisierern zu bleiben den Anschein hat. 

Mit der Häme derjenigen läßt sich unbeeindruckt leben, die das angebliche 
Projekt der Moderne, ausgeflaggt durch »Marktwirtschaft und liberale 
Demokratie«, als totalitäres, nämlich weltumspannendes Ende dieser Men- 
schenzeit begriffen und verkündet haben (»... und sie sprechen wieder lei- 
ser in der kriegerischen Zeit, doch mit dem Lernen, war's immer noch nicht 
so weit«; frei nach BB). 

Ungleich bestürzender wirkt auf uns, daß die meisten von den wenigen er- 
fahrenen Kritikern der Lemmingsdynamik des wachstumszerstörerischen 
globalen Kapitalismus und der politischen Magersucht liberal verfaßter 
Demokratien, wie gezwungen, widerwillig und stöhnend aufgeben. Wir re- 
den also nicht von den zahlreichen Wendehälsen, die ihren gesamten Ver- 
stand dazu mißbrauchen, ihre endliche Entdeckung zu rationalisieren, wie 
trefflich es sich siegend mit den Siegern im allemal siegreichen status quo 
lebt. »Denn wer im Wohlstand lebt ...« 

Unser Freund und Kollege Joachim Hirsch mag's uns, am gleichen Strang 
ziehend, verzeihen, wenn wir eine seiner jüngsten Äußerungen als proto- 
typisch für zahlreiche ähnliche Äußerungen zitieren: 


»Realistischerweise muß man heute davon ausgehen, daß es nach dem Scheitern der etatisti- 
schen Revolutions- und Reformversuche dieses Jahrhunderts zum Kapitalismus derzeit kein 
plausibies geselischaftliches Alternativmodeli gibt« (Hirsch 1995). 
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Selbstverständlich gibt es eine Reihe, geradezu systematisch ineinander 
verfugter Gründe für diese sozialistische Resignation. Sie liegt mehr als 
nahe. Wie sollte man noch den Möglichkeitssinn strapazieren, wenn aus 
der betonierten Wirklichkeit auch kein Funke anderen gesellschaftlichen 
Landgewinns leuchtschwach herausgeschlagen werden kann? Wer nicht 
über so viel Wirklichkeitssinn verfügt, daß er oder sie einsieht, wann der 
rigor mortis einer historischen Figur eingetreten ist, der oder die wird zum 
Phantasten, bestenfalls zum Mitglied eines Konventikels im abgedunkelten 
Kerzenstummelstübchen. Schon die Edda wußte das. Menschen sterben, 
Gegenstände zerfallen, soziale Konfigurationen der Menschen hatten ihre 
Zeit. Die Geschichte ist voll der unabgegoltenen, aber nicht mehr mär- 
chenhaft prinzlich wach zu küssenden Möglichkeiten. Ein erdrückendes 
Museum. Eine nicht mehr nachzudichtende Ästhetik des Widerstands. 

Die neue Bescheidenheit läßt auf Demokratie im Sinne verstärkter Demo- 
kratisierung setzen; die neue Bescheidenheit tritt in den überfällig not- 
wendigen Kampf um die Menschenrechte ein - anhebend mit dem Kampf 
um deren unsicheren, von Obsoleszenz bedrohten Begriff; die neue Be- 
scheidenheit läßt für möglichst tiefgreifende Reformen eintreten, auf re- 
formerische sozial ausgleichende Variationen des globalen kapitalistischen 
Themas. 

Die beiden Verfasser - früher im Sozialistischen Büro aktiv, heute im 
Komitee für Grundrechte und Demokratie - sympathisieren nachhaftig mit 
diesen ÖOrientierungen. Und dennoch scheint uns diese neue Bescheiden- 
heit insgesamt, wenn sie bei diesen Zwischenzielen und Zwischenaktivitä- 
ten stehen bleibt, falsch, fatal, ja verhängnisvoil. Es bedarf der sozialisti- 
schen Vision. Es bedarf der disziplinierten Arbeit an ihrem nicht perfek- 
tionistisch auszumalenden Konzept und dem Weg, der dem Ziel entspre- 
chen muß. Das ist immer zugleich auch Weg (in diesem Sinne hatte der 
seinerzeitige »Revisionismus« Recht). Zu diesen zögerlichen, aber dann 
doch eindeutigen Bewertungen und Behauptungen gelangen wir aus den 
folgenden Gründen. 

Zum ersten: Daß es kein fundamentum inconcussum von Erkenntnis, Ur- 
teil und Handeln gibt und geben kann, ist das Ergebnis wenigstens der in- 
tellektuellen Geschichte am Ausgang des 19. und am Anfang des 20. Ihdts. 
Um so schlimmer für die Wirklichkeit. Deren personale und soziale Defi- 
nitionsmächte mobilisier(t)en und mord(et)en gerade in der systematischen 
Verdrängung dieser säkularen Einsicht - die nationalsozialistische Ideolo- 
gie samt Herrschaft am ausgeprägtesten. Als könne es ethnisch, nationali- 
stisch oder auch »realsozialistisch« perfekte Herrschaftsformen und ihnen 
eigene Gesellschaften geben. Als komme es nicht immer erneut je nach 
historischen Bedingungen auf die Gestaltung der human und entsprechend 
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gesellschaftlich unaufhebbaren, aber qualitativ unterschiedlich zu fassen- 
den Ambivalenzen an. Angefangen mit den Ambivalenzen, die sich daraus 
ergeben, daß unsere Existenz zwischen Natalität und Mortalität ein- 
gepfiockt ist, die jeweils qualitativ verschieden kulturell gefaßt werden 
(Arendt 1981; Bauman 1992). 

Weil es keine irdischen Absoluta gibt, ist es umso notwendiger, das Fun- 
dament der eigenen Kritik und des eigenen Handelns bewußterweise aus 
Tradition und zukünftiger Imagination zu kombinieren und dieses nur aus 
triftigen Gründen aufzugeben. Ohne ein solches, immer wieder erneut er- 
probtes, reflektorisch frisch gebadetes Fundament, bleibt alle Kritik luftig 
oder ihrem kritisierten Gegenstand, als kapitalistisch-etatistischer Weltver- 
gesellschaftung substantiell allzu verbunden - so analog und grundsätzlich 
Adorno (1977). Wird das Fundament nicht explizit gemacht und so syste- 
matisch wie möglich begründet, dann holt uns unvermeidlich die nicht zu- 
fällig herrschende Wirklichkeit ein, in deren Mitte wir alle leben. Dann 
wird man ohne Abstand zum Komplizen. Oder aber alle Kritik und alle Re- 
form werden der Tendenz nach zum Gerede, zur eigen- und fremdgerich- 
ten Rationalisierung. 

Zum zweiten: Selbstredend sind Reformen möglich. Es gibt nicht die un- 
wandelbare, fertige, globale kapitalistische Herrschaft. Darum lohnt es, die 
in ihr gegebenen Dehnfugen des anders Handelns auszunutzen. Selbstver- 
ständlich gilt auch, daß alle Revolutionsromantik, schon immer faden- 
scheinig, wie sie war, nicht mehr aufzufrischen ist. Als könne eine andere 
Gesellschaftsformation drehbühnengleich in qualitativem Sprung erreicht 
werden; als sei ein solcher substanzieller Wandel in den 'Gebeinen’ der ge- 
gebenen Bedingungen angelegt. Insofern gibt es nur bestenfalls reformeri- 
sche Schritte zu einem Ziel, das nie beruhigt erreicht werden wird. Auf Er- 
den wird es, anders als im »Prinzip Hoffnung« geschlossen, nie geben, was 
es noch niemals gab: »Heimat«. 

Indes macht es eine Differenz ums Ganze, wie Reformen konzipiert wer- 
den, was mit ihnen verbunden wird, welcher stachlich, herrschaftlich nicht 
eingemeindbare Sinn und welche eckigen Formen in ihnen stecken, 
schließlich, welche erfahren-skeptischen Hoffnungen man mit ihnen ver- 
bindet. Gerade die Gegenwart ist voll von an sich liebenswerten, den Herr- 
schaftspanzer jedoch verstärkenden Reformillusionen. Hierher gehören 
beispielsweise eine Reihe neuerer Vorschläge, strukturelle Arbeitslosigkeit 
zu besänftigen, wenn nicht aufzuheben und die noch schiefer gewordene 
»Ebene« des sozialstaatlichen, in der Form immer schon a-, wenn nicht 
antidemokratischen Regulierungskomplexes »wieder« etwas 'ebener' zu 
rücken bzw. einige der schneli größer und neu-normal werdenden Löcher 
des »sozialen Netzes« zu stopfen. Die Deregulierung soll aufgehalten, ein 
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zweiter anderer Arbeitsmarkt soll politisch bewußt mit neuen politisch zu- 
gewiesenen Formen des Entgelts erweitert werden und dergleichen mehr. 
Leider bleibt die Frage unbeantwortet, wie eine solche neue Politik mög- 
lich sein soll, die die global ausgeuferte und über die Schwellen aller ge- 
sellschaftlichen Lokalitäten tretende kapitalistische Logik wieder, nein, neu 
und erstmals kanalisiert, denn der heutige kapitalistische Wasserstand hat 
eine historisch neue Höhe und Breite erreicht - trotz der von Anfang an ge- 
gebenen '"Tendenz'. Gleicherweise unbeantwortet bleibt, wie die gegebene 
staatliche Politikform solche Reformleistungen erbringen soll, eine staatli- 
che Politikform, die gerade darauf hinausläuft, alle sperrigen bürgerlichen 
Elemente im kapitalistisch-staatlichen Interesse einzubinden oder abzu- 
schnüren. Denn das »Interesse des Staates an sich selber« ist bei allem 
Wandlungen, wie Joachim Hirsch jüngst noch einmal gezeigt hat (1995a), 
rebus sic stantibus immer zugleich auch ein kapitalkonformes. Schließlich 
wird die Frage offen gelassen, welche Effekte die vorgesehenen Reformen 
über die unmittelbar positiv davon Betroffenen hinaus, die also neue Arbeit 
erhalten, zeitigen, feuerzangenbolenhaft vorausgesetzt, sie kämen zustande 
(»stellen wir uns einmal ganz dumm«.). 

Ähnliche Einwände gelten gegenüber dem flüggen Modebegriff des 
Brundtland-Berichtes, dem »sustainable development«, kaum verständlich 
und zugleich verräterisch als »nachhaltige Entwicklung« eingedeutscht. 
Warum nur wollen alle seine sympathischen Vertreterinnen und Vertreter, 
sich um Wort und Sache einer zünftigen Kapitalismuskritik herumdrücken, 
die die Marxsche Kritik der politischen Ökonomie trotz aller Irrümer im 
einzelnen immer noch nacherfinden müßte, wenn dieselbe nicht schon in 
den Kapital-Bänden, den Grundrissen u.a.m. zum kritischen Weiterdenken 
vorläge? Warum wird verheimlicht, wenn wir unterstellen, daß keine 
Denkpause eingelegt wird, daß es ein kapitalistisches Wachstum, das nun 
in global verdichteter Konkurrenz nach innen expandiert, im Sinne eines 
Wachstums ohne massive negative ökologische und vor allem soziale Ef- 
fekte nicht geben kann? Vermeinen die Vertreterinnen und Vertreter dieses 
ausgeglichenen Wachstums, dasselbe könne kostenfrei garantiert werden? 
Oder haben sie eine neue politische Ökonomie im Sinne? Letztere müßte 
dann aber entsprechend in ihren Institutionen und Funktionen vorgestellt 
werden. Sie könnte u. E. nur in sozialistischer Richtung konzipiert werden. 
Gerade im Umfeld ökologischer Kritik, so berechtigt und notwendig die- 
selbe ist, sind analytische und normative Drückebergereien häufig anzu- 
treffen. Da wird beispielsweise auf 'rein' technische Lösungen A la Sonnen- 
energie gesetzt, - die wir, soweit wir darüber Bescheid wissen, für wichtig, 
für förderungswürdig und verbreitensweri halten -, als ob damit und mit 
ähnlichen Nutzungen anderer Energien oder neuen technologischen Erfin- 
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dungen der Ungleichheit produzierende geradezu universelle, vor allem 
aber soziale Raubbau kapitalistischer Ökonomie behoben wäre. Oder aber 
es werden neue Besteuerungsformen vorgeschlagen, die Umwelt schonen 
und Energie sparen lassen sollen. Als ob solche Steuern, wenn sie denn 
wie beabsichtigt wirkten, ohne sonstige politisch-Öökonomische Strukturän- 
derungen ihrerseits sanft eine neue politisch-ökonomische Steuerung zu- 
ließen oder das wirtschaftliche Wachstum nur noch auf akzeptablen 
Wohlstand allwärts trimmten. 

Der Mangel der Kritik setzt sich im Mangel an anderer (»alternativer«) ge- 
sellschaftlicher Vorstellung fort und umgekehrt. Der Mangel an Kritik ist 
ein Mangel an Leidensdruck und Phantasie. Am deutlichsten wird dies bei 
denjenigen Vertretern in der Regel akademisch privilegierter westlicher, 
sprich »zivilisatorischer« Intelligenz, die wir als Neopositivisten bezeich- 
nen, sprich solchen, die die Waffe der Kritik aus der Hand gelegt haben, 
um moralentspannt die Welt voller Chancen und Lichtflecken einer »civil 
society«, kommunitaristischer Möglichkeiten und neuer Formen der un- 
endlichen Politik individueller Akteure wuseln zu sehen. 

Zum dritten: Was kümmerte uns der frohgemut sanguinische Neopositi- 
vismus, wenn derselbe nicht die »demokratische Frage« und die Men- 
schenrechte geradezu grundsätzlich verfehlte. Gewiß, »die allgemeine 
Schwarzmalerei noch einmal nachzuschwärzen« (Beck 1993, 33), bereitet 
wenig Vergnügen. Und für das Lebensgefühl mag der alte Poesiealbums- 
spruch besser geeignet sein: »Hab' Sonne im Herzen, ob's stürmt oder 
schneit ...«. Für solche jedoch, die die Begriffe Demokratie und Menschen- 
rechte nicht vergebens im Munde tragen wollen, für solche, positionell In- 
tellektuelle oder doch Kopfarbeiter, die kriterienbewußt hinsehen und 
analysieren sollen, gilt Schumpeters Einsicht, an die Claus Koch gerade 
wieder erinnert hat: »Optimismus ist nichts anderes als eine Form der 
Pflichtvergessenheit« (Koch 1995). Das aber heißt bezogen auf Demokra- 
tie und Menschenrechte: Beide in Inhalt und Form, in Substanz und Proze- 
dur notwendig aufeinander verwiesen, sind entwicklungslogisch auf den 
Obsoleszenzetat gesetzt. Beide sind im Sinne von Günther Anders anti- 
quiert. Nicht nur Alexis de Tocqueville, der altständisch-adelig Radikale, 
und auch Max Weber, als Modernisierungstheoretiker geradezu umfassend 
verkannt, haben darauf vor schon bald 100 und mehr als 150 Jahren am 
Beginn kapitalistisch-demokratisch-menschenrechtlicher Globalisierung 
bzw. ungleichzeitiger Scheinglobalisierung aufmerksam gemacht (s. Max 
Webers bekannte Äußerungen in seinem Rußlandaufsatz und am Ende der 
»Protestantischen Ethik« - 1989 bzw. 1989), daß kapitalistisch-etatistische 
Expansion und die damit verbundenen Nivellierungen und Individualisie- 
rungen nicht begriffen und verkannt werden dürfen als eine Entwicklung, 
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die mehr massenhaft Vereinzelte zu selbstbewußten und handlungsfähigen 
Personen werden läßt (denen, mit Hannah Arendt gesprochen, die human 
agency eignet). Genau das Gegenteil befürchteten beide mit guten Grün- 
den. Nur mithilfe begrifflich normativer Verwässerung, wenn Demokratie 
und Menschenrechte zu Discountpreisen gehandelt werden, ist es möglich, 
positivistisch zu plantschen. Dann kann so getan werden, als sei das demo- 
kratisch-menschenrechtlich bespickte »Projekt der Moderne« nach wie vor 
gut zu Fuß, ja zivilisatorisch allen Rückfällen zum Trotz auf bestem Wege. 
Zum vierten: Wenn man sich zum verschwisterten normativen und analyti- 
schen Opportunismus nicht bekehren lassen möchte, wenn einen die tägli- 
chen Katastrophen nicht zu »politics as usual« zurückführen, dann ist in 
der sozialistischen Totaldürre der Gegenwart mehr denn je die konkrete 
Halluzination von Sozialismus vonnöten. Nicht, um sich über diese Ge- 
genwart zu erheben. Nein, um ihr nicht zu erliegen und genau falsch zu 
resignieren. Indem man sich schmerzlich dem status quo anbequemt, weil 
angeblich alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft sind. 

Wir wollen das Beispiel an dieser Stelle nicht ausführen. Es siedelt auch 
etwas an anderer Stelle. Freilich hat es durchaus mit Sozialismus zu tun, 
wie wir ihn traditionsverbunden und traditionskritisch verstehen. Als Zu- 
sammenfassung einer gesamtgesellschaftlich geltenden moralischen Öko- 
nomie, die infolge struktureller Gleichheit und ermöglichtem sozialen Sinn 
Aggressionen ausdünnt und daraufhin orientiert, friedlich mit Konflikten 
umzugehen. 

In diesen Tagen, Monaten und Jahren häufen sich die Konversionen von 
Leuten, die sich als Pazifisten gerierten, zu solchen, die meinen, ab und an 
sei eine kriegerische Intervention nötig. Denn Krieg sei nun einmal ein 
nicht wegzudenkendes (zentrales) Element der menschlichen Geschichte. 
Statt hart und unnachgiebig zu prüfen, ob alle politisch friedlichen Mittel 
der Konfliktlösung ausgeschöpft wurden, immer erneut darauf zu drängen, 
daß die Stunde konsequent ziviler interventionistischer Politik schlage, 
fallen die pazifistischen Sauli als militaristische Pauli in den Abgrund der 
üblichen Politik. Abstandslos, kopflos, emphatisch moralisch morallos. Ja, 
geradezu selbstzerstörerisch, betrachtet man das Beispiel des Philosophen 
Jürgen Habermas (1995) und sein lebenslanges, von ihm gekürtes, ihn 
philosophisch qualifizierendes Konzept herrschaftsfreier Kommunikation. 
Kurzum, statt an den Zielen und Mitteln politischer Konfliktlösung festzu- 
halten, statt einmal, da’s darauf ankommt, zu zeigen, was Diskurs bedeutet, 
fällt man den bei anderer Gelegenheit hochgehaltenen Menschenrechten, 
die mit dem Recht auf Unversehrtheit anheben, in den Rücken, indem man 
sich auf dem Boden der herrschenden Bedingungen begibt. Und diese Be- 
dingungen lauten nun einmal: Staaten und durch sie primär repräsentierte 
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Gruppen verfolgen ihre eigenen herrschaftlichen Interessen. Und zu diesen 
gehört nun einmal der Einsatz kriegerischer Mittel. Derselbe und die hinter 
ihm stehenden Interessen Können seit alters am besten drapiert werden, 
wenn man Kriege als justa bella auftackelt. 

Ob man sich solcherart auf die Ebene »capitalism and politics as usual« 
begibt, hängt nicht zuletzt damit zusammen, welche Ängste und Befürch- 
tungen einen motivieren und auf welche verursachenden Faktoren sich die- 
selben beziehen. Unsere Ängste gelten genau den »normalen« politisch- 
ökonomischen Vollzügen und ihren Institutionen. Sie stauen Aggressio- 
nen; sie hecken Kriege ineins mit genozidalen Schlächtereien. Unsere Be- 
fürchtungen gelten exakt der medienschreierischen Politik, die ihre eigene 
Ohnmacht angesichts kapitalistischer Interessen interessiert nicht einge- 
steht. »Eigenständig« bleibt dieselbe allenfalls dort, wo sie das eigentümli- 
che staatliche Gewaltmonopol notfalls rücksichtslos nach innen und nach 
außen einsetzt. In diesem Sinne enthält »unser« Sozialismus einen guten 
anarchistischen Schuß der Staatskritik. Wenn dem aber so ist, wenn Men- 
schenrechte und Demokratie davon am meisten gefährdet werden, daß es 
vom Westen nichts Neues zu berichten gibt, weil alle politisch-ökonomi- 
schen Herausforderungen zu anderer Politik, zu anderen politischen For- 
men gemäß der via moderna kapitalistisch-liberaldemokratischer Art um- 
gangen werden, dann gibt es nichts anderes (wenn auch in anderer Weise) 
als ehedem. Rosa Luxemburg und andere wußten darum. Dann lautet die 
zugespitzte Alternative nach wie vor: Sozialismus oder Barbarei. Wie 
könnte man, nähme man die von den 50jährigen Gedenkfeiern 1995 er- 
und enterinnerten Ereignisse und ihre Botschaften ernst, anders votieren? 
Aus diesen voraussetzungsreichen Motiven und Gründen behaupten wir 
ohne jeglichen Originalitätsanspruch, daß am Sozialismus als Wegziel und 
Ziaelweg festgehalten, ja daß derselbe neu bestimmt werden müsse. Im Sin- 
ne des alten Rabbiworts: »Tradition bewahren, heißt nicht, Asche aufhe- 
ben, sondern die Flamme am Brennen erhalten«. Oder mit Cordelia Ed- 
vardson geredet (bei ihr, der Auschwitzüberlebenden ist das, wenn wir es 
recht sehen, auf das Leben insgesamt bezogen): »Gebranntes Kind sucht 
das Feuer« (1987). Wir formulieren einige Facetten des Sozialismus- 
Themas und seiner Voraussetzungen thesenförmig. 


Die auch barbarische Dynamik des Prozesses der Zivilisation 


Der Name des weltweiten Spiels lautet Kapitalismus. Kapitalismus, das 
heißt Grenzenlosigkeit. Grenzenlosigkeit dessen, was Marx die »Verwer- 
tung des Wertes« genannt hat, in der Umgangssprache Profit. Dieser Profit 
wird prinzipiell in einer Konkurr: nz aller mit allen überall zu ergattern ge- 
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sucht. Das Schwungrad der Konkurrenz sorgt dafür, daß »die Begierde 
zum Haben und auch zum Herrschen« (Kant) nicht zur Ruhe kommt. Ge- 
mäß dem abgegriffenen Sprichwort: Wer kapitalistisch rastet, der rostet, 
der sinkt ab, verliert, verarmt. 

Die Grenzenlosigkeit des kapitalistischen Nimmersatt gilt urbi et orbi, 
sprich in allen gesellschaftlichen Himmelsrichtungen. Sobald die kapitali- 
stische Produktion einmal etabliert ist (oder von dadurch mächtigen Län- 
dern anderen imperialistisch/kolonialistisch aufgenötigt worden ist), be- 
zieht sie alle Menschen in ihren diversen Gruppierungen ein; sie erobert 
alle Bereiche menschlicher Kultur; sie läßt auf der bewohnten Erde mög- 
lichst keine Nische mehr unberührt (wenn manche Regionen und viele 
Formen menschlicher Kultur auch als »unbrauchbar« ausgeschieden wer- 
den); sie besetzt und besitzt die individuellen Bedürfnisse; sprich: sie wird 
zum »Ich« und zum »Überich« gleicherweise und will auch noch das »Es« 
zweckvoll kanalisieren. 

Karl Polanyi hat den Prozeß der kapitalistischen Durchdringung zunächst 
der europäisch-angelsächsischen Gesellschaften im Verlauf des 19. und 
frühen 20. Jhdts. vor allem in der »Great Transformation« (1977) ein- 
dringlich beschrieben. Diese Penetration, die für Polanyi auch den Hinter- 
grund seiner Faschismus/Stalinismus-Diagnose abgegeben hat, ist heute 
noch nicht an ihr Ende angelangt, wenn eine solche kapitalistische Entro- 
pie überhaupt vorzustellen ist (Anhaltspunkte in der eigenen kapitalisti- 
schen Logik gibt es dafür). Sie hat jedoch eine u.a. von Marx zutreffend 
vorausgesagte Stufe der globalen kapitalistischen Produktion und des mehr 
und mehr entkoppelten globalen Finanzmarktes erreicht, die neue Entwick- 
lungen (neue Formen der Vergesellschaftung, der Produktion und Repro- 
duktion) freisetzt. Schon Keynes erwähnt die Gefahr des Entkoppelns die- 
ser beiden Globalitäten als Kasino-Kapitalismus, über den Susan Strange 
dann ausführlich geschrieben hat (1986). 

Diese vergleichsweise neuen, jedenfalls stärker durchschlagenden Forın- 
elemente sind hauptsächlich: 

a) Die kapitalistische Ökonomie hat, indem sie alle Grenzen übersprang, 
bis sie nun vertreten durch die »global players« tendenziell überall präsent 
ist bzw. präsent gemacht werden kann, so daß Globalität und Lokalität in- 
einanderfließen, - diese entgrenzt funktionierende, ja institutionalisierte 
(das ist nicht zuletzt das vergleichsweise Neue) kapitalistische Ökonomie 
hat damit ihre kategoriale Grenze erreicht (soweit heute vorstellbar, wenn 
nicht Marsbewohner o.ä. hinzukommen). Das aber heißt, Kapitalismus 
kann prinzipiell in keinen neuen Territorien mehr 'Land nehmen’ (das Fa- 
scinosum China besteht bekanntlich in seiner Unerschlossenheit als phan- 
tastisch vorgestellter Markt). Er muß die Konkurrenz weltmarktinnen ver- 
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schärfen, da es ein weltmarktaußen nicht gibt. Die kapitalistischen Anlage- 
und Verkaufsmöglichkeiten werden entsprechend intensiviert und nach 
neuen, noch unentdeckten Innenräumen wird Ausschau gehalten. Welt- 
raum ist innen, lautet die nicht gerade Iyrische Devise, die einst ein Lyriker 
ausgegeben hat. Die Entdeckung der weiten Anlagemöglichkeiten des 
menschlichen Körpers infolge entsprechender innovatorischer Identifikato- 
ren subzellularer Vorgänge und die Hoffnung, hier werde ein anderes 
Clondike einen anderen Goldrausch ermöglichen, hat zum entsprechenden 
goldrush aller wissenschaftlich-technologisch entwickelten Länder geführt. 
Mit anderen Worten: Das Erreichen der kapitalistischen last frontier - zu- 
vor hatten die territorialen Eroberungen den säkularen Boom im 19. und 
Teilen des 20. Jhdts. ermöglicht -, die etablierte Globalität hat nun ver- 
stärkt soziale und personale Entgrenzungen zur Folge. Die technologische 
Dissektion macht ökonomielogisch die weitere Dissoziation erforderlich. 
b) Die Ex- und Intensivierung globaler Konkurrenz haben u.a. zur Folge: 
daß die Konkurrenz von der globalen in die lokale Dimension drückt; daß 
unbeschadet aller Reorganisation und internen Dezentralisierungen die 
Größe, in jedem Fall besondere z.B. technologische Macht zählt; daß die 
harte Konkurrenz durch dauernde Übernahmen von Unternehmen durch 
potentere und dauernde Ausscheideprozesse begleitet wird (wie gehabt, 
nun verstärkt); daß die tatsächlichen und Möchtegern global players nach 
organisationsinnen alles an Produktivität und Kostenersparnis aus den Ar- 
beitenden herausholen, was möglich ist (das gegenwärtig orientierende 
Muster der lean production hat so gesehen bestenfalls den Tayloris- 
mus/Fordismus »aufgehoben«, sprich verändert und zugespitzt aufbe- 
wahrt); daß die Rücksichtslosigkeit gegenüber lokalen Bedingungen und 
vor allem gegenüber sozial nicht günstigen Umständen zunimmt; daß nicht 
die Angleichung, sondern die Ungleichheit der Arbeits- und der Lebens- 
bedingungen die neue politische Geostrategie ausmacht bzw. aus ihr folgt. 
c) Haben sich im 19./20. Jhdt. Nationalstaat und Volkswirtschaft wechsel- 
seitig bedingt, gefördert und gestützt, selbstredend mit unvermeidlichen 
Konflikten angesichts partiell verschiedener Funktionen, Institutionen und 
Legitimationsmuster, so sind nun das Konzert der Weltökonomie und ihre 
ersten Geiger auf einer anderen Ebene angesiedelt als die territorial gene- 
tisch, funktional und legitimatorisch gebundene nationalstaatliche Politik. 
Diese Verschiebung hat zur Folge, daß nationalstaatliche Politik unver- 
meidlich provinziell wird, so machtvoll und unabdingbar sie bleiben mag. 
Die Konsequenzen dieser entgrenzten von einer so neu erfahrenen Ober- 
grenze bestimmten Ökonomie sind gravierend. Zuerst und vor allem: Das 
lange vorhergesagte und von manchen selbst in die antike Vorzeit zurück- 
verlegte Weltsystem existiert. Es ist. Und es wirkt geradezu im Luhmann- 
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schen Systemsinne »operationell geschlossen«, freilich paradox zum son- 
stigen Systembegriff umweltlos. Seine Umwelt ist seine Innenwelt. Diese 
konkurrenzlose Situation global umrahmter Konkurrenz aber hat zur Folge, 
daß außer inneren Widersprüchen und den fortgezeugten Konflikten, die 
sich allein aus der ungleichen Interessenkonkurrenz schon ergeben, eine 
sog. Alternative nicht mehr präsent ist. Vorkapitalistische soziale Ökologi- 
en sind bis auf vernachlässigbare Inselchen besetzt, aufgebraucht, aufgeso- 
gen. Die Gleichschaltung Chinas u.a. ist im Gange. Nichtkapitalistische 
Ökonomien, die mit der kapitalistischen konkurrenzfähig wären, gibt es 
nicht. Die mimetische Kraft kapitalistischer Ökonomie wirkt gleich der, die 
Max Weber der Bürokratie als Herrschaftsform zuerkannte. Eine Bürokra- 
tie läßt sich nur mit bürokratischen Mitteln bekämpfen, sprich eine Koop- 
tation qua Form findet statt, selbst wenn andere Inhalte und Personen 
randständig eine Rolle spielen sollten. 

Die konkurrenzlose Situation kapitalistischer Konkurrenz und ihr überall 
mächtiges Interesse begründet eine ohnehin nur informell gegebene Situa- 
tion einer ökonomischen Verfassung ohne checks and balances, ohne 
Kontrolle, ohne andere als konkurrierende Gewaltenteilung. Daraus resul- 
tiert die nahe Gefahr, daß die innere Entgrenzung, von der oben die Rede 
war, die unbarmherzige Suche nach neuen Anlage- und Konsumräumen, 
gerade das zunichte macht, was nun weltweit möglich scheint: Menschen- 
rechte und Demokratie. Infrage stehen die sozialen Bedingungen, die 
Grenzen und die materiell-kulturellen Ausstattungen, derer beide bedürfen, 
Demokratie als Politikform wie Menschen, die ihre Menschenrechte ver- 
wirklichen sollen und wollen. Diese sozioökonomisch-räumlichen Voraus- 
setzungen erodieren, verschwinden bzw. werden nicht neu geschaffen. Ein 
Lob der (vormodernen) Vergangenheit ist insgesamt nicht angebracht. Wi- 
derstandsfähige Menschen, Stehaufmännchen und Stehauffrauchen mit 
Bleigewicht, anders: selbstdenkende, an eigenen Urteilskriterien ausgerich- 
tete, und selbsttätige Menschen werden gerade nicht verlangt. Lean pro- 
duction erfordert lean persons. 


'Der' Staat entwickelt sich parallel zur kapitalistischen Ökonomie, ja er 
geht ihr als merkantil sich ausdehnender Feudalstaat etliche Schritte vor- 
aus. Er wurde zu der politischen Form der Moderne und hat sich in der von 
Anfang an gegebenen Pluralität der Staaten, die Konkurrenz unter den 
Staaten zum essentiellen Merkmal des Staates machte, weltweit etabliert. 

Dieser moderne Staat zeichnet sich durch eine Reihe erst mühsam über die 
Jahrzehnte, ja Jahrhunderte erworbener Monopole aus. Seine Repräsentan- 
ten sind gehalten, dieselben immer erneut zu erwerben, um sie zu besitzen. 
Die Monopolreihe hebt an mit dem seinerseits überaus gewalttätig ergatter- 
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ten Gewaltmonopol - zunächst der domini terrae (Tilly 1989); dasselbe ist 
direkt gebunden an das Steuermonopol (Steuer definiert als Zwangsabga- 
be); mit beiden Monopolen äufs engste verknüpft ist das Rechtsmonopol; 
alle drei Monopole werden ergänzt durch das spezifische monetäre Mono- 
pol der Geldwertgarantie qua Geldschöpfung. Schließlich zeichnen sich 
alle bürokratisch verwirklichten Monopole dadurch aus, daß sie einen ge- 
nuin politischen Anspruch verkörpern, nämlich das Allgemeine einer Ge- 
sellschaft über dem Reich der Besonder- bzw. Privatheiten. 

Teilweise analog zur kapitalistischen Entwicklung ist die staatliche durch 
folgende Merkmale ausgezeichnet: 

a) Durch ihre nivellierende Herrschaftslogik an erster Stelle. Die zentrale, 
zunächst primär personal ausgewiesene Heırrschaftsinstanz etablierte sich 
mehr und mehr, indem sie alle originären, das heißt über eigene Ressour- 
cen und vormoderne Legitimitäten verfügenden Gewalten zerstörte, aus- 
schaltete, kooptierte oder verhindert(e), daß sie neu zustandekommen. Das 
aber bedeutete, als Herrschaft über »Land und Leute«, daß alle Korpora- 
tionen prinzipiell in 'Leute' individualisiert und alle Individuen gegenüber 
der Herrschaft gleichgestellt wurden. Das erste Gebot des mosaischen Ge- 
setzes wurde säkularisiert. Demgemäß entstand der moderne Staatsbürger - 
im deutschen Ausdruck, der kaum übersetzbar ist, am ausgeprägtesten. 
Dieser Bürger erhält seine »Identität« als »identifizierter«. In Deutschland 
ist er (und sie) seit nationalsozialistischer Herrschaft mit einer »Kenn- 
karte«, einem Personalausweis ausgestattet. Die möglichst »restlose Erfas- 
sung« (Aly, Roth 1984) der Bürgerinnen und Bürger hält an. 

b) Sieht man von den späteren »realsozialistischen« Staaten ab, so bildet 
sich in West-Mitteleuropa und in den angelsächsischen Ländern ein Staat 
heraus, der unbeschadet seiner Verfassung im einzelnen, den verfassten 
Rahmen einer unverfassten Ökonomie darstellt. Die Ökonomie aber ist 
durch eine Struktur der Privatheit ausgezeichnet; sie besitzt also kapitalisti- 
sche Qualität. Staatliche Politik und was immer sich in ihrem Bereich als 
Recht entwickelt, als Bürger- und Menschenrechte schließlich, ist auch in- 
nerhalb des eigenen Territoriums prinzipiell auf den genuin staatlichen 
Sektor beschränkt. Das ist der An- oder auch der Ausgangspunkt späterer 
liberaler Entwicklung und entsprechender Verfassungen. 

c) Die Herausbildung des Staates läßt sich grob in zwei Phasen unterteilen. 
Die erste kann man als Verstaatlichung bezeichnen. Diese Phase ist außer- 
halb Europas noch nicht abgeschlossen und hat im Umkreis der »realso- 
zialistischen« Staaten z. T. nach 1990 erneut begonnen. Der zweiten Phase 
ist der Webersche Begriff der »Durchstaatung« angemessen. Im Zuge der 
kapitalistischen Durchdringung und ihrer massiven sozialen Umstrukturie- 
rungen und externen Effekte haben sich die politischen Zuständigkeiten 
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enorm ausgedehnt. Verrechtlichung heißt das dafür in den siebziger Jahren 
geprägte Wort. Mit der Ausdehnung der staatlichen Regulierungen geht 
Bürokratisierung einher. Diese Zwillingserscheinung von Verrechtlichung 
und Bürokratisierung, von Weber längst diagnostiziert, hat der immer pre- 
kären Einheit des Staates, der insbesondere in der deutschen Staatsrechts- 
lehre bis heute wie ein Quasisubjekt gehandelt wird (nach dem geheimen 
Motto: »Wir wollen unseren Kaiser Wilhelm wieder haben...«) ein Ende 
bereitet. Die Versachlichung oder auch Apparatisierung der Politik hat die- 
selbe weithin unöffentlich, unübersichtlich, damit zugleich verantwortlich 
unzurechnungsfähig gemacht. 

Norbert Elias und andere (bis hin zu Jürgen Habermas) haben den Prozeß 
der Zivilisation vor allem darin erkannt, daß sich ein Gewalt- und ineins 
damit ein Rechtsmonopol herausgebildet hat, das für ein zivilisierendes 
Zusammenspiel von Fremd- und verinnerlichter Selbstdisziplinierung sor- 
ge. Seltsamerweise sind bei diesem Lob zivilisatorischer Verallgemeine- 
rung von den Modernisierungs- bzw. Modernitätsemphatikern kaum je die 
horrenden Kosten erörtert worden. Noch bevor die Behauptung, der Kapi- 
talismus sei ohne Alternative, beinahe schlechthin allgemein geworden ist, 
ist der Staat (noch vor jeder Verfassungsdiskussion im einzelnen) als Non 
plus Ultra der Moderne, als ihre unersetzliche politische Form weithin aK- 
zeptiert worden. Dabei liegen, wie immer dieselben im einzelnen beurteilt 
werden, die ungeheuren Kosten, nicht zuletzt im 20. Jhdt. offen zutage. 
Dieselben sind in folgenden Bereichen zu verbuchen: (1) der moderne 
Staat hat Gewalt monopeolisiert; er hat sie mitnichten zu minimieren ver- 
sucht; auch und gerade im Recht ist das bürgerliche Leben gewaltdurchzo- 
gen, von der lange lizenzierten Gewalt des bürgerlichen Mannes in 
»seinem« Haus ganz zu schweigen. (2) Die Gewalt nach innen wird durch 
die um vieles sichtbarere und spektakulärere Gewalt nach außen ergänzt. 
Wenn es überhaupt so etwas gibt, wie das von Claus Offe so bezeichnete 
»Interesse des Staates an sich selber«, dann wirkt es sich vor allem in dem 
im Gewaltmonopol dauernd rumorenden, vom Gewaltmonopol dauernd 
verführten Herrschaftsdrang nach außen in Konkurrenz zu anderen Herr- 
schaftsgebilden oder herrschaftlich »unterentwickelten« Regionen qua ko- 
lonialistisch-imperialistischer Expansion aus. Das Gewaltmonopol und 
diejenigen, die über es verfügen, machen es aus, - die gegenwärtigen krie- 
gerischen Metzeleien und die internationalen Kriegsspiele weisen dieses 
Phänomen triftig aus -, daß Krieg, wenn nicht der Vater aller Dinge ist, so 
doch als Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln erscheint - oder, Clau- 
sewitz pervers, die Politik als Fortsetzung des Krieges mit anderen Mitteln. 
Christa Wolfs Kassandra hat trefflich darüber gesprochen. Wir leben alle- 
mal in Vor-, Kriegs- und Nachkriegszeiten. Der gewaltmonopolig bedroh- 
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te, also fremddisziplinierte und der im Kontext des Gewaltmonopols infol- 
ge der schon vorgeburtlich bestehenden Generalprävention sich selbst dis- 
ziplinierende Mann (»Untertan«) und ihm folgender, männlich lange zu- 
sätzlich außen/innen disziplinierter Frau werden Konsequenterweise zu al- 
lem möglichen nur nicht zu freien Bürgerinnen und Bürgern. Auch wenn 
man das verallgemeinerte und damit teilweise enteignete Freudsche Sozia- 
lisationsmuster als stimmig unterstellt - und Freud geht bekanntlich von ei- 
nem Hobbes'schen Menschenbild aus -, wird man füglich bezweifeln, ob 
der Doppelzwang, der auf's politisch sozial nackte Individuum ausgeübt 
wird, tatsächlich Personen bildet, die menschenrechts- und demokratiefä- 
hig sind. Die vielfach bestätigbare Annahme liegt viel näher, daß auf diese 
Weise 'verburgte' Bürgerinnen und Bürger mit der Dauerangst vor dem 
Chaos politisch privat produziert werden, die letztlich nur im Gewaltschutz 
ihre Freiheit in Sicherheit finden können. Anders gesagt: Die Eigenart des 
staatlichen Gewaltmonopols und seiner Organisation, von den strafrechtli- 
chen Sublimierungen und der Mikrophysik der alltäglichen staatlichen 
Herrschaft a la Foucault ganz zu schweigen, bedingen den Bürger und die 
Bürgerin, die die staatliche Sicherheit als die ihre fortdauernd projizieren. 
Der so gelobte Prozeß der Zivilisation erscheint in dieser Weise nicht zu- 
letzt als eine Dauerveranstaltung der schwarzen Pädagogik. Eines ist im- 
mer garantiert: Der Stau der Aggressionen, die unermüdlichen Ab- und 
Ausgrenzungen, Ethnizismen, Rassismen, Nationalismen und kriegerische 
Mobilisierungen. 


Der moderne Staat hat sich in den Regionen, über die wir primär sprechen, 
zum Nationalstaat gewandelt. Im Prozeß der »Fundamentaldemokratisie- 
rung« des 19. und 20. Jhdts. (Karl Mannheim), sichtbar am Symptom der 
Wahlrechtsentwicklung, ist er als liberale Demokratie verfasst worden und 
hat die Bürger- und Menschenrechte in verschiedenen Versionen als seine 
Bezugsnormen statuiert. Die amerikanische und die französische Revoluti- 
on am Ausgang des 13. Jhdts. flattern wie ungleiche erste Wetterfahnen 
dieser Entwicklung. 

Die allmähliche Eingemeindung von Formen liberaler Demokratie und von 
Bürger- und Menschenrechten in den schon weit gezimmerten Staat oder 
deren gleichzeitige Entwicklung wie in den USA war von Anfang an äu- 
Berst begrenzt und prekär: 

a) Demokratische Formen, Bürger- und Menschenrechte galten bestenfalls 
im Rahmen der staatlich-politischen Sphäre. Karl Marx’ frühe Kritik in der 
Judenfrage von 1843 ist in dieser Hinsicht unverändert stimmig. Der ge- 
samte Bereich dynamisch fortgezeugter gesellschaftlicher Ungleichheit 
und Ausbeutung wurde gemäß der liberalen Sphärentrennung ausgespart. 
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Gleichheit hier, Ungleichheit dort, demokratische Verfahren hier, Herr- 
Knecht-Magd-Verhältnisse dort; als sei eine solche institutionalisierte Schi- 
zophrenie praktikabel; als mache die Kapitalistische Dynamik allemal recht- 
zeitig halt und drücke deren »Kolonialisierung« aller Politik und »Lebens- 
welt« nicht ihre systematisch gegebene Eigenart aus. Carole Pateman hat, 
Marx feministisch verlängernd, zusätzlich darauf aufmerksam gemacht, wie 
sehr in die behaupteten Universalien von Menschenrechten und liberaler De- 
mokratie emphatische (klassen-)bürgerlich-männlich-westlich einseitige In- 
teressen vertraglich hineingeheimnist worden sind (Pateman 1988). All diese 
erfahrungsgesättigten Erkenntnisse hindern freilich gegenwärtige Vertreter li- 
beraler Demokratie nicht daran, frisch, fromm und fröhlich das Tandem li- 
berale Demokratie/Marktwirtschaft zu strampeln mit dem Lied der »spheres 
of justice«, der ätherischen Sphärenzusammenklänge auf den Lippen. 

b) Das bürgerliche Individuum wurde wie heute der demokratiefähige Bür- 
ger und die gleichbegabte Bürgerin vorausgesetzt. Zu Zeiten der eindeuti- 
geren Klassenzuordnungen nahmen die »echten« Bürger, John Locke und 
Immanuel Kant eingeschlossen, immerhin noch an, der Bürger bedürfe, um 
freiheitsfähig zu sein bzw. zu werden, des erklecklichen, seine Selbststän- 
digkeit gewährleistenden Eigentums. Dieses abstrakte Individuum - nackt 
und bloß, als Interessent auf seine Privalinteressen getrimmt - war indes 
von Anfang an als Demokratie- und Menschenrechts-"Träger' geradezu sy- 
stematisch überfordert (wenn man's denn zur demokratischen, politikfähi- 
gen Person hätte entwickeln wollen). Darum fehlten Demokratie und Men- 
schenrechten, welch letztere als bloß punktuelle Abwehrrechte konzipiert 
worden sind, von vornherein zureichende gesellschaftlich-materielle Fun- 
dierungen. Erst spät (von wenigen Ausnahmen wie Marx abgesehen) ist 
der schwierige, aber notwendige Zusammenhang »politischer« und »sozia- 
ler«, »individueller« und »kollektiver« Rechte erkannt worden. Er wird bis 
heute nirgendwo praktiziert. Darum ist »Demokratie« als Schumpetersche 
Eliteherrschaft auf Zeit noch das beste, was erwartet werden kann; darum 
sind Grund- und Menschenrechte nur im herrschaftlich-vermögenden 
Streitgetümmel symbolisch und gerichtlich zu gebrauchen. Gewiß ist dies 
wichtig, aber sie bilden nicht die wirksamen zentralen Bezugswerte von 
Politik, Ökonomie und Gesellschaft. Dazu sind sie den anders ausgerichte- 
ten Bürgerinnen und Bürgern unvermeidlicherweise viei zu fremd. 

c) Nie ist liberale Demokratie, von ihrer verfaßten ökonomischen Dumm- 
heit (demokratisch gewertet) oder vertrauensseligen Intelligenz (vom kapi- 
talistischen Interesse aus gesehen) einmal abgesehen, auf Massenpolitik 
und entsprechend Massendemokratie angemessen institutionell eingestellt 
worden. Dieser Formwandel liberaler Demokratie hat u.a. zur Folge, daß 
zum einen die »Anarchie« staatlicher Bürokratien im Mehrfachpassspiel 
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mit den hauptsächlichen, ihrerseits bürokratisierten organisierten Interes- 
sen das »politische« Ruder übernimmt - der Gesetzgebungsprozeß, der 
Kernvorgang liberaler Repräsentantenherrschaft kann dafür beispielhaft 
genommen werden. Zum anderen wird das, was an Politik vor allem der 
gewählten Exekutive noch bleibt, weithin zu einer Politik in der Manege. 
Schaustellerei, symbolische Politik, »glaubwürdige« Gesten, neue Formeln 
werden zum Politikelexier. Dazu gehört andauernd das, was Schattschnei- 
der in seiner trefflichen Kritik pluralistischer Demokratie vor bald 40 Jah- 
ren schon »the mobilization of bias« (1960) genannt hat, der dauernde Ap- 
pell an den »inneren Schweinehund des Menschen« (Kurt Schumacher) 
bzw. an den Angstbeißer in den entsprechend 'gehaltenen' Bürgerinnen und 
Bürgern. Die immer noch zunehmende Verkindischung der Wahlkämpfe, 
und diese Politik ist Wahlkampf in Permanenz, belegt das Gesagte. 

d) Und nun ist der mächtig-ohnmächtige Nationalstaat, der wie ein ange- 
schlagener, vernebelter Boxer besonders Angst machen muß, auch noch 
vom Weltmarkt zusätzlich aufgehoben, d.h. bewahrt, aber in seiner Manö- 
vriermasse neu begrenzt und seinen Funktionen neu zugerichtet zugleich. 
Er ist notwendig. Es gibt bis heute jedenfalls keine andere dauerhafte 
Form. Die internationalen oder supranationalen Institutionen sind weithin 
Fleisch von seinem Fleisch. Sie können ihn, jedenfalls so, wie sie gegen- 
wärtig bestehen, nicht ersetzen. Auch ganz gewiß nicht die überschätzten 
Non Governmental Organizations. Aber die ohnehin geschwundenen poli- 
tischen Ressourcen und minimalen, wenngleich bereichsspezifisch sehr 
unterschiedlichen Kompetenzen politischen Handelns - angesichts der 
mangelnden Konsequenzen, sich neu zu verfassen, das Verhältnis von 
»Politik« und »Ökonomie« neu zu strukturieren, zum Teil selbstverschul- 
det, von borniert distanzlosen Wissenschaftlern mitverschuldet - werden 
vor allem auf dem alldominanten Gebiet der Ökonomie vollends ausge- 
dünnt. Auch die »machtvollsten« Staaten und ihre in der Aura der Macht 
prunkenden Staatsmänner und Staatsfrauen, medial fortdauernd riesenbe- 
bildert, werden bestenfalls zu strammen Mitläufern, die alles tun, um im 
Rahmen der globalen Standortkonkurrenz mitzuhalten. Die den National- 
staat konstituierenden Monopole und seine so lange beanspruchte, kriegs- 
treibende Souveränität schwinden zu einem Teil dahin. 

Dieser systemisch verengte Spielraum staatlicher Politik und vor allem die 
ungleich stringentere Ausrichtung ihrer Funktionen im Kontext der ver- 
dichteten globalen Konkurrenz haben zur Folge, daß das, was mickrig ge- 
nug liberale Demokratie bedeutet hat, und das, was politisch Menschen- 
rechte bedeutet haben, vollends auf den bestenfalls kläffenden Hund 
kommt. Die Staaten sind gerade zu dem nicht in der Lage, was politisch 
(demokratisch) ihre raison d’etre ausmacht: Nämlich um der in ihm wie 
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klassenhaft gespalten auch immer allgemein repräsentierten Interessen 
willen, checks and balances auch und gerade gegenüber der einseitig entei- 
lenden Ökonomie und ihren ansonsten geteilten Interessen institutionell 
und prozedural auszubilden. Claus Koch formuliert am Kernexempel des 
Arbeitsmarktes zutreffend: »Der Staat zieht also nach und bekräftigt, was 
sich bereits in den Unternehmen mit der Zerstörung der Kompetenz und 
Erfahrung vollzieht.« Als Deregulierung gepriesen, expandiert das be- 
triebswirtschaftliche Kalkül. Die Umfunktionierung anderer Politiken, wie 
vor allem des Endes einer namhaften Bildungspolitik belegen diesen Vor- 
gang. Deshalb gilt: »Die Staatsmaschinen erweisen sich heute als bewußt- 
los gegenüber ihrem Zweck der sozialen Integration als einem Zweck der 
politischen, der staatsbürgerlichen Gesellschaft« (Koch 1995, 31 und 33). 


»Selbstkritik ist die Universalarzenei« (Wladimir Majakowski) 


Selbstkritik gilt an erster Stelle dem Begriff des Sozialismus selber. Trotz 
Kritischer Theorie (die heute neopositivistisch dünnsoßig aufbereitet wird) 
sind viele derjenigen, die einen undogmatischen, nicht »realsozialistisch« 
strangulierten Sozialismus als Orientierungsmarge wählten, in zuweilen 
tödliche Fallen getappt. Auch wir sind hier zum Teil mitgefangen worden. 

Die erste Falle, im 19. Jhdt. mit besseren Gründen geschichtsphilosophisch 
installiert (sie macht auch die Schwäche der Marxschen Revolutions- 
»Theorie« aus), besteht in der Annahme geradezu naturwüchsiger Revolu- 
tion. Daß die Geschichte mit ihnen sei, hat Millionen und Abermillionen 
von unterdrückten Menschen und intellektuellen Propheten bewegt. Es wä- 
re schal und falsch, darüber nachgeboren sich zu erheben und zu spotten. 
Dennoch hat dieser noch die indezente Selbstüberschätzung der Studenten- 
bewegung motivierende Glaube verhängnisvolle Konsequenzen gezeitigt. 
Er blendete die humanistisch kritischen Augen. Er verführte zu Identifika- 
tionen mit »machtvollen Bewegungen« und damit zur Preisgabe des eige- 
nen Kopfes, der Notwendigkeit selbst dauernd zu prüfen, zu bewerten und 
immer erneut zu entscheiden. Er machte es möglich, nicht selbst immer 
wieder erneut eigene Zeit und eigene Kraft zu opfern - das wird immer er- 
forderlich sein, wenn man sich nicht im status quo einigelt. Vielmehr nahm 
man Menschenopfer hin, zum Teil ungeheure Menschenopfer. Man erinne- 
re sich an das Verhalten nicht weniger Intellektueller gegenüber den Mos- 
kauer Prozessen. Auch wenn heute kaum jemand noch revolutionäre Pro- 
zesse in der apostrophierten Weise im Gang schen wird, zeigt sich in allen 
Emanzipationsbewegungen zum einen immer wieder die evolutionistische 
Hoffnung und die Sucht nach kopfschläferischer Identifikation. Zum ande- 
ren dann, wenn jäh erkannt worden ist, daß auf solche Evolutionen nicht zu 
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vertrauen ist, der enttäuschte Rückzug zur großen Gruppe derjenigen, die 
schon immer wußten, daß »nichts zu machen« ist und deswegen auch der 
»an sich« Reformwillige nichts tun muß, um die Verhältnisse zu ändern. 
Der Sozialismusbegriff hat lange auch dadurch an Kontur verloren, daß die 
Kritik am leninistisch-stalinistischen Begriff des Sozialismus/Kommunis- 
mus und der demgemäßen Praxis auch von denjenigen, die nicht mehr oder 
nie auf diesen herrschaftstollen Staatsbürokratismus setzten, zu konturen- 
arm, zu wenig explizit, zu wenig öffentlich geübt worden ist. Viele guten 
Gründe schien es vor allem zu Zeiten des herrschenden westlichen ideolo- 
gischen Antikommunismus und seiner dauernden Hetze zu geben. Und der 
ideologische Antikommunismus geht lange zurück. Er hob 1917 an und 
verband sich mit der etablierten und bürgerlichen Devise des 19. Jhdts. 
wenigstens in Deutschland wider die Französische Revolution und all das, 
was sie verbrochen hatte und an Demokraten weiter verbrach. So richtig 
indes die Kritik am ideologischen Antikommunismus war und bleibt, so 
falsch war es, die radikale Kritik am Sowjetimperialismus und seinen Tra- 
banten abzukappen oder sie nur flüsternd zu äußern. Damit wurden herr- 
schaftlich interessierte Verwechslungen möglich. So konnte es geschehen, 
auch unter falschem Rekurs auf Marx, daß man die Menschenrechte »den 
Rechten« überließ, statt deren einseitig ungenügenden Begiff und deren 
systematisch unzureichende Praxis der Menschenrechte zu bekämpfen. 
Hinzukommt, daß eine Fülle zentraler Begriffe und Verfahrensweisen, des- 
sen, was unter Sozialismus menschenrechtlich-demokratisch vernünftiger 
Weise zu verstehen sei, offen gelassen worden sind bzw. apologetisch un- 
zureichend bestimmt wurden. Statt sich beispielsweise mit den frühen und 
im Kern trıftigen Einwänden Max Webers auseinanderzusetzen (in seinem 
»Sozialismus«-Vortrag von 1918, just vor österreichischen Offizieren in 
Wien gehalten, vor allem aber in »Wirtschaft und Gesellschaft«, Teil Wirt- 
schaftssoziologie), hat man denselben als »Bürger« abgehakt und ist zur 
eigenen bornierten Tagesordnung übergegangen. Dadurch versäumte man 
es, allen von Weber zurecht kritisierten ökonomischen Reduktionismus zu 
vermeiden (a la Kautsky: »... und also war die Reformation nur eine kleine 
Verschiebung in der Wollweberindustrie«, Bloch hat sich darüber immer 
lustig gemacht; man denke auch an die teilweise leer rotierende Staatsab- 
leitungsdebatte der 70er Jahre oder an die peinliche Konjunktur der beiden 
Hauptverben »ableiten« und »aufzeigen«). Weil man der Auseinanderset- 
zung mit Weber u.a. aus dem Weg ging, wurde der eigene Begriff poli- 
tisch-ökonomischer Planung, um Gebrauchswerte direkter produzieren und 
klassenloser aneignen zu lassen, nie so zugespitzt, daß der ekstatische und 
konterproduktive Bürokratismus mit all seinen törichten Kontrollformen 
explizit wenigstens konzeptionell vermieden worden wäre. 
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All diese Kritik muß ohne alberne Selbstanklagungsgesten, ohne Lust an 
antiquarischer Geschichtsschreibung eigener »Jugendsünden« heute be- 
trieben werden. Aus ihr ergeben sich Anforderungen an einen angemesse- 
nen Sozialismusbegriff heute und zugleich Einsichten darüber, welche 
letztlich normativen Annahmen dieses Begriffs nicht zur Disposition ge- 
stellt werden dürfen. 

Zuweilen kann man sich des Eindrucks kaum erwehren, als seien für man- 
che während der 80er Jahre, die sog. Krise des Marximus und spätestens 
seit 1989 Demokratie und Menschenrechte deswegen »zur Frage« gewor- 
den, weil sie dieselbe zuvor nicht gestellt haben. Falsch verstandene Ideo- 
logiekritik am bürgerlichen (Un-)Wesen hatte sie verblendet. Während sei- 
nerzeit immer wieder gemahnt hätte werden müssen, radikale Kritiker ver- 
geßt die Qualitäten bürgerlicher, vor allem demokratischer und menschen- 
rechtlicher Formen nicht, ist es heute an der Zeit die dünnblütigen Begriffe 
eben dieser Formen, die nun monstranzhaft herumgetragen werden, hart zu 
kritisieren. Demokratie und Menschenrechte leiden heute geradezu darun- 
ter, daß so flachsinnig und indolent gegenüber ihrer längst ausgehöhlten 
und systematisch in Frage gestellten Existenz mit ihnen umgegangen wird. 
Vor allem akademische Intellektuelle, so dieser Ausdruck kein Oxymoron 
darstellt - vgl. Russell Jacoby's übertragbare Überlegungen zu den »last 
intellectuals« (1987) -, von denen man's früher z. T. erheblich anders hörte, 
sind zu rügen. Sie richten sich in der angeblich gegebenen Demokratie 
samt ihren Menschenrechten »mittendrin« ein und bewahren ihren intellek- 
tuell aufklärerischen Anspruch, indem sie ihre Krallen leicht am Bestand 
wetzen - sanft als »Helden des Rückzugs«. Wer indes von Demokratie und 
Menschenrechten inmitten des globalen Kapitalismus weiter ernsthaft re- 
den will, der muß sich darauf einstellen, dies in großem Abstand zum 
etablierten Geschehen zu tun. 

Sozialwissenschaftlich wenigstens neigt man immer erneut dazu, frühere 
Verhältnisse als »gelungen« oder »nichtgelungen« simplifizierend bildhaft 
zusammenzuziehen. Entsprechend werden dann heute Krisen angezeigt, 
werden neue Regime errichtet, nehmen wir Abschied vom »sozialdemo- 
kratischen Jahrhundert« u.ä.m. Diese sozialwissenschaftliche, wenn nicht 
allgemein menschliche Tendenz der "Weltanschauung! ist in Zeiten des ra- 
schen Wandels unvermeidlich. 

Bezogen auf die Gegenwart haben wir den Eindruck, daß die ersten 40 Jah- 
re der Nachkriegszeit seltsam »idealisiert« werden. So tun nicht wenige so, 
als habe es längere Zeit einen funktionierenden Keynesianismus gegeben. 
Als habe »der« Sozialstaat mehr recht als schlecht bestanden. Als habe die 
von Marshall mit normativem modernisierungstheoretischen Hintergrund 
beschriebene Ergänzung des politischen Bürgerstatus durch einen sozialen 
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im Sinne eines neuen Gesellschafts- oder Staatsvertrags stattgefunden. Als 
habe auch der keynesianisch bewußte Staat im Sinne des bundesdeutschen 
Stabilitätsgesetzes von 1967 steuernd gewirkt und aktiv planend, gar in ei- 
ner »aktiven Gesellschaft« (Etzioni) »Gemeinschaftsaufgaben« ausgeführt. 
Wir wollen gewiß nicht so tun, als habe sich gar nichts verändert. Es 
scheint uns jedoch gefährlich, sich eine Art sozialdemokratische Passpar- 
tout-Welt und sei es nur in unserer unmittelbaren Vorvergangengheit vor- 
zustellen. Erst wenn eingesehen wird, daß auch die vorherige Periode mit- 
nichten annehmliche, demokratisch menschenrechtliche »Lösungen« pro- 
duzierte und produzieren konnte, erst dann wird das ganze Ausmaß der ge- 
gebenen Probleme erkenntlich, erst dann gerät man auch nicht vorwärts 
rücklingsgerichtet auf altneue Holzwege. 

Wird Selbstkritik in dieser Richtung geleistet, eine Kritik, die nicht primär 
vereinzelte, individuell gerichtete Kritik sein Kann, dann lautet die Konse- 
quenz: Die jeweils eigene Position, der eigene, letztlich normative Bezugs- 
rahmen sind nicht nur neu explizit zu machen; es ist gleicherweise vonnö- 
ten, diese eigene Position, die hoffentlich nicht gläubig identifikatorisch 
bezogen wird, immer erneut zu riskieren. Und dies ohne dieselbe, zum 
Beispiel als sozialistische sogleich »wegzuwerfen«, auf den großen, viel zu 
fahrlässig ausgeweiteten Müllhaufen der Geschichte, wenn der Erfolg aus- 
bleibt, lange ausbleibt. Auch und gerade über die Kriterien des Erfolgs 
sollte sich jede und jeder skrupulös Rechenschaft abgeben. Politisch- 
sozialistisch Kann man sich nur verhalten, wenn man »durch die Halle der 
Resignation« (Albert Schweitzer) geschritten ist. 


Jenseits des Nationalstaats: 
Paradoxien einer sozialistischen Weltkonföderation 


Wäre das was, eine neue Erde und neue Menschen? Sobald man begriffen 
hat, daß man solches nicht hoffen kann, nicht hoffen darf, solange man 
menschlich Reformen aufs dringendste anstrebt, Veränderungen auch der 
umfänglichsten Art, sobald wird man, so sind wir überzeugt, dafür frei, 
radikale Änderungen, so sie als angemessen überzeugend dargetan werden 
können, zu verlangen. Dann ist die Gefahr gebannt, daß man in die Falle 
neuzeitlicher Utopie geraten könnte oder in die Falle der mächtigsten aller 
Utopien, des bleibenden status quo, weil man sich niederlagenwund keinen 
»mutigen Glauben« mehr aufzubringen traut. 

Utopien, wie sie neuzeitlich von Bacons »Neuem Atlantis« bis zu den im 
Gulag oder KZ endenden Utopien des 20. Ihdts. konzipiert waren, blieben 
diesseits aller Unterschiede immer von abstrakten Konstruktionen von ei- 
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ner weißen Planungsfläche geprägt. Indem ınan von allen ärgerlichen Be- 
sonderheiten, allen Ambiguitäten und Ambivalenzen absah, abstrahierte, 
versuchte man sich zuletzt staatsterroristisch aus der gegebenen »Masse 
Mensch« die Menschen zu schaffen, die die zukünftige, perfekt geplante, 
in jedem Staubkorn herrschaftlich identifizierte Gesellschaft ausmachen 
sollten. Terrorismus ist so zuerst als »angewandte Abstraktion« zu be- 
stimmen, wobei das Programm überaus tugendvoll, geradezu von kategori- 
schen Imperativen geprägt sein kann. »Die Tugend muß durch den Schrek- 
ken herrschen«, verkündet Georg Büchners Robbespierre in »Dantons 
Tod« geschichtsnah. 

Utopien aus diesem Umkreis sind, wenn sie es denn je waren, schlechter- 
dings nicht mehr zu rechtfertigen. Jede andere Gesellschaftsvorstellung muß 
mit den Menschen »wie sie sind« auskommen. Allerdings sind die Menschen 
nicht einfach, »wie sie sind«. Sie werden, bekanntlich, als Möglichkeitswe- 
sen, wie sie jeweils sind, auf höchst unterschiedliche Weise historisch aktuell. 
Darum kommt es zum einen darauf an, sorgsam herauszufinden, welches 
Möglichkeitsspektrum Menschen auszeichnet - bekanntlich reicht das bis zur 
Selbsterfüllung in der Ermordung anderer. Jede historische Anthropologie 
heute muß die Erfahrungen aus den Konzentrationslagern berücksichtigen 
(vgl. die Arbeiten Primo Levis und jüngst Lawrence L. Langer). Skrupulös 
ist zu ermitteln, welche aktualisierten Möglichkeiten Menschen am ehesten 
zur Fülle ihrer menschlichen Chancen kommen lassen - letztlich ein histo- 
risch-normativer Begriff, indem man Erfahrungen aus der Menschenge- 
schichte siebt, sortiert und bewertet (Patterson 1984 und 1990). Und schließ- 
lich gilt es, die historisch jeweils zuhandenen Umstände herauszufinden, die 
die als positiv bewerteten menschlichen Möglichkeiten am ehesten verwirkli- 
chen lassen. Die besten Möglichkeiten der Menschen fassen wir in den ma- 
terialistisch-institutionell gefaßten und erweiterten Menschenrechten. Mate- 
rialistisch-institutionell gefaßt müssen sie sein, weil sonst die Menschenrech- 
te abstrakte Normen werden, die von der Nichtbeachtung über die symboli- 
sche Inszenierung jeden Mißbrauch zulassen. 

Verfährt man solcherweise komparativ, nicht superlativisch-absolut, dann 
ist die Gefahr der Hybris wenn nicht gebannt, so doch erkannt. Als könn- 
ten wir heute in welcher ohnmächtig-mächtigen Gruppierung auch immer 
aus der hohlen Hand und ohne langen irrtumsreichen und nie völlig erfolg- 
reichen Prozeß eine neue Gesellschaft bauen oder auch nur anstreben. Die 
sozialistische Orientierung, die wir nicht aufgeben, die wir im Gegenteil 
erneuern wollen, wir zusammen mit vielen anderen, besteht nicht in der 
Vorstellung einer perfekten Gesellschaft. Das bedeutete schiere Inhumani- 
tät, außerhalb oder am Ende menschlich-irdischer Zeiten. Die sozialistische 
Orientierung besteht auch nicht in der gewissen Verheißung, eine solche 
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Gesellschaft werde einmal, möglichst noch zu unseren oder doch in jedem 
Fall zu unserer Kinder Lebzeiten sein. Die sozialistische Orientierung be- 
sagt vielmehr, daß wir davon überzeugt sind, eine qualitativ andere denn 
die gegenwärtige kapitalistisch-etatistische Gesellschaftsformation sei ir- 
disch, mit diesen Menschen, die seit einigen Jahrtausenden bekannt sind, 
möglich. Daß wir gleicherweise nach all dem, was wir aus der Geschichte 
der Sklavinnen und Sklaven, der Unterdrückten, der Geschichte der Kunst, 
aber auch der Herrschaftsgeschichte wissen, überzeugt sind, nur eine aus 
sozialistischen Gesellschaften zusammengesetzte Weltkonföderation, alle- 
samt Konfliktgesellschaften auf der Basis eines hohen Maßes an materieller 
Gleichheit, die mit ihren Konfliktparteien friedlich einigend, verschiebend, 
palavernd umgehen, nur ein födus pacificum (Kant) unter solchen basisde- 
mokratischen Konfliktgesellschaften entspreche den besten menschlichen 
Möglichkeiten. Es mache Krieg, Genozid, Folter, massenhaften Hunger u.ä. 
unwahrscheinlich. Ansonsten indes sind wir uns bewußt gerade, indem wir 
uns verbindlich an einer sozialistischen Gesellschaftsformation orientieren, 
daß wir und andere, die solches anstreben, jeden Tag und jede Stunde um 
die Zerbrechlichkeit einer solchen vergleichsweise besseren Gesellschaft 
wissen müssen. Deswegen sind Kritik, Kontrolle und Korrektur ein dau- 
ernd begleitendes großes dreifaches K (Nussbaum 1986). 

Wer sich heute der Anstrengung sozialistischen Begriffs unterzieht, der 
weiß, wie wir eingangs ausgeführt haben, daß heute weltweit und lokal die 
Verfassungsfrage mehrdimensional im Zentrum aller zur Lösung anste- 
henden Probleme sich befindet. Diese allgemeine Verfassungsfrage umfaßt 
folgende ihrerseits schier übergewichtigen Unterfragen: 

- Wie ist Gesellschaft heute möglich (also nicht mit Simmel allgemein er- 
kenntnistheoretisch gefragt)? 

- Wie ist Wirtschaft global und lokal neuzeitlich zum ersten Mal verant- 
wortlich-kontrollfähig zu verfassen? 

- Was kann Politik nach der kriegerischen Blüte der Nationalstaaten in ei- 
nem entgrenzten, aber eben nicht vom kingkonghaften Ungeheuer eines 
Weltstaats besetzbaren Raum bedeuten? Oder anders, wie kann Politik das 
ihr nötige Land gewinnen? 

- Wie steht es um die menschenrechtliche Bezugsgröße schlechthin, eine 
Größe, die wir alle zu verkörpern beanspruchen; wie steht es mit der Per- 
son, genauer der Vielheit von je eigenen Personen - verloren »im Welt- 
raum«, abstrahiert von der Fülle beladend-befreienden sozialen Nah- und 
Fernzusammenhängen? 

Angesichts des von der Sache her gesehen unvermeidlichen quantitativen 
Ausuferns unseres Essay beschränken wir uns nun auf schlagsatzartige 
Ausführungen. Wir versprechen bald einen »Nachschlag« zu servieren. 
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a) Wer von Gesellschaft spricht, spricht von sozialer Schließung. Eine 
Weltgesellschaft ohne Grenzen ist ein Unding oder ein perfektes Ungeheu- 
er. Allerdings ist es ausschlaggebend, um welche Grenzen es sich handelt, 
wer wie ausgegrenzt wird, wer über die Grenzen entscheidet, wer Grenz- 
verletzungen wann und wie sanktioniert, in welchem Verhältnis Grenzen 
und Grenzüberschreitungen, ja Entgrenzungen stehen. 

Will man Menschenrechte verwirklichen, ist an ihrem universalen An- 
spruch festzuhalten. Will man Menschenrechten getreu sich verhalten, ist 
das Individuum ineffabile zu achten (Goethe an Lavater: »Kennst Du 
schon das große Wort: individuum est ineffabile«), d.h. die milliardenhaf- 
ten Besonderheiten sind Trumpf. Welch ein ungeheurer, schreckender und 
zugleich faszinierender gesellschaftlicher Leistungsanspruch steckt in der 
Forderung, Besonderheiten zu schützen, d.h. zugleich Grenzen anzuerken- 
nen und zu bewahren. Das Recht auf Integrität meint genau dieses: habeas 
corpus u.a. Zugleich verlangt der universelle Anspruch, keine negativ dis- 
kriminierenden Grenzen zu akzeptieren. Diese Nuß gilt es, sozialistisch als 
Nußknackerlösungsmuster ohne Gewalt zu (ver)fassen. 

b) Immer wieder hört man von Gutmeinenden Weltstaatsgeraune. Als ver- 
möge ein sterblicher Übergott (denn schon die Nationalstaaten kleideten 
sich in den schweifenden Staub- und Purpur-Mantel des sterblichen Got- 
tes) dem Jammer unter den Menschen und der Menschen gegen die Men- 
schen mit harter, aber gerechter weltgewaltmonopolbewehrter Hand ein für 
allemal ein Ende zu setzen. Welch eine schlimme und zugleich illusions- 
volle Utopie. 

Worauf es ankommt, ist eine Weltföderation zu konzipieren und schritt- 
weise zu realisieren, die von unten nach oben aufgebaut, mit mehrfachen 
Loyalitäten und verschiedenen Dichten der Teilnahme bzw. der Delegation 
arbeitet. Nur wenn lokal und regional radikale Demokratie möglich ist, das 
heißt auch Demokratisierung in allen gesellschaftlichen Einrichtungen mit 
möglicherweise begründungspflichtigen unterschiedlichen Formen, nur 
dann werden die Mitglieder einer Gesellschaft (politische) Bürgerinnen 
und Bürger, selbstbewußt handlungsfähige Wesen werden. Nur diese kön- 
nen in die Lage versetzt werden, mit »neuen Unübersichtlichkeiten« nicht 
regressiv zu leben, sondern diese phantasievoll zu durchdringen. Gleich- 
falls gilt: Nur wenn mehrfache Loyalitäten gegen den loyalistischen Ex- 
klusivitätsanspruch des Nationalstaats erlaubt, eingeübt und beansprucht 
werden, nur dann ist eine Art neuer weltweiter Gewaltenteilung auch gera- 
de im Sinne institutionalisierter Loyalitätskonflikte möglich. Nur eine so 
inszenierte Politik, die Politik als Bürgerhandeln und Bürgerverstehen 
möglich machte, entspräche im übrigen den nicht wehrhaft, aber notwen- 
dig begrenzten Gesellschaften. 
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c) Personen, darin haben die Neuhumanisten aller Erfahrung nach recht, 
die Wilhelm von Humboldts und viele andere, können sich nur bilden in 
sachte sich öffnenden Nahräumen, die weder arbeitsteilig völlig zerfetzt 
sind, noch den dynamisch sich verstärkenden Erfahrungsklau mit Hilfe der 
innovativen Furie des Verschwindens hemmungslos praktizieren. Neben 
der Dynamik, das gilt für Gesellschaft und Politik gleicherweise, ist insti- 
tutionell und normativ gewährleistete Statik unabdingbar. Wer Traditionen 
und damit Erinnerungen restlos auskippt, wie die museal-werbekräftigen 
Modemacher unserer Tage, der blockiert jedenfalls Bildungsprozesse von 
Personen. 

Solche Einsichten verlangen qualitativ andere Sozialisationsformen für 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene gleicherweise. Dieselben müssen 
ganztätig-integrativen Charakter besitzen und politisch-demokratisch ein- 
gemeindet werden. Das bedeutet auch, daß die jeweiligen Sozialisati- 
onsinstitutionen ein Gutstück autonom und autark installiert sein müssen. 


Eine wesentliche der angekündigten Verfassungsreformen angesichts glo- 
bal, national und lokal drängender Verfassungsfragen (selbstredend nicht 
primär i. S. von geschriebenen Verfassungen, sonst hätte Lassalle immer 
noch Recht) haben wir noch ausgelassen: die der Ökonomie. Sie ist inmit- 
ten eines kapitalistischen Globus, der den Primat der Ökonomie dauernd 
reproduziert, ja verstärkt, die wichtigste. Und sie ist, auch angesichts des 
etablierten Interessengeflechts und der institutionalisierten Gedankenlosig- 
keit der normalen Ökonomie als Wissenschaft zugleich die schwierigste. 
So wie die Probleme aufgehäuft liegen, so wie die globale Ökonomie funk- 
tioniert, steht jedenfalls außer Frage, daß die Dauerdesaster und die fortlau- 
fend gefährlich rumorenden Weltwirtschaftskrisen - man denke nur an den 
von niemandem be-, gar ergriffenen oder ergreifbaren Weltgeldmarkt - nur 
dann überwunden werden können, wenn die kapitalistische Ökonomie ent- 
kernt wird. Das aber heißt an erster Stelle, daß die der Sache nach politi- 
sche Ökonomie, deren Machtausübungen den Alltag bestimmen, prinzi- 
piell entsprechend politisch, das heißt öffentlich organisiert werden muß. 
Hierbei ist sogleich hinzuzufügen, daß politische Organisation, wie sie ei- 
ner sozialistischen Gesellschaft gemäß ist, nicht mit verstaatlichter Ökono- 
mie zu verwechseln ist, denn sonst würde der wenigstens partiell in seiner 
Weise effektive Beelzebub mit einem unfähigen und gleicherweise unde- 
mokratischen Teufel ausgetrieben. Politische Crganisierung der Ökonomie 
bedeutet nicht, umstandslos die - allerdings erheblich zu verändernde - 
Sphärentrennung aufzuheben. Sie hat deswegen auch keine Totalplanung, 
detaillierte Verwaltungswirtschaft u.ä.m. zur Folge, wiewohl kräftige 
Rahmenplanung und öffentliche Kontrolle eine Rolle spielen müssen. 
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Die durch die Struktur nun globalisierter Privatheit ausgezeichnete Öko- 
nomie ist entsprechend dem politischen Anspruch in die Gesellschaft mit 
ihren Effekten zurückzuholen. In diesem Sinne ist von der moralischen 
Ökonomie, wie sie E.P. Thompson u.a. erinnert haben, zu lernen. Die 
Emanzipation einer eigengesetzlich behaupteten Ökonomie von Gesell- 
schaft und Politik ist nicht nur zum guten Teil, so wirksam sie ist, ideolo- 
gisch. Sie ist auf die Dauer verhängnisvoll. Die Spuren schrecken. 
Schließlich bedeutete Neugewinn einer politischen Okonomie und deren 
entsprechende Verfassung das Wirtschaftsgeschehen, was schon Polanyi 
vorgeschlagen hat, je nach Bereich und Funktion zu pluralisieren. Dann 
werden vormoderne Wirtschaftsformen wieder akut, ohne daß sie gar im 
Sinne einer globalen ausgedehnten Subsistenzproduktion in lokal-regiona- 
ler Form auch nur als Orientierung zurückkehren dürften. 

Wir stimmen mit Harry Magdoff überein: 

»And that is [die Schlußfolgerung aus seinem Aufsatz] that we should abandon the illusions 
and myths that there is a way fo reconstructure capitalism to make it human again, to reverse 
the trends of the last hundred years. Some of our comrades talk about a struggle for an impro- 
ved structure of accumulation. But that accumulation is where the dog is burried. The reforms 
that progressives and radicals talk about are ways to increase productivity and straighten out 
monetary systems - all are geared to getting onto a fast growth track, when it is the fast track 
itself that is the problem. So many of our progressives and radicals can't seem to unburden 
themselves of key elements of bourgeois ideology. To be clear, I am not talking about struggle 
for protection of the people, for the drive to take from the rich to protect the poor. That 
struggle is a major priority, of course. But let us not kid ourselves with false panaceas. We 
need to use our energies as to how capitalism really works and that there is an alternative.« 
(Magdoff 1995, 24f) 

Um eine lange, eine schier unendliche Geschichte mit einem Satz einstwei- 
len zu beenden: Wem an Menschenrechten und Demokratie tatsächlich und 
ohne begriffliche Verwässerung bis zur Unkenntlichkeit gelegen ist, wen 
Angste ob der verantwortungslos inkompetenten Politik heute umtreiben 
und ebenso Ängste um die lemminghafte Konkurrenz mit der weltweit ge- 
spaltenen Globalhymne: Wachstum, Wachstum über alles, der und die 
werden ohne eine sozialistische Orientierung nicht auskommen. 
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Christoph Scherrer 


Eine diskursanalytische Kritik 
der Regulationstheorie 


Die in Frankreich entwickelte Regulationstheorie wurde in den 80er Jahren 
mit der Hoffnung, sie würde aus der sogenannten Krise des westlichen 
Marxismus herausführen, breit rezipiert. Die Regulationstheorie versprach 
die strukturalistische Sackgasse des Althusser'schen Marxismus zu über- 
winden, dessen Erbe sie in Frankreich antrat. Zudem schien sie eine Ver- 
bindung zu schlagen zwischen den beiden in Deutschland entlang der Linie 
»Basis/Überbau« entfremdeten marxistischen Diskussionssträngen, der 
»Staatsableitungsdebatte« einerseits und der Kritischen Theorie der »Frank- 
furter Schule« andererseits. Der theoretische Anspruch des Regulationsan- 
satzes war es, die grundlegenden Veränderungen des Lohnverhältnisses 
inklusive der Lebensbedingungen der Lohnabhängigen zum zentralen 
Ausgangspunkt einer Neuinterpretation der historischen Entwicklungspha- 
sen des Kapitalismus zu machen. 

Fast so bekannt wie die regulationstheoretische Deutung des goldenen 
Zeitalter des Kapitalismus als »Fordismus« dürfte jedoch mittlerweile das 
Defizit der Regulationstheorie, ihre mangelnde handlungs- und staatstheo- 
retische Fundierung, sein. Obgleich die Ecole de la Regulation bean- 
sprucht, Prosperitätsphasen und Krisen kapitalistischer Entwicklung als 
Produkte gesellschaftlicher Auseinandersetzungen und gerade nicht als 
Folgen angeblich objektiver ökonomischer Gesetzmäßigkeiten zu erklären, 
schreibt sie bisher in ihren Analysen den gesellschaftlichen Akteuren nur 
zu Beginn eines Akkumulationsregimes (= Phase der stabilen Kapitalre- 
produktion) Handlungsmacht zu. Formen staatlicher Vergesellschaftung 
werden zumeist allein auf ihre funktionale Rolle im Akkumulationsprozeß 
untersucht. Die bisherigen Versuche, dieses staats- und handlungstheoreti- 
sche Defizit zu überwinden, sind wenig befriedigend ausgefallen (vgl. Jes- 
sop 1988, Bertramsen et al. 1991, Bonefeld 1991). Einen erneuten Anlauf, 
der Regulationstheorie ein staats- und handlungstheoretisches Fundament 
zu geben, haben Josef Esser, Christoph Görg und Joachim Hirsch mit dem 


l Zu den Standardwerken der Regulationstheorie zählen Aglietta (1979), Boyer (1986a, 
19866), Lipietz (1985, 1986). Eine deutschsprachige Rezeption findet sich u.a. in 
Hirsch/Roth (1986), Hübner (1989), Hurtienne (1988), Mahnkopf (1988), Scherrer 
(1992). 
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von ihnen herausgegebenen Sammelband Politik, Institutionen und Staat 
unternommen. Darin werden gleich zwei Baupläne einer solchen Fundie- 
rung angeboten. Hirsch und Görg versuchen über eine Auseinandersetzung 
mit der Strukturierungstheorie von Anthony Giddens die Regulationstheo- 
rie zu rekonstruieren und damit gleichsam die Vorstellung eines »Objekti- 
vitätsüberhangs, ... der in den herrschenden gesellschaftlichen Verhältnis- 
sen ruht« (Esser et al. 1994: 216), zu retten. Thomas Sablowski hingegen 
will gerade mit dem Beharren auf diesem »Objektivitätsüberhang« brechen 
und orientiert sich bei seiner Rekonstruktion der Regulationstheorie an 
Gramscis »absolutem Historizismus«. 

Welche dieser beiden Blaupausen sollte für die Konstruktion des staats- 
und handlungstheoretischen Fundaments der Regulationstheorie herange- 
zogen werden? Ich werde hier die These vertreten: keine der beiden in ih- 
rer derzeitigen Form. Hirsch/Görg reproduzieren die im Regulationsdiskurs 
angelegte Gegenüberstellung von stabilen, in ihrer Entwicklungsrichtung 
vorgegebenen Akkumulationsphasen einerseits und Krisenphasen, die of- 
fen für politische Gestaltung sind, andererseits. Der handlungstheoretische 
Ansatz Giddens dient ihnen nur zur Bestätigung der eigenen formanalyti- 
schen Sichtweise. Der Blaupause Sablowskis hingegen mißlingt es im Re- 
kurs auf Gramsci, die Einsicht in die Kontingenz des Gesellschaftlichen 
mit den Reproduktionszusammenhängen der Ökonomie rückzukoppeln. 
Die letztlich jeweils einseitige Parteinahme für die in den Sozialwissen- 
schaften traditionell gegenübergestellten Analyseebenen von Struktur und 
Handlung führt dazu, daß entweder die bekannten Schwächen der Regula- 
tionstheorie wiederholt oder zentrale Einsichten dieser Theorie aufgegeben 
werden müssen. 

Einen Ansatz zur Überwindung dieser sterilen Polarität hoffe ich in den 
Arbeiten von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe zu finden.” Das mag 
überraschen, wurde doch ihre sogenannte Diskursanalyse zumeist als 
postmarxistische Verabschiedung vom Reich der Notwendigkeiten, sprich 
ökonomischer Determinierung, rezipiert. Auch wenn Laclau/Mouffe dieser 
Lesart ihres Ansatzes durch vornehmliche Beschäftigung mit im her- 
kömmlichen Sinne »politischen« Fragen Vorschub leisteten, negieren sie 
in ihrem Plädoyer für das Begreifen gesellschaftlicher Wirklichkeit als ei- 


2 Mein Interesse an der Diskursanalyse wurde durch die Lektüre der Arbeit von Bertramsen 
et al. (1991) geweckt, die einen äußerst interessanten Versuch darstellt, die Regulations- 
theorie, den strategisch-relationalen staatstheoretischen Ansatz von Bob Jessop und die 
Formanalyse Joachim Hirschs mit der Diskursanalyse von Laclau/ Mouffe zu verbinden. 
Allerdings gehen Bertramsen et al. etwas vorschnell von der Kompatibilität der Diskurs- 
analyse mit der Regulationstheorie aus, ohne diese zuvor einer diskursanalytischen Kritik 
zu unterziehen. In einem Konferenzbeitrag hat nun Torfing zwar einen solchen Schritt 
unternommen, der mir aber noch zu halbherzig erscheint (Torfing 1994). 


Eine diskursanalytische Kritik der Regulationstheorie 459 


ner kontingenten nicht die Existenz von Notwendigkeiten. Vielmehr ba- 
siert ihre Diskursanalyse auf der Annahme der gegenseitigen Subversion 
von Kontingenz und Notwendigkeit. Dieses bisher wenig berücksichtigte 
Fundament will ich hier verdeutlichen. Zudem soll der theoretische Ansatz 
von Laclau/Mouffe als Folie für eine Auseinandersetzung mit den zwei in 
Politik, Institution und Staat angebotenen Blaupausen der Rekonstruktion 
der Regulationstheorie genutzt werden. Schließlich werde ich diesen An- 
satz zum Ausgangspunkt für einige Überlegungen zur Frage, wie die Ein- 
sicht in die radikale Kontingenz des Gesellschaftlichen mit den zentralen 
Aussagen der Regulationstheorie vereinbart werden könnte, nehmen. 
Zunächst werde ich aber in einer Auseinandersetzung mit den Beiträgen 
von Görg/Hirsch und Sablowski meine Suche nach einem anderen Ansatz 
begründen. Sodann stelle ich knapp die zentralen Thesen von Laclau/ 
Mouffe vor und gehe auf die Kritik an ihnen ein. Es folgt der Versuch, die 
Einsichten von Laclau/Mouffe zunächst kritisch auf die marxistischen Va- 
rianten der Regulationstheorie, d.h. vor allem auf die Arbeiten von Alain 
Lipietz und Joachiın Hirsch, und dann auf die hegemonietheoretischen Ar- 
beiten von Alexander Demirovic, Hans-Peter Krebs und Thomas Sablow- 
ski anzuwenden. 


1. Politik, Institutionen und Staat 


Die Aufgabe, Giddens Werk für die Regulationstheorie fruchtbar zu ma- 
chen, übernahm Christoph Görg. Für ihn ist Giddens Theorie der Struktu- 
rierung vor allem deshalb eine Auseinandersetzung wert, weil sie dazu an- 
leitet »Strukturen nicht allein als Zwang, sondern auch als Ermöglichungs- 
bedingung für Handeln aufzufassen und damit die Dichotomisierung der 
beiden Begriffe aufzugeben« (Görg 1994b: 42). Die nähere Befassung mit 
dieser Theorie ergibt jedoch für Görg, daß nicht nur der Giddens'sche 
Handlungsbegriff »objektivistisch«, sondern auch der Strukturbegriff 
»subjektivistisch« verkürzt ist (ebd., 33f). Als Begründung für die These 
der objektivistischen Verkürzung führt er überzeugend an, daß Giddens 
nicht angeben kann, »wie ein intentionales Handeln zu denken wäre, des- 
sen reflexive Selbststeuerung sich gegen die strukturellen Muster gesell- 
schaftlicher Reproduktion entfaltet« (ebd., 55). Weniger nachvollziehbar 
ist die Begründung der subjektivistischen Verkürzung. Einerseits beschei- 
nigt er Giddens »eine reale Einschränkung der Reflexionskapazität der 
Akteure gegenüber der Systemreproduktion in Rechnung« zu stellen (ebd., 
53), und andererseits beklagt er, daß »ein besonderes Merkmal der Struk- 
turprinzipien Kapitalistischer Reproduktion bei Giddens außen vor [bleibt]: 
die Verselbständigung ihrer Strukturen gegenüber dem Handeln sozialer 
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Akteure« (ebd., 55). Weiterhin kritisiert Görg an Giddens, daß ihm ein 
Krisenbegriff fehlt und daß er nicht angeben könnte »wie ein intentionales 
Handeln zu denken wäre, dessen reflexive Selbsteuerung sich gegen die 
strukturellen Muster geseilschaftlicher Reproduktion entfaltet« (ebd., 55). 
Anstatt sich nun enttäuscht von Giddens abzuwenden, schlägt Görg vor, 
»die Aporien des von Giddens vorgelegten Lösungsvorschlags als Momen- 
te gesellschaftlicher Verhältnisse zu reinterpretieren« (ebd., 34). Die »real- 
geschichtlichen« gesellschaftlichen Verhältnisse würden im Moment der 
Krise den Übergang von einer »hermeneutischen« zu einer »strukturellen 
Analyse« erzwingen. In Phasen der relativen Stabilität seien Institutionen 
»hermeneutisch« zugänglich, aber sie dienten zugleich »als Indikatoren da- 
für, wo ein krisenhafter Einbruch die eingespielten Handlungsroutinen 
aufhebt und deshalb methodisch den Übergang zur strukturellen Analyse 
erfordert.« (ebd., 71f) 

Wie können diese Ausführungen anders interpretiert werden, als daß Görg 
den Anspruch Giddens, die Dichotomie von Struktur und Handeln zu 
überwinden, nicht teilt? Was als Vermittlung im Sinne der Überwindung 
des Gegensatzes von Handlung und Struktur von mir bei Beginn der Lek- 
türe wohl mißverstanden wurde, gerät bei ihm zur Suche nach einem Ver- 
bindungsstück zwischen zwei weiterhin als gegensätzlich gedachten Polen. 
Dieses Verbindungsstück stellen für Görg die Institutionen dar, die einer- 
seits den Akteuren selbstbewußtes Handeln ermöglichen, andererseits aber 
Strukturzwängen unterworfen sind. Während die sozialen Akteure ihre Ge- 
schichte machen, wird der soziale Wandel, im Sinne der Abfolge ge- 
schichtlicher Phasen, durch den dem Kapitalismus innewohnenden Anta- 
gonismus angetrieben. 

Die handlungstheoretische Herausforderung, die These, daß die fortwäh- 
rende Existenz des Kapitalismus in den bewußten Handlungen der gesell- 
schaftlichen Akteure verankert ist, nimmt Görg nur vordergründig an. Die 
Bedeutung von Akteurshandeln erkennt er zwar an. Im nächsten Schritt 
verweist er das Akteurshandeln aber auf die Ebene der Institutionen und 
zuletzt verdinglicht er es zu Handlungskompetenzen: »... die relative Sta- 
bilität des Kapitalismus [muß] gerade durch den Widerspruch von Hand- 
lungskompetenzen und Strukturprinzipien hindurch verstanden werden« 
{ebd., 73). Das Fortbestehen des Kapitalismus kann somit wieder rein 
strukturell, d.h. ohne Bezug auf Präferenzen, Intentionen und Handlungen 
der Individuen erklärt werden. 

Während Görg noch mit der Dimension des Handelns ringt, nähert sich 
Joachim Hirsch in seiner eleganten Ableitung des Staates aus der Form- 
analyse kapitalistischer Vergesellschaftung dieser Dimension mit einer 
Frage, die schon vorwegnimmt, daß Akteurshandeln Strukturen unterge- 
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ordnet ist: »Wie also werden die sozialen Akteure dazu veranlaßt, in 
Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Reproduktion des Kapitals 
zu handeln?« (Hirsch 1994: 185). Die Antwort kann dann nur noch lauten: 


»Sie sind gezwungen, ihre materiellen Lebensverhältnisse zunächst einmal unter den gegebe- 
nen Vergesellschaftungsverhältnissen zu sichern« (ebd., 187, Herv. i. Orig.). 

Weil die Herausgeber des Bandes in den politischen Prozeß eingreifen 
wollen, können sie es nicht bei diesem »Objektivitätsüberhang« belassen. 
Im gemeinsam geschriebenen Schlußkapitel verschaffen sie dem bewußten 
Handeln der Akteure doch noch einen theoretischen Raum: nämlich in den 
Krisen der Regulation, in den Übergangsphasen von einem Akkumulati- 
onsregime zum anderen. Damit erreichen sie allerdings wieder den Aus- 
gangspunkt ihrer Arbeit. Die angestrebte Vermittlung von Struktur und 
Handlung weicht der Gegenüberstellung von offener Krise und stabiler 
Akkumulationsphase. 

Thomas Sablowski hingegen wendet sich ausdrücklich gegen das Beharren 
auf einen »Objektivitätsüberhang« bzw. einen »Akkumulationsimperativ«. 
Er versucht Gramscis Begriffe Hegemonie und Historischer Block für die 
Regulationstheorie fruchtbar zu machen. Obwohl sich in den regulations- 
theoretischen Arbeiten immer wieder Ansätze finden, den Zusammenhang 
von Akkumulationsregime und Regulationsweisen als Produkt eines histori- 
schen Blocks zu interpretieren (bereits bei Aglietta 1979: 29), überzeugt die 
These von Sablowski, daß diese Arbeiten dazu neigen, »Hegemonie zu einer 
Restgröße« schrumpfen zu lassen, »die für die Anpassung des Verhaltens 
von Akteuren an vorausgesetzte Erfordernisse der Systemreproduktion sorgt« 
(Sablowski 1994: 133). Demgegenüber macht Sablowski die gesellschaftli- 
chen Auseinandersetzungen zum Ausgangspunkt seiner Überlegungen zur 
Konstitution von Hegemonie. Dabei löst er allerdings die traditionelle Dicho- 
tomie von Struktur und Handlung einseitig zugunsten von Handlung auf. 
Ökonomische Krisen interpretiert er als Folge von Konstellationen »einer 
Vielzahl von unkoordinierten Akteuren«, zu deren Erklärung »der Rückgriff 
auf eine aparte 'Struktur' nicht notwendig« sei (ebd., 149). Auch betont er, 
daß Institutionen als historische Kompromisse aufzufassen sind, die sich 
höchstens im nachhinein als funktional für die Kapitalakkumulation erweisen 
könnten (ebd., 151). Diese Betonung von Kräfteverhältnissen wäre überzeu- 
gender, wenn Sablowski sich u.a. mit folgenden Fragen beschäftigt hätte: 
Wie kommt es zu Konjunkturzyklen, wieso werden einige Strukturmerkmale 
des Kapitalismus auch über historische Blöcke hinweg reproduziert, und was 
passiert, wenn ein Kompromiß zwischen gesellschaftlichen Akteuren sich 
als nicht funktional für einen historischen Block erweist? Wann immer 
über die bloße Proklamation von »bewußt handelnden kompetenten Akteu- 
ren« hinausgegangen werden müßte, bleibt der Text von Sablowski stumm. 
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2. Der diskursanalytische Ansatz 
von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe 


Das zentrale Anliegen der Arbeiten von Laclau/Mouffe ist es, die »essen- 
tialistischen Apriorismen« in der marxistischen Theorietradition zu über- 
winden. Zu diesen Essentialismen zählen sie den Klassismus, das heißt die 
Vorstellung, daß die Arbeiterklasse den privilegierten Akteur sozialer Ver- 
änderung darstellt, den Etatismus, d.h. die Vorstellung, daß die Ausdeh- 
nung der Rolle des Staates das Allheilmittel für sämtliche Probleme ist und 
schließlich den Ökonomismus, d.h. die Vorstellung, daß ökonomische 
Entwicklungen eindeutig bestimmbare politische Effekte zeitigen (Laclau/ 
Mouffe 1991: 241). Eine Folge dieser »Ismen« sei es gewesen, daß Bünd- 
nispolitik zur Überwindung kapitalistischer Vergesellschaftung nur in 
Form einer Verknüpfung zwischen Repräsentanten objektiver Interessen 
(konstitutiert auf dem Feld der Produktionsverhältnisse) gedacht werden 
konnte (ebd., 95). Selbst bei Gramsci fände sich noch als letzter Kern der 
Identität hegemonialer Subjekte der Bezug zur a priori gesetzten Klasse 
(ebd., 134). Mit solchen essentialistischen Vorstellungen könnte nur durch 
die Einführung »radikaler Kontingenz« gebrochen werden: alle Beziehun- 
gen zwischen gesellschaftlicher Identität, Interesse und Position müßten als 
Kontingent gedacht werden. Erst wenn gesellschaftliche Identitäten und 
Interessen nicht auf jeweils »objektive« Bezugsgrößen fixiert werden, sei 
eine Artikulation zwischen diesen denkbar, wobei unter Artikulation eine 
Praxis zu verstehen sei, »die eine Beziehung zwischen Elementen so eta- 
bliert, daß ihre Identität als Resultat (...) modifiziert wird« (ebd., 155). 

In ihrem Versuch das Gesellschaftliche als radikal kontingent zu begrün- 
den, hinterfragen Laclau und Mouffe die marxistische Tradition, Bewe- 
gungsgesetze für gesellschaftliche Entwicklung aufzuspüren. Sie kritisie- 
ren vor allem jede Geschichtsphilosphie, die von der Entfaltung einer dia- 
lektischen Einheit von Widersprüchen ausgeht. Es mache keinen Unter- 
schied, ob die elementaren Gesetzmäßigkeiten der Geschichte auf Ideen 
(Hegel) oder auf die Widersprüche zwischen der Entwicklung von Pro- 
duktivkräften und Produktionsverhältnissen (Marx) zurückgeführt würden. 
Denn beiden unterliege die Vorstellung, daß es ein grundlegendes Entwick- 
lungsgesetz der Geschichte gäbe, das konzeptionell erfaßt werden könnte. 
Von der Rationalität der Wirklichkeit auszugehen, auch im Namen des 
»Materialismus«, heißt aber dem Idealismus verhaftet zu bleiben (Laclau/ 
Mouffe 1987: 88). 

Ihr Idealismusvorwurf zielt nicht nur auf das krude Geschichtstelos, son- 
dern auch auf die Vorstellung der Existenz zweier Ebenen, einer des We- 
sens und einer anderen der Erscheinung. Bedeutungsinhalte seien nicht 
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durch ein dem Gegenstand oder der Praxis innewohnendes Wesen be- 
stimmt, sondern durch diskursive Artikulation: »außerhalb eines diskursi- 
ven Kontextes besitzen Gegenstände kein Sein, sondern nur eine Existenz« 
(Laclau/ Mouffe 1987: 85; Übersetzung Ch.S., Herv.i. Orig.). Als Beispiel 
führen sie an, daß ein Stein zwar unabhängig von jedwedem System ge- 
sellschaftlicher Beziehungen existiert, aber Identität als ein Wurfgeschoß 
oder als ein Objekt ästhetischer, kontemplativer Betrachtung nur innerhalb 
eines spezifischen Diskurses annimmt. Es liegt nicht im Wesen eines 
Steins, Wurfgeschoß etc. zu sein. Der Charakter des Seins von Objekten ist 
von historischer, kontingenter und konstruierter Art. Selbst wenn mit We- 
sen kein transzendentales »Wesen« gemeint ist, sondern ein Bewegungsge- 
setz gesellschaftlicher Verhältnisse, würde gesellschaftliche Praxis durch 
die Berufung auf die innere Logik eines in sich geschlossenen, abstrakten 
Modells bestimmt werden, d.h. die Wirklichkeit würde auf eine ihr inne- 
wohnende Essenz reduziert. Materialistisch sei hingegen die Annahme, das 
die Wirklichkeit (Materie) nicht auf ein bloßes Konzept (Form) reduziert 
werden könnte; es gäbe keine besondre Objektivität (wie etwa »objektive« 
Bewegungsgesetze der Gesellschaft), die eine Art von Ursprung bildet, aus 
dem sich alles weitere ableiten läßt (Laclau/Mouffe 1987: 82-88). 

Der Vorstellung, gesellschaftliche Wirklichkeit könnte auf die Zwangsläu- 
figkeit eines immanenten Gesetzes reduziert werden, stellen Laclau/Mouf- 
fe ihr Konzept der radikalen Kontingenz des Gesellschaftlichen gegenüber. 
Sie begründen ihr Konzept damit, daß jeder Versuch, die Bindung zwi- 
schen gesellschaftlicher Wirklichkeit und immanenten Gesetzen zu lok- 
kern, ohne daß die Vorstellung von solchen Gesetzen aufgegeben wird, 
letztlich doch wieder auf eine notwendige Determinierung des Gesell- 
schaftlichen hinausläuft. So würde beispielsweise bei Althusser durch die 
Einführung des Begriffs Überdeterminierung die Kontingenz des Gesell- 
schaftlichen anerkannt, aber durch das Postulat, die Ökonomie determinie- 
re in letzter Instanz die Gesellschaft, zugleich wiederrufen werden. Denn 
das Feld der Überdeterminierung würde durch die letzte Instanz auf ein 
Feld kontingenter Variationen einer letzten, essentiellen Determination be- 
grenzt werden. Die Differenzen zwischen den Variationen könnten dem- 
nach in der Erfassung gesellschaftlicher Wirklichkeit vernachlässigt wer- 
den, da ihre Vielfalt letztlich determiniert sei. Deshalb sei das Konzept der 
Überdeterminierung nur gehaltvoll, wenn keine letzte Instanz, sondern ra- 
dikale Kontingenz angenommen wird (Laclau/Mouffe 1991: 144-147; sie- 
he auch Derrida 1995: 199-276). 


3  Laclau/Mouffe erklären sich selbst zu »materialistischen Realisten«: Realisten, weil sie 
eine Welt von Gegenständen außerhalb der Gedanken anerkennen; Materialisten, weil sie 
Materie nicht auf Form reduzieren (Laclau/Mouffe 1987: 86-89). 
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Für Laclau/Mouffe impliziert die Behauptung, daß Objektivität kontingen- 
ter Natur sei, jedoch nicht die Abwesenheit notwendiger Beziehungen. 
Würden letztere abwesend sein, wäre jeglicher kohärente Diskurs unmög- 
lich, denn dann würde nur Unbestimmheit vorherrschen. Ein Diskurs, der 
Bedeutung nicht fixieren kann, sei der Diskurs des Psychotikers (Laclaw/ 
Mouffe 1991: 164). Laclau/Mouffe leugnen somit nicht die Existenz not- 
wendiger Beziehungen, aber sie sehen diese immer wieder unterminiert 
durch etwas, was sie Äntagonismus nennen. Ihre inhaltliche Füllung dieses 
Begriffs unterscheidet sich von der herkömmlichen. Laclau/Mouffe defi- 
nieren Antagonismus als »ein Verhältnis, worin die Grenzen jeder Objek- 
tivität gezeigt werden« (ebd., 181). Dieser Definition liegt die Überlegung 
zugrunde, daß es zu einer Totalität, deren Elemente nicht fixiert sind, ein 
nicht auf diese Totalität reduzierbares Äußeres geben muß. Während in der 
Hegelschen Dialektik die Negation einer objektiven Position wieder Mo- 
ment einer umfangreicheren, These und Antithese umfassenden Totalität 
darstellt, zeigt der diskurstheoretische Antagonismus als Negation einer 
gegebenen Ordnung die Grenze dieser Ordnung auf, ohne, daß sich diese 
Negation mit dem Negierten wieder zu einer höheren Einheit zusammen- 
schließen könnte (ebd., 176-183). 

Eine antagonistische Kraft erfüllt laut Laclau/Mouffe gleichzeitig zwei 
wichtige und widersprüchliche Aufgaben: sie »blockiert« die volle Konsti- 
tution der Identität dessen, zu dem sie in Opposition steht, und sie ist Teil 
der Existenzbedingungen dieser Identität. Die erste Aufgabe könnte sie 
nicht erfüllen, ohne daß zuvor eine Identität bestünde. Es sei unmöglich die 
Existenz von etwas zu bedrohen, ohne diese Existenz gleichzeitig zu be- 
kräftigen. Somit sei Kontingenz nicht die Negation von Notwendigkeit, 
sondern das Element von Unreinheit, das dessen volle Konstitution de- 
formiert und behindert. Die zweite Aufgabe ergäbe sich aus der Relatio- 
nalität aller Identitäten (sind Identitäten nicht mehr wesensmäßig bestimmt, 
so können sie sich nur im Verhältnis zu anderen Identitäten konstituieren). 
Die Identität von etwas bliebe durch die ihr oppositionell gegenüber tre- 
tende Kraft nicht unbeeinflußt. Dadurch gerate der Antagonismus zur Exi- 
stenzbedingung der Identität, die er zugleich unterminiert. Diese wechsel- 
seitige Subversion von Kontingenz und Notwendigkeit stellt das ontologi- 
sche Fundament der T'heorie von Laclau/Mouffe dar (Laclau 1990: 27). 
Die zentrale These ist somit, daß Identitäten, d.h. die Bedeutung von Ob- 
jekten und gesellschaftlichen Praxen, zwar fixiert werden können, und 
somit auch in notwendige Beziehungen treten können, daß diese Festset- 
zungen aber weder von Dauer sind noch zu einer Schließung der sie um- 
fassenden Totalität führen. Dies gilt auch für Strukturen, d.h. Gesetze ge- 
sellschaftlicher Praxis, die Wiederholungen steuern. Strukturen erreichen 
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nie eine Geschlossenheit, in der alle Elemente bestimmt wären, sondern er- 
fahren ständige Brüche und Verschiebungen, die im diskurstheoretischen, 
sich geologischer Termini bedienenden Begriffslexikon Dislozierungen 
genannt werden. Ohne diese könnte es keine Kontingenz, geben. Ebenso- 
wenig wie Strukturen erreichen Subjekte eine in sich geschlossene Identi- 
tät, denn diese ergibt sich nur in Relation zu anderen Identitäten, die alle 
ebenso ständig von Antagonismen unterminiert werden. Daraus folgt eine 
gegenseitige Bestimmung von Subjekt und Struktur. Das Subjekt resultiert 
aus der Dislozierung (Verschiebung) einer Struktur, d.h. der Unmöglich- 
keit einer Struktur, sich vollständig zu Konstituieren. Die Struktur ist um- 
gekehrt die Unmöglichkeit des Subjekts, alles Diskursive (d.h. alle Äuße- 
rungen und Handlungen, alles Verschweigen und Unterlassen) immer wie- 
der neu zu generieren (ebd., 41). Diese gegenseitige Bestimmung bedeutet 
nicht, daß das Subjekt Teil einer Struktur ist, sondern im Gegenteil, daß es 
seine Qualitäten als Subjekt nur deshalb besitzt, weil die Struktur sich nicht 
schliessen kann. Laclau veranschaulicht diesen Zusammenhang anhand ei- 
nes Gedankenspiels: 

»Was passiert wenn eine Struktur, die mich determiniert, sich nicht vollständig realisieren 
kann, weil ein radikales Außen - welches mit dem Inneren der Struktur keinen gemeinsamen 
Grund teilt - sie disloziert? Die Struktur wird mich offensichtlich nicht determinieren können, 
und zwar nicht weil ich ein Sein unabhängig von der Struktur habe, sondern weil es dieser 
mißlang, sich vollständig zu konstituieren (...). Ich bin verdammt dazu frei zu sein, nicht weil 
ich keine strukturelle Identität habe, wie es die Existentialisten behaupten, sondern weil ich 


eine mißlungene strukturelle Identität habe. Dies bedeutet, daß das Subjekt partiell selbstbe- 
stimmt ist.« (1990: 44; Übersetzung Ch.S., Herv.i. ©.) 


Die Anspielung auf den existentialistischen Freiheitsbegriff sollte nicht 
wörtlich genommen werden, da erstens die Selbstbestimmung nicht Aus- 
druck von dem ist, was das Subjekt seinem »Wesen« nach ist, sondern 
vom Mangel an seinem »Sein« (ebd.,). Zweitens tangiert die Dislozierung 
einer Struktur nicht alie Praxen eines in dieser Struktur sich befindlichen 
Individuums (oder Kollektivs). Bezüglich der anderen Praxen wird das be- 
troffene Individuum zunächst in sogenannten »Subjektpositionen« (d.h. in 
strukturell vorgegebenen Positionen) verharren (ebd., 61), die wiederum 
sirukturierend auf die Handlungsmöglichkeiten des Individuums hinsicht- 
lich der dislozierten Struktur wirken (vgl. ebd., 66). Es ist allerdings anzu- 
nehmen, daß die partielle »Subjektwerdung« andere Praxen des betreffen- 
den Individuums nicht unberührt läßt, so daß sıch hieraus wieder ein An- 
stoß zur Dislozierung einer dieser anderen Strukturen ergeben kann. 

Die Dichotomie von Struktur und gesellschaftlichen Akteuren bleibt bei 
Laclau/Mouffe der geseilschaftlichen Wirklichkeit eingeschrieben, da sie 
die Existenz von Subjekten als Resultate einer Dislozierung einer Struktur 
definieren. Diese Dichotomie verliert aber an polarer Gegensätzlichkeit, da 
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nun beide Pole nicht mehr als voneinander autonome Wesen konzipiert 
werden, sondern sich gegenseitig als Folge ihrer jeweiligen Dislozierung 
konstituieren. Struktur und Subjekt sind gleich ursprünglich. Durch ihre 
Definition wird zudem a priori keine Identität zwischen Individuum und 
Subjekt im emphatischen Sinne (d.h. einem reflexivem bewußten Men- 
schen) hergestellt. Wann und inwieweit ein Individuum zum Subjekt 
avanciert, wird somit theoretisch nicht vorentschieden. 


3, Die Diskurstheorie in der Kritik 


In ihrem Versuch, die Regulationstheorie handlungstheoretisch zu fundie- 
ren, warfen Hans-Peter Krebs und Thomas Sablowski Laclau/Mouffe vor, 
»in die Nähe des Feyerabendschen 'anything goes'’« zu geraten (1992: 
108). Variationen dieses Vorwurfs schöpfen im wesentlichen den Hori- 
zont der Kritik aus. Beklagt wird zum einen der fehlende Bezug zur Mate- 
rialität des Gesellschaftlichen, und zum anderen der Verlust des Struktur- 
begriffes. 

So wirft Bob Jessop Laclau/Mouffe vor, erkenntnistheoretisch »leere Rea- 
listen« zu sein. Sie würden zwar eine Wirklichkeit jenseits menschlichen 
Denkens anerkennen, aber sie billigen dieser außerhalb ihrer diskursiven 
Thematisierung keine Relevanz für menschliche Gesellschaft zu. Pole- 
misch zugespitzt schlußfolgert deshalb Jessop, daß es in der Laclau'schen 
Welt möglich sein müßte, Gestein diskursiv in Gold zu verwandeln (Jessop 
1990: 295). Auf einen ähnlichen Vorwurf von Norman Geras (1987) ant- 
worteten Laclau und Mouffe zum einen mit dem Hinweis, daß sie (im Un- 
terschied zu Foucault) mit dem Begriff Diskurs nicht nur sprachliche Pra- 
xis, sondern die Gesamtheit von sprachlicher und nicht-sprachlicher Praxis 
bezeichnen (Laclau/Mouffe 1987: 85). Daraus folgt, daß Gold durchaus 
diskursiv, d.h. mittels menschlicher Praxis und Know-how, aus Gestein ge- 
schieden werden kann (beim gegenwärtigen Stand der Technik muß das 
Gestein natürlich Goldadern aufweisen). Zum anderen betonen Laclau und 
Mouffe nochmals, daß die Bedeutung eines jeweiligen Gegenstandes (oder 
auch einer Praxis) nicht einer intrinsischen Eigenschaft entspringt, sondern 
sich diskursiv herstellt (ebd.,). Daß Gestein in Form von Gold die Bedeu- 
tung von Schmuck oder eines Wertspeichers annimmt, ist offensichtlich 
Folge gesellschaftlicher Konventionen. Der Behauptung, Laclau/Mouffe 
würden die Unterscheidung zwischen Struktur und Handeln zugunsten von 
Letzterem auflösen (Cainzos 1994: 95f, ReinfeldV/Schwarz 1993), sind 


4 Dabei wird Feyerabend (1983) für die Kontroverse Struktur vs. Handlung vereinnahmt, 
während sich sein »anything goes« ausschließlich auf den Prozess des Erkennens bezog. 
5 Wobei sie sich auf Wittgensteins »Sprachspiele« beziehen (Laclau/Mouffe 1991: 159). 
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durch die Präzisierungen Laclaus (1990) die Grundlagen entzogen worden. 
Subjekt und Struktur sind als Begriffe direkt aufeinander bezogen: Aus der 
Dislozierung einer Struktur resultiert das Subjekt (siehe oben). 

Insgesamt verfehlt somit die Kritik mit dem Vorwurf des »anything goes« 
ihr Ziel. Zudem fällt auf, daß der Frage ausgewichen wird, wie für Kontin- 
genz in den gesellschaftlichen Praxen auf andere Weise ein theoretischer 
Raum geschaffen werden kann, als durch den skizzierten Prozeß der Dis- 
lozierung. Wenn Essentialismen in der Analyse des Gesellschaftlichen 
vermieden werden sollen, dann bestehen kaum Alternativen zur Diskurs- 
theorie von Laclau/Mouffe. 

Den Kritikern muß jedoch konzediert werden, daß - in den Worten von 
Giaco Schiesser - »Laclau/Mouffes Begrifflichkeit noch zu allgemein, zu 
arm an Bedeutung ist, um die wirklichen sozialen Kämpfe und Praxen zu 
analysieren« (1992: 80; siehe auch Böke 1993). Auch wenn die Dimensio- 
nen Materialität und Struktur im Ansatz von Laclau/Mouffe verankert sind, 
so bleiben die konkreten Prozesse der Etablierung und Dislozierung von 
Strukturen und Identitäten theoretisch unklar. Laclau/Mouffe haben zwar 
ausgehend von ihrer ursprünglichen Fragestellung, wie auf dem heteroge- 
nen Feld des Gesellschaftlichen emanzipative Bewegungen hegemonial 
werden können, ihren Ansatz für die Untersuchung ideologischer Auseinan- 
dersetzungen bei der Etablierung von Hegemonie fruchtbringend angewendet 
(Laclau/Mouffe 1991; Mouffe 1988; Laclau 1992). Dabei klammerten sie 
aber die Dimension ökonomischer Reproduktion weitgehend aus. 

Der Erwartungshorizont gegenüber der Diskursanalyse sollte entsprechend 
begrenzt werden. Von ihr kann keine »positive« Analyse aller gesellschaft- 
lichen Praxen erwartet werden. Einen Ertrag verspreche ich mir von einer 
Befragung anderer Ansätze auf der Folie diskursanalytischer Einsichten. 
Diese könnten dazu beitragen, etwa die Regulationstheorie aus determini- 
stischen und essentialistischen Sackgassen herauszuführen. 


4. Die Regulationstheorie aus diskursanalytischer Sicht 


Einige Problembereiche, die Laclau/Mouffe im traditionellen marxisti- 
schen Denken ausgemacht haben, kommen auch in der Regulationstheorie 
vor. Vor allem findet sich innerhalb der Regulationstheorie die Tendenz, 
sich auf die interne Logik eines geschlossenen begrifflichen Modells zu be- 
rufen und dann dieses Modell zum (begrifflichen) Wesen des Realen zu 
transformieren. In mehr oder minder starkem Maße werden innerhalb der 
Regulationsliteratur abstrakte Kategorien, wie z.B. Akkumulationsregime, 
als Realobjekte verwendet und in einigen Fällen sogar noch als Subjekte 
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(»Der Fordismus«) beseelt.‘ Zwar wurde im Zuge der Debatte deutlich, daß 
außerhalb der USA und Frankreichs die jeweiligen Akkumulationsregime 
der Nachkriegszeit nicht dem Idealtypus Fordismus entsprachen. Diese 
Abweichungen wurden aber zumeist einfach nur klassifiziert, um sie dann 
im weiteren als jeweils nationalspezifische Idealtypen zu behandeln (vgl. 
Hirsch/Roth 1986, Boyer 1992). Darüber hinaus neigen einige Regulatio- 
nisten dazu, bei der Verwendung des Begriffpaars Akkumulationsregime 
und Regulationsweise das alte Basis-Überbau Schema zu reproduzieren, 
indem sie dem Akkumulationsregime, und damit der »Ökonomie«, Priori- 
tät einräumen (vgl. Boyer 1992, Jessop 1992). 

Ausführlicher will ich hier die Tendenz, die innere Logik eines Modells 
zur Wirklichkeit zu erheben, an den Versuchen einer werttheoretischen 
Fundierung der Regulationstheorie und am Umgang mit dem Begriff des 
Widerspruchs aufzeigen. Diese Schwerpunktsetzung ergibt sich zum einen 
daraus, daß diese Versuche meine eigene Untersuchung des US-amerika- 
nischen Akkumulationsregimes angeleitet haben (Scherrer 1992). Zum an- 
deren wurde die werttheoretische Variante der Regulationstheorie im deut- 
schen Sprachraum positiver rezipiert als die preistheoretische (vgl. Altvater 
1988, Hirsch 1990, Hübner 1989, Hurtienne 1988, Lüthje 1993). 


Kritik der Gesetzesgläubigkeit I: Werttheorie 


Hier soll kein Abschied von der Marxschen Werttheorie gefeiert werden. 
Als Theorie kann sie auf Wirkungszusammenhänge kapitalistischer Verge- 
sellschaftung aufmerksam machen, z.B. auf die Aneignung des Mehrwerts 
durchs Kapital trotz formal-juristischer Gleichstellung (vgl. Heinrich 1991) 
oder auf mögliche Krisentendenzen wie der Fall der Profitrate aufgrund ei- 
ner steigenden organischen Zusammensetzung des Kapitals. Doch sollte 
nicht vergessen werden, daß sie als Gesetz auf ähnlich restriktiven Annah- 
men beruht, wie das neoklassische Marktmodell (z.B. hohe Zahl von 
Markttransaktionen, hohe Faktormobilität). Bei der Untersuchung konkre- 
ter Gesellschaften, die die bürgerliche Utopie einer reinen Marktgesell- 
schaft noch längst nicht erreicht haben und wahrscheinlich auch nicht er- 
reichen werden (das Verdienst der Regulationstheorie gegenüber der Neo- 
klassik besteht gerade darin, das aufgezeigt zu haben), entstehen deshalb 
Übertragungsprobleme. Diese lassen sich jedoch nicht als »Vermittiungs- 
probleme« fassen, wie dies Görg (1994a: 14) und Hirsch (1994: 168) vor- 
schwebt. Als ein Begriff aus der Dialektik unterstellt »Vermittlung« einen 


6 Siehe z.B. den Titel meiner Untersuchung zur Auto- und Stahlindustrie in den USA 
(Scherrer 1992) und vgl. die Schemata einzelner Akkumulationsregime bei Lipietz 
(1985b: 124f), De Vroy (1984), Gouverneur (1983: 196f) und Aglietta (1982). 
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Zusammenhang vom Wesen und seiner Erscheinung (der mittels eines Sy- 
stems logischer Übergänge ermittelt werden kann), der erst nachgewiesen 
werden müßte (vgl. Laclau/Mouffe 1987: 93, Laclaw/Mouffe 1991: 143). 
Die Übertragungsprobleme werden auch nicht geringer, wenn eine Expan- 
sion marktförmiger Vergesellschaftungsformen beobachtet wird, also eine 
Entwicklung zum Ideal hin (so Hirsch 1990: 31). Die aus dem Modell des 
reinen Kapitalismus gewonnenen Einsichten können nämlich nur dann für 
die Erklärung dieses Expansionstrends als angemessen bezeichnet werden, 
wenn unterstellt wird, daß der Trend zur Vervollständigung von den glei- 
chen Ursachen getrieben wird, die im vervollständigten Stadium wirken. 
Konkret läßt sich die Übertragungsproblematik am Versuch Hirschs, mit- 
tels einer Formanalyse die Regulationstheorie gesellschaftstheoretisch zu 
fundieren, aufzeigen. Zwar betont Hirsch, daß die Wertformanalyse »die 
Durchsetzung der Kapitalistischen Vergesellschaftungsweise in reiner und 
fertiger Form« (1994: 162) voraussetzt, und er deshalb zunächst »von der 
konkreten Existenz nicht-kapitalistischer Produktionsverhältnisse (...) als 
auch von [dem Kapitalverhältnis nicht entsprungenen] gesellschaftlichen 
Antagonismen« absieht. Ähnlich aber wie viele derjenigen, die sich des 
spieltheoretischen Instrumentariums bedienen, wendet er, nachdem er die 
innere Logik seines Wertformmodells erläutert hat, dieses Modell ohne Be- 
rücksichtigung der vorher geäußerten Caveats (hinsichtlich den restriktiven 
Randbedingungen) auf die Wirklichkeit an. So treten die von ihm zunächst 
unter restriktiven Modellannahmen entdeckten sozialen Formen im näch- 
sten Schritt dann fetischisiert und verdinglicht »den Individuen als Objekt- 
zusammenhänge entgegen« (ebd., 163).’ 

Vor ähnlichen Schwierigkeiten steht der elaborierte Versuch von Alain 
Lipietz, die Regulationstheorie werttheoretisch zu fundieren (1985a, 
1985b). Als entscheidende Krisenursache kapitalistischer Akkumulations- 
prozesse bestimmt Lipietz eine wachsende Diskrepanz zwischen der Ebene 
der objektiven sozialen Verhältnisse, die das ökonomische Leben struktu- 
rieren und dessen Dynamik bestimmen, die er in Anlehung an eine Marx- 
sche Begriffsbildung als esoterischen Raum bezeichnet, und der Ebene der 
bürgerlichen Ökonomie, der Einkommen etc., die Ökonomie der exoteri- 
schen Beziehungen. Die relative Autonomie der Oberflächenbeziehungen 
beruhe im wesentlichen auf einer Wertform, die er wiederum in Anlehnung 


7 Die erkenntnistheoretisch problematische Auffassung Hirschs, daß abstrakte Kategorien 
als Ausdruck eines objektiven Zusammenhangs Wirkungen entfalten, wird in der folgen- 
den Textstelle besonders deutlich: »Unter 'Produktionsweise’ ist (...) kein gedankliches 
Abstraktum zu verstehen. Sie bezeichnet vielmehr einen realen und objektiven, sich hinter 
dem Rücken der Individuen herstellenden Struktur- und Entwicklungszusammenhang, der 
für die kapitalistische Gesellschaft al} gemein und ungeachtet aller raum-zeitlichen Beson- 
derheiten bestimmend ist.« (Hirsch 11 90: 31) 
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an Marx als »im Entstehen begriffener Wert« (value-in-process) bezeichnet 
(vgl. MEW 23: 170, MEW 26.3: 134).‘ Damit sind Formen abstrakter Ar- 
beit gemeint, die noch nicht realisiert worden sind. Während der Wert als 
solcher gesellschaftlich und synchron entsteht (im Tausch), ist der Charak- 
ter des »im Entstehen begriffenen Wertes« individuell und diachron 
(Lipietz 1985a: 29). Diese Werte werden aber im »normalen« Akkumulati- 
onsverlauf von den ökonomischen Subjekten als »berufen zur Realisie- 
rung« (destined to be realized) angesehen, d.h. ihre gesellschaftliche Aner- 
kennung wird vorweggenommen. Mit der Sicherheit, mit der die Realisie- 
rung der »im Entstehen begriffenen Werte« angenommen wird, nehmen 
die Unternehmen ihre Kalkulationen vor, inklusive ihrer Ansprüche am ge- 
sellschaftlichen Mehrprodukt. Diese Annahme ist um so berechtigter, je 
mehr die Produktion aufgrund institutioneller Formen (z.B. durch Tarifver- 
träge) im voraus gesellschaftlich anerkannt wird (prevalidated). Damit 
wachsen die Kohärenz und die Autonomie der exoterischen Beziehungen, 
wobei sie sich gleichzeitig verfestigen. Die ständige »Revolutionierung der 
Produktion« führt jedoch dazu, daß in den tatsächlichen Tauschakten, die 
in ihrer synchronen und augenblicklichen Art weiterhin dem Wertgesetz un- 
terliegen, die Wertverhältnisse sich ebenso beständig verschieben, so daß die 
»ominösen Tendenzen kapitalistischer Akkumulation (ein Anstieg des relati- 
ven Mehrwerts und der organischen Zusammensetzung des Kapitals, der ten- 
denzielle Fall der Profitrate) schließlich eine graduelle Anhäufung von Ab- 
weichungen erzeugt, die in eine Krise münden« (Lipietz 1985a: 31; Überset- 
zung Ch.S.). Die Frage nach der tatsächlichen Krisendynamik ist dann ein 
Problem der empirischen Untersuchung (Lipietz 1986a: 16). 

Mit der Unterscheidung von esoterischer und exoterischer Ebene trägt Li- 
pietz der Einsicht Rechnung, daß die Tauschrelationen (die Preise) nicht 
unmittelbar vom Wertgesetz gesteuert werden. Er hält aber an der Vorstel- 
lung fest, daß »in letzter Instanz« ein Steuerungsverhältnis vorliegt, und 
diese Instanz sei der synchrone Tausch. Lipietz wählt diese Instanz und 
nicht eine objektive Wertgröße (nämlich die gesellschaftlich durchschnitt- 
lich notwendige Arbeitszeit), da er sich der Probleme einer substantiellen 
Fassung des Werts bewußt ist (1985a: 4; 1985b: 115; s. auch Heinrich 
1991). Der »synchrone Tausch« soll also den Wert als gesellschaftliches 
Verhältnis zum Ausdruck bringen, und zwar konkret und nicht nur in der 
Vorstellung. Doch soll der tatsächlich konkret stattfinden, dann kann er nur 
auf der exoterischen Ebene vollzogen werden. Auf dieser Ebene kann der 
»synchrone Tausch«-Wert genausowenig wie der durch den diachronen 


8  Lipietz wurde vor allem durch das Kapitel »Wesentlicher Unterschied zwischen der klas- 
sischen und der Vulgärökonomie« in den Theorien über den Mehrwert (MEW 26.3: 489- 
512) inspiriert. 
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Tausch »im Entstehen begriffene« Wert unter Absehung der jeweiligen 
institutionellen Ausprägung des Marktes gefaßt werden. Der »synchrone 
Tausch« kann somit nicht den »diachronen« steuern, sondern steht neben 
diesem auf der selben Ebene (vgl. die Kritik von Görg 1994c: 100). Die 
Einsicht in das Wertgesetz erlaubt nur die Vermutung, daß, wenn im syn- 
chronen Tausch häufig genug der Preis der Ware den im diachronen 
Tausch erzielten unterbietet, sich entweder der Preis der Ware im diachronen 
Tausch nach unten anpassen wird oder die betreffenden Anbieter aus dem 
Markt gedrängt werden. Zeitpunkt und Ausmaß beider Reaktionsmöglichkei- 
ten sind ohne genaue Kenntnis der Tauschkontexte (z.B. Marktein- und aus- 
trittsbedingungen, Käuferverhalten etc.) schwer vorherbestimmbar. 

Nur in der neoklassischen Utopie vom »atomistischen« Markt werden An- 
passungsprozesse »gesetzesmäßig« vollzogen. Die in Abstraktion von den 
konkreten gesellschaftlichen Bedingungen der Warengesellschaft ermittel- 
ten Einsichten können aber keine Gesetzeskraft erlangen, solange diese 
Warengesellschaften nicht durchgängig marktförmig reguliert werden. Die 
abstrakten Gesetzmäßigkeiten wirken auch nicht in letzter Instanz oder 
gewähren Spielräume (so als würde Justitia mit mehr oder weniger ver- 
bundenen Augen richten), sondern sind zunächst nichts anderes als Ab- 
straktionen. Deren heuristischer Erkenntniswert ist dann als besonders ge- 
haltvoll anzunehmen, wenn die zentralen kapitalistischen Vergesellschaf- 
tungsmodi weit verbreitet, tief in den Diskursen der solcherart vergesell- 
schafteten Individuen verankert sind und bei Herausforderungen von star- 
ken gesellschaftlichen Gruppen verteidigt werden (siehe unten). 


Kritik der Gesetzesgläubigkeit II: Dialektischer Widerspruch 


Nicht weniger problematisch als der Versuch, aus den allgemeinen kapita- 
listischen Vergesellschaftungsmodi Bewegungsgesetze zu abstrahieren, 
sind theoretische Bemühungen, solche Gesetze auf der Ebene des Akkumu- 
lationsregimes zu identifizieren. So faßt Lipietz ein Akkumulationsregime 
als eine zeitweise Stabilisierung der grundlegenden Widersprüche der kapi- 
talistischen Produktionsweise auf, dessen Ende durch die erneute Entfal- 
tung dieser Widersprüche sowie der Erschöpfung der Produktivitätsreser- 
ven des jeweiligen Produktionsparadigmas bewirkt wird (1985b; 1992: 
31). Den Begriff Widerspruch verwendet Lipietz dabei »hegelianisch«: die 
einer Erscheinung immanenten Gegensätze treiben in Einheit und Kampf 
gesellschaftliche Entwicklungen voran.’ Für ihn gilt: »jede der elementaren 


9 Konkret heißt es bei Lipietz: »A contradiction, however, implies both 'unity’ and 'struggle’ 
between two moments. When unity is dominant, reproduction goes ahead without any 
major problem. When divergences between esoteric and exoteric begin to mount up, it is 
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Strukturen des Kapitalismus ist für sich ein Widerspruch« (1992: 39), ins- 
besondere das Lohn- und das Warenverhältnis (1985b: 115; 1985a: 163). 
Die Denkfigur des dialektischen Widerspruchs ist aus diskursanalytischer 
Sicht nicht fruchtbringend auf gesellschaftliche Wirklichkeit anwendbar, 
insofern unter Dialektik eine Lehre über die wesentlich widersprüchliche 
Natur des Realen und nicht lediglich eine Lehre über die empirische Exi- 
stenz von Widersprüchen in der Realität verstanden wird (Laclau/Mouffe 
1991: 176-183; Laclau 1990: 4-10). Gegen die Lipietz'sche Verwendungs- 
weise lassen sich vor allem zwei Einwände formulieren. 

Zum einen macht der Versuch, die Bewegung eines Akkumulationsregi- 
mes aus seinen gegensätzlichen Bestimmungen zu erklären, es erforderlich, 
den Begriff Akkumulationsregime zur Bezeichnung einer in sich geschlos- 
senen Totalität zu verwenden. Akkumulationsregime, wie eng man sie 
auch zeitlich und räumlich definiert, gibt es in der kapitalistischen Wirk- 
lichkeit jedoch weder in Reinform noch abgeschottet gegenüber anderen 
Akkumulationszusammenhängen. Daß in Zeit und Raum immer komplexe 
Regime diverser Akkumulationsstrategien existieren, wird von Lipietz 
nicht bestritten (1985b: 119). Er zieht aus dieser Einsicht aber nicht die - 
naheliegende - Konsequenz, daß beim Auftreten »unreiner« Momente, ein 
Bewegungsgesetz nicht mehr eindeutig aus der gegensätzlichen Bestim- 
mung des Regimes abgeleitet werden kann. 

Zum anderen kann das Lohn- und Warenverhältnis per se nur dann als wi- 
dersprüchlich bezeichnet werden, wenn über die Akteure in diesen Ver- 
hältnissen Annahmen getroffen werden, die nicht in diesen Verhältnissen 
begründet sind. Laclau kann überzeugend nachweisen, daß die ökonomi- 
schen Kategorien Kapital und Arbeit als Anbieter und Nachfrager von Ar- 
beitskraft kein Verhältnis sich gegenseitig negierender Pole darstellen, de- 
nen ein unversöhnlicher Gegensatz innewohnt (1990: 9). Erst wenn wie- 
derholt die Vorstellungen über das zu erwartende Marktergebnis auseinan- 
derfallen, Kann ein Antagonismus zwischen Kapital und Arbeit unterstellt 
werden. Die Erwartungen bilden sich aber außerhalb der Arbeitsmarktbe- 
ziehung, vor allem im chronologischen oder synchronen Vergleich. Nur 
wenn man normative Annahmen über die Individuen macht (z.B. daß sie 
alle materiell gleich ausgestattet sein müßten) läßt sich das Lohnverhältnis 
als ein a priori widersprüchliches, antagonistisches Verhältnis auffassen. 
Ebensowenig ist erkennbar, daß im Warenverhältnis ein Widerspruch zwi- 
schen dem gesellschaftlichen Charakter der Warenproduktion und ihrer 
privaten Organisation vorliegt. In arbeitsteiligen Gesellschaften bedarf es 


the crisis which in the end has either to re-establish unity or to drive forward a transfor- 
mation in the system of relations.« (1985a: 69f). Ähnlich »hegelianisch« z.B. auch 
(1985a: 12, 55, 62). 
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der gesellschaftlichen Vermittlung zwischen den Individuen über Art und 
Höhe von Produktion und Konsumtion. Dabei sind Konflikte über Lei- 
stungsverausgabung und Verteilung nicht allein der kapitalistischen Verge- 
sellschaftung eigentümlich. Auch daß die Vermittlung nicht krisenfrei ge- 
lingt, ist kein besonderes Merkmal des Kapitalismus (nur für den von Marx 
anvisierten, aber nicht konkretisierten Kommunismus soll dies nicht zutref- 
fen). Widersprüchlich wird das Warenverhältnis erst wieder durch zusätz- 
liche normative Annahmen. Wenn sich im gesellschaftlichen Charakter 
bspw. eine gleichmäßige Verteilung des Mehrproduktes ausdrücken soll, 
dann steht dieser Anspruch im Gegensatz zur privaten Produktion. 
Schließlich finden sich innerhalb der Regulationsschule noch Anklänge an 
einen weiteren, für das marxistische Denken zentralen Widerspruch, näm- 
lich den zwischen Produktionsverhältnissen und Produktivkräften. Obwohl 
Marx die Produktivkraft als ein gesellschaftliches Verhältnis begriff, wird 
in vielen marxistischen Diskursen die Entwicklung der Produktivkräfte als 
Resultat des in Maschinen verdinglichten technischen Fortschritts angese- 
hen (wozu aber auch Marx selbst beigetragen hat, vgl. Oetzel 1978, bzw. 
MEW 3: 29f). Vergleichbar mit Michael Burawoys (1985) Betonung der 
politics of production versucht die Regulationstheorie Vorstellungen entge- 
genzuwirken, die das Gesellschaftliche auf die Ebene der Verteilung verban- 
nen. Die Entwicklung der Produktivkräfte wird deshalb als Ergebnis gesell- 
schaftlicher Auseinandersetzungen um die Organisation der Produktion auf- 
gefaßt (Aglietta 1979: 111-150). Doch mit der Argumentationsfigur, daß je- 
des Produktionsparadigma in dem Maße wie es weiterentwickelt wird, die 
organische Zusammensetzung des Kapitals erhöht, und dadurch die Krise ei- 
nes Akkumulationsregimes einleitet,'”” wird diese Einsicht wieder vertan. 
Obgleich Lipietz jegliches Geschichtstelos ablehnt (1985b: 114), führt er 
ein solches durch seinen Widerspruchsbegriff auf der Ebene des Akkumu- 
lationsregimes wieder ein. Die Entwicklungsdynamik eines Akkumulati- 
onsregimes wird durch seine entgegengesetzten, sich widersprechenden 
Bestimmungen vorgegeben. Gegenüber den geschichtsdeterministischen 
Vorstellungen der U. Internationalen verkürzt sich in der Lipietz'schen 
Welt der Akkumulationsregime nur der Zeithorizont der Determination. 
Bildlich ausgedrückt, schnurrt dieser von einer historischen Epoche auf 
den Zeitraum von mehr oder weniger einer Generation zusammen. Kontin- 
genz gesellschaftlicher Entwicklung muß Lipietz und mit ihm Esser, Görg 
und Hirsch in die Übergangsperiode von einem Akkumulationsregime zum 
anderen verbannen (in die historische »Fundgrube«,). 


10 So etwa Lipietz: »any 'new' technological paradigm, through economies of constant capi- 
tal and/or gains in productivity, requires a lighter organic composition of capital than the 
former paradigm, but grows heavy as it deepens along its own line« (1986a: 26). 
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Kritik der Gesetzesverleugnung 


Nach der Kritik an der werttheoretisch fundierten Regulationstheorie will 
ich mich nun den Autoren zuwenden, die diese Kritik zumindest implizit 
teilen und in vieler Hinsicht ähnlich wie Laclau/Mouffe argumentieren. 
Wie bereits angedeutet, machen sich diese Autoren allerdings nicht die von 
Laclau/Mouffe vertretene Auffassung einer gegenseitigen Subversion von 
Struktur und Subjekt zu eigen. Sie tendieren eher dazu, die Bedeutung von 
Strukturen entweder völlig zu verneinen (Krebs/Sablowski 1992, Sablow- 
ski 1994) oder sie als »bewußte und gewußte Praxis« auf handlungskompe- 
tente Individuen zurückzuführen (Demirovic 1992). 

Sablowskis Gesellschaftsanalyse beginnt daher nicht mit einer Untersu- 
chung allgemeiner Vergesellschaftungsprinzipien, sondern mit der wohl 
von Giddens inspirierten Feststellung, daß Geschichte »nur als Produkt 
kompetenter Akteure« zu verstehen sei, wobei diese Akteure allerdings 
»keine unvergesellschafteten Individuen, sondern immer schon relational 
aufeinander bezogen« seien (Sablowski 1994: 145). Diese Relationen zwi- 
schen den Akteuren seien dezentral und vielfältig. Selbst im entwickelten 
Kapitalismus sei das Kapitalverhältnis nur eines unter anderen gesell- 
schaftlichen Verhältnissen: »Die kapitalistische Produktionsweise existiert 
nie in reiner Form, keine Gesellschaftsformation geht in ihrer Bestimmung 
als kapitalistische auf« (ebd., 141). Zudem sind die gesellschaftlichen Pra- 
xen immer nur partiell und vorübergehend fixiert, was gerade auch für »die 
Ökonomie« gelte, deren gesellschaftlicher Platz historischen Veränderun- 
gen unterworfen und die auch nie vollständig autonom sei. 

Nicht irgendeine Systemlogik steuere die dezentralen kollektiven Prakti- 
ken, sondern diese werden durch diskursive Überformung stabilisiert. In 
Gesellschaften, die von der Arbeitsteilung zwischen Kopf und Hand ge- 
prägt sind, sind es die Intellektuellen (im gramscianischen Sinne), die ver- 
suchen, die dezentralen Praxen diskursiv zusammenzuführen (ebd., 150- 
152). Die Rolle der Intellektuellen wurde vor allem von Demirovic ausge- 
arbeitet, der sie wie folgt zusammenfaßt: 


»Die diskursiven Praktiken von Intellektuellen sind also von entscheidender Bedeutung für die 
gesellschaftliche Entwicklung, insofern sie bestimmte Tendenzen ausmachen, sie verstärken, 
befestigen und zu einer stabilen kollektiven Lebensweise verallgemeinern.« (Demirovic 1992: 
152) 

Als Folge dieser theoretischen Operationen wird der Status des Begriffs 
Akkumulationsregime neu bestimmt. Dieser kennzeichnet nicht mehr spe- 
zifische Phasen kapitalistischer Vergesellschaftung, stelit nicht mehr die 
Matrix für einen stabilen Akkumulationsprozeß dar, nach der sich alle ge- 
sellschaftlichen Praxen ausrichten müssen, sondern wird dem Begriff hi- 
storischer Block untergeordnet, wird zu einem Bündel von gesellschaftli- 
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chen Verhältnissen unter anderen. Dadurch wird erreicht, daß Hegemonie 
von einer Restgröße, die den Zusammenhalt eines Akkumulationsregimes 
garantiert, zur vorgängigen Größe avanciert. 

Diese Darstellung gesellschaftlicher Praxis als ein »ständig bewegtes 
Kräfteverhältnis« überwindet zwar den latenten Funktionalismus der Regu- 
lationstheorie, allerdings um den Preis, daß funktionale Zusammenhänge 
der Analyse nicht mehr zugänglich sind. Die Frage, was passiert, wenn ein 
Kompromiß zwischen gesellschaftlichen Akteuren sich als nicht funktional 
für einen historischen Block erweist, wird nicht gestellt. 

Gleichfalls vermeidet Sablowski durch die Unterordnung des Begriffs Ak- 
kumulationsregime unter den Begriff historischer Block das Problem Ver- 
gesellschaftungsformen auf der Zeitachse mittels Idealtypen von einander 
abzugrenzen, die in empirischen Untersuchungen, wenn überhaupt, nur für 
kurze Zeiträume aufzufinden sind (siehe die Kritik von Clarke 1991: 118). 
Die Abgrenzung historischer Blöcke steht allerdings als Aufgabe sowohl 
theoretisch als auch empirisch noch aus. Die von Hirsch aufwendig betriebe- 
ne Verortung des Staates im Verhältnis zu den ökonomischen Praxen entfällt 
ebenfalls im Ansatz von Sablowski. Er übernimmt Demirovics Definition: 


»'Staat' ... ist eine der von Intellektuellen in der Sphäre der Zivilgesellschaft ausgearbeiteten 
kollektiven Gewohnheiten, eine Denk-, Wissens- und Hegemoniepraxis einer jeweiligen 
Gruppe von Intellektuellen. Er ist das Ergebnis eines Führungs- und Machtwissens und die 
Form einer Selbstführung, mit anderen Worten: ein gelebtes soziales Verhältnis« (Demirovic 
1990: 26; zitiert nach Sablowski 1994: 153). 

Als ein solches Verhältnis sei der Staat weder aus den ökonomischen Pra- 
xen ableitbar noch a priori Regulationsinstanz der Ökonomie. Doch welche 
Bedeutung hat der Staat als Wissenspraxis der Intellektuellen für den kapi- 
talistischen Akkumulationsprozeß? Diese Frage klammert Sablowski ex- 
plizit aus (ebd., 154). 

Die Einführung des Begriffs Intellektuelle erfolgt zwar bei beiden Autoren 
unter emphatischer Bezugsnahme auf Gramsci, aber wird ihre Verwendung 
dieses Begriffes dem Werk Gramscis gerecht? Der Intellektuelle ist bei 
Gramsci weder Trendsetter (wie bei Demirovic, s.o.) noch »Führer und 
Organisator größerer Kollektive« (Sablowski 1994: 150)", sondern »Ver- 
mittler« zwischen Führern und Massen. Intellektuelle organisieren entwe- 
der den Staat für die herrschende Klasse (Typus traditioneller Intellektuel- 
ler) oder die Wirtschaft, als Spezialisten der angewandten Wissenschaften 
(Typus moderner Intellektueller). Im heutigen Duktus wären Gramscis 
moderne Intellektuellen die neuen Mittelschichten, die für die Arbeiter- 
klasse in der Auseinandersetzung mit dem Kapital potentiell Bündnispart- 


I1 Bei Krebs/Sablowski werden die Intellektuellen noch zwischen den Klassen verortet, aber 
ohne ihr Verhältnis zu Bourgeoisie oder Arbeiterklasse näher auszuführen (1992: 117). 
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ner sind. Zu organischen Intellektuellen werden bei Gramsci Mitglieder 
dieser Schicht nicht aufgrund ihrer Selbsteinschätzung, sondern aufgrund 
ihrer Unterordnung unter die Führung der jeweiligen Klassen (vgl. Buci- 
Glucksman 1981: 44; Gramsci 1992: 516). Ebenso wie Gramsci Intellek- 
tuelle im Klassenschema verortet, läßt er die Ausübung von Hegemonie in 
der Produktion wurzeln (Buci-Glucksmann 1981: 78). Kurzum, die von 
Demirovic und Sablowski vorgenommene inhaltliche Füllung des Begriffs 
Intellektuelle wird durch Gramsci nicht gedeckt. 

Wenngleich sie ihre Differenz zu Gramsci nicht explizit ausweisen, so er- 
gibt sich diese folgerichtig aus ihren Intentionen, weder den gesellschaftli- 
chen Akteuren a priori Interessen zuzuweisen noch der Produktion unhin- 
terfragt Priorität zukommen zu lassen. Dieser über Gramsci hinausweisen- 
de Schritt wird allerdings bei ihnen mit einem wenig präzisen Begriff von 
Intellektuellen erkauft. Bis auf die Handarbeiter fallen alle gesellschaftli- 
chen Individuen unter diesen Begriff, der somit eine erstaunliche Nähe 
zum Subjektbegriff der traditionellen Handlungstheorie aufweist. Der 
strukturalistischen Kritik am emphatischen Subjektbegriff wird zwar inso- 
fern Rechnung getragen, daß nicht alle gesellschaftlichen Individuen zu 
Subjekten erhoben werden, sondern eben nur die Intellektuellen. Doch 
selbst diese Unterscheidung wird nicht konsequent aufrechterhalten. So 
heißt es bei Demirovic, daß im Kapitalismus die Individuen »ihre soziale 
Praxis als ein ökonomisches Verhältnis leben ... Sie verhalten sich wis- 
sentlich als bürgerliche Ökonomen« (Demirovic 1992: 150). Mithin verhal- 
ten sich auch die Arbeiter der Faust, wenn sie ihre Arbeitskraft verkaufen, 
wie Volkswirte, sind also Intellektuelle.” 

Die Kennung aller gesellschaftlicher Individuen als kompetente Akteure 
folgt m.E. zwangsläufig aus ihrem Bemühen, den Strukturbegriff zu über- 
winden, denn der Ausschluß einer Gruppe von Individuen vom Status 
Subjekt kann nur unter Rekurs auf Strukturen begründet werden (oder muß 
als bewußter Akt des Selbstausschlusses gefaßt werden). Trotz gegenteili- 
ger Intentionen landen Sablowski und Demirovic bei einem emphatischen 
Akteursbegriff und damit auch in der Nähe des Voluntarismus. So sehen 
sie die Reproduktion der Gesellschaft dadurch gewährleistet, 


»daß individuelle und kollektive Praktiken durch immer wieder neue intellektuelle Orientie- 
rungen und Praktiken zur Formierung neuer Regelmäßigkeiten beitragen, die Ökonomisierung 
neuer Lebensbereiche vorantreiben und damit den Reproduktionskreislauf anstoßen« 
(Demirovic 1992: 153). 


Aus diesem Blickwinkel erscheint das Unterfangen der Regulationstheorie 
als müßig: 


12 Bei Sablowski heißt es: »... soziales Handeln (...) muß (...) als bewußtes Handeln kompe- 
tenter Akteure aufgefaßt werden« (1994: 145). 
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»Das Geheimnis, das die Regulationisten ständig lüften wollen: was nämlich die antagonisti- 
sche Gesellschaft eigentlich zusammenhält, ist keines.« (ebd.) 

Diese Kritik an der Regulationstheorie reicht weit über die von Laclau/ 
Mouffe inspirierte hinaus. Letztere richtete sich gegen das Konzept von 
sich entfaltenden Widersprüchen der kapitalistischen Produktionsweise, 
nicht aber gegen die Möglichkeit, daß gesellschaftliche Praxen in Wider- 
spruch geraten (siehe unten) und ebenfalls nicht gegen die Existenz von 
Antagonismen. Auch steht bei den Regulationisten nicht die Frage im Vor- 
dergrund, was die Gesellschaft zusammenhält, sondern was den ökonomi- 
schen Reproduktionszusammenhang gewährleistet. Daß die Möglichkeit 
für eine krisenhafte Entwicklung nicht nur rein theoretischer Art ist, dürf- 
ten die Weltwirtschaftskrise oder die Schuldenkrise der 80er Jahre hinrei- 
chend belegt haben. Auch wenn »neue intellektuelle Orientierungen« Kri- 
sen überwinden oder zumindest verschieben konnten, so doch nur unter 
erheblichen Kosten für eine große Anzahl von Akteuren. 

Selbst Sablowski, der diesem radikalen Bruch mit der Regulationstheorie 
nicht folgt, kommt zu voluntaristischen Schlußfolgerungen, sobald er sich 
mit seinem theoretischen Ansatz der Wirklichkeit nähert. Im Rahmen der 
Lean-Produktion-Debatte stellt er zusammen mit Hans-Peter Krebs fest, 
daß die verschärfte Weltmarktkonkurrenz unter den Belegschaften eine er- 
höhte Identifikation mit den Unternehmenszielen und damit eine erhöhte 
kollektive Selbstüberwachung erzwingt. Dieser Zwang könnte jedoch »in 
Richtung einer Demokratisierung der Wirtschaft« genutzt werden (1992: 
126f). Es mag noch vorstellbar sein, daß sich in einzelnen Betrieben Mit- 
sprachemöglichkeiten eröffnen und diese auch genutzt werden (wobei al- 
lerdings extern gesetzte Rentabilitätskriterien anerkannt werden müssen), 
aber für »die Wirtschaft« als solche kann eine zunehmend marktförmige 
Regulierung nur eine Abschottung gegenüber kollektiven Willensbil- 
dungsprozessen bedeuten. 

Gegenüber diesem Verzicht auf den Strukturbegriff bietet die diskursana- 
lytische Annahme einer gegenseitigen Subversion von Struktur und Sub- 
jekt einen plausibleren Ansatz zur Analyse gesellschaftlicher Hegemonie. 
Letztere beruht darauf, daß Praxen strukturiert und somit nicht hinterfragt 
sind, bzw. höchstens in einem gesellschaftlich nicht relevanten Maße hin- 
terfragt werden. Die ständigen Dislozierungen der Strukturen bewirken je- 
doch, daß ebenso beständig Subjekte geschaffen werden, die gezwungen 
werden, durch Akte der Identifizierung neue Identitäten anzunehmen und 
damit auch die Strukturen ihres Handelns »sinnhaft« zu verbinden. Diese 
Subjekte können im »Imaginären«, d.h. im durch die Struktur nicht lesba- 
ren Raum (Laclau 1990: 60-67), Bedeutungen neu schaffen, auch Struktu- 
ren einen »neuen Sinn« verleihen, aber sie können Strukturen außerhalb 
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des dislozierten Bereichs nicht voluntaristisch ändern. Da Strukturen nicht 
um ein Zentrum gruppiert sind und sie auch nicht »wesensmäßig« mitein- 
ander verbunden sind, können sie auch nicht von einem privilegierten Ort 
aus modifiziert werden. Die jeweiligen Existenzbedingungen der Struktu- 
ren müßten zunächst unterminiert werden. 

Der Mangel eines Zentrums schließt nicht die Existenz von verschiedenen 
Zentren oder von Hierarchien unter den Strukturen aus (wie Thomsen 
[1991: 163] und Cainzos [1994] meinen). Zentren gesellschaftlicher Pra- 
xen können nämlich nur bestehen, insoweit eine Struktur nicht völlig ge- 
schlossen ist. Im Falle der Schließung würde nämlich jedes Element der 
Struktur nur eine relationale Identität mit allen anderen Elementen besitzen 
(Laclau 1990: 40). Konkret bedeutet dies, daß einige Praxen, bzw. Bündel 
von Praxen (wie z.B. das Lohn- oder Warenverhältnis) auf andere Praxen 
strukturierend wirken können. Inwieweit sie dies können, hängt zum einen 
von der Art ihres Verhältnisses zu den anderen Praxen und zum anderen 
von ihrer eigenen gesellschaftlichen Verankerung ab. Ich möchte dies mit 
folgendem Gedankenspiel erläutern: Haben mit »B« bezeichnete Praxen 
die mit »A« bezeichneten Praxen als Voraussetzung, und verlangt die 
Durchführung der mit »C« bezeichneten Praxen eine Modifikation der A- 
Praxen, dann wirken die A-Praxen in Bezug auf B- und C-Praxen struktu- 
rierend. Wenn allerdings die Akteure der B- und C-Praxen die A-Praxen 
ohne besonderen Aufwand verändern können, dann können zwar die B- 
Praxen weiterhin die A-Praxen zur Voraussetzung haben, aber die Akteure 
der B-Praxen können die Voraussetzung für diese Praxen selbst schaffen 
(ebenso wie die Akteure der C-Praxen die A-Praxen so verändern können, 
daß die C-Praxen möglich werden). Deshalb hängt die Strukturwirkung der 
A-Praxen davon ab, inwieweit sie der Verfügung der Akteure der B- und 
C-Praxen entzogen sind. Generell ist die gesellschaftliche Verfügbarkeit 
von Praxen u.a. davon abhängig 

- wie sehr sie räumlich und zeitlich ausgedehnt sind, 

- wie selbstverständlich sie geworden sind, 

- wie negativ die voraussichtlichen Folgewirkungen ihrer Veränderung 
eingeschätzt werden, 

- welche Sanktionen im Falle von Veränderungsversuchen vorgesehen sind, 

- inwiefern Akteure bereit sind, wenn die bisherigen Mechanismen zur 
Aufrechterhaltung der Praxen nicht mehr ausreichen, diese Praxen zu ver- 
teidigen, welche Ressourcen sie dabei im Vergleich zu den auf Verände- 
rung drängenden Akteuren mobilisieren können und wie sie diese Ressour- 
cen einsetzen. 

Diese das Feld sicherlich nicht erschöpfenden Überlegungen (vgl. Ber- 
tramsen et al. 1991: 200) zeigen, daß die Einsicht in die Kontingenz des 
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Gesellschaftlichen nicht in einen Voluntarismus A la Demirovic münden 
muß. 


5. Konsequenzen für den Umgang mit der Regulationstheorie 


Aus der diskursanalytisch angeleiteten Kritik der »Gesetzesgläubigkeit« 
sowie der »Gesetzesverleugnung« ergibt sich für die Regulationstheorie 
vor allem eine Relativierung ihrer Erklärungsansprüche, ohne daß aller- 
dings ihre Einsichten in die Strukturzusammenhänge der kapitalistischen 
Produktionsweise gänzlich aufgegeben werden müßten. Mit den folgenden 
drei Thesen sollen die wesentlichen Konsequenzen der Kritik knapp zu- 
sarnmengefaßt werden: 

1. Die Vorstellung eines sich selbst reproduzierenden Kapitalismus (bzw. 
eines Akkumulationsregimes) muß aufgegeben werden. Aus der Durchset- 
zung zentraler kapitalistischer Vergesellschaftungsmodi ergibt sich nicht 
deren automatische Reproduktion. Die prekäre Fixierung der Formen kapi- 
talistischer Vergesellschaftung ist nur im Rahmen einer hegemonialen 
Struktur denkbar, sie kann einer solchen Struktur nicht vorgängig sein. 
Formanalyse muß deshalb aber nicht aufgegeben werden, nur kann sie 
nicht für sich beanspruchen, mittels der Verdinglichungsthese die Repro- 
duktion kapitalistischer Vergesellschaftungsweisen erschöpfend erklären 
zu können. Ausgehend von der Annahme, daß die wesentlichen kapitalisti- 
schen Vergesellschaftungsmodi relativ stabil hegemonial fixiert sind, kann 
die Formanalyse auf bestimmte funktionale Zusammenhänge, bzw. In- 
kompatibilitäten, aufmerksam machen. 

2. Daß die Kapitalakkumulation tatsächlich den zentralen Stellenwert be- 
sitzt, der ihr von der Regulationstheorie beigemessen wird, kann nicht von 
vornherein als selbstverständlich gelten, sondern bedarf der Begründung 
durch eine Analyse der hegemonialen Artikulationen innerhalb der Dis- 
kursformation. Selbst wenn sich für eine solche Annahme bezüglich indu- 
strieller Gesellschaften plausible Gründe nennen lassen (wovon ich ausge- 
he), sollte der Erklärungshorizont der Regulationstheorie nicht zu weit ge- 
steckt werden. Den Anspruch, eine Gesellschaftstheorie im emphatischen, 
von Esser et al. eingeklagten Sinne zu sein (1994: 7), kann sie aufgrund ih- 
res engen Fokus auf den Akkumulationsprozess (und sei er noch so zentral 
für die gesellschaftliche Reproduktion) nicht erfüllen. Wird nämlich die 
Reproduktionsfähigkeit kapitalistischer Vergesellschaftung als in erster 
Linie abhängig von einem kohärenten Akkumulationsregime betrachtet, 
dann kann der Staat nur mehr unter dem Blickwinkel analysiert werden, 
inwieweit er zur Etablierung einer diesem Korrespondierenden hegemonia- 
len Struktur beiträgt. Die Hirsch'sche Formanalyse überwindet diesen 
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Ökonomismus nicht, da sie ebenfalls den Akkumulationsimperativ apriori 
setzt. Die Regulationstheorie sollte deshalb eher als eine Theorie zur Ana- 
lyse von Akkumulationsprozessen unter Berücksichtigung gesellschaftli- 
cher Praxen gesehen werden, wobei sie die Hegemonialstruktur kapitalisti- 
scher Gesellschaften als gegeben voraussetzt. Die Bemühungen um eine 
staatstheoretische Fundierung wären dann überflüssig. 

3, Die Denkfigur von distinkten, chronologisch durch Krisen markierten 
Akkumulationsregimen sollte aufgegeben werden. Ein Akkumulationsre- 
gime stellt keine Totalität dar, deren Strukturen geschlossen sind. Diese 
sind vielmehr ständigen Dislozierungsprozessen ausgesetzt, die die Indivi- 
duen partiell als Subjekte »freisetzen«. Der Zusammenhang eines Akku- 
mulationsregimes ist daher von den Diskursen dieser Subjekte im Zusam- 
menspiel mit den jeweils nicht dislozierten Strukturen abhängig. Daraus 
folgt, daß der Lebenszeitzyklus eines Akkumulationsregimes nicht durch 
die Entfaltung seiner inhärenten Widersprüche vorgegeben ist. Die Ent- 
wicklungsrichtung eines Akkumulationsregimes ist jederzeit latent offen. 
Umgekehrt stellen Krisen des Akkumulationsregimes keine völlig offenen 
Situationen dar. Die betroffenen Individuen bleiben vergesellschaftet, also 
in Strukturen »eingebettet«, da der die Krise kennzeichnende Struktur- 
bruch nicht total ist, d.h. nicht alle gesellschaftlichen Strukturen erfaßt. 
Sowohl diese nicht affizierten Strukturen als auch das dem jeweiligen Ak- 
kumulationsregime »Äußere« wird auf den Krisenbewältigungsdiskurs der 
Subjekte einwirken. Handeln bleibt somit nicht auf die Krise beschränkt, 
aber auch in dieser löst es sich nicht vom Wechselspiel der gegenseitigen 
Subversion von Kontingenz und Notwendigkeit. 
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Urs Müller-Plantenberg 


Vom Werdegang eines Soziologen zum 
Staatspräsidenten: Fernando Henrique Cardoso 


Daß im Präsidentschaftswahlkampf eines Landes am Ende als die einzig 
aussichtsreichen Bewerber zwei Männer übrigbleiben, die auf eine Ver- 
gangenheit als ausgewiesene Vertreter der Linken zurückblicken können - 
der eine als Gewerkschaftsführer und Gründer einer Arbeiterpartei, der an- 
dere als Soziologe und weltweit anerkannter, führender Kopf der Intellek- 
tuellen des Landes -, ist mindestens ungewöhnlich und in Zeiten, in denen 
die Niederlage der Linken überall beklagt wird, nachgerade einmalig. In 
Brasilien hat sich diese Situation 1994 ergeben: Luis Inäcio da Silva 
(genannt Lula), der Kandidat der Arbeiterpartei PT, und Fernando Henri- 
que Cardoso, der Kandidat der Sozialdemokratischen Partei Brasiliens 
PSDB, standen sich am Ende des Wahlkampfes praktisch allein gegenüber. 
Daß Cardoso diesen Wahlkampf mit 55 Prozent der Stimmen gegen 27 
Prozent für Lula gewinnen konnte, ist natürlich auch darauf zurückzufüh- 
ren, daß die Parteien der Rechten angesichts der Anfangserfolge des ihnen 
gefährlicher erscheinenden Lula bereit waren, zu seiner Verhinderung auch 
einen Kandidaten mit linker Vergangenheit zu unterstützen. Diese Rech- 
nung Konnte aber nur aufgehen, weil Cardoso nicht nur ein großes Prestige 
hat und über jeden Korruptionsverdacht erhaben ist, sondern weil er auch 
als Finanzminister mit einem in der Anfangsphase sehr erfolgreichen Plan 
zur Währungsstabilisierung in dem von Hyperinflation geplagten Land 
sehr viele Wählerinnen und Wähler von seinen Fähigkeiten überzeugt hat, 
wobei ihm auch die massive Unterstützung durch die privaten Fernsehka- 
näle voll zugute kam. 

Der Fachbereich Politische Wissenschaft und das Lateinamerika-Institut 
der Freien Universität Berlin haben beschlossen, dem neuen brasiliani- 
schen Staatspräsidenten anläßlich seines Deutschlandbesuchs die Würde 
eines Ehrendoktors zu verleihen. Im Rahmen der Vorbereitung dieses Be- 
schlusses ist das folgende Gutachten über den wissenschaftlichen Werde- 
gang und die Schriften Cardosos entstanden. 


KK 


Fernando Henrique Cardoso, 1931 geboren und als Sohn eines Generals 
aufgewachsen, hat seine wissenschaftliche Tätigkeit als Soziologe unter 
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dem Einfluß von Florestan Fernandes mit Arbeiten begonnen, in denen von 
Anfang an politisches Engagement, historische Perspektive, empirische 
Akribie und theoretische Durchdringung jene überzeugende Verbindung 
eingegangen sind, die ihm bald eine führende Stellung unter den latein- 
amerikanischen Intellektuellen sichern sollte. Gemeint sind hier zunächst 
die Schriften zu ethnischen Problemen im Süden Brasiliens, vor allem das 
1960 gemeinsam mit Octavio Ianni verfaßte Buch über Hautfarbe und so- 
ziale Mobilität in Florianöpolis (Cardoso/Ianni 1960). Besondere Äner- 
kennung fand auch die 1961 an der Universidade de Säo Paulo (USP) ent- 
standene Doktorarbeit über Kapitalismus und Sklaverei in Südbrasilien, 
mit der eine Neuinterpretation der Wurzeln des brasilianischen Kapitalis- 
mus eingeleitet wurde (Cardoso 1962). 

Jiese Schriften griffen ein Thema auf, das in Brasilien häufig auf der Basis 
eines Mythos der »Rassendemokratie« zu Unrecht als mehr oder weniger 
gelöst betrachtet wurde, und in ihnen nahm Cardoso eindeutig Stellung für 
eine demokratische Gesellschaft, in der niemand wegen seiner Hautfarbe 
Diskriminierungen fürchten muß. Eine ebenso zentrale Fragestellung für 
die Interpretation der Geschichte der brasilianischen Gesellschaft und ihr 
künftiges Schicksal waren die sozialen Bedingungen, unter denen sich die 
Industrialisierung des Staates Säo Paulo auf dem Hintergrund des Export- 
Booms der Kaffee-Wirtschaft abgespielt hat. Der prekären wirtschaftlichen 
und sozialen Situation des Industrieproletariats von Säo Paulo, besonders 
aber auch seinem sozialen und politischen Verhalten galten eine Reihe von 
Studien, die Cardoso zu Beginn der sechziger Jahre veröffentlichte und die 
ihm - nach Postgraduiertenstudien an der Sorbonne und der Ecole Pratique 
des Hautes Etudes in Paris - die Leitung des Zentrums für Industrie- und 
Arbeitssoziologie an der Universidade de Säo Paulo einbrachten (Cardoso 
1960a, 1960b, 1960c, 1961la und 1961b). An dieser seiner Heimatuniversi- 
tät legte er dann - wenige Wochen vor dem brasilianischen Militärputsch 
vom März 1964 - seine Habilitationsschrift über die industriellen Unter- 
nehmer und die wirtschaftliche Entwicklung in Brasilien vor, in der er - im 
Grunde gegen seine ursprüngliche Intention - auf der Basis der empiri- 
schen Daten feststellen mußte, daß die nationale Industriebourgeoisie aus 
strukturellen Gründen unfähig war, die Rolle auszufüllen, die ihr von der 
national-populistischen Ideologie - und in ihrem Gefolge von großen Tei- 
len der Linken - zugeschrieben worden war, nämlich ein Bündnis mit Tei- 
len der städtischen Massen und dem Staat zur Durchsetzung struktureller 
Transformationen zum Zweck einer Dynamisierung der wirtschaftlichen 
Entwicklung auf der Basis nationaler Ressourcen zu schmieden. Statt des- 
sen entstand das Bild einer Unternehmerklasse, die sich mit der Rolle als 
Teilhaber des westlichen Kapitalismus und als Vorhut einer sich nur sehr 
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langsam kapitalisierenden Landwirtschaft begnügte und die Ordnung - 
gemäß dem positivistischen Motto der brasilianischen Flagge: »Ordnung 
und Fortschritt« über alles stellte (Cardoso 1964). Die Arbeit bewies nicht 
nur die intellektuelle Unabhängigkeit Cardosos, sondern zeigte auch, daß 
die an der Universidade de Säo Paulo systematisch betriebenen Studien des 
analytischen Werks von Karl Marx ihre Früchte trugen. 

Als Cardoso nach dem Militärputsch von 1964 aus dieser Universität »ent- 
fernt« wurde, konnte er in Santiago de Chile am Lateinamerikanischen 
Institut für Wirtschafts- und Sozialplanung (ILPES) der Wirtschaftskom- 
mission der Vereinten Nationen für Lateinamerika (CEPAL) die Stelle des 
stellvertretenden Leiters der Sozialabteilung antreten. In diesem Institut 
hatte sich in jenen Jahren unter der Schirmherrschaft des prominenten 
spanischen Soziologen Jose Medina Echavarrfa eine Gruppe hochbegabter 
jüngerer Sozialwissenschaftler aus allen Teilen Lateinamerikas versam- 
melt, unter anderen der Guatemalteke Edelberto Torres Rivas, der Peruaner 
Anibal Quijano, der Chilene Enzo Faletto, der Argentinier Adolfo Gurrieri 
und der Brasilianer Francisco Weffort. In dieser Atmosphäre intellektueller 
Herausforderung und in Auseinandersetzung mit Ökonomen wie Raul 
Prebisch, Anibal Pinto, Celso Furtado, Pedro Vuskovic, Osvaldo Sunkel 
oder Fernando Fajnzylber weitete sich der Blick aller Beteiligten von der 
Situation ihrer Herkunftsländer auf die gemeinsamen Probleme des latein- 
amerikanischen Subkontinents im ganzen; und Fernando Henrique Cardo- 
so erwies sich als derjenige, der es wohl am besten verstand, die aktuellen 
Fragestellungen zu bündeln, ihre Dimension einzuschätzen und ein wei- 
terweisendes Fazit zu ziehen. Insofern wurde er von den Kollegen und 
Freunden sehr schnell als eine Art primus inter pares anerkannt. 

Ein erster Versuch einer solchen Bündelung war ein Arbeitspapier, das 
1965 im ILPES entstand und soziologische Hypothesen zum Entwick- 
lungsprozeß Lateinamerikas enthielt (Cardoso 1965). In Diskussion und 
gemeinsamer Arbeit mit Enzo Faletto entwickelte sich aus dem Schema 
dieses Arbeitspapiers schließlich bis Anfang 1967 ein Buch, das für die 
weitere Diskussion des Entwicklungsproblems in ganz Lateinamerika in 
den folgenden Jahren bestimmend bleiben sollte. Es wurde zunächst in 
spanischer Sprache veröffentlicht und trägt den einfachen Titel Abhängig- 
keit und Entwicklung in Lateinamerika (Cardoso/Faletto 1976). Mit dem 
für dieses Buch zentralen Begriff der Abhängigkeit haben Cardoso und 
Faletto nach ihren eigenen Worten versucht, 


»einer Reihe von Ereignissen und Situationen, die in einem bestimmten Moment zusammen 
auftreten, Sinn zu geben und die Bezüge herzustellen, welche empirische Situationen anhand 
der Art und Weise, wie interne und externe Strukturkomponenten miteinander verbunden sind, 
verständlich machen.« (Cardoso/Faletto 1976, 22). 
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Sie wandten sich damit gegen die bis dahin vorherrschenden Interpretatio- 
nen, wonach der Prozeß der Entwicklung in Lateinamerika als ein Prozeß 
der Modernisierung bei fortschreitender Überwindung von Rückständig- 
keit nach dem Muster der industrialisierten Länder zu interpretieren sei, 
weil damit die grundlegende historische Differenz zwischen den Entwick- 
lungsmöglichkeiten »zentraler« und »peripherer« Ökonomien unterschla- 
gen werde (Cardoso/Faletto 1976, 26). 

Mit ihrem Ansatz, der eine konkrete historische Analyse der sozialen und 
wirtschaftlichen Strukturen verlangt, widersprachen sie also von vornher- 
ein jeder Theorie von Entwicklungsstadien, gleichgültig ob diese von west- 
lichen Ökonomen - wie etwa am extremsten von W. W. Rostow (1960) - 
oder von kommunistischen Sozialwissenschaftlern nach Stalins Schema 
des historischen Materialismus vertreten wurden. 


»Methodologisch gibt es«, wandten sie ein, »absolut keinen Grund anzunehmen, daß die 
Entwicklungsländer dabei sind, die Geschichte der entwickelten Länder zu wiederholen. Denn 
die historischen Bedingungen sind ganz andere« (Cardoso/Faletto 1976, 34). 

Geschichte wurde also grundsätzlich als nach vorn hin offen verstanden, 
wenn auch in dieser Zeit die pessimistische Variante dieser offenen Mög- 
lichkeiten stärker betont werden mußte: 

»Entwicklung kommt nicht automatisch zustande und kann durchaus ausbleiben. Mit anderen 
Worten: Die Analyse gesellschaftlicher Entwicklung unterstellt stets die 'Möglichkeit' von 
Stagnation und Heteronomie.« (Cardoso/Faletto 1976, 39). 

Umgekehrt waren Cardoso und Faletto aber - im Unterschied zu manchen 
ihrer Kollegen - klug genug, auch die Möglichkeit materiellen Wachstums 
der lateinamerikanischen Ökonomien unter kapitalistischen Bedingungen 
nicht systematisch auszuschließen. 

Die historische Analyse, die den Hauptteil des Werkes von Cardoso und 
Faletto bildet, behandelt die unterschiedlichen Abhängigkeitssituationen, 
die die lateinamerikanischen Länder seit dem frühen 19. Jahrhundert - also 
in den meisten Fällen seit der Unabhängigkeit - durchlebt haben, und ist 
besonders interessiert daran, wie sich - einerseits in Gesellschaften mit na- 
tionaler Produktionskontrolle wie Brasilien, Argentinien, Uruguay oder 
Kolumbien, andererseits in Enklaven-Wirtschaften wie Mexiko, Venezue- 
la, Bolivien, Peru, Chile oder Mittelamerika - jeweils unterschiedliche 
Klassenkonstellationen herausbildeten, welche die äußere wirtschaftliche 
Abhängigkeit nach innen politisch vermittelten. Das innere Verhältnis der 
gesellschaftlichen Klassen ist es nach Cardoso und Faletto, was die Ab- 
hängigkeit möglich macht und ihr die jeweilige Physiognomie verleiht. 
Cardoso hat - wie übrigens auch Faletto - für dieses erste Werk der gesam- 
ten Abhängigkeitsdiskussion niemals den Anspruch erhoben, es handele 
sich um eine Theorie im engeren Sinne des Wortes. Er hat das Wort 
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»Theorie« stets in Anführungszeichen gesetzt (vgl. Cardoso 1995, 5-5), 
und das im US-Amerikanischen für ihn und seinesgleichen benutzte 
Fremdwort »dependentistas« hat ihm »Schrecken bereitet« (Cardoso 
1980b, 91), wie er sicherlich auch mit dem von Dieter Senghaas populari- 
sierten künstlichen Fremdwort der »Dependenztheorie« im Deutschen 
nicht glücklich wäre (vgl. Senghaas 1972). Und das nicht aus Bescheiden- 
heit, sondern um der wissenschaftlichen Klarheit und politischen Hand- 
lungsfähigkeit willen. In einer frühen Auseinandersetzung mit dem Freund 
und Kollegen Francisco Weffort hat er das unmißverständlich kKlargemacht: 


»Den Begriff der Abhängigkeit zur Kategorie eines totalisierenden Konzepts erheben zu wol- 
len, ist ein non sens. Und es ist, strenggenommen, nicht möglich, an eine "Theorie der Abhän- 
gigkeit' zu denken. Es kann eine Theorie des Kapitalismus und der Klassen geben, aber die 
Abhängigkeit, so wie wir sie charakterisieren, ist nicht mehr als der politische Ausdruck der 
kapitalistischen Produktionsweise, wenn diese zur internationalen Ausbreitung gekommen ist, 
an der Peripherie.« (Cardoso 1972d, 128). 

Von diesem Standpunkt aus sah sich Cardoso dann auch gezwungen, aus 
»allgemeinen Wahrheiten« abgeleitete Konstruktionen des als »kritischer 
Katalysator« wohl anerkannten Andre Gunder Frank ebenso zurückzuwei- 
sen wie den Versuch Ruy Mauro Marinis, eine »Theorie« des durch per- 
manente Überausbeutung gekennzeichneten abhängigen Kapitalismus zu 
entwickeln (Cardoso 1972f und 1975a, 25ff.). Gerade wegen seiner histori- 
schen Konkretheit läßt sich das Buch von Cardoso und Faletto im Unter- 
schied zu manchen anderen Schriften zur Abhängigkeit Lateinamerikas 
auch nach fast dreißig Jahren noch mit großem Gewinn lesen. 

Während seiner Zeit am ILPES in Santiago de Chile lehrte Fernando Hen- 
rique Cardoso gleichzeitig Soziologie an der Lateinamerikanischen Fakul- 
tät für Sozialwissenschaften (FLACSO) und an der Universidad de Chile. 
Aus dieser Tätigkeit sind zwei Lehrbücher zu Fragen der Entwicklungsso- 
ziologie und zum sozialen Wandel in Lateinamerika hervorgegangen, in 
denen es der Verfasser verstanden hat, die zentralen Probleme der jüngeren 
Entwicklung der lateinamerikanischen Gesellschaften, nämlich die Aus- 
wirkungen der spezifischen Formen der Industrialisierung auf die Entwick- 
lung der Klassen und Schichten, auf die Beschäftigungssituation und auf 
die Verstädterung in großer Klarheit und doch sehr differenziert darzustel- 
len (Cardoso 1968 und 1969). 

Nach einer Gastprofessur für Soziologische Theorie 1967/68 an der Uni- 
versität von Paris in Nanterre bewarb sich Cardoso 1968 erfolgreich um 
den Lehrstuhl für Politische Wissenschaft an seiner Heimatuniversität in 
Säo Paulo, was unter der Militärdiktatur zum Ergebnis hatte, daß er schon 
1969 zwangspensioniert wurde. Er hat sich dadurch nicht davon abhalten 
lassen, schon im selben Jahr zusammen mit anderen brasilianischen Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaftlern ‘ie Paul Singer und Francisco de Oliveira 
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das Brasilianische Zentrum für Analyse und Planung (CEBRAP), eins der 
ersten großen »privaten« - das heißt: aus Spenden und Aufträgen finanzier- 
ten - Sozialforschungsinstitute in Lateinamerika zu gründen und in den er- 
sten zwölf Jahren auch selbst zu leiten. 

Die wissenschaftliche Arbeit am CEBRAP wurde von neuen Prioritäten 
bestimmt. Vor allem die Massen marginaler Bevölkerung im metropolita- 
nen Ballungsraum Säo Paulo wurden jetzt zu einer konkreten Herausforde- 
rung für den auf politische Veränderungen zielenden kritischen Soziolo- 
gen. Hier beschränkte sich Cardoso nicht auf Artikel für die kleine Schar 
der Sozialwissenschaftler - die gab es natürlich auch (vgl. Cardoso 1970, 
1972b und 1972c) -, sondern nahm auch lebhaften Anteil an der Erstellung 
von Büchern für ein breites Publikum, in denen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des CEBRAP - bisweilen in enger Zusammenarbeit mit der 
Erzdiözese von Säo Paulo - auf die Tatsache aufmerksam machten, daß 
unter der Militärdiktatur nicht nur die Stadt Säo Paulo und ihr wirtschaftli- 
ches Produkt wuchsen, sondern auch die Zahl und die Armut der ohnehin 
schon armen Bevölkerung (Camargo u. a. 1975). In einem anderen Buch 
dieser Art wurde auf die Wirklichkeit und die Möglichkeiten der neuen 
sozialen Bewegungen - Gewerkschaften, Basisgemeinden, Stadtteilgrup- 
pen, Bewegungen der Schwarzen, Frauengruppen usw. - unter der Diktatur 
hingewiesen (Singer/Brant 1980). 

Auch im Blick auf die Grundfragen der lateinamerikanischen und brasi- 
lianischen Entwicklung ergab sich bei Cardoso eine deutliche Akzentver- 
schiebung in Richtung auf die Frage nach der Öffnung politischer Hand- 
lungsperspektiven in einer Situation, die in den frühen siebziger Jahren 
durch die Verallgemeinerung der Militärdiktaturen in Lateinamerika und 
durch das sogenannte Wirtschaftswunder Brasiliens gekennzeichnet war. 
Das besondere Interesse Cardosos richtete sich daher jetzt nicht mehr so 
stark auf die Analyse der Situationen der Abhängigkeit, als vielmehr auf 
die Möglichkeiten und Widersprüche dessen, was er assoziierte kapitalisti- 
sche Entwicklung nannte (Cardoso 1973a, 1974), auf die spezifische Rolle 
des Staates im Entwicklungsprozeß (Cardoso 1973b, 1975b, 1977a) und 
auf die Chancen einer Überwindung des Autoritarismus durch eine grund- 
legende Demokratisierung (Cardoso 1972e, 1972g, 1975a, 1978a, 1981a, 
1984, 1985). Die Notwendigkeit, die Zielsetzung einer umfassenden De- 
mokratisierung in den Mittelpunkt zu rücken, schien Cardoso umso wichti- 
ger, als sich große Teile der bürgerlichen Opposition gegen die Militärdik- 
tatur stattdessen gern, um das sogenannte Wirtschaftswunder keinem Risi- 
ko auszusetzen, mit einem Abbau der staatlichen Intervention in die Wirt- 
schaft und einer gewissen Liberalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft 
begnügt hätten. 
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Trotz der Institutsleitung und zahlreicher internationaler Verpflichtungen 
fand Fernando Henrique Cardoso in den siebziger Jahren Zeit, sich gründ- 
lich in die internationale wirtschaftswissenschaftliche Diskussion über das 
von der CEPAL nach dem Zweiten Weltkrieg propagierte Programm einer 
importsubstituierenden Industrialisierung für Lateinamerika einzuarbeiten. 
Frucht dieser Bemühungen war eine sehr übersichtliche Darstellung dieser 
Diskussion, eine Würdigung der relativen Erfolge der genannten Strategie 
und ein klarblickendes Urteil über die Grenzen ihrer Möglichkeiten, zu- 
sammengefaßt in einem Artikel der Zeitschrift der CEPAL aus dem Jahr 
1977 (Cardoso 1977b). 

In den siebziger und frühen achtziger Jahren wurde Cardosos Tätigkeit am 
CEBRAP immer wieder unterbrochen und ergänzt durch Gastaufenthalte 
und Gastprofessuren an renommierten internationalen Universitäten. So 
war er 1969/70 Gast am International Institute of Labour Studies in Mexi- 
ko-Stadt und Genf, 1972 an der Stanford University in Kalifornien/USA, 
1976/77 an der Cambridge University in England, 1977 am Institut d’Btu- 
des sur le Developpement Economique et Social in Paris, 1980/81 am Mai- 
son de Sciences de l’'Homme, ebenfalls in Paris, und 1981 an der Universi- 
ty of California in Berkeley. Die Begegnungen mit den Kolleginnen und 
Kollegen in den Zentren der internationalen sozialwissenschaftlichen For- 
schung haben nicht wenig dazu beigetragen, daß Fernando Henrique Car- 
doso als erster Vertreter des »Südens« für mehrere Jahre Präsident der In- 
ternational Sociological Association werden und in diesem Amt politisches 
Gespür und Organisationstalent beweisen konnte. In Berlin ist Cardoso 
mehrmals mit eindrucksvollen Vorträgen aufgetreten. In Erinnerung ist vor 
allem die von der Deutschen Stiftung für Internationale Entwicklung im 
Oktober 1973 - also unmittelbar nach dem Militärputsch in Santiago de 
Chile - veranstaltete Tagung über Entwicklungssoziologie und Entwick- 
lung, zu der alle führenden jüngeren Soziologen Lateinamerikas erschie- 
nen, und die wissenschaftliche Tagung zur Begleitung des Lateinamerika 
gewidmeten Berliner Horizonte-Festivals 1982, die mit einem Vortrag von 
Fernando Henrique Cardoso eingeleitet wurde. 

Als die regierenden Militärs Ende der siebziger Jahre der Oppositionspartei 
im kontrollierten Zweiparteiensystem relativ freie Hand ließen, engagierte 
sich Cardoso in dieser Partei, einem breiten Sammelbecken aller Oppositi- 
onsströmungen mit dem Namen Brasilianische Demokratische Bewegung 
(MDB), und wurde 1978 zum Stellvertreter eines Senators gewählt. Als 
später die Gründung von Parteien freigegeben wurde, gehörte er zu den 
Gründern der PMDB, der Partei, die zunächst die Tradition der MDB fort- 
setzte und zur größten, wenn auch am meisten zersplitterten Partei Brasili- 
ens werden sollte, während sich die meisten anderen bekannten Sozialwis- 
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senschaftler der von dem jungen Gewerkschaftsführer Luis Inäcio da Silva, 
genannt Lula, geleiteten, sehr neuartigen Arbeiterpartei PT anschlossen. 
Für die PMDB wurde Cardoso 1983 in den brasilianischen Senat gewählt. 
1985 scheiterte relativ unerwartet seine Bewerbung um das einflußreiche 
Amt des Bürgermeisters der Metropole Säo Paulo. So blieb er Senator und 
betrieb, um eine stabilere politische Plattform zu schaffen, mit anderen Se- 
natoren die Gründung einer neuen Partei, der Sozial-Demokratischen Par- 
tei Brasiliens (PSDB), die 1988 aus der Taufe gehoben wurde. Bei seinem 
Interesse an der politischen Soziologie war es natürlich, daß auch der all- 
mähliche Eintritt in die Tagespolitik bei gleichzeitiger allmählicher Ablö- 
sung des autoritären politischen Regimes von der Produktion politikwis- 
senschaftlicher Arbeiten zu Parteiwesen und Parteienstruktur begleitet 
wurde (vgl. Lamounier/Cardoso 1975, Cardoso/Martins 1979 sowie Car- 
doso 1978b, 1990). Allerdings wurde Cardosos Zeitplan spätestens seit 
1983 von der Politik bestimmt, und das heißt, daß die seither vorliegenden 
Texte im wesentlichen für tagespolitische Gelegenheiten wie Reden, An- 
sprachen, Interviews geschrieben worden sind. Das hindert nicht, daß hin- 
ter den politisch gemeinten Reden der kluge Beobachter spürbar wird, der 
über das gesamte Instrumentarium der historisch-strukturellen Analyse 
verfügt. Beispielhaft in diesem Sinne ist etwa ein Interview, in dem Cardo- 
so 1980 die Situation der Danziger Werftarbeiter mit der Situation der 
Metallarbeiter von Säo Bernardo vergleicht (Cardoso 1983, 66ff). 

Cardoso hat es lange Zeit abgelehnt, ein Ministeramt anzutreten, weil er 
das politische System zunächst gründlich von der Seite des Parlaments aus 
studieren wollte. Nach der Absetzung des 1989 gewählten Präsidenten 
Collor durch ein Impeachment-Verfahren erklärte er sich aber bereit, im 
Kabinett des bisherigen Vizepräsidenten Itamar Franco im Oktober 1992 
das ehrenvolle Amt des Außenministers zu übernehmen. Nach nur acht 
Monaten wechselte er ins undankbare Finanzministerium, das in einer Si- 
tuation galoppierender Hyperinflation kaum Aussichten auf die Möglich- 
keit einer erfolgreichen Amtsführung erkennen ließ. Gleichwohl übernahm 
Cardoso die Verantwortung für die Ausarbeitung eines nur teilweise ortho- 
doxen Stabilisierungsplans, des Plano Real. Diesem mutigen Schritt lag 
die Einschätzung zugrunde, daß eine wirksame Eindämmung der Hyperin- 
flation auch für die großen Massen der armen Bevölkerung Brasiliens eine 
sehr attraktive Politik darstellen müßte, während die PT ganz andere politi- 
sche Akzente setzte. Mit entsprechenden Worten brachte Cardoso dann 
auch seinen Plan im Dezember 1993 im Parlament ein: 

»Die Inflation ist die ungerechteste und grausamste aller Steuern. Es sind die Allerärmsten, die 


sie bezahlen müssen... Deshalb gibt es keine effizientere Sozialpolitik als die Inflationsbe- 
kämpfung« (Cardoso 1994, vgl. auch Fritz 1995). 
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Das Ergebnis war, daß Fernando Henrique Cardoso, obwohl er für seine 
Präsidentschaftskandidatur früh von seinem Amt als Finanzminister zu- 
rücktreten mußte und deshalb die Durchführung des nach ihm benannten 
Plans gar nicht effektiv kontrollieren konnte, im Kampf um die Gunst der 
Wähler seinen anfänglich weit vor ihm liegenden Hauptkonkurrenten Lula 
sehr schnell überflügeln konnte und Ende 1994 mit deutlicher Mehrheit 
gleich im ersten Wahlgang ins Amt des Staatspräsidenten gewählt wurde. 
Kritiker haben Cardoso vorgeworfen, daß er im Wahlkampf gesagt habe: 
»Vergeßt das, was ich geschrieben habe!« Sollte dieser Satz, der ja vorder- 
eründig die Ableugnung der gesamten intellektuellen Produktion, also sei- 
ner eigentlichen Stärke bedeuten würde, tatsächlich gefallen sein, so stellt 
sich doch die Frage, ob er so verstanden werden muß, wie er häufig inter- 
pretiert wird. Der intellektuelle Weggefährte, aber PT-Mitgründer Francis- 
co Weffort, dem Cardoso als Präsident später das Kulturministerium über- 
tragen hat, hat den Satz so übersetzt, daß er verständlich wird und Sinn be- 
kommt: »Versucht nicht, die Diskussion konkreter Fragen von heute 
kompliziert zu machen durch das, was ich in den siebziger oder achtziger 
Jahre geschrieben habe!« (Weffort 1994). Jedes andere Verständnis des 
kurzen Satzes wurde im übrigen auch indirekt durch einen langen Aufsatz 
dementiert, in dem Cardoso Ende Mai 1995 in der Tageszeitung Folha de 
Sdo Paulo seine eigene intellektuelle Produktion aus den letzten 35 Jahren 
Revue passieren läßt und ihre Inhalte kritisch überprüft (Cardoso 1995. 5- 
5). An dem Entwicklungsbegriff, wie er in den sechziger Jahren eng bezo- 
gen auf materielles Wachstum benutzt wurde, hat er wegen der enorm ge- 
wachsenen Bedeutung der damals vernachlässigten Umweltprobleme ge- 
nauso viel Kritik zu üben wie wegen der fehlenden Konzentration auf das 
Problem der sozialen Gerechtigkeit, das nach den Ergebnissen der autoritä- 
ren Militärdiktaturen und neoliberalen Strukturanpassungen ebenfalls viel 
wichtiger geworden ist. Und den Begriff der Abhängigkeit würde Cardoso 
in einer globalisierten Welt sekundenschnell fluktuierender Kapitalmassen 
viel weiter fassen und auf alle Nationalstaaten beziehen. 

In jedem Fall kann sich Cardoso aber auf den Absatz berufen, mit dem er 
und Enzo Faletto ihr berühmtes Buch über Abhängigkeit und Entwicklung 
in Lateinamerika abgeschlossen haben: 

'»Wir wissen, daß der Gang der Geschichte, auch wenn er von den gegebenen Verhältnissen 
vorgezeichnet sein mag, in hohem Maße vom Unternehmungsgeist und Mut derjenigen ab- 
hängt, die vorschlagen, im Sinne der praktischen Verwirklichung historisch lebensfähiger 
Zielsetzungen zu handeln. Deshalb wollen wir dem möglichen Gang der zukünftigen Ereignis- 
se keine theoretischen Grenzen stecken. Denn die künftigen Ereignisse werden nicht von aka- 
demischen Prognosen abhängen, sondern von kollektiven Handlungen, die ein politischer 


Willen anleitet, das in die Praxis umzusetzen, was strukturell kaum möglich erscheint.« 
(Cardoso/Faletto 1976, 207). 
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ix 


Ein Nachwort zu diesem Gutachten, das sich die eingesetzte Kommission 
einstimmig zu eigen gemacht hat, erscheint angebracht. In der Tat nämlich 
kann man Cardosos Präsidentschaft als den Versuch interpretieren, »das in 
die Praxis umzusetzen, was strukturell kaum möglich erscheint«. Es geht 
ihm als Politiker heute darum zu zeigen, daß Brasilien trotz der strukturel- 
len Schwächen seiner Wirtschaft und Gesellschaft, die er immer wieder 
gründlich analysiert hat, eine Chance zur Entwicklung hat, die genutzt 
werden muß. Mit anderen Worten: Was der brasilianischen Industriebour- 
geoisie nicht gelingen konnte und auch gar nicht am Herzen lag, nämlich 
die »Durchsetzung struktureller Transformationen zum Zweck einer Dy- 
namisierung der wirtschaftlichen Entwicklung auf der Basis nationaler 
Ressourcen« (siehe oben die Darstellung der Habilitationsschrift), das soll 
der Staat unter seinem neuen Präsidenten jetzt praktisch im Konsens mit 
der Zivilgesellschaft allein durchsetzen. 

Dabei kann sich Cardoso auf die Legitimierung seiner Präsidentschaft 
durch seinen hohen und überzeugenden Wahlsieg und durch den Sieg sei- 
nes Plano Real über die unbezwingbar erscheinende Hyperinflation stützen 
(vgl. Wachendorfer/Mathieu 1995). Wirklich getragen aber wird sein Pro- 
jekt nur von der eigenen Sozialdemokratischen Partei, die in Abgeordne- 
tenhaus und Senat eine kleine Minderheit darstellt und nur über 12 bzw. 13 
Prozent der Sitze verfügt. Diese Partei, die ihren Namen sehr bewußt aus- 
gewählt hat, um ihre soziale Sensibilität zu unterstreichen, unterhält so gut 
wie überhaupt keine Verbindungen zur organiserten Arbeiterschaft oder zu 
anderen Interessengruppen und Verbänden der Geseilschaft. Sie ist von 
Anfang an das, was traditionsreichere sozialdemokratische Parteien in an- 
deren Ländern erst allmählich und mühsam werden, nämlich die »ideolo- 
gischste« Partei des bürgerlichen Lagers (Fatheuer 1994, 54). Sie hat am 
konsequentesten von allen die Modernisierung des brasilianischen Kapita- 
lismus auf ihre Fahnen geschrieben: Die Bekämpfung der Inflation, eine 
vollständige Eingliederung in den Weltmarkt, die beschleunigte Privatisie- 
rung der staatlichen Wirtschaftsbetriebe und die Deregulierung und Fle- 
xibilisierung des Arbeits- und Sozialrechts bilden die Hauptachsen der an- 
gestrebten strukturellen Transformation, die dem heutigen Programm der 
CEPAL voll entspricht, welches man getrost als eine Variante neoliberalen 
Denkens kennzeichnen darf (vgl. CEPAL 1990, Müller-Plantenberg 1993). 
Während der Soziologe Cardoso in den sechziger und siebziger Jahren sy- 
stematisch untersuchte, wie bestimmte politische und gesellschaftliche 
Projekte nur auf der Basis ganz bestimmter Bündnisse von Klassen, Klas- 
senfraktionen, Schichten und ihren jeweiligen politischen Vertretungen 
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möglich waren, zielt der Politiker Cardoso in den achtziger und neunziger 
Jahren darauf, die organisierten politischen und gesellschaftlichen Gruppen 
aus der angestrebten Konsensbildung der Zivilgesellschaft für das große 
Transformationsprojekt herauszuhalten. Nicht anders ist beispielsweise zu 
erklären, daß dem Streik der Erdölarbeiter im Mai 1995 mit äußerster Un- 
erbittlichkeit von seiten der Regierung begegnet wurde (vgl. Singer 1995). 
Die Modernisierung des Kapitalismus soll nicht das Werk eines Klassen- 
bündnisses sein, das sich leicht den Vorwurf des Klientelismus und der 
Korruption einhandeln könnte, sondern das Ergebnis eines demokratischen 
Dialogs - am besten via Fernsehen - zwischen der staatlichen Autorität und 
dem Volk. Neoliberalismus und Populismus werden so zu den beiden 
wichtigsten Komponenten der Sozialdemokratie. 

Der wichtigste politische Partner der PSDB ist jedoch andererseits die 
»Partei der liberalen Front« (PFL), ein »Verein zur Sicherung des Zugangs 
zur Macht für die traditionellen Eliten des Landes« (Fatheuer 1994, 54), 
der seit dem Ende der Militärdiktatur 1984 stets die klientelistische Funk- 
tionalisierung des Staatsapparates und keinesfalls seine Verkleinerung zum 
Programm gemacht hatte. Die PFL war taktisch klug genug, mangels eines 
eigenen attraktiven Kandidaten auf Fernando Henrique Cardoso zu setzen. 
Die in der PFL organisierte Agraroligarchie wird aber mit aller Macht ge- 
gen die von der PSDB versprochene Agrarreform kämpfen. Und es scheint 
auch, daß Großgrundbesitzer, Bergwerks- und Holz-Unternehmer ihren 
Einfluß haben geltend machen können, damit alle Grenzziehungen um In- 
dianergebiete herum, soweit sie noch nicht endgültig festgezurrt sind, noch 
einmal - und möglichst zu ihren Gunsten - überprüft werden. In Kampf 
der Regierung um das große Transformationsprojekt wird jede Stimme im 
Parlament gebraucht, und so feiern die Klassenbündnisse fröhlich Urständ. 
Diese organisierten Interessen bedrohen im Prinzip auch das zweite große 
Ziel der Reformen Cardosos, nämlich die Förderung sozialer Gerechtigkeit 
oder, wie man heute in Lateinamerika sagt, der »equidad«, des sozialen 
Ausgleichs. In Wahlkampf von 1994 war ein starkes Argument für die 
PSDB, daß es ihr in Cearä, dem einzigen von ihr regierten Bundesstaat, 
gelungen war, mit einem Gesundheitsprogramm die hohe Kindersterblich- 
keit deutlich zu senken. Und Cardoso wird nicht müde, die Armut großer 
Teile der brasilianischen Bevölkerung zu beklagen, die Solidarität der Zi- 
vilgesellschaft einzufordern und Sozialprogramme - über die Inflationsbe- 
kämpfung hinaus - zu planen. In der Rhetorik hat der soziale Ausgleich 
mindestens den gleichen Rang wie die Modernisierung des Kapitalismus. 
Nur soll dieser Ausgleich nicht mit den Armen erfochten werden, sondern 
für sie, und nicht gegen den Kapitalismus, sondern durch ihn. Und daraus 
ergibt sich dann eben doch eine deutliche Rangfolge: Geldwertstabilisie- 
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rung, Öffnung zum Weltmarkt, Privatisierung der Staatsunternehmen und 
Deregulierung des Arbeitsrechts erscheinen als vom Sachzwang diktiert 
und daher unabdingbar, während der soziale Ausgleich nur soweit gehen 
kann, wie er im Bereich des Möglichen bleibt und keine Sachzwänge ge- 
gen sich hat. Der Unterschied zwischen Cardoso und manchen seiner Kol- 
legen Staatspräsidenten in Lateinamerika besteht darin, daß er den Versuch 
noch nicht aufgegeben hat, soziale Gerechtigkeit auch gegen diese - häufig 
vorgeschobenen - Sachzwänge anzumahnen und eben - siehe oben - »das 
in die Praxis umzusetzen, was strukturell kaum möglich erscheint«. 


Literatur 

Camargo, Cändido Procöpio Ferrreira de u.a. (1975): Säo Paulo 1975. Crescimento e Pobre- 
za, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (19608): O cafe e a industrializagäo da cidade de Säo Paulo, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1960b): Condigöes sociais da industrializacäo de Säo Paulo, in: Revista brasi- 
liense Nr. 28, Säo Paulo. 

Cardoso, F.H. (1960c): Proletariado e mudanga social em Säo Paulo, in: Sociologia Nr. |, Säo 
Paulo. 

Cardoso, F. H. (196la): Condigöes e fatöres sociais da industrializagäo de Säo Paulo, in: Re- 
vista brasileira de estudos politicos Nr. 11, Belo Horizonte. 

Cardoso, F. H. (1961b): Proletariado no Brasil: Situacäo e comportamento social, in: Revista 
brasiliense Nr. 41, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1962): Capitalismo e escravidäo no Brasil Meridional, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1964): Empresärio industrial e desenvolvimento econömico no Brasil, Säo 
Paulo. 

Cardoso, F. H. (1965): El proceso de Desarrollo en America Latina (Hipötesis para una in- 
terpretaciön sociolögica), Mimeographie, Santiago. 

Cardoso, F. H. (1968): Cuestiones de sociologia del desarrollo de America Latina, Santiago 
(in Zusammenarbeit mit Jos€ Luis Reyna). 

Cardoso, F. H. (1969): Mudangas sociais na America Latina, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1970): Participaciön social y desarrollo: La clase obrera y los »grupos margi- 
nales«, in: Boletin de la Escuela Latinoamericana de Sociologia Nr. 6, Santiago. 

Cardoso, F. H. (1972a): O modelo politico brasileiro e outros ensaios, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1972b): Participacäo e marginalidade: Notas para uma discussäo teörica, in: 
ders., O modelo politico brasileiro e outros ensaios, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1972c): Comentärio sobre os conceitos de superpopulagäo relativa e margina- 
lidade, in: Ders., (1972a). 

Cardoso, F. H. (1972d): »Teoria da dependEncia« ou anälises concretas de situagöes de de- 
pend£&ncia?, in: Ders., (1972a). 

Cardoso, F. H. (1972e): O modelo politico brasileiro, in: ders., O modelo politico brasileiro e 
outros ensaios, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1972f): A depend£ncia revisitada, in: Revista Latinoamericana de Ciencias 
Sociales Nr. 4, Santiago. 

Cardoso, F. H. (1972g): El regimen politico brasileäo, in: Aportes Nr. 25, Paris. 

Cardoso, F. H. (1973a): Las contradicciones del desarrollo asociado, in: Cuadernos de la 
Sociedad Venezolana de Planificaciön Nr. 113/115, Caracas. 

Cardoso, F. H. (1973b): Notas sobre estado e depend£ncia, in: Cadernos CEBRAP Nr. 11, Säo 
Paulo. 

Cardoso, F. H. (1974): As tradicöes do desenvolvimento associado, in: Estudos CEBRAP Nr. 
8, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1975a): Autoritarismo e democratizagäo, Rio de Janeiro. 


Vom Werdegang eines Soziologen zum Staatspräsidenten: F. H. Cardoso 495 


Cardoso, F. H. (1975b): La cuestiön del estado en Brasil, in: Revista mexicana de sociologia 
Nr, 3, Mexico. 

Cardoso, F. H. (1977a): Desenvolvimento capitalista e Estado, in: Carlos Estevam Martins 
(Hg.), Estado e capitalismo no Brasil, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1977b): La originalidad de la copia: La CEPAL y la idea del desarrollo, in: 
Revista de la CEPALNr. 2, Santiago. 

Cardoso, F. H. (1978a): On the Characterization of Authoritarian Regimes in Latin America, 
Working paper, Cambridge. 

Cardoso, F. H. (1978b): A questäo dos partidos, in: Contexto Nr. 5, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1980): As ideias e seu lugar. Ensaios sobre as teorias do desenvolvimiento, 
Petröpolis. 

Cardoso, F. H. (1980b): O consumo da teoria da depend£&ncia nos Estados Unidos, in: Ders., 
(1980a). 

Cardoso, F. H. (1980c): El desarrollo en el banquillo, in: Comercio exterior, Nr. 8, Mexico. 

Cardoso, F. H. (1981a): El atolladero de los regimenes autoritarios: el caso de Brasil, in: Re- 
vista mexicana de Sociologia Nr. 3, Mexico. 

Cardoso, F.H. (1981b): Die Entwicklung auf der Anklagebank, in: Peripherie, Nr. 5/6. 

Cardoso, F. H. (1983): Perspectivas. Ideias e atuacäo politica, Rio de Janeiro. 

Cardoso, F.H. (1984): A democracia na America Latina, in: Novos Estudos Nr. 10, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H. (1985): A democracia necessäria, Campinas. 

Cardoso, F. H. (1990): Desafios da social-democracia na America Latina, in: Novos Estudos 
Nr. 28, Säo Paulo 1990. 

Cardoso, F. H. (1994): Plano Fernando Henrique Cardoso, Exposicäo de Motivos Nr. 395, 7. 
Dezember, in: Revista de Economia Politica Nr. 2. 

Cardoso, F. H. (1995): Ainda a »teoria« da depend£ncia, in: Folha de Säo Paulo, 28. Mai, S. 
5-5. 

Cardoso, F. H.; Faletto, E. (1969): Dependencia y desarrollo en America Latina. Ensayo de 
interpretaciön sociolögica, Buenos Aires und Mexico. 

Cardoso, F. H.; Faletto, E. (1976): Abhängigkeit und Entwicklung in Lateinamerika, Frank- 
furt/Main 1976. 

Cardoso, F. H.;Ianni, ©. (1960): Cor e mobilidade social em Florianöpolis: aspectos das re- 
lagöes entre negros e brancos nıma comunidade do Brasil Meridional, Säo Paulo. 

Cardoso, F. H.;Martins, C. E. (Hg.) (1979): Politica e sociedade, Säo Paulo. 

CEPAL (1990): Transformaciön productiva con equidad. La tarca prioritaria de America Lati- 
na y el Caribe en los ahos noventa, Santiago de Chile. 
Fatheuer, Th. W. (1994): Der diskrete Charme des Neoliberalismus. Fernando Henrique Car- 
doso ist neuer Präsident Brasiliens, in: Lateinamerika-Nachrichten, Nr. 245, Nov., Berlin. 
Fritz, B. (1995): Stabilisierung in Brasilien: Eine Zwischenbilanz des Plano Real, in: Latein- 
amerika. Analysen, Daten, Dokumentation, Beiheft Nr. 15, Hamburg. 

Lamounier, B.; Cardoso, F. H. (Hg.) (1975): Os partidos e as eleicöes no Brasil, Rio de Janei- 
co. 

Martins, C. E. (Hg.) (1977), Estado e capitalismo no Brasil, Säo Paulo. 

Müller-Plantenberg, U. (1993), Die CEPAL und der Neoliberalismus, in: D. Dirmoser u. a., 
Markt in den Köpfen, Lateinamerika. Analysen und Berichte Bd. 17, Bad Honnef. 

Rostow, W. W. (1960): The Stages of Economic Growth, Cambridge. 

Senghaas D. (Hg.) (1972): Imperialismus und strukturelle Gewalt. Analysen über abhängige 
Reproduktion, Frankfurt/Main. 

Singer, P.(1995): O petroleiro € nosso, in: VEJA, 7. Juni. 

Singer, P.; Brant, V. C. (Hg.) (1980): Säo Paulo: O povo em movimento, Petröpolis. 

Wachendorfer, A.; Mathieu, H. (1995): Brasilien: Ein Wirtschaftsplan entscheidet die Wahlen, 
in: D. Dirmoser u.a., Sport und Spiele. Lateinemerika. Analysen und Berichte, Bd. 19, Bad 
Honnef. 

Weffort, F. (1994): La revoluciön de Cardoso, in: Brecha, Montevideo, 14 Oktober. 


